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(Wiederaufnahme um 9.01 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Geschätzte Kolleginnen und Kollegen!

Nach fast genau zehn Stunden nehmen wir die Sitzung wieder auf. Entschuldigt während des gesamten Tages sind GRin Cammerlander und GRin Dr Vitouch. Einzelne Personen haben sich für kurze Zeitabstände entschuldigt.

Die Beratung des Rechnungsabschlusses der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2009 wird fortgesetzt.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jungend, Information und Sport. Ich begrüße sehr herzlich den Herrn Stadtrat. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich mache darauf aufmerksam, dass seine Redezeit mit 25 Minuten begrenzt ist. 

9.01.28

†GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Schönen guten Morgen!

Es heißt so schön „Morgenstund' hat Gold im Mund" und ich möchte auch gleich vorausschicken, es ist nicht alles schlecht, was im Bereich Bildung und Jugend in Wien passiert. Ich stehe nicht an zu sagen, dass es auch einige Sachen gibt, die recht gut funktionieren, aber es muss trotzdem das Recht und vor allem auch die Pflicht der Opposition sein, Missstände aufzuzeigen und Veränderungen und Änderungen einzumahnen und zu verlangen, weil Werbung für Ihre Politik machen Sie ja selbst genug. Es werden ja jährlich, wie gesagt, Millionen an Steuergeldern dafür investiert, da auch eine Eigenwerbung zu betreiben. Das haben wir schon oft genug auch hier erwähnt. Sie brauchen also nicht uns als Opposition dazu, jetzt auch noch Werbung für Ihre Tätigkeiten zu machen. Wir nehmen uns das Recht und auch die Pflicht heraus, die Missstände aufzuzeigen. Das ist wichtig. Es braucht eben hier in Wien nach fast 16 Jahren Häupl als Bürgermeister einen Wandel, weil eben ein fest gefahrenes System am Werk ist, eine Mischung aus Trägheit, auch teilweise Misswirtschaft links-linker Ideologie vor allem im Jugend- und Bildungsbereich, wo eben auch ein Wandel längst überfällig ist. 

Und da kommen wir gleich in medias res, gehen wir in die Bildungspolitik hier im roten Wien. Ein ganz klares „Nicht genügend" kann man dieser Bildungspolitik ausstellen, das sagen nicht nur wir als kritische Opposition, das schreiben auch viele Medien, weil es eben zum Beispiel hier in der Bundeshauptstadt die meisten Fünfer im Abschlusszeugnis gibt. Es gibt die meisten Sitzenbleiber in den AHS und berufsbildenden Schulen. Es ist sehr, sehr viel teure Nachhilfe notwendig, eine große Belastung natürlich für die Eltern. Es gibt hier die meisten Fünfer, aber gleichzeitig laut „Kurier" der letzten Woche gibt es einen enormen Druck auf die Lehrer, keine Fünfer zu geben, vor allem im Pflichtschulbereich. Also anscheinend üben hier Direktoren und Inspektoren Druck aus, keine Fünfer zu geben. Das wussten wir von den Freiheitlichen schon länger. Das wurde immer als Greuelpropaganda gegen das ach so gute Bildungssystem hier in Wien abgetan, aber anscheinend ist es schon auch Tatsache. Da hat es immer geheißen, wir wollen das System schlechtreden, aber in Wirklichkeit handelt es sich hier anscheinend um die Wahrheit und wir haben diese Wahrheit auch immer ausgesprochen. Und die Lehrer beklagen sich in den Wiener Schulen eben, dass manche Schulabgänger nach der absolvierten Pflichtschule nicht einmal Volksschulniveau haben. Das ist der Zustand hier in den Wiener Schulen. Das ist einfach unglaublich und es ist eben ein Faktum, dass anscheinend hier an den Wiener Pflichtschulen viele Schüler einfach durchgewunken werden, dass keine Leistung mehr gefordert wird, dass die Noten verschenkt werden und dass eben vor allem hier in Wien an den Pflichtschulen dieser Missstand vorherrschend ist. Die Frau Stadtschulratspräsidentin Brandsteidl weiß wie immer von nichts. Sie weiß von nichts, sagt sie, nach dem Motto „Mein Name ist Hase". Sie weiß auch nichts davon, dass anscheinend schon in einigen Wiener Schulen die Parole ausgegeben wurde, nicht gebrachte Hausübungen nicht mehr negativ zu beurteilen. Das heißt de facto, diese Hausübungen sind nur freiwillig. Es wird also überhaupt keine Leistung mehr eingefordert, im Schulbereich keine Pflicht mehr eingefordert und das führt im Endeffekt die gesamte Schulpflicht ad absurdum. Und anscheinend, wenn es nach den roten Genossen hier in Wien geht, soll im Endeffekt diese Schulpflicht auch noch abgeschafft werden.

Ich erwähne das ja jedes Jahr zweimal bei der Budgetdebatte und bei der Rechnungsabschlussdebatte und ich wiederhole es deswegen, weil ja im Endeffekt die Zustände immer gravierender werden. Der Zustand in Wiens Schulen ist im Endeffekt sinkend. Das sagen alle Studien, es geben uns alle Studien im Endeffekt recht. Es gibt in Deutsch in der Sprache, in der Kommunikation Probleme, also ein völliges Versagen auch im Integrations- und Bildungsbereich. Und Sie müssen sich den Vorwurf gefallen lassen, dass hier in den Wiener Schulen die Arbeitslosen und Sozialhilfeempfänger der Zukunft produziert werden. Es wird also hier einer ganzen Generation oder sehr, sehr vielen Schülern die Zukunft verbaut. Österreicher mit deutscher Muttersprache sind in vielen Bezirken schon in der Minderheit und Deutsch wird anscheinend in Zukunft leider zur Fremdsprache in der eigenen Stadt und das scheint Ihnen egal zu sein.

Wenn hier die Stadtschulratspräsidentin Brandsteidl hergeht und eine Aktion „Kiss Ausgrenzung Goodbye" macht, wo Schüler angehalten werden, Plakate zu küssen, so ist es ja auf den ersten Blick sehr begrüßenswert, weil Ausgrenzung will ja niemand hier in unserer Stadt, überhaupt keine Frage. Aber da möchte ich schon ein eher neues Phänomen beleuchten, das in letzter Zeit immer häufiger auftritt, nämlich das Phänomen des Mobbings oder Bullyings, dass sich in letzter Zeit Lehrer mit den ausländischen Schülern gegen inländische Schüler solidarisieren, die mittlerweile in manchen Schulen, in manchen Bezirken schon in der Minderheit sind, ein bis zwei Schüler pro Klasse. Und die Lehrer tun das anscheinend aus Furcht vor den Eltern und um sich in der nachfolgenden Diskussion Unannehmlichkeiten zu ersparen. Es soll auch der Ruf der Schule gewahrt bleiben, man will sich Diskussionen in der Öffentlichkeit ersparen.

Zum Beispiel eben eine Schule im 16. Bezirk, wo ein Wiener Kind von einem Schüler mit Migrationshintergrund aus Tschetschenien am Jahresanfang verprügelt wurde. Der Vater hat bei der Polizei Anzeige wegen Körperverletzung und Sachbeschädigung erstattet und hat den Stadtschulrat informiert. Aber dieser Fall wurde, wie so oft, von den Lehrern heruntergespielt und es wurden, so hört man, auch manche Schüler eingeschüchtert, damit sie darüber schweigen. Der Vater ist aber nicht von diesem Thema runtergegangen und hat eben diesen Vorwurf weiter erhoben, dass sein Sohn hier anscheinend gemobbt wird. Der Vater hat eben auch Fotos von den Folgen dieser Verprügelung an die Polizei und den Stadtschulrat weitergeleitet. Das war anscheinend der Anfang vom Ende dieser Schulkarriere dieses Schülers in dieser Schule im 16. Bezirk. Und es wurde hier anscheinend bei so manchem, eher links angesiedelten Lehrer diese sozialromantische Ansicht der multikulturellen reibungsfreien Gesellschaft enorm gestört. Dieser ganze Traum wurde auf einen Schlag gestört und es gab Gespräch in der Schule, an der die Klassenlehrerin und die Schulpsychologin, eine Frau vom Jugendamt sowie die Schulsekretärin teilnahmen. In dieser Gesprächsstunde wurde der Vater eigentlich kaum zu Wort gelassen, wurde laufend unterbrochen. Die Lehrer meinten, es seien an seinem Sohn, der verprügelt wurde, keine Verletzungen aufgefallen. Also mir liegen hier die Fotos vor, blaue Flecken im Gesicht, am Oberkörper. Wenn das niemandem auffällt, dann ist das eher etwas eigenartig. Fotos liegen, wie gesagt, hier vor. Und bald nachher nahm das Ganze seinen Lauf. Die Lehrer haben dem kleinen Schüler das Handy weggenommen. Sie haben vor der versammelten Klasse die Mitteilungen des Schülers an seinen Vater, die SMS-Mitteilungen, vorgelesen, was natürlich auch einen Eingriff in die persönliche Intimsphäre bedeutet. Und es wurden, wie gesagt, anscheinend auch teilweise Schüler eingeschüchtert, hier die Unwahrheit zu sagen und den Vorfall, der eben so passiert ist, zu dementieren. Dann musste der Schüler während einer Mathematikstunde den Gang schrubben. Er hat dann nach 15 Minuten gemeint, dass ihn die Knie schmerzen. Aber die Lehrerin hat ihm gesagt, er soll weitermachen und fortfahren. Der nächste Skandal war, es gab eine Benotung auf einen Test oder eine Schularbeit durch die Englischlehrerin auf Fünf. Diese Schularbeit wurde dann von einem externen Professor kontrolliert, der gesagt hat, das kann kein Fünfer sein. Der Vater hat sich dann bei der Lehrerin beschwert, hat sozusagen Einspruch erhoben und plötzlich war es ein Dreier. Also etwas eigenartig, plötzlich von Fünf auf Drei, so eine schlagartige Verbesserung, da ist ja wohl einiges im Busch. Und weiter geht es ganz munter. Da soll die Klassenlehrerin die anderen Mitschüler gegen den Schüler aufgehetzt haben, indem sie mit allen Kindern dieser Klasse einen Sesselkreis bildete, jedes Kind darf sich in Anwesenheit der Psychologin über diesen österreichischen Schüler beschweren. Als Racheakt hat anscheinend die Schulleitung dem Vater das Jugendamt auf den Hals gehetzt, weil hier eben behauptet wurde, der Sohn sei so schlecht zu Hause versorgt, wobei die Realität ganz, ganz anders aussieht. Der Schüler wurde durch die Bank benachteiligt. Es ist auch sehr interessant, dass er anscheinend von allen Vergünstigungen der Schule ausgeschlossen wurde, an Ausflügen nicht mehr teilnehmen durfte und im Endeffekt während des laufenden Unterrichts am Gang sitzen musste.

Er wurde zur Schullandwoche nicht mitgenommen. Die Kosten wurden nicht zurückerstattet und es wurde im Endeffekt dann auch eine Schularbeit des Sohnes dem Vater nicht im Original ausgehändigt, sondern nur in der Kopie, weil die Lehrer dem Vater nicht mehr trauten. Im Endeffekt haben Journalisten herausgefunden, dass zwei von diesen Lehrern, die an dieser Mobbingaktion beteiligt waren, anscheinend bei der SPÖ-nahen Fraktion Sozialistischer Gewerkschafter FSG für die Wahl zum Dienststellenausschuss kandidiert haben. Und zwei dieser Lehrer haben anscheinend auch eine Auszeichnung von der Frau Stadtschulratspräsidentin Brandsteidl bekommen. Interessante Details am Rande.

Aber nach langer Zeit Diskussion und aufgebauten Drucks, auch medial, reagierte endlich der Stadtschulrat. Man sieht also, Druck lohnt sich und manche Leute reagieren anscheinend nur auf Druck. Der Stadtschulrat griff ein und brachte den Schüler in einer anderen Schule unter, wo er sich plötzlich sehr, sehr wohl fühlt, wo er auch plötzlich gerecht benotet wird, wo plötzlich der Schüler, der in einigen Gegenständen gefährdet war, positive Schularbeiten schreibt und hier anscheinend ja wieder ein normales Klima eingezogen ist und sowohl Vater als auch Sohn sehr, sehr zufrieden sind. Es ist einfach schade, dass hier der Stadtschulrat nicht früher eingegriffen hat und es ist schade, dass es überhaupt zu solchen Übergriffen auf Dauer, nämlich über Monate, kommen kann und hier gezielt einzelne Schüler aus den Schulen hinausgemobbt werden, weil sie anscheinend nicht mehr in das Bild der mehrheitlichen Zuwandererkinder passen und dass hier die Probleme unter den Tisch gekehrt werden, der Ruf der Schule ja nicht leiden darf und sich eben die Lehrer mit der Mehrheit der zugewanderten Schüler, der Kinder mit Migrationshintergrund, gegen die einzig verbleibenden Kinder aus Österreich solidarisieren und hier im Endeffekt auch gegen diese vorgehen. 

Ich hoffe, dass die Aktion „Kiss Ausgrenzung Goodbye“ von der Frau Stadtschulratspräsidentin Brandsteidl eben auch auf diese Aktionen gerichtet ist. Vielleicht könnte sie die Lehrer eben auch dazu bewegen, einmal diese Plakate zu küssen, um hier gegen Ausgrenzung vorzugehen. Und ich bitte Sie, dass Sie gegen diese Missstände auch wirklich auftreten, dass Sie das in Zukunft nicht unter den Tisch kehren, das nicht verniedlichen, weil es da bitte um Schicksale von Schülern und ganzen Familien geht, die hier im Endeffekt im jungen Alter mit Hass, Ablehnung und Gewalt konfrontiert werden und dass bitte hier nicht in ein System der Arroganz und Vertuschung übergegangen wird. Das muss man aussprechen und weil es sonst keiner tut, dann sind wir Freiheitlichen der Anwalt dieser Schüler, die eben hier anscheinend aus den Schulen hinausgemobbt werden. (Beifall bei der FPÖ.)

Aber angesichts dieser Zustände, die ich jetzt beschrieben habe, würde man sich doch von einem verantwortungsvollen Bürgermeister und Stadtschulratspräsidenten erwarten, dass hier rasch Gegenmaßnahmen ergriffen werden. Aber was macht der Bgm Häupl in Wien? Was macht die SPÖ in Wien? Was ist eigentlich die SPÖ‑Bildungspolitik? Sie treten nach wie vor vehement für die Einführung der Gesamtschule ein. Wir wissen, das wäre eine Nivellierung nach unten. Mittlerweile sind schon einige Lehrmittel dreisprachig, auf Deutsch, Serbokroatisch und Türkisch. Ja, super für die Integration. Das heißt, die Schüler werden nicht mehr angehalten, Deutsch zu lernen und zu sprechen, sondern können sich auch bequem in ihrer Heimatsprache unterhalten und lernen. Also man sieht eben, dass sie aktiv die Integration auch ablehnen. Es besteht kein Druck, Deutsch zu lernen und diesen Druck bräuchten eben viele. Es gab eben eine mündliche Weisung in manchen Schulen, dass Hausübungen nur noch freiwillig abzugeben sind. Und der Herr Bürgermeister hat nach einem Treffen mit dem türkischen Botschafter plötzlich laut darüber nachgedacht, dass er sich türkische Schulen in Wien vorstellen kann. Da merkt man ja, welch Geisteskind dieser Bürgermeister ist. Der trifft einmal den türkischen Botschafter und geht dann plötzlich vor türkischen Expansionsbestrebungen à la Erdogan in die Knie, geht in die Knie vor dieser türkischen Machtpolitik und lässt sich anscheinend für türkische Interessen einspannen. Wenn der Herr Unterberger ganz gut auch schreibt: „Ein ganz klares Nein zu einer Ghettobildung.“ Er schreibt: „Es ist dringend notwendig, dass Kinder türkischer Abstammung perfekt Deutsch können. Nur so haben sie Chance auf einen Job.“ Ich hoffe das sehen Sie auch so. Und was plant die SPÖ? Sie will anscheinend türkische Schulen schaffen. Das ist doch bitte eine ziemlich absurde Antwort auf die Sprachdefizite. Wir wissen ja nicht zuletzt aus dem Integrationsbericht, dass die türkischen Kinder diejenigen sind, die am schlechtesten integriert sind und die die meisten Defizite in der deutschen Sprache haben. Das sollte doch bitte auch nicht an Ihnen vorbeigegangen sein.

Wir haben dazu eine Dringliche Anfrage im Landtag vor zwei Monaten vorbereitet, die nicht zugelassen wurde. Und der Bgm Häupl hat anscheinend auf medialen Druck und auf Druck der FPÖ sein lautes Nachdenken auch bald wieder revidiert und hat gesagt, er meint das doch nicht ganz so, zumindest als der Druck zu groß wurde und wir haben auch die Wiener Wahl. Aber wie es nach der Wahl ausschaut, wird man dann ja sehen. Trotzdem kann und wird sich der Herr Bürgermeister den Vorwurf gefallen lassen müssen, dass er das Bildungssystem in Wien gegen die Wand fährt und dass er anscheinend österreichische Interessen nicht mehr vertritt. Eben Thema Gesamtschule, wo auch schon große Teile der ÖVP leider kippen. Industriellenvereinigung, Wirtschaftskammer sind schon dafür. Der Widerstand der ÖVP bröckelt langsam und die letzte Bastion ist anscheinend hier in Wien vorhanden. Ich hoffe, das bleibt auch so, zumindest vor der Wahl, mal schauen, wie es nachher ausschaut. Es gibt ja mittlerweile auch anerkannte Experten, die sich ganz klar gegen diese Gesamtschule aussprechen, eben der Bildungsökonom aus Salzburg, der Herr Prof Seyr, der eben sagt, er ist sehr, sehr skeptisch und er bevorzugt ein vielseitiges und vielfältiges Schulsystem. Wir lehnen nach wie vor die Gesamtschule ab, weil sie eben eine Nivellierung nach unten ist und werden sie auch nach der Wahl ablehnen, weil diese Gesamtschule im Endeffekt ein sozialistisches Projekt ist, wo eine Gleichmacherei gefördert wird, die wir eben nicht wollen. 

Ja, und wenn es dann eben gute Beispiele gibt wie in Salzburg vor einigen Wochen - das ist ja auch in die Medien gelangt -, wo eine Privatschule, das katholische Elisabethinum in St Johann im Pongau, hier eben Deutsch als Schulsprache eingeführt hat und wir Freiheitliche das ja immer gefordert haben. Es gibt auch einige Schulen in Berlin, die Deutsch als Schulsprache eingeführt haben und Lehrer, Eltern und Schüler damit sehr, sehr zufrieden sind und es auch für die Integration sehr förderlich ist. Es ist ja auch letzten Endes eine Frage der Höflichkeit, dass hier Deutsch gesprochen wird, dass eben nicht plötzlich österreichische Kinder dastehen und in der Schulpause nicht verstanden wird, was von der Mehrheit der Schüler gesprochen wird, weil sie eben nicht Deutsch sprechen. Was ist postwendend die Reaktion des Stadtschulrates in Wien und wie reagiert postwendend der Herr Bürgermeister? Ein klares Nein zu diesem wirklich gescheiten Projekt. Da sieht man eben, wie beratungsresistent dieser Bürgermeister auch ist, wie beratungsresistent der Stadtschulrat hier mit seiner Präsidentin Brandsteidl ist. Sogar die Landeshauptfrau Burgstaller hat sich nicht negativ zu diesem Projekt geäußert, aber der Herr Bürgermeister geht hier anscheinend andere Wege und lehnt eben Integration ab. Wir stellen hier heute gemeinsam den Antrag Deutsch als Schulsprache, den ich hier eben einbringen will, den Beschlussantrag: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass in allen Pflichtschulen Deutsch als Pausensprache durch Vereinbarung zwischen Eltern und Lehrern verordnet werden kann. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“

(Beifall bei der FPÖ.) Ich hoffe auf Ihre Zustimmung. Ich hoffe auch, dass die ÖVP diesem Antrag zustimmen wird. Sie plakatiert ja schon ganz fleißig „reden wir über bildung, am besten auf deutsch“ in geflisslicher Kleinschreibung. Da kann man davon halten, was man will. Ich hoffe trotzdem auf breite Zustimmung.

Ich möchte jetzt ganz kurz noch zwei Themenbereiche beleuchten. Das Thema Kindergarten. Wir haben ja den kostenlosen Kindergarten für alle beschlossen, wie es geheißen hat. Uns ist ja der Brief vom Herrn Bürgermeister im März 2009 in bester Erinnerung, wo es geheißen hat: Ab September kostenloser Kindergarten für alle. Ich darf hier eine Mail verlesen, die pars pro toto für viele Beschwerden von Eltern steht, die bei uns einlangen, wo man eben sieht, dass dieser kostenlose Kindergarten eben nicht so ist wie die SPÖ ihn hier auf Plakaten verherrlicht. Wir waren ja von Anfang an für diesen kostenlosen Kindergarten, aber bitte nicht in der Form. Ich lese jetzt eine Mail einer Mutter vor. Sie schreibt: „Ich bin dreifache Mutter. Ich habe meine Tochter im Alter von drei Wochen für einen Gemeindekindergartenplatz für April 2010 bei der MA 10 angemeldet. Wie schon bei meinen ersten beiden Töchtern habe ich natürlich eine Absage bekommen. Sie hätten keine Plätze mehr. Ich bin ratlos. Ich bin selbstständig, gehe täglich zur Arbeit“ und so weiter. Also diese Mail steht pars pro toto für viele Beschwerden, die bei uns und sicherlich auch bei Ihnen im Magistrat oder bei der Partei einlangen und man sollte sich schon um diese Sorgen und Anliegen dieser Eltern kümmern. Wenn man schon hier proklamiert „Kostenloser Kindergarten für alle ab September 2009“, dann sollte man bitte die eigene Forderung ernst nehmen und nicht nur billigen Wahlkampfschmäh betreiben, weil im Endeffekt ist das Thema hier viel zu ernst. Der kostenlose Kindergarten ist ein wunderbares Projekt, den wir schon seit zehn Jahren auch fordern. Sie sind dann auf den Zug mit aufgesprungen, weil Sie gemerkt haben, die Felle schwimmen Ihnen davon. Aber dann bitte, wenn man so etwas macht, dann gescheit. Und ich darf Ihnen ganz kurz etwas vorlesen.

Ich habe hier einen Text gefunden, der unsere Kritik auch vollinhaltlich bestätigt. Ich darf hier zitieren: „Die Einführung des beitragsfreien Kindergartens in Wien ist zweifelsohne großartig. Allerdings gibt es drängende Probleme in den Kindergärten und in der Nachmittagsbetreuung der Schulkinder. Die Gruppen der zu betreuenden Kinder sind zu groß und die PädagogInnen verdienen zu wenig. Derzeit betreut eine Pädagogin eine Gruppe von 25 Kindern, dazu kommt eine Hilfskraft ohne Ausbildung in diesem Bereich. Erzieherisches Eingreifen zugunsten der Entfaltung der Kinder ist unter diesen Bedingungen kaum möglich. Der Kindergarten wird so zur Abgabestelle und ist in keinster Weise das, was er sein sollte, nämlich eine Bildungseinrichtung. Viele von den PädagogInnen möchten Kinder nicht nur bewachen. Nicht wenige von Ihnen stehen knapp vor einem Burn-out oder haben schon eines hinter sich.“ Und jetzt frage ich Sie: Wer hat das geschrieben? Wo steht das? Können Sie es sich ausdenken? Das hat Ihre eigene Parteijugend geschrieben, Ihre eigene Parteijugend am 13. Mai zu Ihrer Landeskonferenz in einem Antrag als Begründung zum Thema Kindergarten. Sie haben sehr, sehr gescheite Forderungen formuliert. Also Ihre eigene Parteijugend, die SJ, hat am 13. Mai diesen Text geschrieben und fordert eben eine Reduzierung der Gruppengrößen, einen Ausbau von angemessenen Räumlichkeiten und einen angemessenen Lohn für die KindergartenpädagogInnen. Da sieht man, dass nicht einmal in Ihren eigenen Reihen das Projekt als so toll angesehen wird, wie es umgesetzt wurde. (Heiterkeit bei GR Heinz Vettermann.) Schauen Sie, wenn wir schon bei dem Thema sind. Das war ein einziger Lichtblick bei dieser Landeskonferenz der Sozialistischen Jugend. Da gibt es auch andere Anträge, wie: Das Amerlinghaus muss bleiben - ein super Antrag, einzigartig - (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Wärest du auch gerne dabei? – Heiterkeit bei der SPÖ.) und die Förderungen müssen aufgestockt werden. Also dieser Kindergartenantrag ist der einzige Lichtblick in einer Summe von vielen Anträgen, die eigentlich ewig gestrigen Quatsch bedeuten und nicht zukunftsweisende Politik. Und das ist eigentlich der Zustand Ihrer Parteijugend. Aber das ist ja Ihr Problem. (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Nicht so spannend!)

Und wenn wir schon beim Thema sind, beim Thema Parteijugend (Weitere Heiterkeit bei der SPÖ.), darf ich ganz kurz auf die grüne Parteijugend eingehen, die jetzt hier ein Flugblatt herausgegeben hat: „Don’t panic, grün-alternative Jugend Wien, die neue Broschüre ist da mit Texten zu Sexismus im Alltag, Rassismus, Schubhaft abschaffen, know your rights, legalize heroin.“ Geil. „Nimm dein Flackerl für dein Gackerl.“ Also grüne Jugend, gratuliere! 

Aber trotzdem, ich sage Ihnen eines: Ich stehe trotzdem ganz klar für die Subventionierung der Parteijugenden, weil es wichtig ist für die Förderung der Demokratie. Trotzdem muss es richtig und angebracht sein, solche Forderungen zu kritisieren, weil das ja nicht einmal das Papier wert ist, auf dem es geschrieben ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Jetzt noch ganz kurz zum Thema Krisenpflege, wo es viele Missstände auch gibt, wo Pflegeeltern durchwegs doppelt besetzt sind, viele Pflegemütter in einem Alter sind, in dem sie schon leicht überfordert sind, dass viele Pflegemütter schon über 55 Jahre alt sind und trotzdem viele Kinder betreuen müssen. Viele Wohnsituationen sind nicht kindergerecht. Kinder schlafen teilweise im Zimmer der Pflegeeltern. Das sind auch Zustände, deren man sich annehmen muss, wenn man dieses Thema ernst nimmt. Die Themen Krisenpflege und Pflegeeltern sind ein Thema, das hier ernsthaft behandelt werden muss, wo hier mehr Geld investiert werden muss und mehr Personal zur Verfügung gestellt werden sollte. 

In diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und Herren, lehnen wir den Rechnungsabschluss ab. Es ist wirklich an der Zeit, dass dieses System von Arroganz und Machtmissbrauch unter Bgm Häupl am 10. Oktober abgewählt wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr. 

9.24.32

†GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus)|: Meine verehrten Damen und Herren! 

Selbstverständlich, wie mein Vorredner, der Herr Gudenus gesagt hat, hat jeder das Recht zu kritisieren, was oder wen er will. (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, Sie sind es, die in Ihrem Bezirk genug kritisiert!) Ich zum Beispiel kritisiere jetzt Sie. Ist wahrscheinlich auch legitim (GR Mag Wolfgang Jung: Die Hälfte will Sie nicht mehr!) und möchte Ihnen sagen, das Problem, das große Problem mit der FPÖ ist, dass Sie eine Partei der Spaltung sind. (GR Dr Herbert Madejski: Oh! – Aufregung bei der FPÖ. - GR Mag Wolfgang Jung: Die Hälfte will Sie nicht mehr!) Das ist das große Problem. (GR Mag Wolfgang Jung: 3 Bezirke: 6., 8. und 15. Bezirk!) Eine Partei, die die Menschen in Wien spaltet. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Sie spalten sich selber!) Und das ist das große Problem. Meiner Meinung nach sollten alle, die hier im Haus sind, ganz egal, von welcher Seite sie kommen und welche Ideen sie haben, dagegen wirken, dass die Leute auseinanderdividiert werden und schauen, dass ein gemeinsames, neues, großes Ganzes entsteht und zwar mit allen Menschen, die in Wien leben. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Da muss man darauf eingehen. Warum tun Sie das nicht?) Das sind alles Wienerinnen und Wiener. Alle. Und wir müssen schauen, dass sie hier gerne leben und dass sie hier gut leben und dass sie sich vertragen. 

Vielleicht ganz rasch zu Ihrem Antrag bezüglich „Sprechen in der Pause“. Sie haben von Respekt gesprochen. Ich glaube, der Respekt wäre doch der, jedes Kind in der Freizeit so sprechen zu lassen, so wie ihm der Schnabel gewachsen ist. Einfach von innen heraus reden lassen, wie die Kinder reden wollen. Was anderes ist das Sprechen im Unterricht. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Sprachförderung für Deutsch. Mein Respekt ist die Sprachförderung für Deutsch!)
Ja. Nein. Das ist eben nicht der alleinige Respekt. Der Respekt in Bezug auf die Sprache eines Menschen wäre nicht einseitig zu betrachten, sondern wieder von beiden Seiten. Selbstverständlich sollen alle Kinder die Möglichkeit haben, gut Deutsch zu lernen, Deutsch perfekt zu lernen. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Ja, ja, ein Kauderwelsch!) Das steht völlig außer Diskussion. Das andere, was Kinder tun und können sollten, ist (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Ja, ja, das ist Respekt!), sich in ihrer Muttersprache äußern zu können, wenn sie unter sich sind, wenn sie in ihrer Freizeit sind. Und jetzt füge ich noch eines dazu: Auch im Unterricht macht es Sinn, diese Muttersprache zu verwenden. Zum einen dann, wenn es darum geht, die Muttersprache auch gut und perfekt zu lernen, denn wir wissen, dass das eine Vorbedingung dafür ist, dass sie auch gut Deutsch lernen. Aber auch in einem anderen Fall. Ich glaube, Sie haben auch darauf Bezug genommen. Ich weiß es nicht genau. Da gab es eine Schule im 10. Bezirk, eine KMS, wo ein Mathematiktest stattgefunden hat, wo auch, ich glaube, auch Serbisch war es, aber auch Türkisch, verwendet wurde. Jetzt macht das dann Sinn, wenn ich herausfinden will, ob Kinder, die nicht gut Deutsch können, Mathematik können. Dann ist es vielleicht ganz gut, wenn man sie zwischendurch in ihrer Muttersprache anspricht, weil dann erfahre ich, ob sie Mathematik können. Sonst erfahre ich nur (GR Mag Wolfgang Jung: So kann man das nicht machen!), er kann diese Aufgabe nicht lösen, aber ich weiß nicht, warum. Ich weiß nicht, ob diese Aufgabe nicht gelöst wird, weil jemand nicht Deutsch kann oder nicht Mathematik kann. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Nicht im Regelunterricht!) Das heißt, in der Regel ist es so, dass man sich die Dinge im Detail anschauen muss und dass man dann Problemlösungen finden muss, die auf die jeweiligen Kinder passen. Es hat die Frau Abg Matiasek ja gestern von der babylonischen Sprachverwirrung gesprochen. Na, Wien ist ja sehr viel weiter. Wir haben ja nicht 72 Sprachen, wie in Babylon, sondern wir haben in Wien 200 gesprochene Sprachen, also, sehr, sehr viel mehr. Und wir sind der Meinung, dass alle diese Kinder perfekt Deutsch lernen und können sollen, dass aber auch die Muttersprache gepflegt werden soll und dass es darum geht, dieses Potenzial zu nutzen. Ich bringe daher einen Beschlussantrag in diesem Sinne ein: 

„Man möge dafür sorgen, dass die Kinder auch in ihrer Muttersprache geschult werden und das würde bedeuten, in einem ersten Anlauf“ - und diesen Antrag stelle ich hiermit – „mindestens 500 Lehrkräfte einzustellen, die entweder Native Speaker sind oder eine Sprachausbildung in einer der rund 10 nachgefragten Sprachen haben.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrages.“ 

Die Frau Abg Matiasek, es tut mir leid, dass sie jetzt nicht da ist, weil ich jetzt einige Male auf sie zurückkomme, hat auch noch einmal Folgendes gesagt: „Erst Deutsch, dann Schule“. Tatsächlich ist es so, dass die Freiheitlichen seit zehn Jahren diese Forderung erheben und tatsächlich ist es so, dass die Damen und Herren Abgeordneten der SPÖ dieses Ansinnen, zuerst Deutsch, dann Schule, zehn Jahre lang tapfer abgewehrt haben und auch der Freiheitlichen Partei immer wieder gesagt haben, das wäre ein rassistisches Ansinnen, das ist Ausländerfeindlichkeit pur. Jetzt ist es aber so, dass es eine Partei gibt, die das sagt, nämlich die Freiheitlichen, aber eine zweite Partei gibt, die das macht, und das ist die SPÖ. Es ist genau dieses „Erst Deutsch, dann Schule“, das sie mit der Einführung der Vorschule umgesetzt haben. Und es waren etliche, etliche sozialdemokratische DirektorInnen, die Ihnen Briefe geschrieben haben und die auch dem Bürgermeister Briefe geschrieben haben, um Ihnen zu sagen, das ist Rassismus, das darf man nicht machen. Und wir haben schon darüber geredet, aber ich tue es heute noch einmal. Ich bin der Meinung, dass sie diesen Fehler nun eben begangen haben, aber Fehler kann man auch wieder gut machen, man kann das zurücknehmen. Ich fordere Sie auf, diese Vorschule als Modell wieder zurückzunehmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Meine sehr verehrten Damen und Herren der SPÖ! Die Frau Abg Ludwig-Faymann hat gestern etwas sehr Richtiges gesagt: Im Grunde genommen geht es für uns alle darum zu zeigen, wofür stehen wir und wofür stehen die anderen. Das ist den Wählerinnen und Wählen gegenüber fair, denn die sollen ja erfahren, wofür die Parteien stehen und was sie machen, machen wollen, machen werden für den Fall, dass sie auch in eine Rolle kommen, wo sie etwas umsetzen können.

Ich möchte jetzt nur zwei Punkte herausnehmen, wo die ganz großen Probleme in Wien seit Jahrzehnten liegen. Ich bin seit neunzehn Jahren in diesem Haus und seit neunzehn Jahren reden wir über diese zwei Probleme und wo man Problemlösungskompetenz zeigen muss. Das Problem Nummer 1 lautet: Es gibt keine Chancengerechtigkeit in unserem Schulsystem. Kinder aus sozioökonomisch benachteiligten Familien werden von der Schule noch einmal benachteiligt. In diesem Punkt ist es Ihnen bislang nicht gelungen, Problemlösungskompetenz zu zeigen und Sie werden nicht mehr viel Zeit haben, denn es geht diesbezüglich steil bergab in Wien und jede neue Untersuchung, die veröffentlicht wird, egal, ob das jetzt PISA ist oder ob die OECD sich äußert, jedes Mal wieder wird Ihnen der Spiegel vorgehalten und jedes Mal wieder wird gezeigt, dass es im österreichischen Schulsystem nicht gelingt, so etwas wie eine Chancengerechtigkeit oder Chancengleichheit herzustellen. Das ist der eine Punkt, wo man zeigen kann, wofür stehen die einen und wofür stehen die anderen.

Und ein zweiter Punkt, wo sie das zeigen müssten und sollten, ist das große Kapitel der Schulinnovation. Ich denke, wir sollten auseinanderhalten, was sind reine Bundesangelegenheiten - da können Sie mit der Ministerin reden, da können Sie Einfluss nehmen, ich hoffe, Sie tun das auch -, aber es gibt auch jenes Kapitel, wo die Frage danach gestellt werden muss, was könnte Wien in Eigenregie tun, damit Schulinnovation in einem großen Ausmaß stattfindet. Das sind die zwei Punkte, zu denen ich jetzt in meiner Rede Stellung nehmen möchte. 

Punkt Chancengerechtigkeit: Sie haben das 1+1-Fördermodell mit der Vorschule gemacht, wo wir sagen, das ist rassistisch. Die GRÜNEN hätten, und das ist auch unser Vorschlag für die weitere Vorgangsweise, gesagt, alle Kinder sollen ab drei Jahren in den Kindergarten gehen, denn dort findet das Lernen auf eine spielerische Art und Weise statt und danach würden alle Kinder mit ausreichend deutschen Sprachkenntnissen mit sechs Jahren in die Schule gehen können. Das ist unser Vorschlag und wir hätten gerne, dass der aufgegriffen wird. 

Punkt. Es gibt Kinder, die haben zu Hause Eltern, die für sie Zeit haben und selber gebildet sind und die ihnen beim Aufgabenmachen helfen können oder wenn Kinder irgendwann einmal irgendwo ein bisschen schwächer sind, als sie es sein sollten. Es gibt aber auch die Kinder, die diese Eltern zu Hause nicht haben. Das sind Kinder aus sozioökonomisch schwachen Familien, bildungsferne Familien, Eltern, die nicht helfen können und das sind auch Eltern, die keine Nachhilfe bezahlen können oder teilweise auch gar nicht wollen. Auch diesbezüglich ist der Vorschlag der GRÜNEN an Sie: Machen Sie es so, dass die Nachhilfe und die Aufgabenhilfe, die diese Kinder benötigen, von der Schule aus angeboten werden und zwar für alle diese Kinder, nicht nur da und dort und da und dort, sondern für alle Kinder, die das benötigen, und dass das ein ganz ein selbstverständliches Angebot für diese Kinder ist. 

Punkt. Wir haben auch darüber schon geredet und ich habe auch diesbezügliche Anträge bereits gestellt: Seit dem Jahr 2000, als der Finanzausgleich starke Kürzungen vollzogen hat, wurden auch im Bereich der unverbindlichen Übungen, Sie wissen es, das sind alle Dinge, die den Kindern besonderen Spaß machen, viele schöne Nachmittagsangebote im Bereich Theaterspielen, Musikmachen, Sport, Schach, Eislaufen, alles Mögliche, da wurde stark gekürzt und danach konnten reiche Schulen, das heißt, an vielen Schulen in Regionen Wiens, wo die Eltern, die da im Elternverein drinnen sitzen, genug Geld haben, wurden wieder Kurse eingeführt, die es jetzt wieder gibt, die aber teilweise entgeltlich angeboten sind, das heißt, es gibt Kinder an der Schule, die sehen, da wäre was Wunderbares, da könnte ich Theaterspielen oder jö, dort würde ich gerne mitmachen oder da gibt es Native Speakers in Englisch, die aber nicht mitmachen können, weil sie das Geld dafür nicht haben. Diesen Punkt, dass es an einer Schule Angebote gibt, die nur für ganz bestimmte Kinder, nämlich die mit Geld, da sind, das halte ich tatsächlich, in aller Ruhe ausgesprochen, aber das halte ich für eine Schande für Wien und da muss die Stadt eingreifen. Dasselbe Problem zeigt sich bei Schullandwochen, bei Skikursen, bei Ausflügen, wo immer wieder Kinder nicht mitfahren können, weil es sich die Eltern nicht leisten können, wo Kinder kurz vor dem Ausflug absagen und sagen, sie sind krank geworden, weil die Eltern einfach, manchmal handelt es sich nur um 10, 20 EUR, dieses Geld nicht haben und den Kindern nicht mitgeben können. Auch das halte ich für eine Schande für Wien. 

Ich bringe daher in diesem Zusammenhang einen Beschlussantrag ein, dass die Stadt Wien die Kosten für schulische Nachmittagsangebote, Schikurse, Schullandwochen und Ausflüge für alle jene Kinder übernimmt, deren Eltern Anspruch auf eine Kostenreduzierung für die Nachmittagsbetreuung haben. Das sind auch alle jene, die zum Beispiel von der Sozialhilfe leben, wo die Eltern von der Sozialhilfe leben, also wirklich Menschen, die zu wenig Geld haben. - In formeller Hinsicht beantrage ich ebenfalls die sofortige Abstimmung dieses Antrages. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Natürlich können wir jetzt hier nicht alles besprechen, was übers ganze Jahr sich angesammelt hat. Aber über die Schulsozialarbeit möchte ich jedenfalls noch reden, denn Schulsozialarbeit, wie sie jetzt stattfindet, ist meiner Meinung nach zu wenig und wirklich nicht das Gelbe vom Ei. Es stellt sich jetzt heraus, dass weder die Anonymität noch die Niederschwelligkeit in dem Maße vorhanden ist, in dem Maße gewährleistet ist, als wir es für notwendig halten und dass auch die notwendigen Ressourcen für die Schulsozialarbeit fehlen. Auch diesbezüglich möchte ich einen Beschlussantrag einbringen.

„Wir fordern den Herrn Stadtrat auf, mit den SchulsozialarbeiterInnen Gespräche über eine Reform der Wiener Schulsozialarbeit aufzunehmen, damit Anonymität und Niederschwelligkeit in Zukunft gewährleistet sein können.“

(GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Die Reform eines einjährigen Projektes, das sich in Evaluation befindet!) Bitte? (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Die Reform eines einjährigen Projektes, das sich in Evaluation befindet!) Ja, ja, es muss nicht daran hindern, dass man schaut, wie bessert man nach. Von mir aus können Sie auch nach einem Jahr dann diese Gespräche aufnehmen. Das ist nicht der Punkt. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Ja!) Der Punkt an der Sache ist, dass es gemacht wird und dass ausreichend Ressourcen zur Verfügung stehen müssen. - Auch diesem Antrag bitte ich, die sofortige Abstimmung zu geben. 

Der nächste Antrag, der sich mit der Schulsozialarbeit befasst, bezieht sich darauf, dass dieses System, wo es jetzt ein bis maximal zwei Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter pro Bezirk gibt, dass in dieser homöopathischen Dosis unterm Strich überhaupt nichts heraus kommen kann. Ich bringe daher einen weiteren Beschlussantrag ein: 

„Der Gemeinderat beschließt als Ziel für den Vollausbau der Schulsozialarbeit in Wien, dass maximal jeweils vier Schulstandorte über ein Zweier-Team an SchulsozialarbeiterInnen verfügen sollen. Das ist aber schon das Maximum. Bei großen Schulen wird auch das zu wenig sein. 

Bitte um die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Bevor ich zur Ganztagsschule noch ein paar Worte und zwei Anträge einbringen möchte, möchte ich noch etwas zur Innovation sagen. Wir brauchen eine Innovation der Pädagogik in Wien. In sehr vielen Schulen ist es nach wie vor so, auch in den Volksschulen, dass der Frontalunterricht an der Tagesordnung ist. Es ist nach wie vor so, dass Mehrstufenklassen, Reformpädagogik, Montessori, Jenaplan, und so weiter, und so fort, an den wenigsten Schulen tatsächlich in die Praxis umgesetzt werden. Manchmal steht es als Türschild noch drauf, aber was drinnen ist, ist wieder ein anderes Kapitel. 

Da, denke ich, hätten Sie die Möglichkeit, auf dem Gebiet der Weiterbildung der Lehrerinnen und Lehrer einzugreifen und Angebote zu machen, sodass man sich zum Beispiel die Montessori-Ausbildung nicht selbst um viel Geld finanzieren muss, sondern dass man das angeboten bekommt, weil Wien will, dass es Reformpädagogik an den Wiener Schulen gibt. Dieser politische Wille fehlt mir bei Ihnen und den möchte ich in Zukunft sehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Jetzt zum Abschluss noch ein paar Worte zu den Ganztagsschulen. Es wäre für die Eltern sehr fein, wüssten sie, wo in den nächsten Jahren in ihrem Bezirk Ganztagsschulen sein werden. Ich halte es also für an der Zeit, dass man das den Eltern einmal mitteilt, damit sie wissen, auf was sie sich einstellen können. 

Diesbezüglich bringe ich einen Antrag ein, dass eine Liste veröffentlicht werden soll, die darüber Auskunft gibt, ab welchem Schuljahr wo ein Angebot gemacht wird von Seiten der Stadt für eine Ganztagsschule. - In formeller Hinsicht bitte ich um die sofortige Abstimmung.

Was weiters fehlt bei den ganztägigen Schulen, ist, dass wir Qualität anbieten. Es geht nicht darum, dass die Kinder untergebracht und aufbewahrt werden, sondern es geht darum, Lebensqualität zu bieten und zwar sowohl den Schülerinnen und Schülern als auch den Lehrerinnen und Lehrern. Es muss daher räumliche und personelle Mindeststandards geben. Auch diesbezüglich müssen die Eltern wissen, was erwartet mein Kind, wenn es an diesem Standort eine Ganztagsschule besuchen wird. Das, was derzeit manchmal an ganztätig geführten Schulen stattfindet, ist den Kindern nicht zumutbar und auch den Lehrerinnen und Lehrern nicht. Das ist eine räumliche Beengtheit und ein Eingesperrtsein, das nicht tolerabel ist. 

Auch in diesem Punkt bringe ich einen Beschlussantrag ein, dass es räumliche und personelle Mindeststandards geben muss und dass die Eltern das auch erfahren müssen und dass man auch sagen muss, welche Umbaumaßnahmen sind in den nächsten Jahren geplant. Da meine ich nicht das wildwüchsige Aufstellen von Containern da und dort und da und dort. Das ist keine Lösung, ist keine Problemlösung, außer es ist eine vorübergehende Maßnahme, dann ist es schon eine Problemlösung. Aber als Maßnahme für die Zukunft ist es nicht tolerabel. - Auch in diesem Punkt beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrages.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Frau Abg Ludwig-Faymann hat gestern in ihrer Rede gesagt: „Wir wollen eine Schule, wo alle gleichen Zugang zur Bildung haben und wir wollen eine Stadt, wo alle Kinder glücklich sind.“ Um das umzusetzen, haben Sie noch sehr, sehr viel zu tun. Der Weg ist weit und vor allem der Punkt, wo es um Gleichberechtigung und Chancengerechtigkeit geht, da fordere ich Sie auf, in den nächsten fünf Jahren, in der nächsten Legislaturperiode das Ziel der Chancengerechtigkeit zu erreichen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. Ich erteile es ihm. 

9.48.52

†GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! Von meiner Seite einen Guten Morgen!

Ich kann bei vielen Dingen, die die Frau Kollegin Jerusalem jetzt angezogen hat, durchaus ihre Analyse teilen, muss aber schon sagen, mit welcher Coolness hier der Rassismusvorwurf erhoben worden ist, der gar nicht auf sonderlichen Widerspruch gekommen und gestoßen ist, das hat mich eigentlich schon sehr erschüttert.

Frau Kollegin Jerusalem! Es ist doch kein Rassismus, wenn man verlangt, dass jemand, der die Unterrichtssprache überhaupt nicht beherrscht, zuerst einmal die Unterrichtssprache in einer Vorschule lernt, um dann wie auf einer Beschleunigungsspur sich in den Regelunterricht einzuklinken. Dass hat doch wahrlich mit Rassismus nichts zu tun, ganz im Gegenteil. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) Hier soll genau die von Ihnen angemahnte und eingemahnte Chancengerechtigkeit hergestellt werden. Weil einfach die Kinder in den Regelunterricht zu setzen, so nach dem Motto „die werden schon irgendwann einmal dem Unterricht folgen können“ und dann wird ein Sprachenkauderwelsch erzeugt, das ist eigentlich genau eine Chancenungleichheit. Mit der Maßnahme der Vorschule möchte man dem entgegenwirken, dass dieser Zustand möglichst kurz dauert und dass man sich dann rasch und ordentlich in den Unterricht einklinkt. Im Übrigen kann man auch in der Vorschule neben den Deutschkenntnissen schon sehr wohl auch andere Inhalte transportieren. 

Da wird ja nicht nur die Sprache gelernt. Also von Rassismus sind wir hier Gott sei Dank Lichtjahre entfernt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Allgemeinen muss man den Bildungsbereich in einem sehr umfassenden Licht sehen. Der Kindergarten ist eine Bildungseinrichtung und es ist gut und wichtig, dass der Kindergarten jetzt auch als solcher gesehen wird, dass eben hier nicht die Aufbewahrung im Vordergrund steht, sondern auch schon das Vermitteln von Inhalten auf eine doch hoffentlich auch spielerische Art und Weise. Man darf auch nicht übersehen, dass Kinder auch Kinder bleiben sollen. Auch Schüler in der Volksschule sind noch Kinder und die werden dann langsam groß. Also ich warne auch sehr davor, hier allzu früh mit einem Erwachsenenleben zu beginnen. Der spielerische Charakter und die Freude am Hingehen sollten erhalten bleiben und dennoch kann man die Bildungseinrichtung entsprechend nützen. Es ist halt schon auch etwas, wenn man jahrelang hier im Haus sitzt und Anträge stellt, wir haben damals gesagt, das letzte Kindergartenjahr möge gratis sein. Es ist immer wieder niedergestimmt worden, man braucht das nicht und es ist nicht notwendig. Und dann, schwuppdiwupp, kurz vor einer Wahl wird dann alles gratis gemacht. Ich meine, wir freuen uns natürlich, dass das so ist, aber ich erinnere mich an eine meiner ersten Ausschusssitzungen hier. Da hat es einen Antrag von uns zu einem anderen Thema gegeben, wo dann im Bericht, das war die Frau VBgmin Laska, gesagt wurde, der Antrag ist eh in Ordnung, wir machen das eh, wir sind aber trotzdem gegen den Antrag. Und dann hat ein Kollege gefragt: Na, warum seid’s dann gegen den Antrag? - Na, weil er von euch ist. Und genauso kommt mir das beim Gratiskindergartenjahr vor. Also man könnte das ja aus den Protokollen herausnehmen, wie viel Gründe da angeführt worden sind, warum das eine Jahr keine gute Idee ist und nicht notwendig ist und dann auf einmal ist alles anders und man heftet sich das auf die Fahnen. Also da sieht man schon, dass hier das Sachinteresse eigentlich nicht im Vordergrund steht, sondern die Parteipolitik. Aber das ist halt so. 

Ansonsten ist die Stadt Wien im Schulbereich für die Pflichtschulen verantwortlich. Und wann immer man sozusagen im eigenen Bereich seine Hausaufgaben nicht oder nur mangelhaft erfüllt, dann flüchtet man sich auf eine andere Ebene und wir kommen immer wieder gebetsmühlenartig in eine Schulorganisationsdebatte. Ich glaube, das ist der völlig falsche Ansatzpunkt. Es kommt darauf an: Was soll Schule leisten? Welche Aufgabe haben Lehrer und Schüler gemeinsam? Welche Aufgabe kommt auch den Eltern zu? So ganz kann man die Eltern auch nicht aus der Verantwortung lassen, Herr Stadtrat. Ich erinnere mich an unsere gemeinsame Ausschussreise nach Finnland, wo die so genannte Gesamtschule auch zu Mittag aufhört und wo es heißt, wenn die Eltern in die Schule kommen sollen, dann kommen die natürlich. Die müssen auch in den Bildungsgang der Kinder einbezogen werden. Dort haben auch Lehrer ein ganz anderes soziales Standing. Also so ein ganz anderes Modell wie das, was wir jetzt in Österreich haben, ist mir dort nicht zum Bewusstsein gebracht worden. Ich kann mich auch erinnern, (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Da gibt es nur ein Schulsystem!) Ja, aber ich kann mich erinnern, wie die Kinder - (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Da gibt es nur ein Schulsystem!) ja, Kollege Wutzlhofer -, aus Respekt vor den Eintretenden aufgestanden sind und du gesagt hast: Bleibt’s sitzen. Da hat die Lehrerin gesagt: Die stehen wegen mir auf, nicht wegen Ihnen. Also das heißt, dort (Beifall bei der ÖVP.) ist das schon so, dass die Schule eigentlich sehr traditionell funktioniert. 

Auch wir haben hier in Österreich eine Gesamtschule, das ist die Volksschule, wo noch nicht differenziert wird. Und die Ergebnisse dieser Gesamtschule, die undifferenziert sind, sind nicht so berauschend, dass man das als Erfolgsmodell für weitere vier Jahre heranziehen sollte. (Beifall bei der ÖVP.) Und den Schmäh, den man in Wien gerne macht, dass man das Türschild bei gleichbleibenden nicht vorhandenen Inhalten auswechselt, das haben wir schon bei der Kooperativen Mittelschule, die an sich ein gutes Modell war, gesehen. Man hat aus jeder Hauptschule eine KMS gemacht. Die Kooperation mit einer höheren Schule besteht dann vielerorts darin, dass der Turnlehrer von der AHS in die Nachmittagsbetreuung in die KMS geht und dann darf man sich nicht wundern, dass da natürlich keinerlei Austausch stattfindet. 

Genauso geht’s bei der neuen Mittelschule, die ja nur ein Überbegriff für viele verschiedene Modelle ist. Da kommen Sie immer mit den ÖVP-geführten Bundesländern. Nur der Unterschied ist der, dass die ihre guten, ohnehin guten Hauptschulen, die Aufstiegsschulen sind und die für viele ja natürlich im Gymnasium enden, weiter aufmotzen. Na blöd werden sie sein, wenn’s dafür zusätzlich Geld gibt! Nur, die Misere der Wiener Hauptschulen wird ja durch dieses Modell in keinster Weise behoben. Und für die Wiener Hauptschule sind hauptsächlich Sie verantwortlich! Da fehlt nach wie vor jedes Konzept. Und wir glauben es Ihnen einfach nicht, dass Sie für eine Leistungsschule sind, dass Sie für eine Differenzierung sind, sondern es wird hier eine Gleichmacherei betrieben und zwar eine nivellierende Gleichmacherei, lauter Einser für alle, Matura für alle und Jobs für niemanden! (Beifall bei der ÖVP.) Das ist eigentlich das wahre Verbrechen an den Kindern! 

Und dann schauen wir uns doch an, in welchen räumlichen Gegebenheiten sich die Schule in Wien teilweise abspielt. Die Decken brechen teilweise herunter. Die Sanitäreinrichtungen sind nicht adäquat. Schimmel in den Turnsälen. Container, die nicht nur zur behelfsmäßigen Sache neben einer Schulsanierung sind, sondern die teilweise als Dauereinrichtung auftreten. In meinem Bezirk wird mitten in einem Gemeindebauhof so ein Container aufgestellt werden. Dort zieht dann die neue Mittelschule in der Nachmittagsbetreuung ein. Und wir haben zwar glückliche Hühner, die nicht mehr in den Hendlbatterien gehalten werden dürfen, aber unglückliche Kinder, die dann ihre Freizeit im Pavillon verbringen müssen. (Beifall bei der ÖVP.) Das ist eigentlich das echte Problem. Und die Frage, welches Türschild da draußen steht, das ist bei Weitem weniger wichtig. 

Kinder kommen ja nicht so plötzlich und Schüler wachsen ja nicht überraschend auf den Bäumen, sondern man kann das ja planen und beim Planen weigern Sie sich seit vielen Jahren, einen Schulentwicklungsplan auf die Beine zu stellen. Dafür gibt es auf der anderen Seite alle Millionen dieser Welt für herausgepickte Prestigeprojekte. Da kostet dann auf einmal eine Schule und ein Kindergarten angeschlossen 65 Millionen und auf der anderen Seite müssen sich die Bezirke mehrfach hintereinander auf Jahre oder Jahrzehnte verschulden, da sie die notwendigsten Sanierungsarbeiten durchführen müssen. Und das sind die tatsächlichen Probleme. (Beifall bei der ÖVP.) 

Auch diese Mär, dass die Gehrer Lehrerposten gestrichen hat, das stimmt ja alles nicht. In Wirklichkeit sind Posten, die Sie am Stellenplan vorbei besetzten, die so genannten grauen Dienstposten, auf Grund eines besseren Controllings aufgedeckt worden. Ja, Sie sind beim Schummeln ertappt worden, so ähnlich wie man das bei den Griechen gemacht hat. Sie waren dann nicht bereit und haben sich geweigert, die auf Ihr eigenes Budget weiter zu beschäftigen. Das heißt, die Gehrer hat Ihnen keinen einzigen Posten gestrichen, sondern Sie haben am Controlling vorbei Lehrer angestellt und teilweise in Bereichen der Jugendwohlfahrt bis heute eingesetzt, wo sie eigentlich Ihre eigenen städtischen Bediensteten einsetzen sollen. Und auch das muss man klar sagen: Ein von Bund und aus dem Bundestopf bezahlter Lehrer hat in der Klasse zu stehen und nicht Ihre nicht vorhandene Schulsozialarbeit und Jugendwohlfahrt zu leisten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Also Sie sehen, es gibt genug Baustellen und der Container ist ja ein Synonym für eine Baustelle. Je mehr Container Sie aufstellen, desto mehr zeigen Sie, wie viele Baustellen eigentlich im Wiener Schulsystem abseits jeder Organisationsfrage hinterlassen worden sind. Ich frage mich nur, was die Gewerkschaft sagen würde, wenn dann ein Bürounternehmen hergeht und sagt: Ich stecke meine Angestellten in einen Container. Das geschieht fallweise, wenn eine Bankfiliale kurzfristig saniert wird, dass man halt einen Container aufstellt. Aber so Containerbüros sind mir eigentlich noch nie untergekommen. Warum machen wir das dann bei unseren Schülern? Schule ist nur ein Bereich in der Geschäftsgruppe. 

Der andere Bereich, auf den ich mich jetzt konzentrieren möchte, sind die Werbemaßnahmen. Ich lese halt das „Heute“, kein Morgen ohne „Heute“. Und wenn man sich das dann anschaut, mittendrin hochglanzmäßig, also im selben Layout oder mit derselben Papierqualität wie die Sonntags-Krone, eine Zeitung in der Zeitung, und wenn man aufschlagt, haben wir einmal „Unserem Herrn Stadtrat sind Kinder ein großes Anliegen.“ Auf der nächsten Seite auch hier „Kinder für Naturprodukte begeistern, StR Oxonitsch mit Bioschatztruhe.“ Wenn man weiterblättert, haben wir dann wieder „Kinder und Jugendliche liegen ihm besonders am Herzen.“ Also die Wiederholung sozusagen, das muss jetzt dann noch mit Ausrufzeichen kommen. Dann eine Doppelseite, wo wir auch „Kindergärtnerausbildung auf Höchststand“ haben und dann wird ein Spielplatz eröffnet. Und wenn man da länger drübergeht, ja dann träumt man fast von unserem Herrn Stadtrat. Also man sieht ... (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Das sind doch schöne Träume!) Ja, ja. (GR Mag Wolfgang Jung: Albträume!) Ich sage nur, hier werden Millionen in Inserate gesteckt und das ist der Unterschied irgendwo zu Italien. Da wird immer über den Berlusconi durchaus zu Recht sehr kritisch angemerkt, aber der hat wenigstens seine eigenen Zeitungen, die er gegründet hat und wo er das Risiko trägt. 

Wir haben eine unabhängige Presse, die sozusagen mit Inseraten in Abhängigkeiten geführt wird. In anderen Bereichen würde man von Anfüttern der Presse sprechen. Hier ist für Hochglanzinserate alles Geld dieser Welt. Das hat natürlich nichts mit dem Wahlkampf zu tun. (GR Heinz Vettermann: Gut beobachtet!) In anderen Bereichen werden dann kleine Vereine, die vielleicht 500 oder 800 EUR wollen, zu Bittstellern gemacht, die dann seitenlange Ansuchen ausfüllen müssen. Also auch da die explosionsartige Zunahme des Werbebudgets, die im Rechnungsabschluss nur unzureichend zum Ausdruck gebracht wird, weil viele Dinge aus den Ressorts ausgelagert werden, Sonderfinanzierungen außerhalb, alle möglichen Leistungsschauen. Das heißt, wir haben es hier vielleicht mit einem 100 Millionen EUR Budget nur für die Stadt Wien zu tun. 

Ich finde, gerade im Bereich Jugend, Schule, Bildung könnte man diese zig Millionen Euro für die Betroffenen ganz anders einsetzen. (Beifall bei der ÖVP.) Da könnte man viel Spielzeug für Kindergärten kaufen, könnte man den Warenkorb für die Schulen aufstocken, könnte es auch Kindern aus ärmeren Schichten ermöglichen, zu diversen Schulveranstaltungen dazuzugehen. Ich glaube, wenn man das machen würde, hätten Sie die gute Nachrede, die Sie sich jetzt um teure Inserate erkaufen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren, vielleicht noch ein letztes Wort zur Jugendbetreuung. Auch da bleiben wir bei unserer prinzipiellen Kritik, dass wir sehr viel Geld für institutionalisierte Randgruppenbetreuung ausgeben und so eigentlich an viele Jugendliche damit gar nicht mehr herankommen, die dann allein zu Hause vor dem Computer sitzen und so weiter. Auch da fehlt es unseres Erachtens nach an Innovationskraft.

Meine Damen und Herren, es ist nicht alles schlecht, beileibe nicht, und es gibt auch sehr viele gute Ansätze. Ich habe hier die Vorschule genannt. Aber insgesamt kommt doch auch eine strukturell falsche Politik zum Ausdruck, die nicht besser wird, wenn die Zahlen vorher und nachher verglichen werden. Aus diesem Grund können wir dem Rechnungsabschluss nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm. 

10.03.04

†GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen!

Einige Anmerkungen zu den VorrednerInnen, vielleicht auch ein bisschen etwas Grundsätzliches, nämlich dass es auch in unserem Ressort Bildung, Jugend, Information und Sport natürlich deutlich ist, dass wir uns aus der Krise herausinvestieren. Normalerweise fragt man immer, wo man investieren soll. Da werden Bildung und Infrastruktur eigentlich ohne Widerspruch genannt, sowohl von Konservativen als auch von SozialdemokratInnen als auch von allen Wirtschaftswissenschaftern. Gerade in dem Ressort, über das wir heute sprechen, ist das absolut der Fall, denn wenn man in Bildung investiert, muss man zuerst Kindergärten bauen, muss man zuerst Schulen bauen, muss man zuerst auch eine entsprechende Infrastruktur, und das sind nicht nur Straßen, bereitstellen, um diese Maßnahmen durchführen zu können. Das alles ist passiert und wird weiter passieren. Denn wir haben bei den Kindergärten sehr viel neue Plätze geschaffen – wir haben diese Diskussionen da schon geführt –, als auch bei den Schulen sechs neue Projekte durchgeführt und in der Bildung ist viel weitergegangen. „Die AHS goes Ganztagsschule“, also auch da geschieht etwas, dass wir das nicht nur auf den Pflichtschulen haben werden. Wir haben mit dem Fördermodell, der Wiener Mittelschule und der Campusschule auch entsprechende Modelle vorgelegt.

Jetzt aber vielleicht doch zu den Vorrednerinnen und Vorrednern und dieser eher grundsätzlichen Bemerkung zu Beginn vom Kollegen Gudenus: Ich muss sagen, Altbekanntes, eigentlich auch nicht. Ich finde, wahnsinnig gut vorgetragen. Für eine Antrittsrede als Klubobmann finde ich, war es eigentlich ein bisschen enttäuschend. Aber das wird die FPÖ dann bewerten können, wie sie das sieht. (GR Mag Wolfgang Jung: Enttäuschend war höchstens Ihr Klubobmann gestern!) – Einen Fan hat er. Er freut sich! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.)
Linkslinke Ideologie wurde dem Herrn Bürgermeister vorgeworfen, dass er sich da entsprechend bildungsmäßig engagiert und interessiert. Das ist richtig beobachtet. Er tritt auch wirklich für Chancengleichheit ein. Wo da die linkslinke Ideologie ist, weiß ich nicht, außer man sagt das als Synonym. Dann nehme ich den Vorwurf sozusagen gerne mit.

Dann ist einiges an Vorwürfen gekommen. Ich kann jetzt nicht allen widersprechen. (GR Robert Parzer: Das glaube ich auch!) – Ja, aber nur aus Zeitgründen! Ich werde mich daher auf die für mich Prägnantesten konzentrieren.

Das eine ist das mit der teuren Nachhilfe: Sehr gut beobachtet, dass es die teure Nachhilfe gibt und dass wir etwas dagegen haben. Ich habe Ihren Worten entnommen, Sie auch. Nur ist mir nicht ganz klar, wie Sie das abschaffen wollen, wenn Sie zum Beispiel nie einen Schritt zu einer gemeinsamen Schule machen. Denn zum Beispiel die neue Wiener Mittelschule hat drei Leistungsgruppen. Sie führt dazu, dass sie die Stärkeren fördern, Stärken stärken, aber auch die Schwächeren mitnehmen kann, dass man die Aufgaben gemeinsam macht, dass man dann auf jedes Kind individuell eingehen kann, weil man dort die Ressource hat. Dann braucht man keine Nachhilfe. Aber beim ganzen AHS-Modell, wo 60, 70, 80 Prozent der Gesamtschülerpopulation in der Klasse stehen, hat man keine Differenzierung, schon von der Organisation her. Davon abgesehen sind die AHS-Lehrer dafür teilweise gar nicht ausgebildet, sind überfordert. Dann geht nichts weiter und man braucht diese Nachhilfe. Also jeder Schritt zur Wiener Mittelschule ist ein effizienter Schritt gegen die teure Nachhilfe, und den setzen wir. Sie nehmen das billigend in Kauf! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dann der Druck mit dem Fünfer, den Sie oder irgendwelche Menschen immer verspüren. Dazu muss man sagen, der Druck besteht nur darin, aber dafür bin ich schon, dass man ihn auch begründen muss. Man muss einen Fünfer begründen. Dass man sagt, das ist einem zu viel Arbeit, das will man sich nicht antun, hoffe ich doch nicht. Das ist das Einzige, was sozusagen strukturell vorgesehen ist. Dass die Mitarbeit mehr zählt als der Einzeltest, ist ganz klar und wird von uns absolut forciert. Daher stimmt das mit den Hausübungen überhaupt nicht. Diese sind eben ein Teil der Mitarbeit. Natürlich ist es auch, wie oft jemand aufzeigt, wie er sich in den Unterricht einbringt, ein Gesamtpaket. Aber etwas anderes einfach so zu behaupten, widerspricht jeder Realität in den Wiener Schulen. Ich weiß nicht, woher Sie das haben. 

Sie sagen, die Vergleichstests zeigen, dass die Wiener Schulen schlecht sind. Ich sage, die Wiener Schulen sind unterschiedlich. Sie sind eigentlich auf einem durchschnittlichen bis guten Niveau. Einige Schulen sind sehr gut. Die Tests, die ich kenne, zeigen ein bisschen eine Differenzierung. Da muss man Schule für Schule anschauen, schauen, wo es Stärken und Schwächen gibt. Das wäre natürlich eine Arbeit, die im Stadtschulrat auch geschieht, aber nicht einfach so pauschal zu sagen. Sie haben auch keinen Test genannt. Alle, die ich kenne, zeigen ein ganz anderes Bild. Ich weiß nicht, was das für ein privater FPÖ-Geheimtest war, der Sie da bestätigt. Ich kenne diesen nicht. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: PISA, PIRL!)

Zu dem Einzelfall, wo Sie unterstellt haben, man hat das Amt für Jugend und Familie aufgehetzt und hingeschickt. Dazu kann ich Ihnen sagen, bei der Arbeitsbelastung, die dort herrscht, wird das sicher nicht gelingen. Dazu muss man schon sagen, dass die nur dort hingehen, wo es wirklich entsprechend notwendig ist. (GR Mag Wolfgang Jung: Das zeigt, wie schlecht die Situation an den Schulen ist!) Ich weiß aber nicht, was in der Familie los war. Ich war ja nicht dort. Aber wenn der Schulwechsel günstig war, muss ich sagen, im Einzelfall kann ein Schulwechsel eben auch günstig sein. Seien wir froh, dass der Schüler aus der einen Schule, wo er sich nicht wohlgefühlt hat, weg ist und in einer anderen Schule ist. Das kann natürlich kein generelles Modell sein, aber im Einzelfall ist es schon vorgekommen. Wenn wir alle, die hier sitzen, fragen, ob ein Schulwechsel für sie günstig war oder nicht, wird es die eine oder den anderen geben, die oder der sagt, es hat gepasst. Also was ist das für eine generelle Kritik, weil Sie einen Fall kennen, wo sich dann ein Schulwechsel günstig ausgewirkt hat? (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Das ist ein Fall von vielen!) Das finde ich wirklich schlimm!

Dann das mit der türkischen Sprache, türkische Schule: Ich möchte eine einzige Sache sagen. Da wird es überhaupt keinen Wechsel geben. Es wurde nur eines klargestellt, was theoretisch gesprochen ohnedies klar ist. Ohne dass wir das jetzt fördern wollen oder unbedingt brauchen, ist es natürlich möglich, eine portugiesische Schule, eine spanische Schule oder in dieser Form dann auch eine türkische Schule in Wien zu machen. Das Lycée haben wir bekanntlich schon. Es ist möglich, und das wurde gefragt. Jeder, der sich auskennt, weiß, man kann keine andere Antwort geben, weil eben genauso wie die portugiesische oder die spanische Schule auch diese Schule möglich ist. Ob es diese jemals geben wird, wissen wir nicht.

Im Moment gibt es gar keinen Antrag, keinen konkreten Plan. Sie aber sind sicherheitshalber alarmiert. Es ist eh klar, warum, um eben entsprechende Stimmung zu machen. Dazu ist zu sagen, der Bürgermeister hat auf die Rechtslage verwiesen und hat gesagt, das ist so, wie es im Gesetz steht. Ich meine, Sie haben das aufgedeckt, aber das hätten Sie sowieso wissen können. Ich finde, dieser Vorwurf ist entsprechend danebengegangen. 

Weil Sie immer sagen, irgendjemand ist beratungsresistent, muss ich Ihnen sagen, das ist meine letzte Chance gegenüber dem Kollegen Gudenus in dieser Periode. Er hat sich gerade einen Comic geschnappt (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Das stimmt ja gar nicht!), ist aber wurscht. Einmal probiere ich es noch. Um nämlich Deutsch zu lernen, muss man zuerst seine Muttersprache wirklich gut beherrschen, sonst kommt ein Kauderwelsch heraus. Dann kann man die Muttersprache nicht und kann die neue Fremdsprache Deutsch auch nicht. Wenn man das also will, muss man zuerst mit muttersprachlichem Zusatzunterricht darauf schauen, dass auch die Muttersprache entsprechend beherrscht wird. Anders geht es nicht. (GR Robert Parzer: Das muss aber die Mutter machen! Das ist ja die Muttersprache!) Es gibt kein Modell, das nicht darauf basiert, wo das wirklich exzellent und gut gelernt wird. Dementsprechend ist dieses Zwangseindeutschen, ohne die Muttersprache zu berücksichtigen, pädagogisch zum Scheitern verurteilt. Wer will, dass die Kinder Deutsch lernen – und ich will es –, muss dafür sorgen, dass auch die Muttersprache entsprechend beherrscht wird. Daher braucht man einen Zusatzunterricht und dann kann man beide Sprachen entsprechend lernen. Von dieser Pädagogik aus werden unsere Maßnahmen geplant. Sie ist übrigens auch die einzige, die in irgendeiner Form von Fachleuten empfohlen wird. Aber Sie wollen es halt nicht!

Ganz zum Schluss habe ich mir noch zwei Sachen notiert. Zu den Pflegeeltern: Das ist natürlich ein schwieriger Job. Das ist klar. Aber gerade da gibt es sehr wertvolle und günstige Maßnahmen sowie auch eine gute und entsprechende Unterstützung. Dazu kann man auch wieder sagen, Informationen werden angefüttert, aber gegen eine Werbekampagne, um zu neuen Pflegeeltern zu kommen, haben Sie übrigens auch gestimmt. Wir schauen darauf, dass wir neue Pflegeeltern bekommen. Die FPÖ ist aber nicht dafür, teilweise weil Sie die Personengruppen, die wir angesprochen haben, nicht haben wollten, weil wir sozusagen alle angesprochen haben und entsprechend versucht haben, für die Pflegeeltern, für diesen Beruf, diese Berufung zu werben und das Geld bereitgestellt haben. Daneben gibt es eine breite Palette der MA 11, die gemeinsam versucht, diese Pflegeeltern zu unterstützen.

Ich habe es eh schon zwischengerufen, aber ich meine, wenn Sie sich so über alles freuen, was die SJ sagt, sollten Sie sich anschauen, was die Sozialistische Jugend zur FPÖ zu sagen weiß. Also da finde ich, kann ich das schon nehmen. Sie sind sehr gescheit, aber in der Gesamtheit. Also wenn schon, denn schon! Dann schreiben Sie sich das auch ins Stammbuch! (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Reden wir über den Kindergarten!)

Zur Kollegin Jerusalem: Das 1+1-Fördermodell wurde kritisiert. Ich finde, das greift, denn wir haben dieses Jahr den Kindergarten, da kennen wir die Ergebnisse und wissen, dass sich im Vergleich zu dem davor laufenden Modell die Kinder, die dann nicht entsprechend gut Deutsch konnten, ungefähr halbiert haben und die anderen tatsächlich in Vorschulklassen kommen. Das sind aber nicht nur Kinder mit Migrationshintergrund, sondern auch, wenn man so will, welche, die autochthon, also muttersprachlich, Deutsch haben, weil es bei den Schuleinschreibungen darum geht, dass man natürlich sprachlich – das wurde eh schon gesagt –, aber auch sozial, auch motorisch, auch kognitiv im weiteren Sinne entsprechend schulreif und anbindungsfähig ist. Das kann in diesem einen Jahr gemeinsam nachgeholt werden. Ich glaube, das ist ein gutes Modell, das übrigens zusätzlich immer mehr an Unterstützung bekommt, wo es nämlich jetzt in der Praxis läuft. Da bin ich eigentlich sehr zuversichtlich, dass das entsprechend kommen wird.

Dann wurde gesagt, wir machen eigentlich nichts wegen Deutsch, wegen Begleitlehrern. Dazu möchte ich einfach ein paar Zahlen bringen, sozusagen ein bisschen als Dacapo, um zu zeigen, wie viel wir machen. Ich habe es mir bei allen anderen Dingen verkniffen, weil kein Zahlenwulst auf uns niederprasseln soll. Aber ich meine, nur um einmal zu sagen, was alles geschieht, weil es auch von der ÖVP und der FPÖ, nebenbei gesagt, angesprochen wurde. 

Wir machen das 1+1-Fördermodell, das jetzt schon besprochen worden ist. 

Wir machen die Deutschsprachförderkurse in Volksschulen, Umfang der Wochenstundenzahlen der LehrerInnen 220, Zahl der SchülerInnen 2 650. 

Wir machen die Deutschsprachförderkurse in Hauptschulen und Polytechnischen Schulen, Umfang ebenfalls 11 Wochenstunden, Zahl der LehrerInnen 30, Zahl der SchülerInnen 638. 

Wir machen muttersprachlichen Unterricht, Umfang als unverbindliche Übung, integrativ, parallel, in wahnsinnig vielen Sprachen, die ich jetzt gar nicht alle vorlesen möchte, von Albanisch bis Türkisch, bis Polnisch et cetera, Zahl der LehrerInnen 180, Zahl der SchülerInnen 16 000. 

Wir machen Begleitunterricht, der sozusagen mit Begleitung entsprechend fördert. Das ist dann übrigens auch gleich eine Antwort, wenn man fragt, warum es nicht genügend Sozialarbeiter gibt. Bei uns gibt es sie eh, weil wir auch unser Begleit- und Förderlehrermodell haben. Der Begleitunterricht, integrativ, parallel, Zahl der LehrerInnen 500, Zahl der SchülerInnen 25 000, die daran teilnehmen. 

Wir machen interkulturelle Projektarbeit, die dann noch im Einzelfall passiert. Das alles geschieht. Es geschieht, damit die Kinder integriert werden und entsprechend Deutsch lernen können. Also dieser Vorwurf, finde ich, geht ins Leere. 

Dass wir für eine gemeinsame Schule sind, dass wir für eine ganztägige Schule sind, ist nicht nur beschlussmäßig klar, wir haben uns dazu auch offen deklariert. Wir glauben, dass das Modell der Wiener Mittelschule letztendlich und weiterentwickelt das Modell sein soll, das sowohl die so genannte Hauptschule als auch die AHS-Unterstufe umfasst, damit es nicht drei Modelle gibt, sondern nur eine gemeinsame Mittelstufe der 10- bis 14-Jährigen, die auf diesen Erfahrungen aufbaut. Damit hätten wir das alles entsprechend abdecken können. 

Wir haben uns alle LehrerInnen, die Schwarz-Blau gekürzt hat, zurückgeholt. Trotzdem muss man sagen, bei den unverbindlichen Übungen gibt es eine Regelung, die, wie ich finde, aber durchaus akzeptabel ist, die nämlich jetzt in den meisten Schulen gemeinsam mit den Volkshochschulen durchgeführt wird, die entsprechend nicht teuer, also sehr günstig sind und womit auch noch die anderen Dinge zusätzlich abgedeckt werden. 

Es gibt bei den Schulskikursen, nicht nur, dass man das ganze Material vom Stadtschulrat haben kann, sozusagen auch eine zusätzliche Wiener Förderschiene, die im Einzelfall, wenn es der Elternverein nicht fördert, noch zusätzlich fördert. Dass sich manche dann plötzlich abmelden, hat natürlich andere Gründe, dass sie nicht mitfahren wollen, was hie und da ein Problem ist, weil immer die Frage ist, ob genügend mitfahren – aber das ist nicht hauptsächlich sozial bedingt –, um den Schulskikurs überhaupt durchführen zu können. 

Bei Schulsozialarbeit finde ich, dass das ein sehr gutes Wiener Modell ist, das eben darauf Bezug nimmt, dass wir 500 BegleitlehrerInnen haben, dass wir unsere Fördermodelle haben. Die anderen Bundesländer, die vielleicht um 10 Prozent mehr Sozialarbeiter haben, haben sonst nichts, was man entsprechend fördern kann. Die haben kein System, das irgendwie integriert. Dementsprechend muss die Schulsozialarbeit in Wien auf das Bestehende aufbauen. – Das tun wir. 

Es kommen übrigens 10 neue Posten dazu. Die GRÜNEN sagen immer, egal, was man macht, 10 Prozent mehr wären nicht schlecht. Wir nennen das grüne Maßlosigkeit im Sinne von Hase und Igel. Egal, was geschieht, man ist nie zufrieden. In dem Fall werden wir wieder 10 haben. Aber natürlich könnte man auch, plus 10 Prozent, 11 fordern. Trotzdem sollten wir froh sein, dass es dieses Modell gibt!

Zum Kollegen Aigner: Dass die Gesamtschule, nämlich die Volksschule, so schlecht läuft, ist zumindest nach Befragungen der Eltern und auch nach all unseren Beobachtungen absolut nicht der Fall. Das ist die Schule, die die meiste Elternzufriedenheit bei allen Umfragen hat. Da zeigt sich eben, dass solche Gesamtmodelle durchaus Zuspruch finden. Es gibt jetzt zum Beispiel im 8. Bezirk in der Pfeilgasse ein Modell, wo es weitergeht, also wo die Volksschulklasse hinübergezogen wird in eine KMS und die ist eigentlich sehr gut gebucht. Da muss man Eltern wieder wegschicken, weil so viele Eltern dieses Modell haben wollen. Auch da muss man sagen, die Gesamtschule gibt es. Sie ist erfolgreich und die Eltern hätten durchaus nichts dagegen, wenn sie die Kinder in der 4. Klasse Volksschule nicht auseinanderreißen müssen, sondern die gesamte Klasse weitergehen kann. (GR Mag Wolfgang Jung: Alles ist erfolgreich, nur das Ergebnis ist eine Katastrophe!)

Dass die KMS anders geplant war, ist eh bekannt. Auch da hat natürlich Schwarz-Blau dieses Modell wieder einmal ruiniert, weil es einfach die entsprechenden Ressourcen, die es jetzt bei der neuen Mittelschule bundesweit gibt, eben nicht gegeben hat. Dementsprechend ist das Modell gescheitert. Aber die neue Mittelschule entwickelt sich und wird, glaube ich, sehr gute Evaluierungsergebnisse haben. 

Woher das mit dem vielen Geld kommt: Ich weiß nicht, ob Sie da auf dem Campus losgegangen sind, wo Sie von einem Prestigeobjekt sprechen. Ich meine, da ist dann einmal Grün vorhanden, gibt es Bewegungsräume, ist die Volksschule gemeinsam mit dem Kindergarten, aber es ist dem Kollegen Aigner wieder nicht recht. Sonst sagen Sie immer, es wird zu wenig Geld ausgegeben, aber kaum gibt man ein bisschen mehr aus, sagt er, es ist zu teuer. In dem Spannungsfeld werden wir nie zusammenkommen, weil irgendetwas werden Sie immer finden, zu wenig oder zu viel. Genau das Richtige aus oppositioneller Sicht gibt es nicht.

Ich meine, dass die Frau Ministerin Gehrer keine Lehrer weggenommen hat, ist natürlich ein absoluter Blödsinn und aus meiner Sicht wirklich Wien-feindlich, denn das, was Sie sagen, würde bedeuten, dass man alle Begleit-, Stütz- und Förderlehrer wegbringt. Wenn Sie sagen, wir sind beim Schummeln erwischt worden, dann weiß ich nicht, was Sie meinen. Es hat, glaube ich, eine Diskussion über zehn oder zwölf Dienstposten gegeben, die aber inzwischen schon gelöst wurde. Aber damals hat es diese gegeben, wo man gesagt hat, ob die nicht zentral eingesetzt oder zu irgendeinem Verein abkommandiert sind. 10 oder 12, unter 20 Posten auf alle Fälle. Diese hätten uns nicht gerettet. Sie würden dann sowieso entsprechend in den Schuldienst übernommen und dann gibt es diese Fälle gar nicht mehr. Alle anderen, Stütz-, Begleit- und Förderlehrer werden sich aber bedanken, wenn Sie das ganze System ruinieren wollen und sagen, rennt in die Klasse. Das hat sich wirklich bewährt. Wir haben inzwischen auch die Lehrerinnen und Lehrer zurückbekommen. So schaut es wirklich aus. Wer das angreift, greift den erfolgreichen Weg in den Wiener Schulen an, ist eigentlich kein guter Vertreter unseres Bundeslandes und gefährdet dieses erfolgreiche System.

Dazu, dass Sie Information beim PID kritisieren und aus irgendeinem Grund etwas dagegen haben, dass der Herr Stadtrat vorkommt, muss ich sagen, ich finde es gut, dass entsprechend informiert wird und dass es auch das eine oder andere Mal eine Beilage gibt. Eine Beilage zeichnet sich auch dadurch aus, dass sie mehrere Seiten hat und kein Einzelinserat ist. Das ist das Wesen der Beilage. Dann blättert man sie durch und darin stehen mehrere in sich zusammenhängende Seiten zu einem Thema. Ich weiß nicht, warum Sie das so entsprechend aufregt. (GR Robert Parzer: Das kostet schließlich auch etwas!) Natürlich kostet eine solche Beilage auch etwas, aber dann dürfte man nie eine Beilage machen. Man kann natürlich auf dem Standpunkt stehen, dass das alles zu teuer ist. Ich sage, das ist eine Information. Gerade der Herr Stadtrat ist dafür bekannt, dass er Gespräche durchführt (GR Mag Wolfgang Jung: Über Beilagen!), dass er Gräben zuschüttet, dass er direkt auf die Menschen zugeht, dass er persönlich viel weiterbringt und ganz nah bei den Betroffenen ist. Wenn man so etwas das eine oder andere Mal unterstützt, finde ich es richtig. 

Eine Sache noch, ich glaube, auch die FPÖ und ÖVP schalten ab und zu Inserate. Vielleicht können Sie einmal beginnen einzusparen. Das wäre immerhin eine Möglichkeit, mit gutem Beispiel voranzugehen. (StRin Ing Isabella Leeb: Wir könnten schon, aber bei uns ist das nicht das Geld der Steuerzahler!)

Ich wollte jetzt noch zwei, drei Dinge im Wortstakkato sagen, weil nur mehr wenig Zeit ist, nämlich zu anderen Abteilungen, die bisher zu kurz gekommen sind. Aber das ist klar, es ist ja die Bildungssprecherrunde, wenn man so möchte. Es sind entsprechend notwendige, gute und richtige andere Abteilungen, sei es die Abteilung für den Sport, die wirklich viel mit den Sporthallen, den Mitmachaktionen, der Sportförderung für alle drei Verbände gemacht hat, sei es die MA 11 mit den Eltern-Kind-Zentren, Elternberatungsstellen, Regionalstellen, seien es die Bäder, sei es auch die MA 13. Da wird die Kollegin, glaube ich, noch zu Kindern, Jugend, Familie das entsprechend inhaltlich würdigen können, aber mir läuft die Zeit davon. Ich wollte erwähnen, dass dort auch eine gute Arbeit passiert. 

Beim PID finden zum Beispiel nicht nur diese Inseratenschaltungen statt, sondern auch „wien.at“, eine wirklich neue tolle Homepage, die interaktiv ist. 

Ganz zum Schluss auch noch zum Bürgerdienst, eine kleine erfolgreiche Abteilung, die hier nie diskutiert wird. Aber, das wollte ich auch noch sagen, überall dort, wo nicht diskutiert wird, zeigt dies, dass die Arbeit gut ist, dass nicht einmal die Opposition etwas findet, woran sie etwas auszusetzen hat. Das sollte uns mit Freude erfüllen. Bitte, sage ich zu den Kolleginnen und Kollegen, kränkt euch nicht, dass ihr in dem Sinn nicht diskutiert wurdet, sondern nehmt das einfach als Lob mit, denn entsprechend gut muss eure Arbeit sein. 

Diese gute Arbeit kann ja nur gelingen, weil alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Dienststellen und in den genannten Magistratsabteilungen entsprechend gute Arbeit geleistet haben. In dem Sinn möchte ich mich wirklich bei euch sehr herzlich bedanken! (Beifall bei der SPÖ.)
Einmal in jeder Rede muss es sein, weil es auch richtig gut ist und entsprechend gewürdigt gehört. Sonst geht das in dem Dauertohuwabohu ganz unter. 

Die Angriffe haben wenig mit dem Rechnungsabschluss zu tun, sondern waren mehr allgemeinphilosophischer Art zu Bildungsfragen. Ich bin eh gern darauf eingegangen, aber es geht auch ein bisschen um den Rechnungsabschluss, der zeigt, es ist viel passiert, viel weitergegangen. Das zeigt eigentlich, was passiert ist. Es gibt eine gute Basis, für die Zukunft ein Versprechen. Dieser Rechnungsabschluss gibt uns auch die Sicherheit, dass die SozialdemokratInnen Ihre Ankündigungen nicht nur umsetzen wollen, sondern auch umsetzen können und die wirtschaftlichen Grundlagen entsprechend dafür geschaffen haben. Das kann uns mit froher Zuversicht erfüllen und wäre einer Zustimmung aller würdig. - Vielen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr und weise auf die Redezeitbegrenzung mit 15 Minuten ab nun hin. (GR Dr Herbert Madejski: Nein, wir sind an der Reihe!) – Gestrichen worden. (GRin Claudia Smolik: Der Dr Madejski hat sich gemeldet. – Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ach so, Sie sind gar nicht auf der Rednerliste? – GRin Claudia Smolik: Oh ja! Aber der Dr Madejski kommt an die Reihe! – Schriftführerin GRin Monika Riha: Der Madejski war allerdings vorher nicht gemeldet! – GR Dr Herbert Madejski: Wir haben nur den Redner geändert!) – Du bist hinten angereiht. (GR Dr Herbert Madejski: Stört mich auch nicht!) 
10.25.59

†GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte zu Beginn nur kurz auf eine Wortmeldung vom Kollegen Gudenus eingehen. Er hört nicht zu, aber ich halte es für wirklich verantwortungslos zu sagen, da wurde demjenigen oder derjenigen das Jugendamt auf den Hals gehetzt. Ich halte es für nicht adäquat, das Jugendamt, das versucht, eine sehr wichtige und mit motivierten MitarbeiterInnen engagierte Arbeit für die Familien, für die Eltern und für die Kinder zu leisten, als das Böse hinzustellen. Das ist, glaube ich, aus einer Zeit, aus der wir längst heraußen sind, dass man sagt, man hat das Jugendamt auf den Hals gehetzt! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Das ist etwas, das ich zumindest für meine Fraktion nicht auf dem Rücken der MitarbeiterInnen des Jugendamtes, der MA 11, austragen möchte. Die Situation dort ist angespannt – das wissen wir alle –, aber sie versuchen wirklich, das Beste, vor allem für die Kinder und Jugendlichen, zu tun. Sich hier hinzustellen und so zu tun, als wäre das die böse Masse, die auf die Kinder und auf die Familien losgelassen wird, halte ich für wirklich verantwortungslos und kritisierenswert! 

Trotzdem, die Kritik kann ich dem Herrn Stadtrat nicht ersparen, die Situation im Bereich der MA 11 ist nach wie vor eine angespannte, vor allem die Personalsituation. Wir haben das schon öfters diskutiert. Wenn wir uns jetzt den Dienstpostenplan anschauen, der im Rechnungsabschluss enthalten ist, ist es schon nach wie vor so, dass wir im Dienstpostenplan 746 Stellen und Ende 2009 733 Dienstposten haben. Das heißt, es fehlen dort nach wie vor welche. Es heißt immer, sie kommen, aber ich glaube, wir sollten hier vielleicht doch rascher besetzen als zumindest dem Dienstpostenplan 2009 zu entnehmen ist. 2010 ist es schon besser geworden, aber ich glaube, dass wir hier wirklich noch Nachholbedarf haben und gerade im Bereich der MA 11 mehr Personal brauchen, weil dort einfach die Belastung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine sehr hohe ist. 

Erfreulicher ist natürlich die Situation in den sozialpädagogischen Einrichtungen. Hier haben wir mehr Personal. Aber die Situation, vor allem in den Krisenzentren, ist – und das wissen wir alle – auch bedingt durch die momentan angespannte finanzielle Situation der Familien schon so, dass die Krisenzentren, sage ich einmal, doch zu lange Zeiten haben, wo die Kinder dort sind. Eigentlich sind sie darauf ausgerichtet, dass sie in einer Krisensituation in ihren Familien maximal sechs Wochen dort untergebracht werden. Mittlerweile ist es jedoch so, dass in manchen Krisenzentren Kinder ein halbes, ein dreiviertel Jahr untergebracht werden. Das ist nicht der Sinn des Krisenzentrums. Ich glaube, dass wir hier wirklich versuchen sollten, weitere Ausbauten, auch in Bezug auf Wohngemeinschaften, zu machen und andere Unterbringungsmöglichkeiten zu finden, damit die Krisenzentren entlastet werden, nämlich genau für jene Kinder, die in einer Krise sind und bei denen es notwendig ist, dass sie dort kurzfristig untergebracht werden. 

Zum Kindergarten, der schon Thema war: Ich habe heute wieder in einer Zeitung, die wir alle kennen und die es gratis gibt, die Werbemaßnahmen des Herrn Stadtrates zum Kindergarten gelesen. Es ist super, 14 Millionen EUR für Wiener Kindergärten. 8 Seiten. Was ist nicht alles im Kindergartenbereich passiert. 3 927 neue Kindergartenplätze kann man darin lesen bis 2011. Das ist dann doch erst nächstes Jahr. Dann alle tollen Neuerungen: Gratismaterial, Familie „Biolino", Biotheaterstücke und so weiter. Also die Werbemaschinerie läuft. Auch der Naturkindergarten ist ein Superprojekt, das ich ganz wichtig finde. Schade, dass wir nicht mehr davon haben. 

Aber die Frage ist schon: Was versprechen Sie den Eltern und den Familien, wenn Sie hier solche Zahlen quasi breit streuen, dass es genug Plätze gibt, immer weiter ausgebaut wird, was wir auch gut und wichtig finden, nur kommt es zu spät und das haben wir schon öfters kritisiert. Man hätte schon, und ich nenne es hier nicht mehr sehr oft, schon unter ihrer Vorgängerin Grete Laska ausbauen müssen. Man hat gesehen, dass wir a) zu wenig Personal im Kindergarten haben und b) zu wenige Plätze. Alle Anträge, die wir damals eingebracht haben, wurden mit der Begründung, dass wir immer alles schlechtreden, es keinen Personalmangel gibt, es nicht zu wenige Plätze gibt, das alles nicht stimmt, abgelehnt. Jetzt wissen wir, dass es gestimmt hat und dass wir jetzt hintennach versuchen, Plätze auszubauen, zu eröffnen und darauf zu schauen, dass wirklich mehr Kindergartenplätze angeboten werden. Aber es ist einfach zu wenig, weil es auch zu spät kommt. Da nützen auch die ganzen Werbungen nichts. Da geht es mir wie dem Kollegen Gudenus, denn die Mails, die wir alle bekommen, sagen schon eindeutig, die Eltern sind unzufrieden, weil sie glauben, jetzt gibt es die Plätze und dann hören sie immer wieder, es gibt leider keinen Platz. Vor allem bei den Unter-Drei-Jährigen ist es mit den Plätzen nach wie vor sehr angespannt. Wir haben hier zu wenig Plätze. 

Ein Thema, das sich jetzt wirklich häuft, ist, dass sich Mütter, aber auch Väter, die nicht berufstätig sind, an uns wenden. Sie bekommen keinen Kindergartenplatz, müssen aber beim AMS, oder wo sie sich halt um einen Job bewerben, wenn sie gefragt werden, ob sie eine Kinderbetreuung haben, angeben, dass sie keine haben. Bei der Stadt Wien bekommen sie keinen Platz, weil sie nicht berufstätig sind. Das heißt, sie werden hin- und hergeschickt. Es ist eigentlich nicht zumutbar, dass es ein Ausschließungsgrund ist, wenn Eltern nicht berufstätig sind, dass das Kind nicht in den Kindergarten gehen kann. Hier brauchen wir rasch eine Lösung, denn sonst können wir die gestern so viel beschworene Vereinbarkeit, gerade für die Frauen, wie es hier genannt worden ist, von Beruf und Familie nicht wirklich erfüllen. Denn vor allem die Frauen werden daran gehindert, weil sie keinen Kindergartenplatz nachweisen können. 

Auf einen Fall möchte ich noch eingehen. Es haben wahrscheinlich mehrere von uns die Mitteilung bekommen, dass sich ein Akademiker bei der Stadt Wien als Kindergartenassistent beworben hat. Er hat dort die Ausbildung gemacht und hat sich gedacht, er würde gerne als Kindergartenassistent Teilzeit arbeiten. Er hat den Kurs gemacht und hat sich dann beworben. Er hat erklärt, warum er das machen möchte und hat dann geglaubt, die Stadt Wien wird sich auf der Suche nach Männern im Kindergartenbereich freuen. Die Absage war dann relativ flott da. Es wird dann lapidar mitgeteilt: „Leider müssen wir Ihnen mitteilen, dass nach Prüfung Ihrer Bewerbung eine Aufnahme nicht möglich ist. Wir bedauern, Ihnen keine bessere Nachricht übermitteln zu können und wünschen für Ihre berufliche Zukunft alles Gute!" – Dieser Herr war dann eher erbost und hat sich gefragt, warum ihn, obwohl er die Ausbildung hat, wenn er das machen möchte, die Stadt Wien nicht nimmt, wenn es doch immer heißt, im Kindergarten werden a) Männer und b) überhaupt Personal gesucht. Dann hat er noch einmal geschrieben und wollte das begründet haben. Er hat auch an den Herrn Stadtrat geschrieben, wie das so ist. Es wurde ihm dann mitgeteilt, dass für eine Stelle als Kindergartenassistent ausschließlich Personen genommen werden, die über eine Mindestqualifikation verfügen und alle anderen nicht dürfen. 

Das halte ich schon für bedenklich. Ich weiß nicht, wie viele es sonst noch gibt, die sich nicht melden, aber jetzt haben wir hier einen engagierten Mann, der sagt, er nimmt das in Kauf, auch wenn er als Akademiker vielleicht mehr Geld verdienen könnte, und er möchte das machen. Daraufhin sagt man ihm, er ist überqualifiziert und eigentlich will man für diese Berufsgruppe nur mindestqualifizierte Personen, die halt den Kurs machen, aber alle anderen will man nicht. Ich halte das nicht für richtig. Er hat sich jetzt auch an den Gleichbehandlungsbeauftragten gewandt, weil er das eigentlich nicht einsieht, dass er offensichtlich nicht genommen wird, weil er überqualifiziert ist. Das zeigt aber ganz deutlich, welchen Zugang wir offensichtlich noch immer für diese Berufsgruppe der Kindergartenassistentinnen und –assistenten haben. Offensichtlich sehen das zumindest die Zuständigen, die solche Briefe verfassen, immer noch als Putzjob, wie auch immer das definiert wird, und dafür braucht man irgendwie keine qualifizierten Leute.

Wir haben schon öfters Anträge eingebracht, dass man gerade für diese Berufsgruppe der KindergartenassistentInnen ein Berufsbild schafft, klar definiert, was sie sind und diesen Beruf auch aufwertet, weil sie mittlerweile qualitätsvolle Arbeit machen und die KindergartenpädagogInnen massiv entlasten. Hier dann zu argumentieren, dass man ausgebildete Personen nicht brauchen kann, weil sie zu viel an Qualifikation haben, geht meiner Meinung nach nicht. 

Ich möchte einbringen, dass wir noch immer über die Gruppengrößen und den Betreuungsschlüssel diskutieren sollten, auch wenn ich weiß, dass das Personal im Moment nicht zu finden ist. Aber ich glaube trotzdem, dass wir in Sachen der Qualität weitertun müssen. Ich war überrascht, als ich vor drei Wochen bei einer Podiumsdiskussion in der BAKIP in der Kenyongasse mit Vertretern und Vertreterinnen der anderen Parteien gesessen bin und dann als SPÖ-Vertreterin die JG-Vorsitzende diskutiert hat, die dort großspurig 250 angehende KinderpädagogInnen verkündet hat. Das hat mich etwas verwundert, weil das habe ich hier so noch nicht gehört. Ich habe mir gedacht, ich bringe gleich noch einmal einen Antrag ein. Sie hat dort verkündet, es wird daran gearbeitet, dass die Gruppen in Wien verkleinert werden. 

Natürlich wollen wir mehr Personal im Kindergarten. Deswegen stelle ich den Antrag, dass die Gruppen verkleinert werden. Hier ist genau aufgelistet, in welcher Form sie verkleinert werden können, wie viele Kinder in einer Kinderkrippe oder in einer Kindergartengruppe sein sollen und wie viele BetreuerInnen dafür vorzusehen sind. Ich beantrage die sofortige Abstimmung. 

Ich war sehr überrascht. Es war sehr lustig und wir haben uns auch gut verstanden, weil da waren wir uns plötzlich alle wieder einig, was sonst nicht ganz so ist, wenn wir über die Gruppengrößen diskutieren, dass die SPÖ jemanden hinschickt, der dort sagt, was vorbereitet wird, was wir vielleicht noch gar nicht wissen. 

Ich weiß schon, dass wir für den Ausbau und auch für Qualitätsverbesserungen mehr Geld brauchen. Deswegen haben wir sehr begrüßt, dass es vom Bund Gelder gegeben hat, dass hier dieser Bundeszuschuss von 15 Millionen EUR zur Verfügung gestellt wurde. Wie man jetzt so hört oder auch zwischen den Zeilen lesen kann, soll das nicht mehr gemacht werden. Die Frau Ministerin Marek hat schon angekündigt, dass Sie das nicht mehr fortführen will. Wir halten das für falsch. Wir sind nach wie vor in der Kinderbetreuung im Ausbau, vor allem für die Unterdreijährigen, hintennach im europaweiten Vergleich und das Barcelona-Ziel ist in schon wieder weit weggerückt. Ich glaube, dass wir hier als Gemeinderat sehr wohl Richtung Bundesregierung eine Aufforderung setzen könnten, dass sie diesen Bundeszuschuss zum Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungsangebots ausbauen und weiterführen soll, nämlich bis zum Ende der Legislaturperiode. Auch hier bringe ich einen Antrag zur sofortigen Abstimmung ein. 

Zum letzten Thema, auf das ich kurz zu sprechen kommen möchte: Wir haben nach wie vor immer wieder, und es war letztes Jahr im 23. Bezirk, heuer laufend in unterschiedlichen Bezirken, Eltern, die nicht zufrieden sind über die Kommunikation der Stadt Wien mit ihnen, wenn es darum geht, dass ihre Kinder in eine Offene Schule gehen oder die Schule in eine Offene Schule umgewandelt wird. Die Eltern werden mit der Information, was das eigentlich bedeutet, im Regen stehen gelassen. Wir haben, und es war auch in den Medien, wieder einen aktuellen Fall in Hadersdorf. Dort haben die Eltern zwei Wochen vor Schulschluss noch immer keine Information gehabt, wie das mit dem Hort, mit der Offenen Schule, mit der Nachmittagsbetreuung an der Schule ist. Inoffiziell haben sie erfahren, dass ihre Kinder nicht mehr in den Hort gehen dürfen, also es quasi verboten ist, dort hinzugehen, sondern dass sie ihre Kinder zur Nachmittagsbetreuung in die Offene Schule schicken müssen. Ich glaube, dass das nicht im Sinne der Erfinder und der Erfinderin sein kann, denn die Wahlfreiheit der Eltern sollte schon noch gegeben sein. 

Dann finde ich natürlich, wenn die Eltern schreiben: „Wir haben mit dem Herrn Bildungsstadtrat Oxonitsch im Rahmen eines Vortrages gesprochen und sozusagen unser Anliegen vorgebracht.", ist es schon super, dass sich die Eltern dann auch an den zuständigen Stadtrat wenden. Und dann, ob es so stimmt oder nicht, aber bei ihnen ist es so angekommen, und wir wissen, Kommunikation ist immer eine Frage des Senders und der Empfänger: „Seine Antwort war, dass wir unsere Kinder dann eben in eine andere Schule ohne Nachmittagsbetreuung anmelden müssen, um eben den Hort nützen zu können." – Das kann es doch nicht sein, dass man den Eltern sagt, sie sollen halt das Kind in eine andere Schule geben! Aber so ist es leider offensichtlich! Die Kommunikation, offensichtlich auch mit Ihrem Büro, Herr Stadtrat, war eine sehr unbefriedigende für die Eltern. Man hat ihnen dann auch mitgeteilt, sie hätten den Kontakt zu den Medien besser lassen sollen, es war nicht sehr gescheit, sich an die Medien zu wenden. In dem Fall war es damals die „Kronen Zeitung". Damals war der „Standard"- Artikel noch nicht da. Unterschwellig wurde ihnen signalisiert, wenn sie das nicht gemacht hätten, hätte man vielleicht darüber reden können.

So geht man nicht mit Eltern um! Die Eltern haben ein Recht darauf zu wissen, wenn sie ihr Kind in einer Schule anmelden, wie das mit der Nachmittagsbetreuung ist. In diesem Fall haben sie noch immer kein offizielles Schreiben, von wem auch immer, weder von der MA 10 noch vom Stadtschulrat – und wir haben jetzt drei Tage vor Schulschluss –, dass ihre Kinder nicht mehr den Hort, in den sie bis jetzt gegangen sind, besuchen können. So geht man nicht mit Eltern um! Ich halte das nicht wirklich für tragbar! Wir haben laufend Beschwerden, dass die Eltern hier in Stich gelassen beziehungsweise vor vollendete Tatsachen gestellt werden!

Ich möchte deswegen einen Beschlussantrag einbringen, dass der Herr Stadtrat unverzüglich das Gespräch mit den betroffenen Eltern zu führen hat, um eine Lösung für die Nachmittagsbetreuung zu finden, denn das muss man sich von Standort zu Standort anschauen – dort ist die Lösung, die jetzt im Gespräch ist, keine Lösung für die Eltern –, und dass man sicherstellt, dass die Voraussetzungen auch an den Standorten geschaffen werden, um eine qualitätsvolle Nachmittagsbetreuung anzubieten. - Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung.

Kurz noch eine Anmerkung am Schluss: Es gibt eine Integrationsklasse in einer Schule, wo sich die Eltern an mich gewandt und gefragt haben, ob es in Ordnung sei, dass 5 I-Kinder in einer Klasse von 28 Kindern sind. Ich habe gesagt, das ist nicht in Ordnung. Ich würde bitten, gerade bei Integrationsklassen auch darauf zu schauen, dass sie nicht aufgefüllt werden, dass die I-Kinder dort in dem Verhältnis untergebracht werden, wie es vorgeschrieben ist. Ich kann Ihnen dann gerne die Schule sagen und würde bitten, dort einzuschreiten. Denn das ist nicht tragbar!

Wir lehnen den Rechnungsabschluss ab. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Anger-Koch. Ich erteile es ihr. 

10.42.22

†GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben heute schon viele Themen gehört. Aber eines, das mir persönlich sehr am Herzen liegt, ist der Sport in Wien. 

Der Herr Kollege Vettermann hat das heute kurz angeschnitten. Mir kommt vor, selbst da haben Sie Scheuklappen auf, weil gerade Visionen gibt es im Bereich des Sports in Wien leider Gottes nicht. Sie stellen immer noch den organisierten Sport, sprich, unsere Dachverbände, als Bittsteller her. (GR Heinz Vettermann: Das ist ein Unsinn!) – Nein, Sie inszenieren eigentlich nur die Events für den Sport und der Breitensport und der Freizeitsport werden hier nicht gefördert, was uns gestern der neu gegründete Verein Sportpool wieder gezeigt hat, wo Sie durch gesponserte Werbegelder Nachwuchs- und Leistungssportler subventionieren wollen und eigentlich dem organisierten Sport, den Dachverbänden die Sponsorgelder wegnehmen. Genau das, was Sie beim Sportpool sagen, dass er macht, macht eigentlich der organisierte Sport, den es gibt, bei uns. Wir haben hier drei Dachverbände, die für ihre Vereine sorgen und genau diese Aufgaben erfüllen.

Es kann nicht nur sein, dass man immer nur Fun-Veranstaltungen macht und den Sport als Event, wie gesagt, finanziert. Dabei gehen die infrastrukturellen Bedürfnisse genauso vor und die geben Sie auch nicht her. Turnsäle, Sportplätze und Sportanlagen sind nach wie vor ein Manko in dieser Stadt. Wir haben jetzt wieder die Problematik, die Sommerferien kommen und in den Schulen sind die Turnsäle für die Vereine, die sie benötigen würden, nicht nutzbar gemacht worden.

Vielleicht ist Ihnen noch immer nicht bewusst, welchen Stellenwert der Sport eigentlich hat. Ich möchte es Ihnen noch einmal kurz zusammenfassen. Vielleicht kann ich doch helfen, eine Schublade aufzumachen, wo Sie nachdenken und nicht Ihre ganzen Sachen hineinhauen, sondern diese Schublade offen lassen. 

Sport ist ein wesentlicher wirtschaftlicher Faktor. Das hat auch letztens eine Studie vom Wiener Wirtschaftsbund gezeigt, die belegt hat, dass der Sport sehr viele Arbeitsplätze schafft und die Wirtschaft ankurbelt. 

Der Sport dient zur Förderung der Gesundheit. Das heißt, wenn man präventiv in den Sport investiert, wenn man präventiv Bewegung macht, und das schon von Kindesbeinen an bis zum Jugendlichen, bis zum älteren Menschen, kann das im Nachhinein sehr viele Kosten, gerade im Gesundheitssystem, sparen. 

Sport ist aber auch Teil einer Sozialpolitik. Gerade die Sozialpolitik, glaube ich, ist in der Stadt sehr wichtig. Hier übernimmt der Sport einen wichtigen Teil von Integration. Ich möchte sogar sagen, dass die Sportvereine unter einem quantitativen Gesichtspunkt eine der bedeutendsten Jugendorganisationen sind, die wir hier haben und die nicht genutzt werden. Im Gegenteil, sie werden eigentlich ignoriert. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber auch Sozialpolitik im Bereich einer neuen Zielgruppe und zwar der Senioren, die hier genau so integriert werden müssen und können und wollen. Denn genau auch die Senioren brauchen den Sport und sind hier auch eine Zielgruppe, die auch in Zukunft immer mehr zunehmen wird.

Sport ist aber auch Teil der Bildungspolitik. Das wissen Sie ganz genau, weil wir schon oft darüber gesprochen haben, dass Sport wichtig ist, gerade in der Nachmittagsbetreuung. Viele Statistiken haben aber auch gezeigt, wenn Kinder und Jugendliche eine Auslastung im Bereich des Sports haben, dass ein weniger aggressives Verhalten festgestellt wird und sie sich eher konzentrieren können. 

Jetzt habe ich Ihnen noch einmal aufgezählt, wo Sport überall hineingreift. Dazu braucht es auch die Voraussetzungen. Diese liegen hier in der Stadt Wien in Ihrer Hand, wo eben die Nutzungsmöglichkeiten gerade für die Sporteinrichtungen genutzt werden müssen, wo auch Flexibilität gegeben sein muss, wo die Öffnung der Turnsäle gemacht werden muss, um den Vereinen die Möglichkeit zu geben, sie in einer freien Zeit, wo sie nicht benutzt werden müssen, zu nutzen, gerade wenn ich mir vor Augen halte, dass wieder Schließungen von Sportstätten im Landessportrat beschlossen wurden und diese nicht durch andere Flächen ersetzt werden. Deswegen wollen wir noch einmal eine Mehrzweckhalle fordern, die wir, glaube ich, ganz essenziell in Wien brauchen, aber auch eine andere Sache, nämlich die Ballspielkäfige, wo der Ausbau in Wien forciert werden muss. 

Ich weiß nicht, ob Sie am Sonntag den „Kurier" gelesen haben. Es machen sich immer mehr Leute darüber Gedanken, wo der Sport in der Stadt Wien bleibt. Ich möchte ein Zitat vom „Kurier" nehmen: „Wiens Sportanlagen sind blamabel. Um das zu sehen, muss man nicht nach London oder Barcelona schauen, es reicht Mönchengladbach.“ – Ich denke, das sollten Sie sich wirklich zu Herzen nehmen, dass jetzt schon in den Medien die Sportflächen und die Sportanlagen zum Thema werden! (Beifall bei der ÖVP.)
Weil Sie immer Beispiele haben wollen, möchte ich Ihnen diese auch sagen. Wir hatten gerade einen akuten Fall mit den Schwimmern, die durch den Umbau des Bades ausweichen mussten und dort zu wenig Trainingseinheiten bekamen. Die Bahnen mussten sie mit den normalen Schwimmbesuchern teilen. Sie hatten Angst, für die Weltmeisterschaft abzusagen. Jetzt dürfen sie es nicht am Wochenende machen, sondern müssen es unter der Woche machen. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das war eine Staatsmeisterschaft, keine Weltmeisterschaft!) – Staatsmeisterschaft, Verzeihung. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das ist aber ein kleiner Unterschied! Ein ganz kleiner!) – Das ist ja wurscht! Es geht um eine Meisterschaft! Sie und die anderen haben nicht trainieren können! (GR Ing Christian Meidlinger: Das ist falsch! Es haben alle trainieren können!) Nein, ich glaube nicht! Dann haben Sie keine E-Mails bekommen. Uns haben die Vereine geschrieben, dass sie die Trainingsmöglichkeiten reduziert und zu wenig Bahnen bekommen haben, um dort zu trainieren. (GR Ing Christian Meidlinger: Auch falsch!) Das ist nicht falsch, hinterfragen Sie das beim Verein! Sie sind jetzt frisch dabei, Herr Meidlinger! Aber es ist so, dass sie trotz allem die Bahnen mit den Besuchern teilen mussten und sie einfach Schwierigkeiten gehabt haben, diese Trainingszeiten durchzuführen. (GR Ing Christian Meidlinger: Ich bin nicht neu hier!) – Nicht neu hier herinnen, sondern im Schwimmverein. – Ich denke mir halt, gerade wo die Spitzensportler trainieren wollen, haben Sie ihnen diese Möglichkeit weggenommen. Und jetzt sitzen Sie da und sagen, es ist alles leiwand und in Ordnung. Das ist eh klar, es ist immer alles leiwand! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich weiß nicht, warum Sie solche Scheuklappen aufsetzen! (GRin Barbara Novak: Wir setzen keine Scheuklappen auf! Aber es ist Blödsinn, was du hier redest!) Ich glaube nicht, dass mir die Leute vom Verein selbst einen Blödsinn erzählen! Aber ihr sitzt da, redet und sagt, es ist super, es ist so toll, es ist alles so gut und kapiert eigentlich nicht, worum es da geht! (GRin Barbara Novak: Du ignorierst die Problemlösungskompetenz, die wir haben! In der Zwischenzeit sind all diese Dinge geregelt!) Aber zuerst muss man darauf aufmerksam machen, dass ihr es regelt! Von alleine kommt ihr scheinbar nicht darauf, dass ihr es regelt! Da muss zuerst ein großer Artikel im „Kurier" sein, dass man endlich etwas in dieser Stadt tut! (Beifall bei der ÖVP. – GR Ing Christian Meidlinger: Es ist alles gut gemacht worden!)
Im Nachhinein kann man immer sagen, es ist gut gemacht worden und es ist alles perfekt. Aber so ist es nicht, weil sonst würden sich die Leute nicht aufregen! 

Zweites Beispiel: Im 15. Gemeindebezirk ... (GR Ing Christian Meidlinger: Die Meisterschaften waren ein voller Erfolg!) – Ich bin schon beim zweiten Beispiel. Sie können gerne herauskommen und darüber reden, wie der Schwimmverein durch Ihre Leistung in Wien ist! Das glaube ich nämlich nicht! (GR Ing Christian Meidlinger: Nicht durch meine Leistung!) 
Das zweite Beispiel im 15. Gemeindebezirk ist ein Park, und zwar wurde Herklotzgasse/Ecke Fünfhausgasse der Spielkäfig gesperrt. Begründung: wegen Lärmbelästigung. Die Jugendlichen machen dort zu viel Lärm. Ich habe mir gedacht, ihr macht so viel für die Jugendlichen und dann sperrt ihr einfach einen Ballkäfig zu, wo die Kinder spielen können! Da würde ich schon ein bisschen aufpassen, bevor ich den Mund so voll nehme! 

Aber es ist klar, Sie brauchen jetzt natürlich Ihr Geld und Ihre ganze Kraft für Ihre Medienkampagnen, die Sie starten! Mein Kollege Aigner hat schon gesagt, dass Sie seitenweise Hochglanzzeitschriften dafür verwenden. Ich würde Sie, auch wenn Sie jetzt selbst im Wahlkampf sind, um mehr Qualität statt Quantität bitten. Beenden Sie die Verschwendungspolitik und versuchen Sie, das Geld der Steuerzahler ordentlich einzusetzen! – Danke schön (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Novak. Ich erteile es ihr. 

10.51.46

†GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich freue mich sehr, dass durch die Wortmeldungen meiner Vorrednerinnen und Vorredner, denke ich, schon oft sehr klar zum Ausdruck gekommen ist, wo denn die Unterschiede in der Politik und in der politischen Zielsetzung der einzelnen Parteien hier im Hause liegen. Ich bitte um Verständnis, dass ich heute hier nicht auf jeden Einzelfall eingehe, weil ich schon hin und wieder den Eindruck habe, dass die Reden dazu genutzt werden, um irgendwie die Sprechstundeninterventionsliste abzuarbeiten. Ich denke, dazu gibt es geeignetere Orte als diesen Saal und während einer Rechnungsabschlussdebatte. (GR Dr Wolfgang Aigner: Es handelt sich um Missverständnisse!) Man kann den direkten Weg zum Büro suchen. Man kann den direkten Weg zur Abteilung suchen. Man kann den direkten Weg zum Stadtrat suchen. All das sind Dinge, die viele Kolleginnen und Kollegen, wie ich sie hier im Haus kenne, immer wieder machen, weil auch wir haben eine Mailbox, auch wir haben Sprechstunden, auch wir haben eine Telefonnummer und werden auch ab und zu mit Problemen, die im großen Bereich der Verwaltung auftauchen können, beschäftigt. 

Das ist aber nicht Politik alleine. Deshalb lassen Sie mich ein paar inhaltliche Dinge zu meinen VorrednerInnen anmerken, bevor ich zu meinen einzelnen Bereichen komme: 

Ich möchte mich der beginnenden Wortmeldung der Kollegin Smolik anschließen. Sie wird es vielleicht gemerkt haben, ich habe in dem Fall auch nicht mit Applaus gespart. Die Herangehensweise des Kollegen Gudenus, die MA 11 nach ganz alten tradierten Modellen als Drohung einzusetzen und zu sagen, man hetzt Kindern das Jugendamt quasi auf den Hals, wird auch von mir und meiner Fraktion massiv abgelehnt. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Das haben doch Ihre Leute gemacht!)
Es ist eigentlich unglaublich, dass es in dem Jahrhundert noch vorkommen kann, dass jemand so etwas sagt! (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Und vor allem so etwas macht!) Ich möchte in dem Zusammenhang ganz besonders auf die Kontrollamtsberichte, die es in den letzten Jahren über die MA 11 gegeben hat, hinweisen, insbesondere auf den sehr umfassenden Bericht zum Thema „Abklärung von Kindeswohl" und der ganz besonderen Frage der Kindesabnahme, die auch eine hohe Sensibilität der Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verlangt, aber auch jener Bereiche, wo es um Probleme in der Schule, um Gewalt, um Gewaltanwendung, um Aggressivität und so weiter geht, wo ein ganz klares, sehr gutes Zeugnis bezüglich der Qualität der Arbeit, die dort geleistet wird, und der Sorge und der Umsorge, die man für die Jugendlichen und die Kinder dort an den Tag legt, ausgestellt wird. Dafür meinen herzlichen Dank an die dortigen Kolleginnen und Kollegen! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich kann von dieser Stelle auch ganz klar sagen, jegliche Form von Gewalt findet meine Ablehnung, vollkommen unwichtig, wer diese Gewalt anwendet, ob es ein inländisches Kind, ein ausländisches Kind, ein Elternteil ist, ein Erwachsener, ein Lehrer, ein Pädagoge – da finde ich es besonders schlimm. Uninteressant, wer Gewalt ausübt, ich finde es nie gut. Es wird für mich jede Maßnahme, die dazu führt, dass Aggressivität abgebaut und Gewalt nicht als letzte Lösung herangezogen wird, unterstützt werden. Klar ist mir auch, dass gerade die Schule ein Spiegel der Gesellschaft ist und dass sich auch in der Schule jene Spaltung, jene Hassallüren, die Sie in die Gesellschaft hineinpflanzen, fortsetzen! Es wundert mich gar nicht, wenn die FPÖ tagein tagaus als eine Partei auftritt, die nur für Aufhetzung, für Spaltung und für Hasspredigten steht, dass es dann auch Kinder gibt, die an andere Kinder, weil sie ausländischen Hintergrund haben, aggressiv herantreten und es dort zu Konflikten kommt! Das wundert mich leider gar nicht! Ich verurteile das auf das Schärfste! Wir werden bald einen Weg finden müssen, und ich hoffe, dass das die Wähler am 10.10. tun, damit das wieder aufhört! (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Heißt das, Sie wollen die FPÖ verbieten?)

Nein, das ist eine Kritik an der FPÖ! (GR Mag Wolfgang Jung: Von der FPÖ dürfen hier keine Fälle vorgebracht werden? Das ist verboten?) Sie können gerne Fälle vorbringen! Ich verbiete gar nichts! Da haben Sie mich missverstanden! (GRin Veronika Matiasek: Sie haben das missverstanden!) Außerdem brauchen Sie mich nicht persönlich anzugreifen! Das ist überhaupt nicht notwendig! (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist beleidigend! Sie haben eine ganze Gruppe angegriffen!) Das ist überhaupt nicht notwendig! Ich habe Sie nicht persönlich angegriffen! Habe ich Ihren Namen genannt? Habe ich Sie persönlich angegriffen? Nein! (GR Mag Wolfgang Jung: Sie haben die FPÖ angegriffen!) Ich habe Ihnen gar nichts verboten! (GR Mag Wolfgang Jung: O doch!) Das kann ich auch nicht! (GR Mag Wolfgang Jung: Das haben Sie gesagt!) Das will ich auch nicht! (GR Mag Wolfgang Jung: Sie haben gesagt, Sie werden einen Weg finden! Das haben Sie gerade gesagt!) Ich werde auch keinen Weg finden, Ihnen zu verbieten, hier Einzelfälle zu diskutieren! Das, was ich gesagt habe, ist, dass ich glaube, dass hier nicht der geeignete Ort ist, um solche Dinge zu kommunizieren (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, Sie haben gesagt, Sie werden einen Weg finden! Überlegen sie sich, was Sie hier reden!) und dass ich hoffe, dass Ihnen der Wähler am 10.10. eine klare Botschaft übermittelt (GR Mag Wolfgang Jung: Hoffen dürfen Sie!), dass Ihr Weg der Hetze und des Hasses nicht der richtige ist! Das ist das, was ich gesagt habe! Dazu stehe ich auch! (Beifall bei der SPÖ.)

Zum Kindergarten: Was ist denn ganz klar an der Kinderbetreuung und am Kindergarten an sozialdemokratischer Politik zu erkennen? Was ist denn der politische Inhalt der Maßnahmen, die wir im letzten Jahr gesetzt haben? – Relativ einfach, hier auch schon öfters ganz klar ausgesprochen, der Kindergarten ist für uns die erste Bildungseinrichtung, wo Pädagogik von Pädagogen mit den Kindern praktiziert wird, die erste Einrichtung, die sehr niederschwellig sein soll, eine Einrichtung, wo auf die Individualität des Kindes eingegangen wird, eine Einrichtung, wo die ersten Stärken gestärkt werden können und auch die ersten Schwächen relativ schnell ausgemerzt oder geschwächt werden können.

Darum war es uns im Vorjahr ganz besonders wichtig, den beitragsfreien Kindergarten, den Gratiskindergarten von null bis sechs Jahren, einzuführen. Eine Maßnahme, die im Übrigen, weil heute schon von Stillstand die Rede war, weit davon entfernt ist, dass wir hier von Stillstand reden. Das ist eine große Maßnahme, die sich auch budgetär nicht gering niederschlägt. Da sind schon ein paar Millionen zum Einsatz gekommen und werden auch weiter zum Einsatz kommen. 

Warum ist das so wichtig für SozialdemokratInnen? – Relativ einfach, einerseits ist es eine wichtige bildungspolitische Maßnahme – das habe ich schon erwähnt –, weil, und da gebe ich der Frau Jerusalem vollkommen recht, jene sozioökonomischen Kriterien, die da zum Tragen kommen, also jene Defizite, die auf Grund der Herkunft, des Familienstandes, der Bildungsaffinität, auch in der Familie, bestehen, schon im Kindergarten beginnend ausgemerzt werden können, wenn der Kindergarten besucht wird.

Das heißt, jede Maßnahme, die dazu führt, dass das Kind so früh wie möglich in diese erste Bildungseinrichtung kommt, ist eine gute Maßnahme und damit ist der Gratiskindergarten in dem Bereich sicher eine sinnvolle und gute Maßnahme.

Sicher ist es auch eine gute Maßnahme, wirtschaftspolitisch gerade in diesen schwierigen Krisenzeiten, weil natürlich der Mittelstand hier eine Entlastung zugeführt bekommen hat, die wieder in die Kaufkraftstärkung fließen kann und damit wirtschaftspolitisch auch nicht ganz uninteressant ist, wenn man sich als Familie hier sicher einiges auch spart.

Es ist mit Sicherheit eine frauenpolitische Maßnahme, darüber brauchen wir gar nicht reden. Sozialdemokratinnen sind voriges Jahr hier ganz besonders stolz gewesen, weil natürlich zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie der Ausbau und das flächendeckende Angebot von Kinderbetreuungsplätzen das Um und Auf ist. Der Vereinbarkeitsindex der Arbeiterkammer zeigt uns auch, dass Wien hier immer an vorderster Front ist, weil es nicht nur um die Anzahl der Kindergartenplätze geht, nein, es geht auch um die Öffnungszeiten der Kindergartenplätze, weil niemand was davon hat, wenn es über 100 Prozent Kindergartenplätze geben würde, aber die würden schon zu Mittag zumachen. Das wäre für die Frauen nicht besonders geschickt.

Und es ist natürlich auch eine sozialpolitische Maßnahme. Wir haben aber dabei im Kindergarten auch nicht auf die Qualität vergessen und haben uns infolge der Gratiskindergartenaktion auch um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sehr bemüht. Sie wissen – Sie wissen es jedenfalls dann, wenn Sie die Artikel, die Inserate besonders genau studieren, weil da auch diese Information gegeben wird –, dass wir mit der Ausbildungsoffensive in dem Bereich viele, viele neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter suchen und wir diese auch ausbilden, PädagogInnen ausbilden, um das Angebot weiter auszubauen. Wir haben schlussendlich heuer auch ein großes Paket hier im Gemeinderat auch verabschiedet, wo wir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach, glaube ich, sehr erfolgreichen Verhandlungen, auch von der Seite der Gewerkschaft, finanziell besser ausstatten und zwar beträchtlich besser ausstatten, auch in den Rahmenbedingungen einiges verbessert haben und hier auch beschlossen haben, diese Verbesserung der Rahmenbedingungen und der Ausstattung auch im gemeinnützigen Bereich, also nicht nur im Stadt Wien eigenen Bereich, umzusetzen und weiterzuführen.

Dass die Kollegin Tauß als Vorsitzende der Jugendorganisation der Sozialdemokratie grundsätzlich fordert, dass die Gruppengrößen kleiner werden und es mehr Personal gibt, finde ich sehr in Ordnung. Das ist auch als Jugendvorsitzende vollkommen okay, inhaltlich ist da überhaupt nichts abzustreiten. In der Umsetzung muss man halt immer schauen, was ist in der Realität dann auch auf Grund zum Beispiel von Budgets machbar und umsetzbar.

Lassen Sie mich zu einem weiteren Bereich kommen, den ich kurz anschneiden möchte, der aus Sicht der Sozialdemokratie auch ein sehr wichtiger ist, und das ist die Frage von Jugend und Sozialarbeit beziehungsweise Sozialpädagogik. Ich habe die MA 11 schon zu Beginn erwähnt und die besonders wichtige Arbeit, die dort gemacht wird. Grundlage dieser Arbeit ist der Gedanke, alle Jugendlichen, alle Kinder einerseits natürlich materiell und mit jenen lebensnotwendigen Dingen so auszustatten, dass sie ein gutes Leben führen können, aber darüber hinaus auch jene Bereiche zu begleiten, zu betreuen und weiterzuentwickeln, wo Defizite da sind. Es geht am Ende des Tages um ein selbstbestimmtes, selbstbewusstes Leben und auch darum, in der Lage zu sein, eine kritische Auseinandersetzung um ein selbstbewusstes Leben zu führen, und bei allen Maßnahmen, die die Jugendwohlfahrt, aber auch die Jugend- und Sozialarbeit macht, auch immer darum, einen Wiedereinstieg in ein selbstständiges Leben zu ermöglichen, sei es in der Berufsausbildung, sei es in der Arbeitswelt, sei es in der Gesellschaft, in der Familie, im Freundeskreis, in der Schule. Es geht immer darum, dieses dann selbstständige Leben im Kreise der jeweiligen Einrichtung oder des Lebensabschnittes führen zu können.

Das spiegelt sich in den Maßnahmen auch der MA 13 im Bereich der Jugendarbeit, der außerschulischen Jugendarbeit nieder, wo ich ganz besonders den großen Vereinen danken möchte, sei das dem Verein Wiener Jugendzentren oder auch dem Verein wienXtra im ganzen Bereich der Freizeitpädagogik, aber auch zum Beispiel dem Verein Rettet das Kind, der sich ganz besonders jener Jugendlichen annimmt, auf die, sage ich, na ja sagen wir, die Gesellschaft nicht unbedingt besonders viel Wert darauf legt, und sich auch mit Randgruppen der Jugendlichen sehr intensiv auseinandersetzt und versucht, für sie positive Entwicklungen zu erarbeiten. Ich möchte diesen Kolleginnen und Kollegen meinen herzlichen Dank für ihre Arbeit aussprechen, auch wenn sie nicht MitarbeiterInnen der Stadt Wien im Sinne des Magistrats sind, sondern eigenständige Vereine.

Lassen Sie mich noch ganz kurz was zum Sport sagen, weil es mir sehr wichtig ist, drei, vier Zahlen in die Diskussion hineinzuschmeißen. Der Vorwurf nämlich, es gäbe in Wien keine Sportanlagen oder viel zu wenige, finde ich bei 520 Schulturnsälen, 19 Sporthallen, davon 3 Sport- und Fun-Hallen und insgesamt 2,7 Millionen Quadratmetern an Sportflächen, die zur Verfügung stehen, doch beachtlich und diesen Vorwurf will ich hier ganz, ganz weit von uns weisen. Auch im Bereich der Investitionen und der Erhaltung der Sportplätze, sei das bei den Kunstrasenplatzsanierungen, wo insgesamt 60 Plätze innerhalb von 4,5 Jahren renoviert und hergerichtet worden sind, ist das irgendwie bei den Haaren herbeigezogen, weil diese Zahlen dagegen sprechen und ich habe dabei vieles noch nicht erwähnt.

Abschließend noch eine kurze Bemerkung zu einer Forderung oder einem Anliegen, das hier schon lange und oft diskutiert worden ist und der Herr Aigner heute wieder vorgeschlagen hat, nämlich die Frage, warum wir oder der PID so viele Inserate schalten. Nun, Herr Kollege Aigner, ich unterstütze gerne, wenn es darum geht, dass der PID sich in seiner Prioritätenliste überlegt, ob die Inserate in Richtung Medien der ÖVP noch wirklich notwendig sind. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Ellensohn. 

11.07.49

†StR David Ellensohn|: Frau Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die Geschäftsgruppe ist vielfältig, deswegen hupft man da ein bissel von einem Thema zum anderen, jetzt zum Sport, zu den Stadien und zum Kindersport.

Ich nehme zur Kenntnis, dass zwei Jahre nach der EURO überprüft werden muss, ob das Dach im Happel-Stadion noch trägt oder nicht. Gewünscht hätte ich mir, dass das damals in den großen Ausgaben bereits recherchiert wird, aber wenn es notwendig ist, wird man es wohl machen müssen. Wir wollen ja nicht, dass das Dach irgendwann irgendjemanden, der drunter sitzt, in irgendeiner Form beschädigt. Die Fußballstadien sind aber in letzter Zeit und werden auch in den nächsten Tagen hier noch Thema sein. Der Wiener Sportklub kämpft weniger mit einem kaputten Dach als insgesamt mit einer Anlage, die mit freiem Auge als sanierungsbedürftig erkannt wird. Länger schon wird spekuliert: Wird der Sportklub diesen Sanierungsverfall überleben oder nicht? Ich würde mir für Hernals und für den WSC oder WSK, da sind ja bei der Namensgebung noch offene Fragen zu klären, wünschen, dass der Wiener Sportklub das überlebt so wie die Vienna den Ansturm von Immobilienmaklern, die daneben etwas hinbauen wollten, überlebt hat, weil sich unter anderem die GRÜNEN intensiv dafür eingesetzt haben. Also hat die Vienna das gut überlebt und der Wiener Sportklub wird es hoffentlich auch. Und auch Rapid im Westen Wiens wird wahrscheinlich die Vorschläge der ÖVP, sie möge weiter an den Stadtrand da in dem alten Novotel platziert werden, auch überleben, weil das die Rapid-Gemeinde nicht wollte, das will hier die Stadtregierung nicht, das wollen wir nicht. Also die scheinen wenigstens gesichert zu sein, wiewohl sie offensichtlich einen größeren Platzbedarf haben.

Eine Halle, die es noch nicht gibt und die hier schon manchmal den Eindruck macht, als ob sie demnächst gebaut werden würde, ist eine Mehrzweckhalle. Da ist der Bürgermeister gestanden und hat bei Fragestunden den Eindruck vermittelt, da kommt jetzt irgendwann diese Mehrzweckhalle, die von vielen Sportverbänden gefordert, gewünscht wird.

Von der hören wir gar nichts mehr. Da ist entweder das Geld ausgegangen oder es hat sich die Interessenslage geändert. Aber eine Mehrzweckhalle für den Breitensport, nicht für den Spitzensport, nicht für den Fußball, wäre notwendig, sagen alle Sportdachverbände und hat hier auch schon die Sozialdemokratie gesagt. Das ist schade, dass ich das nirgends mehr finde und auch im Rechnungsabschluss sowieso nicht, aber auch von den Plänen her nirgends mehr etwas höre. Ich würde mir wünschen, dass diese Mehrzweckhalle in absehbarer Zeit gebaut wird. Man kann ja hoffen, dass wir dann im nächsten Budgetvoranschlag vielleicht etwas dazu finden. Wahlzeiten sind auch überraschende Zeiten. 

Kinder, Bewegung, Sport. Das hören wir dauernd. Die Kinder werden übergewichtig, die haben zuwenig Bewegung. Dann hört man wieder das ganze Angebot, das es schon gibt. Eigentlich ein seriöses Thema, dem man sich ganz normal annehmen kann. Wie schaut es wirklich aus? Der Befund ist schlecht für Kinder, für Sechsjährige, für Achtjährige. Man muss etwas tun, da sind sich auch wieder alle einig und dann wird man mir wieder erzählen, wie viele Hallen es nicht gibt und die Fun- und Sport-Hallen. Da gibt es halt ein Problem. 2,50 EUR ist nicht für jeden ein Vermögen, aber 2,50 EUR ist für ein paar Kinder schon die Barriere, warum sie nicht hingehen und warum ein Vater, der 4 EUR zahlen muss, mit seinen zwei Kindern nicht hineinmarschiert, weil er dann 10 EUR braucht, 9 EUR, wenn man es genau rechnet - machen wir da nicht eine PISA-Studie - weil er dann 9 EUR braucht, wenn er zu dritt hingeht. Das ist für manche eine Barriere. Wo kann man den Sport hinverlagern, wo er stattfindet? Was gibt es für gute Modelle in anderen Ländern? Schauen wir nach Deutschland, Nordrhein-Westfalen. Da gab es, bevor der Herr Rüttgers dran war, eine rot-grüne Koalition über 10 Jahre und die hat Mitte der 2000er Jahre, also vor 5, 6 Jahren, ein Programm entwickelt „Die tägliche Sportstunde an Grundschulen in Nordrhein-Westfalen“. Ein Projekt, wo man Partner gesucht hat. Das könnte man in Wien mit den Ganztagsschulen, bei den anderen wird es nicht leicht gehen, versuchen und die tägliche Sportstunde einführen. Da sucht man sich Partnerschulen und schaut sich einfach an, wie sie es in Nordrhein-Westfalen gemacht haben. Das ist dort erfolgreich abgeschlossen. Leider ist dann zwischendurch die CDU an der Macht gewesen, die wollten das nicht stärker ausbauen. Jetzt wird in Nordrhein-Westfalen dieser Tage wieder eine andere Regierung kommen, da wird das wieder aufgenommen. 

Das ist ein Projekt, da müsste eigentlich jeder dafür sein, das kostet nicht gleich ein Vermögen. Eigentlich müsste man den Pilot nicht mehr machen, weil man die Erfahrungen aus Nordrhein-Westfalen nehmen könnte und einfach das Projekt ausbauen. Dann brauchen wir nicht darüber reden, ob Kinder in der Freizeit eh ein Angebot haben, weil sie das vielleicht nützen oder auch nicht und das kostet vor allem meistens was. Den Sport in die Schule bringen, das macht einen Sinn und bei den Ganztagsschulen wäre das auch möglich, dass wir dafür die Räumlichkeit und alles schaffen, das ist natürlich auch klar. Aber das würde ich mir für die Zukunft wünschen. 

Wir sind in einem Wahljahr. Da gibt es normalerweise viele Versprechungen von regierenden Parteien, da ist die Sozialdemokratie in Österreich nicht ausgenommen. Vielleicht versprechen Sie einfach allen Eltern oder allen Kindern mehr Bewegung in der Schule und in der Grundschule, in der Volksschule, eine tägliche Sportstunde als Projekt. Und dann schauen wir, was dabei herauskommt und machen das in fünf Jahren dann flächendeckend. Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Riha. 

11.14.08

†GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist ja heute in dieser Legislaturperiode die letzte Rechnungsabschlussdebatte und ich möchte ein kleines Resümee der vorschulischen Bildung ziehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren der Regierungsfraktion! Auch wenn Sie es, da bin ich mir sehr sicher, nicht zugeben werden, können, dürfen, wollen, was auch immer, die ÖVP-Wien hat die Entwicklung der vorschulischen Bildung in dieser Stadt in den letzten Jahren maßgeblich mit beeinflusst. (Beifall bei der ÖVP.) Ich möchte Sie an dieser Stelle an die langjährige Forderung von uns, den gebührenbefreiten Kindergarten, erinnern. 8 Jahre lang, 13 Anträge haben wir gestellt und fast den ganzen Zeitraum über haben wir die Argumente gehört, warum es nicht geht und auf gar keinen Fall möglich ist. Heute habe ich ja von der Kollegin Nowak gehört, dass sie erkannt hat, dass es die erste Bildungseinrichtung ist. Da bin ich wirklich sehr froh über diese Erkenntnis. Dann kam der Sinneswandel, der März 2009 und die Ankündigung vom Herrn Bgm Häupl, jetzt soll er kommen, der Gratiskindergarten. Gratis ist er zwar nicht geworden, er ist nach wie vor zu 50 Prozent gebührenreduziert, aber Sie haben damit eine Forderung aufgegriffen, die wie keine andere von meiner Fraktion in Wien vertreten wurde.

Einen weiteren Punkt, den die ÖVP gefordert hat, möchte ich hier anführen. Das ist der Bildungsplan für alle in Wien ansässigen Kindergärten. Auch da hat es von Ihrer Seite lange geheißen, das ist nur für die städtischen Kindergärten, hat also daher nur für die städtischen Kindergärten Gültigkeit. Jetzt haben wir seit September, Gott sei Dank, einen Bildungsplan, der für alle Wiener Kindergärten Gültigkeit hat. Aber auch dazu waren mehrere Anträge der ÖVP notwendig. Wir wollen aber nicht nur einen Bildungsplan, wir wollen ein umfassendes Qualitätsmanagement für alle vorschulischen Bildungs‑ und Betreuungseinrichtungen. Da ist noch ein ziemlich weiter Weg zu gehen. Aber meine Fraktion und ich, wir werden auch in dieser Frage nicht aufgeben und werden weiterhin Anträge stellen und hoffen, dass wir Sie von den Vorteilen überzeugen können, so nach dem Motto „Steter Tropfen höhlt den Stein“.

Und last but not least, Herr Stadtrat, haben Sie jetzt im Jahr 2010 doch eingesehen, dass man in Wien nicht nur die Gehälter für die KindergartenpädagogInnen der städtischen Kindergärten anheben kann und wir werden ja morgen einen Beschluss fassen, sodass auch die mehr als 50 Prozent privaten Betreiber ihre Kindergarten‑ und Hortpädagoginnen und –pädagogen in Wien besser bezahlen können. Ebenfalls eine Forderung der ÖVP-Wien.

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren der Regierungsfraktion, es gibt auch Bereiche, da gibt es kaum oder wenig Bewegung oder sie hat viel zu spät eingesetzt. Diese Kritik kann ich Ihnen leider nicht ersparen und sie betrifft vor allem die Verfügbarkeit der Plätze. Die Kollegin Smolik hat es schon angesprochen, gestern hat es auch die Kollegin Vassilakou angesprochen. Wenn der Kollege Vettermann zu Recht sagt, der Kindergarten ist wichtig, um die deutsche Sprache zu lernen, dann ist das zwar richtig, aber dazu braucht es auch wirklich Plätze in ausreichender Form. Und Fakt ist, es ist nach wie vor so, dass in Wien tausende Mütter und Väter einen Platz für ihr Kind im Kindergarten oder in der Krippe suchen, ihn aber nicht bekommen. Und trotz gegenteiliger Behauptungen der SPÖ – so steht auch unter „wien.at“ auf der Homepage, das habe ich gestern gelesen, dass Wien bei den Drei- bis Sechsjährigen österreichweit Vorreiter ist - fehlen die Kindergartenplätze. Ich weiß ja nicht, woher Sie die Zahlen nehmen, aber von der Statistik Austria gibt es eindeutige Zahlen, die Statistik Austria ist auch nicht beeinflusst, und da ist Wien im Österreichvergleich mit dem Stand Oktober 2009 mit 86 Prozent an drittletzter Stelle in Österreich. Spitzenreiter ist da noch lange nicht Wien, da ist das Burgenland Spitzenreiter, die haben nämlich 99,5 Prozent. Also Wien hat noch 14 Prozent aufzuholen, um das Burgenland zu erreichen, wobei Wien eine Großstadt ist, wo man eigentlich meinen sollte, dass Wien da wirklich allen Bundesländern voraus sein sollte. Ja, also 14 Prozent, das sind in etwa, wenn man 3 Jahrgänge rechnet, an die 6 000 Kinder, die in Wien noch immer zwischen dem 3. und dem 6. Lebensjahr keinen Platz erhalten. Bei den Unter-Drei-Jährigen, auch das hat die Kollegin Smolik kurz angesprochen, ist es so, dass das Barcelona-Ziel ebenfalls noch nicht erreicht wurde. Das ist auch für eine Großstadt ein trauriges Ergebnis. Das Barcelona-Ziel liegt bei 33 Prozent und wir liegen in Wien jetzt bei 26,8 Prozent. Wenn wir nur ein bisschen international über den Tellerrand schauen und zum Beispiel in die skandinavischen Großstädte schauen, dort gibt es eine Abdeckung in etwa bei den Unter-Drei-Jährigen zwischen 50 und 75 Prozent. Also auch da hat Wien noch einen weiten Weg hin. 

Wir haben in den letzten Jahren schon mehrmals einen Weg aufgezeigt, wie man dieses Problem in den Griff kriegen könnte.

Wir müssen endlich beginnen, den Ausbau bestehender vorschulischer Einrichtungen und den Bau neuer Standorte langfristig zu planen. Da braucht es Zielzahlen für neue Standorte, damit man Betreuungszahlen definieren kann. Es braucht die Einbeziehung von demographischen Faktoren. Es braucht die Einbeziehung der Stadtplanung und so weiter. Und alles muss einen Zweck und ein Ziel haben, nämlich dass es in Wien bis spätestens 2013 keine Wartelisten gibt, keine Kinder mehr auf Plätze warten, keine Eltern ihren Berufseinstieg nicht mehr wahrnehmen können, weil sie keinen Platz für ihr Kind finden, denn jedes Wiener Kind auf einer Warteliste ist eines zu viel. Und was die Rechtssicherheit angeht, da fordern wir ja auch nicht zum ersten Mal den Rechtsanspruch auf einen vorschulischen Betreuungsplatz. Wenn die von Ihnen kolportierten 101 Prozent für die Drei- bis Sechsjährigen stimmen würden, dann könnten Sie ja zumindest da zustimmen, weil wir da ja eh schon viel mehr Plätze hätten, als wir eigentlich Kinder haben. Trotzdem haben Sie die letzten Male nicht zugestimmt. Da wird heute wieder ein Antrag dazu von uns kommen. Ich hoffe, Sie werden hier Ihre Haltung ändern und die Position der ÖVP-Wien einnehmen, so wie Sie es ja bei einigen anderen Positionen auch gemacht haben. Denn es ist wirklich so, ein Betreuungsplatz ist kein Privileg, sondern es ist das gute Recht eines jeden Wiener Kindes und gehört daher auch gesetzlich festgeschrieben. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Kindergartenplätze bedingen gut ausbildete KindergartenpädagogInnen und da ist es in den letzten Jahren schon sehr, sehr schwierig gewesen, aber im Jahr 2010 ist es so dramatisch wie noch nie. Die Personalsituation ist so knapp, dass man sagen kann, dass sich um eine Kindergartenpädagogin oder einen Kindergartenpädagogen zumindest fünf Kindergartenbetreiber, ich sage das einmal auf Wienerisch, reißen. Zig Gruppen, darunter auch städtische Kindergartengruppen, waren immer wieder einmal für längere Zeiträume nicht mit Fachpersonal besetzt. Auch da hat die Stadtregierung einfach viel zu spät reagiert und letztes Jahr dann doch eine Ausbildungsoffensive begonnen. Aber wie wir wissen, dauert das einige Jahre und es wird frühestens 2013, 2015 zu einer Beruhigung kommen. Wenn Sie jetzt sagen, Herr Stadtrat, heuer und nächstes Jahr werden etwa 2 500 neue Plätze dazukommen, bei den Zahlen bin ich mir nie so sicher, weil einmal 4 000, einmal 2 497 steht, sagen wir einmal 2 500, dann wird es auch dafür wieder neues Personal brauchen und die KindergartenpädagogInnen, die aus den Bundesländern da sind, gehen vermehrt in ihre Bundesländer zurück. Also wie diese Situation in den nächsten zwei, drei Jahren zu lösen sein wird, da bin ich auf die Ideen gespannt. Hier wurde einfach viel zu spät reagiert und nicht vorausschauend geplant. Es werden die Erwartungen, die an vorschulische Bildungs- und Betreuungseinrichtungen gestellt werden, und die Realität auseinanderklaffen. Wenn man bedenkt, wie viel Verantwortung die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor Ort haben, dann können wir es uns auf gar keinen Fall leisten, Standards zu vernachlässigen oder irgendwie herunterzunivellieren. 

Die Stadt Wien hat es auch bis jetzt verabsäumt, in der Zusammenarbeit mit der Pädagogischen Hochschule in Wien einen akademischen Lehrgang zu installieren. Auch das wäre eine Möglichkeit gewesen, relativ rasch zusätzlich zu Personal zu kommen. Aber auch da warten Sie lieber ab und sind nicht aktiv. 

Um Herausforderungen zu meistern, braucht Wien Aktivität und Innovation. Das wird sich in den nächsten Jahren im Bereich der vorschulischen Bildung und Betreuung sicher nicht ändern und es werden die Herausforderungen im Bereich der Jugend nicht weniger werden. Auch hier gibt es eine Forderung von uns, um verstärkt Elternarbeit und ausreichendes Personal bei der MA 11 zu finanzieren. Das sind wichtige Voraussetzungen, um präventiv zu arbeiten. Wenn man allein sieht, wie viele Eltern schon im Vorfeld freiwillig Elternbildungen beanspruchen, dann wäre das eine sinnvolle Investition. Aber diese Unterstützung für Elternbildung ist bislang ausgeblieben und wir könnten vielen Kindern unangenehme Schicksale ersparen, wenn wir endlich in diese wirklich präventive Arbeit mehr investieren würden. 

Um auf die Inserate zurückzukommen. Wenn wir davon ausgehen, dass in etwa - und ich glaube, diese Summen sind nicht unrealistisch – 100 000 EUR pro Tag für Einschaltungen in Zeitungen ausgegeben werden - das sind ungefähr 3 Millionen im Monat - so wäre da sehr viel Geld, nämlich mehr als 30 Millionen im Jahr, in Präventivarbeit zu investieren, die den Kindern und den Jugendlichen in dieser Stadt zu Gute kämen. 

Pädagogisches Qualitätsmanagement, ein Entwicklungsplan für Kindergartenplätze, der Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz, umfassende Elternbildung, all diese Dinge stehen für einen vorausschauenden Weg. Ich möchte daher meine Anträge noch einbringen:

„Betreffend Entwicklungsplan für das Netz an vorschulischen Bildungs- und Betreuungseinrichtungen. Demographische und städteplanerische Entwicklungen sollen in einen Plan einfließen. Durch die Erarbeitungen und Umsetzung dieses Planes soll sichergestellt werden, dass bis spätestens 2015 in Wien ein bedarfsgerechtes Netz an Bildungs- und Betreuungsrichtungen entsteht. 

Ich bitte um die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP.)
„Betreffend Qualitätsmanagement. Pädagogisches Qualitätsmanagement im vorschulischen Bildungs- und Betreuungsbereich. 

Auch hier bitte ich um die sofortige Abstimmung.“ 

„Betreffend Akademisierung der Ausbildung des pädagogischen Personals. Der amtsführende Stadtrat für Bildung, Jugend und Information wird ersucht, in Absprache und Zusammenarbeit mit einer Wiener Hochschule einen akademischen Lehrgang für Elementarpädagogik zu etablieren. 

Auch hier bitte ich um die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Und last but not least: 

„Betreffend die Einführung eines Rechtsanspruches auf einen Kindergartenplatz für Kinder unter sechs Jahren. 

Auch hier bitte ich um die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Verantwortungsvolle Politik muss voraus denken, um für das, was kommt, vorbereitet zu sein und nicht immer im Nachhinein reagieren. Das gilt im Besonderen gerade für die vorschulische Bildung und Betreuung und für die Verantwortung unseren Kindern gegenüber. Wir müssen in unsere Kinder investieren, damit sie eine Zukunft haben. Sie sind Kinder. Sie sind Bürgerinnen und Bürger der Gegenwart, nicht erst der Zukunft. Daher müssen wir heute in sie investieren, sonst werden wir nämlich möglicherweise alle keine Zukunft haben. Und ich hoffe, dass wir uns das alle zu Herzen nehmen. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Nächste auf meiner Rednerliste ist die Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile ihr das Wort. 

11.28.29

†GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe mich in dieser Geschäftsgruppe zum Wort gemeldet, weil in den letzten Jahren doch einige Bauvorhaben auch in dieser Geschäftsgruppe zu diskutieren waren, einerseits die Schulbauten, natürlich eine wahnsinnig wichtige und große Aufgaben - meine Kollegin Jerusalem hat es auch schon angesprochen -, andererseits aber vor allem in den letzten Jahren die Sportbauten, wo es doch anscheinend seitens des Sportamtes die Erkenntnis gegeben hat, dass man hier wertvolle Flächen in zum Teil sehr guten Lagen hat und offensichtlich auf Grund von irgendwelchen Sparzwängen beschlossen wurde, diese Sportflächen einmal zu untersuchen, inwieweit die für Immobilienentwicklung brauchbar sind und was man da abzwacken kann. Das aktuelle Beispiel, mein Kollege Ellensohn hat es schon angesprochen, ist auf der Hohen Warte, wo erstaunlicherweise das Sportamt festgestellt hat, dass eine Teilfläche nicht mehr gebraucht wird, obwohl es da eben Pachtverträge gibt und auch schon länger hergehende Vereinbarungen, wo eigentlich klar dezidiert ausgemacht war, was ein Immobilienunternehmen, das da ein Nutzungsrecht hat, zu leisten hätte. Diese Leistungen wurden offensichtlich nur sehr mangelhaft erbracht. Es war damals zum Beispiel vereinbart, dass die Haupttribüne auf der Hohen Warte saniert wird. Wie ich mich vor Kurzem überzeugen konnte, regnet es dort noch immer hinein. Auch bei der Tribüne, wo vereinbart war, sie vis-à-vis der Haupttribüne zu errichten, sieht man noch irgendwelche Gerüste. Da war im Pachtvertrag dezidiert festgehalten, dass das eben eine Tribüne sein sollte, wo später auch Einbauten wie Garderoben und WC-Anlagen möglich wären.

Das ist alles nicht passiert. Und was macht das Sportamt? Unverständlicherweise sagt man: Macht nix, die Flächen da oben brauchen wir auch nicht. Macht’s dort auch noch ein Immobilienprojekt hin. 

Wohlweislich ist es natürlich so, wenn dort jetzt jemand wohnen würde, noch dazu in dieser Lage in Döbling - verständlicherweise wären das keine sehr günstigen Wohnungen -, so würden sich die dann natürlich aufregen, dass unten am Sportplatz zu laut gelärmt wird, wenn da gejubelt wird und Konflikte wären vorprogrammiert. Also ich halte das eigentlich für äußerst zweifelhaft und fahrlässig, so mit einer Sportfläche umzugehen, und kann mir eigentlich die Vorgehensweise nicht wirklich erklären. 

Es gibt ja oder gab auch andere Themen, beispielsweise den Stadthallenbadumbau. Da hat es auch Proteste gebraucht, bis erkannt wurde, dass man hier eigentlich ein Juwel hat, wo man jetzt - man muss sagen, es schaut gut aus -, doch auf Schiene gebracht hat, dass man dieses Bad saniert, aber eben auch unter Rücksichtnahme dessen, was man eben hier hat und man nicht leichtfertig dieses Bauwerk zerstört. 

Beim Umbau der Albert-Schultz-Halle muss ich sagen, da ist es mir jetzt auch nicht wirklich untergekommen, dass man da ein großes Verfahren gemacht hätte, wer da planen wird. Ebenso vermisse ich dieses Verfahren beim Eisring Süd, bei der großen neuen Sporthalle, auch. Es hat zwar einen städtebaulichen Wettbewerb gegeben, aber wer dieses Bauwerk, diese Sporthalle hier plant und errichtet, ist eigentlich offen. Ich entnehme diversen Broschüren, dass anscheinend das Architektenteam, das den städtebaulichen Wettbewerb gewonnen hat, gleich auch diese Sporthalle bauen darf. Das entspricht nicht dem Wettbewerbsleitfaden der Stadt Wien und wird auch nicht sicherstellen, dass das Hallenbauwerk wirklich die beste Lösung für diesen Sportbau ist. 

Das sind jetzt einige Beispiele dafür, dass ich in den letzten Jahren einfach festgestellt habe, dass die Kompetenz des Sportamtes es halt nun mal nicht ist, Bauverfahren abzuwickeln. Wir haben im Haus die Baudirektion. Wir haben die ganze Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr, aber auch Wohnbau, wo die Baubehörde angesiedelt ist. Ich meine, dass man hier wirklich besser zusammenarbeiten müsste beziehungsweise in meinen Augen eigentlich die Baudirektion hier einmal auf den Putz haut und sagt: Leute, wir haben den Wettbewerbsleitfaden der Stadt Wien, haltet’s euch dran und macht’s da nicht euer eigenes Spiel. Deswegen habe ich jetzt einen Beschluss- und Resolutionsantrag vorbereitet. Da geht’s eben um Architekturwettbewerbe für Sportbauten in Wien, weil ich glaube, dass es eine wichtige Aufgabe ist, Freizeit- und Sportmöglichkeiten für Jugendliche, aber auch für Erwachsene weiterhin zu errichten, aber dass es irgendwie schade wäre, wenn man das Geld, das man dort einsetzt, nicht bestmöglich einsetzt. Deswegen bitte ich um Zustimmung zu diesem Antrag. 

Und der zweite Bereich, eh schon kurz angesprochen auch schon von meinen Kolleginnen, der Schulbau. In den Schulen werden sich oder halten sich unsere Kinder jetzt schon sehr viel auf und werden es auch immer mehr, wenn es eben zur Ganztagsschule oder hoffentlich auch bald zur Gesamtschule Wien-weit kommt. Da ist es natürlich auch wichtig, dass man jetzt das Schulgebäude nicht nur saniert, damit nicht der Putz abblättert, sondern dass man eben auch räumlich die Vorkehrungen trifft. Ich nehme an, einige von Ihnen werden am Wochenende den „Standard“ gelesen haben, wo eine Sonderausgabe das Thema Schule sehr ausführlich beleuchtet hat. Da ging es auch um die Gebäude, in denen der Schulunterricht stattfinden kann und soll, da waren auch internationale Beispiele angeführt. Ich denke, dass es jetzt an der Zeit wäre. Es hat sich auch dieser Verein Schulumbau gegründet, wo ja auch einige bekannte Vertreter drinnen sind, die eben vorschlagen, dass man auch gemeinsam mit den Lehrern und den Schülern Raumkonzepte und Analysen macht, um diesen Umbau gut zu machen, dass man eben die pädagogischen Konzepte auch räumlich abbilden muss und dass der Freiraum eine gewaltig große Rolle spielt. Ich glaube, wir sollten uns einmal vorstellen - es gibt so komische amerikanische College-Filme, wo die Kinder irgendwie so auf dem College am Nachmittag schwimmen gehen und wirklich den ganzen Tag dort verbringen und es eigentlich nicht eine Strafe ist, wenn man am Nachmittag in der Schule bleiben muss, sondern man dort gerne Zeit verbringt. Vielleicht sollten wir uns einmal den Luxus gönnen zu überlegen, ob wir unseren Kindern das vielleicht nicht auch einmal bieten können, so eine Art von Freiraum und Möglichkeiten. Deshalb der Beschlussantrag, den ich auch gemeinsam mit der Kollegin Jerusalem zur sofortigen Abstimmung einbringe, dass eben hier geeignete Raumprogramme erarbeitet werden, um zeitgemäßen Unterricht in den neuen Schulen, aber auch bei der Sanierung der bestehenden Schulen zu ermöglichen. 

Ja, in diesem Sinne denke ich, dass in dieser Geschäftsgruppe hier einiges möglich wäre und ich hoffe auch auf eine bessere Zusammenarbeit mit den anderen Geschäftsgruppen beziehungsweise der Baudirektion, damit die Verfahren in Zukunft ordentlich ablaufen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der Nächste auf unserer Rednerliste ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile ihm das Wort. 

11.36.28

†GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

An sich nicht meine Geschäftsgruppe, aber ein Erlebnis heute in der Früh hat mich dazu bewogen, doch hier kurz ein persönliches Erlebnis und eine Idee ins Gespräch zu bringen, eine Diskussion vielleicht anzuregen. Es betrifft den Punkt 5 der Geschäftsbedingungen für Kindertagesheime und Krippen. Es geht darum, ich lese ihn ganz kurz vor: 

„Aus pädagogischen Gründen hat jedes Kind mindestens vier Wochen pro Betriebsjahr Urlaub vom Kindergarten zu nehmen, wobei jeweils ganze Wochen entweder einzeln oder zusammenhängend genommen werden müssen. Fehlzeiten durch Krankheit des Kindes gelten nicht als in Anspruch genommener Urlaub.“ 

Meine Damen und Herren, diese Regelung ist ja schon alt, machte durchaus Sinn, überhaupt keine Frage. Sie entspricht aber nicht mehr dem Trend der Zeit. Diese Regelung entspricht nicht mehr der gesellschaftlichen Situation heute in Wien und überhaupt bei uns. Sie entspricht nicht der Realität von Urlaubsplanung, Freizeitplanung, Freizeitgestaltung von Familien oder AlleinerzieherInnen. Sie entspricht nicht mehr der wirtschaftlichen Situation vor allem der kleineren Betriebe, wo man ja im besten Fall in Folge 14 Tage, aber kaum mehr 3 bis 4 Wochen Urlaub nehmen kann. Und sie dient überhaupt nicht mehr und ist nicht mehr im Sinne der vermehrten Alleinerzieherinnen oder Alleinerzieher. 

Als Beispiel möchte ich den Kindergarten in Alt-Erlaa hernehmen und zwar ein persönliches Erlebnis, nicht weil dort meine Tochter war, es waren alle meine Kinder dort, alle meine Enkelkinder. Aber das, was heute in der Früh sich dort, sagen wir einmal, ein wenig emotional abgespielt hat, hat mich dazu bewogen. Noch einmal, nicht weil es das Kind ist, sondern weil ich höre, dass es allgemein ein Problem geben wird oder geben könnte, daher die Bitte um eine Diskussion in diese Richtung. Dieser Mutter wurde von der Kindergartenleiterin gesagt, sie solle endlich die Urlaube für ihr Kind aus pädagogischen Gründen nehmen. Man muss dazu sagen, sie ist Alleinerzieherin, sie arbeitet und sie studiert. Der Tipp der Kindergartenleiterin war, sie möge ihr Studium einmal für zwei Semester unterbrechen, damit sie mehr mit ihrem Kind sein kann. Es kann nicht Aufgabe der Kindergartenleiterin sein, den Eltern oder den Alleinerziehern einen Tipp zu geben, wie sie ihr Kind erziehen, was Sie mit ihrem Kind tun, wie sie ihre Urlaubsplanung haben. Das ist nicht mehr möglich. Ich erlebe das tagtäglich mit. 

Die Anregung wäre, insbesondere was die ganzen Wochen betrifft: Es gibt heute eine Unzahl von Berufen, wo es gar nicht mehr möglich ist, von Samstag bis Samstag, von Sonntag bis Sonntag, Montag bis Samstag auf Urlaub zu gehen. Viele Leute gestalten ihren Urlaub kurzfristig von Mittwoch bis Mittwoch. Viele Leute nehmen Urlaubstage an Fenstertagen. Die fahren am Mittwoch am Abend weg, wenn am Freitag ein Fenstertag ist, und kommen am Sonntag zurück. Auch das ist Urlaub. Auch das ist ja ein Zusammensein mit einem Kind. Es heißt ja nicht, wenn ich jetzt eine ganze Woche Urlaub nehme, dass das die bessere Pädagogik mit meinem Kind ist, als wenn ich im Jahr vier, fünf Mal ein Wochenende, vier, fünf Mal meinetwegen vier, fünf Tage verbringe. Das kann mit dem Kind intensiver sein als wenn ich eine Woche hintereinander einfach nehmen muss. Es gilt nur im Kindergarten, das wurde heute so gesagt, von Montag bis Freitag, von Mittwoch bis Mittwoch gilt das nicht als zusammenhängende Woche. 

Bitte, da ersuche ich wirklich freundlich, einmal nachzudenken, ob das denn noch unserem Zeittrend entspricht. Das kann nicht sein. 

Jetzt das Nächste. Meine Tochter - und ich kenne das von vielen, weil ich das ganze Umfeld meiner Familie kenne, die gehen auch alle dort in den Kindergarten, das wird in anderen ähnlich sein – hat seit Weihnachten 12 Tage Urlaub nehmen müssen, weil der Kindergarten gar nicht offen war. Die hat überhaupt nicht mehr vier Wochen zusammenhängenden Urlaub, die hat überhaupt keine 14 Tage mehr. Ich werde Ihnen sagen, wann das war, gilt aber nicht als Urlaub: Weihnachten bis Neujahr, gilt nicht als Urlaub, sie musste sich aber frei nehmen am 23.12., 28.12., 29.12., 30.12., 31.12.. 1.1. war ein Feiertag, 2.1.,ein Samstag, Sonntag, und Montag ist er wieder offen gewesen. Sie musste sich am Pfingstdienstag, weil es dort offensichtlich so gestaltet ist wie die Schulzeiten, einen Urlaubstag nehmen. Donnerstag, 1.4., Freitag, 2.4., Dienstag, 6.4., zu Ostern musste sie Urlaubstage nehmen, weil der Kindergarten ebenfalls leider zu war. Nächste Woche 5., 6., 7. Juli sind die Schließtage, pädagogisch, außerdem gibt es die Generalreinigung. Sie muss sich Urlaub nehmen. Jeder hat nicht einen Opa, jeder hat nicht eine Oma, es hat nicht jeder Verwandte. Es ist wirklich unmöglich, dann zu sagen, sie muss unbedingt vier Wochen und zusammenhängend eine oder zwei oder drei oder vier nehmen. Das ersuche ich bitte zu überdenken. Das ist ein Eingriff in die personelle Planung der Freizeit, des Lebens, das ist ein Einschreiten, meiner Ansicht nach, in die Privatsphäre. Urlaub muss sein. Das Kind soll Urlaub nehmen, gar keine Frage, soll mit dem Alleinzieher, mit der Mama, mit dem Papa, mit der Familie, was auch immer, Zeit verbringen, das ist sinnvoll. Aber die Regelung „müssen“, wie es hier drinnen steht, bitte ich wirklich zu überdenken, meine Damen und Herren. Und vor allem der Hinweis, man soll das Studium unterbrechen, damit man mehr mit dem Kind zusammen ist, das finde ich eigentlich, also mir fehlen eigentlich die Worte. Das kann ja nicht wahr sein, dass eine Kindergartenleiterin das einer Mutter, noch dazu, wo sie weiß wie die Situation ist, ins Gesicht sagt. Das kann ich mir nicht vorstellen. Deswegen habe ich mich gemeldet, Herr Stadtrat. Ich ersuche, das wirklich hier zu überdenken. Wir sind heute anders im Urlaub. Die Fenstertage zählen nicht als Urlaub. Wenn ich nur drei Tage nehme, zählt das nicht als Urlaub. Und zu Weihnachten, und das verstehe ich überhaupt nicht, wenn der Kindergarten insgesamt 12 Tage zu ist, zählt das auch nicht als Urlaub. Die Osterwoche zählt nicht als Urlaub, auch wenn ich nur drei Tage nehme. Das gehört dazu. Ich bin der Meinung, es ist sinnvoll, vier Wochen aufgeteilt durchaus akzeptiert, aber nicht in einer Muss-Form der Familie, der alleinerziehenden Mutter, dem alleinerziehenden Vater vorzuschreiben, wann er in den Urlaub zu gehen hat, das glaube ich nicht. Es ist nicht mehr vollziehbar. Es ist vielleicht noch in einer aufrechten Zweierbeziehung vollziehbar, durchaus möglich. Es ist aber nicht mehr so vollziehbar im gesellschaftlichen Trend, ob man es mag oder nicht, in Form von Alleinerziehern und Alleinerzieherinnen. Daher bitte ich wirklich um eine Diskussion und um Überlegung, ob man diesen Punkt der Geschäftsordnung nicht der heutigen Zeit anpassen sollte. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der letzte Redner für diese Geschäftsgruppe ist Herr GR Mag Jung. 

11.43.59

†GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Meine Damen und Herren!

Wenn man den sozialdemokratischen Vorrednern, egal, ob es das jetzige Thema ist, oder den anderen zuhört, aber gerade heute war es wieder besonders auffällig, dann ist die Schulpolitik, die Jugendpolitik in Wien ein unglaubliches Erfolgsmodell. Ich frage mich halt nur, wenn das so ein tolles Erfolgsmodell ist: Wieso haben wir die große Problematik mit den Jugendlichen in der Stadt? Wenn das so ein tolles Erfolgserlebnis ist, wieso haben wir die Rückmeldungen derjenigen, die Lehrlinge aufnehmen, dass sie Probleme haben, geeignete Lehrlinge zu finden, weil die nicht rechnen, nicht schreiben, nicht einmal ausreichend lesen können, sinnverstehend lesen? Wenn das die so erfolgreiche Schulpolitik der SPÖ ist, na, dann bedanke ich mich dafür. So kann es doch nicht sein. Diese Kritik ist ja nicht eine Kritik der Freiheitlichen, die kommt aus der Wirtschaftskammer, die kommt von den Lehrern, die merkt man sogar bei den Aufnahmeansuchen bei der Polizei, wo viele Bewerber daran scheitern, dass sie sich nicht schriftlich ausdrücken können. Das können Sie alles nachvollziehen. Und Sie schließen die Augen und erklären uns hier, wie erfolgreich die sozialdemokratische Schulpolitik in Wien ist. 

Wenn man das dann kritisiert, dann wird das fast als Majestätsbeleidigung genommen, nicht nur fast, es wird als solche genommen, wenn man heute zum Beispiel die Kollegen Novak gehört hat. 

Am Beginn dieser Debatte gestern hat der Vorsitzende gemeint, man möge sich zurücknehmen und nicht in zu wilde Ausdrucksweisen verfallen. Was hört man, wenn man die Sozialdemokraten kritisiert? Hetze, Aufwiegelung, Rassismus und so weiter, und so weiter. Der Vorsitz schweigt vornehm dazu, überhört das elegant. Ich muss schon sagen, es fällt einem schon schwer, eine derartige Vorsitzführung ernst zu nehmen, wenn das, nur weil es aus der Sozialdemokratischen Fraktion kommt, immer wieder stillschweigend hingenommen wird. Vorsitzführung hätte objektiv zu sein, Frau Vorsitzende! 

Nun zur Thematik selbst. Ein großes Problem bei allen Fragen ist das Geld, das halt überall fehlt. Wenn wir hier jetzt Bilanz machen, machen wir nicht nur die Bilanz übers heurige Jahr, sondern über eine gesamte Legislaturperiode oder Arbeitsperiode des Gemeinderates hier und schauen, was hat sich in den vergangenen fünf Jahren getan. 

Da fällt – die Kollegin Gretner hat es ohnehin auch angesprochen – ein wesentliches Problem ins Auge, das ist die Frage der Bauten. Die einstürzenden Altbauten, die Situationen, wo den Schülern der Verputz auf den Kopf bröckelt wenn nichts Schlimmeres, das zur zeitweiligen Schließung von Schulen führt auf der einen Seite und auf der anderen Seite der ganz überraschende Mangel an Plätzen für Schüler und Schülerinnen in dieser Stadt, weil die Schüler und Schülerinnen ja mit sechs Jahren geboren werden und dann plötzlich überraschend auftauchen. So ist es ja nicht, das ist ein eindeutiger Planungsfehler einmal auf der einen Seite. Und auf der anderen Seite scheint nicht genügend Geld dafür da zu sein, wenn wir über 200 Schulklassen in Containern unterbringen, in Containern, mit denen man sonst vielleicht ein paar Notausweichquartiere für kurze Zeit während Bauvorhaben in Gebäuden durchführt. Container, die im Sommer alles andere als angenehm sind, auch wenn man versucht, sie zu klimatisieren. Wir haben gestern Abend einen ziemlich heißen Abend da herinnen gehabt, was die Temperatur betrifft, aber das ist kein Container. Sie können sich vielleicht vorstellen, wie sich Schüler fühlen, die hier sechs, sieben und mehr Stunden vielleicht in so einer Sardinendose zubringen müssen, auch wenn Sie das ganz vornehm mit einem anderen Wort umschreiben und Pavillon nennen, was ein bisserl an Schönbrunn erinnert, mit dem es aber sehr, sehr wenig zu tun hat. 

Es fehlt das Geld. Das Geld ist aber in anderen Bereichen sehr, sehr wohl vorhanden. Wenn wir uns hier nehmen, dass rund 50 Millionen, ich berichtige, 57 Millionen EUR, 2010 für Sanierungsraten vorgesehen waren, aber ganze 50 Millionen EUR nur allein für den PID für eine Eigenwerbung der SPÖ. 50 Millionen Eigenwerbung, aber die Schüler müssen in Containern sitzen, weil die SPÖ die Eigenwerbung für wichtiger erachtet als das Wohlbefinden und das gute Lernklima bei den Schülern! Dabei sind wir ja noch gar nicht ganz fertig mit dem. Denn das sind einmal die 50 Millionen EUR für den PID. Da gehen noch weitere 30 bis 40 Millionen in die Werbung für Wiener Wohnen, die Verkehrsbetriebe und andere Bereiche hinein, nur damit wir dann sehen können, wie eine Umweltministerin eine Steckdose eröffnet. Das kann es ja nun wohl wirklich nicht sein, was Sie da den Wienern und Wienerinnen zumuten. Es wurde von der ÖVP, von den GRÜNEN und von uns auch ja mehrfach aufgezeigt, was hier bei Ihrer wirklich überbordenden Eigenwerbung der letzten Tage und der letzten Wochen vorkommt und dass das wirklich in keiner Relation zu dem steht, was bisher gewesen ist, dieses Anfüttern.

Wir bringen nur ein einziges Beispiel. Im neuen „Profil“ wird uns auf zwei Seiten großartig erklärt, dass Wien anders ist und wo sich die Lieblingsorte von der Frau Ivona Brandic befinden, nämlich in der Prater Hauptallee, in der Technischen Universität, am Naschmarkt, im Resselpark und in der Staatsoper. Zwei Seiten „Profil“-Anköderung. Das ist aber nur ein kleiner Teil. Es gibt ja manche Zeitungen, da glaubt man schon, sie bestehen zur Gänze aus Werbung der Stadt Wien natürlich, nicht der SPÖ. Die SPÖ zahlt es ja nicht aus ihrer Kasse. Die SPÖ hat da gar kein Interesse, das zu tun. 

Das machen natürlich die Magistratsabteilungen und, und, und. Dort wird es gemacht. Das hat mit der SPÖ überhaupt nichts zu tun. Und da kommen wirklich die absurdesten G’schichterln, die man finanziert und betreibt, damit man selber und mit den eigenen Einrichtungen in die Medien kommt. Wenn wir die „Presse“ vom - was war das? - vom 28. Juni hernehme, vom Montag, da kündigt die Stadt eine ihrer zahllosen Veranstaltungen an und zwar ist das eine Veranstaltung der „Wiener Vorlesungen“. (Der Redner zeigt die „Presse“.) Auf eins zwei, drei, vier Seiten wird berichtet, nicht über Schulprobleme oder so irgendwas, sondern über die Rehabilitierung des Demokraten der ersten Stunde, eines besonders wichtigen Mannes, nämlich eines gewissen Franz Hebenstreit, der vor gut 200 Jahren gelebt hat und einer der ersten Jakobiner in Wien war. Vier Seiten! Man fragt sich: Was soll das? Ich meine, alleine dass er Freimaurer war, mag ja nicht genügen, dass da in vier Seiten über ihn gejammert wird. Aber nicht nur das. Da veranstaltet die Stadt auch die Wiederaufnahme des Todesurteilsverfahrens gegen diesen Herrn. Da werden dann acht Leute eingeladen, über ihn zu richten. Sie haben gestern anscheinend, ich weiß nicht, ob Sie ihn freigesprochen haben oder nicht. Aber das bitte, ist das, was Sie betreiben! Der Herr Ehalt betreibt es vielleicht auch, weil er damit massenhaft Eigenwerbung für sein Buch macht. 

So läuft die Öffentlichkeitsarbeit der Stadt Wien, wobei man dazusagen muss, Sie sind ja nicht ganz uninteressiert an dieser Öffentlichkeitsarbeit, denn indirekt verdient ja die SPÖ damit. Warum? Da eine Übersicht des roten Firmennetzwerks der SPÖ-Wien, die ja da als Großkapitalisten fungieren mit einem großen Netzwerk an Firmen, bei denen ein beträchtlicher Teil im Bereich der Werbung oder im Bereich von Druckwerken tätig ist, also ob das jetzt das „vormagazin“ ist, wo alle möglichen Leute mitschreiben dürfen, die auch ein Nahverhältnis zur SPÖ haben oder versorgt werden müssen, ob es der Echo Mediaverlag ist, die Progress Werbung, Progress Werbeland, Europlakat, Soravia Rolling, und, und, und, wo überall geworben wird. Der Gewinn daraus fließt in die Kassen der SPÖ. Geschätzt wurde von einer Wirtschaftszeitung schon vor zwei Jahren ungefähr fünf Millionen Mindestgewinn aus dem Ganzen heraus. Da sieht man hier, die SPÖ schlägt zwei Fliegen mit einer Klappe. Sie macht für sich und ihre Stadträte und Politiker Werbung und auf der anderen Seite fördert sie ihre eigenen Firmen. 

In Festen und im Feiern und im Werben sind Sie überhaupt großartig. Jeder von uns kennt das. Wir kriegen so viele Einladungen, dass wir sie schon fast nicht mehr zeitgerecht zu den Veranstaltungen öffnen können, das dann meistens mit irgendeinem Cocktail oder einem Imbiss oder irgend so etwas Ähnlichem endet. Dafür ist Geld da, für die Schulneubauten fehlt dieses Geld natürlich. Ich meine, das sind nicht immer so ganz großartige Einladungen wie anlässlich der Erhebung ihres Bürgermeisters da zum „Ritter des Gourmets“ oder so etwas Ähnliches. Wir kriegen nicht Kalbsbeuschel mit gedämpftem Schnittlauch, Knödel oder Alpenlachs mit weißem Spargel, aber es kostet auch und es macht die Menge aus. Und wenn man den Rathaushof hinunterschaut, findet auch schon fast jeden zweiten Tag eine Veranstaltung statt. Für alles das ist Geld nicht dort, wo man es braucht, nämlich in den Schulen. Entsprechend ist das Ergebnis. Die PISA-Studie können Sie nun wirklich nicht leugnen und dass wir dort mit unseren Pflichtschulen nicht gut abschneiden, ist ein offenes Geheimnis. Der Hauptgrund dieses offenen Geheimnisses wurde heute schon angesprochen, es ist die Frage: Erst Deutsch, dann Schule. 

Die Kollegin Jerusalem hat ganz richtig aufgezeigt, welches zwiespältige Verhalten der SPÖ hier in diesem Bereich herrscht, wie Sie vorher etwas anderes gepredigt haben und jetzt sind Sie draufgekommen, es geht nicht anders. Sie haben unsere Methode aufgenommen und Sie werden in anderen Bereichen dem auch noch näherrücken. Im roten Salzburg, die Landeshauptfrau hat es begrüßt, wurde in einer Schule eingeführt, dass ein Übereinkommen mit Schülern, Eltern und so weiter getroffen wird, dass im Schulhof auch nur Deutsch gesprochen wird. Das ist kein Terror gegenüber diesen Kindern, wie Sie es so gerne darstellen würden. Es geht darum, dass sich diese Kinder intensiv wirklich auch innerlich mit der Sprache beschäftigen. Jeder von Ihnen, der vielleicht einmal eine Zeit lang im Ausland war und dort gewisse Zeiten nicht mit seiner Muttersprache auskommen konnte, weil er in dem Fall gar nicht Deutsch reden konnte, sondern Englisch, Schwedisch oder egal was, merkt nach einer gewissen Zeit, wenn er nur damit befasst ist, beginnt er, in dieser Sprache auch zu denken, beginnt sogar zu träumen in dieser Sprache und so weiter, weil er voll damit befasst ist und sich damit identifiziert. Und die Schüler sollen den ganzen Tag da hinein, damit sie wirklich mit der Sprache, die sie später in dem Land, in dem sie später leben, brauchen, voll vertraut werden. Das ist keine Bösartigkeit von unserer Seite, sondern das ist ein Versuch, das am besten so hinzubringen. Das wird auch um sich greifen, auch in den österreichischen Schulen. Sie leugnen das jetzt. In zwei, drei Jahren werden wir vielleicht schon wieder ganz anders reden. Ein weiteres Problem ist, dass Sie die Realität trotzdem in vielen Bereichen leugnen. Das betrifft vor allem die Qualität der Schulklassenabschlüsse. Die Lehrer werden, das ist keine freiheitliche Erfindungen, das konnte man kürzlich auch in den Medien lesen, massiv unter Druck gesetzt, positive Jahresabschlüsse zu finden und vor allem positive Abschlüsse dann mit dem Ende der Pflichtschulzeit, und zwar nicht nur von den Eltern. Warum? Die Direktoren wollen vor dem Stadtschulrat gut dastehen, wollen keinen zu hohen Drop-out-Raten haben, wie das heute so schön heißt, weil sie eine schlechte Bewertung ihrer Person befürchten und weil von Seiten des Stadtschulrates unheimlicher Druck gemacht wird und wahrscheinlich auch vom zuständigen Hauptverantwortlichen hier, vom Herrn Oxonitsch. 

Das kann es nicht sein. Wir verlagern damit ein Problem. Wir haben früher das Problem verlagert, dass wir, oder haben es jetzt auch noch, dass Volksschüler, die nicht Deutsch können, in eine höhere Stufe aufsteigen können. Damit ist das Problem dort hinauf geschoben worden. Jetzt schieben wir das Problem hinter den Abschluss der Pflichtschulen. Ja, wer soll es ihnen dann beibringen? Die Lehrherren werden es nicht tun. Damit züchten Sie ganz einfach systematisch, dass wir hier Schüler, Jugendliche bekommen, die unfähig sind, einen wirklichen Beruf außer einfachste Handlangerdienste auszuüben. Sie ruinieren mit dieser Methode auch diese Jugendlichen, für die Sie angeblich eintreten, ihre Zukunft und Sie treiben sie wirklich in die Bereiche hinein, wo sie oftmals leider landen, nämlich in die zunehmende Kriminalität und leider auch in die an unseren Schulen zunehmende Gewalt. Auch das ist ein Bereich, den Sie massiv leugnen und der in einem Ausmaß auf uns zukommt, dessen Sie sich nicht bewusst werden wollen, eigentlich müssten Sie es wissen. Sie schließen die Augen und verschließen den Jugendlichen eine ordentliche berufliche Zukunft. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Am Wort ist der Herr Amtsf StR Oxonitsch. Ich erteile es hiermit. 

11.58.05

†Amtsf StR Christian Oxonitsch|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zunächst einmal ein herzliches Dankeschön natürlich für eine intensive Debatte. Ich denke grundsätzlich einmal, dass die Diskussion über Bildungspolitik, über Elementarpädagogik natürlich sehr intensiv darstellen soll, denn gar keine Frage, neben der allgemeinen Floskel stimmt es einfach, dass ich denke, dass das sicherlich einer der zentralen Punkte in dieser Stadt, aber letztendlich auch in diesem Land in der öffentlichen Debatte sein soll. Daher begrüße ich auch die vielen öffentlichen Debatten der letzten Jahre und Monate, die es ja endlich einmal gibt, nämlich auch im Sinne der Tatsache einer wirklichen Weiterentwicklung des Schulsystems. Wir wissen, dass das österreichische Schulsystem in seiner Entwicklungsgeschichte durchaus, und das war durchaus immer wieder und ist nach wie vor ein zentraler Kritikpunkt gerade auch von unserer Seite hier, sich nicht entsprechend den zeitgemäßen Anforderungen stellt und hier eine Weiterentwicklung - und da berufe ich mich nicht nur auf die großen internationalen Studien, ich denke, auch solche Studien sind immer wieder mit Vorsicht zu genießen, sondern natürlich schlicht und ergreifend auf internationale Erfahrungswerte, die man hat, dass hier das österreichische Schulsystem nicht auf dem entsprechend letzten Stand ist. Da begrüße ich gerade auch die von Ministerin Schmied in den letzten Monaten geführten intensiven Debatten über Ganztagsschulen, über eine gemeinsame Schule, begrüße selbstverständlich auch die Initiative, die dazu geführt hat, dass die Wiener Mittelschule entsprechend umgesetzt werden kann, gleichzeitig wir hier leider mit einer Blockadepolitik seitens der ÖVP konfrontiert sind, die die wirkliche Weiterentwicklung in Richtung dieser internationalen Standards einer gemeinsamen Schule führen würde. Also ich kann nur sagen, geben Sie uns jetzt endlich die Spielräume, tatsächlich das Schulsystem weiterzuentwickeln und diesen Appell richte ich an dieser Stelle an die ÖVP. 

Insofern habe ich natürlich auch nicht die Erwartungshaltung gehabt, dass wir jetzt eine bildungspolitische Debatte, die in dieser Republik seit Jahrzehnten geführt wird, in diesem Haus von vier Parteien gleich sehen werden. Gar keine Frage, hier gibt es Unterschiede, aber ich denke, dass man sich schon einmal zumindest auf gleiche Standards, um Voraussetzungen für ein Schulsystem einmal zu definieren, ungeachtet der Tatsache, in welcher Art und Weise man es dann letztendlich weiterentwickeln will, einigen sollte. 

Dazu gehört für mich die Diskussion, die wir ja jedes Jahr wieder führen, um in der Frage, in welcher Art und Weise, in welcher Form die Sprachkompetenz, das Erlernen der deutschen Sprache in den Schulen gefördert werden soll, ein paar Dinge trotz allem außer Streit zu stellen. Keine Frage, das ist für uns ein ganz zentraler Punkt gerade auch in der Bildungspolitik. Wir untermauerten das ja auch in der Vergangenheit immer wieder. Stützlehrer, Begleitlehrer, entsprechender Förderunterricht für das Erlernen der deutschen Sprache sind ein zentraler Bestandteil.

Jetzt kann man immer noch darüber diskutieren, ob es zu wenig ist oder sonst was, aber ich glaube, man kann es außer Streit stellen, es ist ein zentraler Punkt. Man muss gleichzeitig dann aber auch zur Kenntnis nehmen, dass man dafür kritisiert wird, dass gerade das System der Stütz- und Begleitlehrer jenes System war, das unter Schwarz-Blau tatsächlich gekürzt wurde, nicht, weil man irgendwie, wie es auch angesprochen worden ist, beim Schummeln ertappt worden ist, es wurden diese Posten gekürzt. Also gerade hier hat man ganz konkret in der Politik der Freiheitlichen sehen können, wie ist quasi der Anspruch und wie ist die Realität. Der Anspruch in der Bildungspolitik waren optimale Lernbedingungen, die Realität war, man hat letztendlich die Anzahl der Lehrerinnen und Lehrer gekürzt. Und das kennen wir ja durchaus auch aus anderen Diskussionen: Auf der einen Seite sich als Sicherheitspartei aufspielen, auf der anderen Seite die Anzahl der Polizistinnen und Polizisten für Wien kürzen.

Aber nehmen wir einmal nur hin, das Erlernen der deutschen Sprache – und da sind wir uns, glaube ich, alle gemeinsam einig, ganz egal, von welcher Partei – ist ein zentraler Bildungsinhalt in dieser Schule und im Schulsystem. Aber ich finde auch – und auch darauf könnte man sich verständigen, wenn man bildungspolitische Diskussionen nicht nur polemisch führen will –, eine wesentliche Voraussetzung für das Erlernen der deutschen Sprache, vor allem, wenn sie die Zweitsprache ist, ist das Erlernen der Muttersprache. (GR Mag Wolfgang Jung: Die müssen doch ihre eigene Sprache können!)
Kollege Jung, wenn Sie sagen, na ja, können die fünfjährigen Kinder aus der Türkei, aus Ex-Jugoslawien nicht ihre eigene Sprache, dann sage ich Ihnen, auch unser 1+1-Fördermodell hat gezeigt, wir haben auch Kinder österreichischer Eltern, Wiener Eltern, die die deutsche Sprache nicht so gut beherrschen. Also das gibt es überall, und daher ist es wesentlich und wichtig, auch das Erlernen der Muttersprache entsprechend zu fördern. Dazu bekennen wir uns, dafür haben wir auch das entsprechende Personal, über 200 Kolleginnen und Kollegen sind in den Wiener Schulen dafür unterwegs. Aber verständigen wir uns einmal darauf, ja, wir wollen alle gemeinsam, dass die deutsche Sprache optimal erlernt wird, dann verständigen wir uns aber auch darauf, geben wir den Kindern die Ressourcen, auch ihre eigene Muttersprache gut zu lernen. Dann wären wir in dem Punkt schon einmal weiter, aber ich glaube, das wollen Sie ja nicht, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
In diesem Sinne ist es, wie gesagt, für mich ganz wichtig, immer wieder darauf hinzuweisen, dass wir – und das zeigt ja auch der Rechnungsabschluss sehr eindrucksvoll – sowohl im Bereich der pädagogischen Modelle gerade auch als Stadt sehr viel Geld in die Hand nehmen, aber selbstverständlich auch für die Sanierung. Ja, es ist eine Tatsache, wir haben natürlich viele ältere Gebäude, wir sind Gott sei Dank eine Stadt mit einem großen Bestand auch an historischen Gebäuden. Hier sanieren wir – und ich denke, man kann sich das ansehen – sehr, sehr hochwertig im Rahmen des Schulsanierungsprogramms. Nicht nur die Zahl der 570 Millionen EUR ist eindrucksvoll, sondern auch die Zahl von über 200 Schulen, die wir sanieren. Gleichzeitig errichten wir auch qualitätsvolle neue Schulen. 

Da ist für mich schon ein bisschen die Diskussion interessant, die der Kollege Aigner ja durchaus auch in der Öffentlichkeit, aber auch hier wiederholt geführt hat. Wenn man eine neue Schule errichtet – das ist ein Kindergarten, das ist eine zeitgemäße Schule – und sagt, das kostet 65 Millionen EUR, dann ist es ein Prestigeprojekt. Es ist die Realität. Das kostet es, eine entsprechende Schule zu errichten. Das kostet es in kleinerer Form am Nordbahnhof, wo wir ja im September eine neue Schule eröffnen werden, das kostet eine neue Schule im Bereich der ehemaligen Bombardier-Gründe und die nächstgrößere Schule, die wir im Bereich des Hauptbahnhofes Wien errichten. Das sind die Kosten! 

Ich hätte auch in den Akt hineinschreiben können, das Ganze kostet nur 30 Millionen EUR. Wenn es dann 65 Millionen EUR gekostet hätte, hätte man darüber diskutiert, warum die Schule teurer ist. Das sind die realen Kosten. Das wissen Sie ganz genau. Da geht es nicht um Prestigeprojekte, sondern da geht es um qualitätsvollen Schulneubau, den wir auch in der Zukunft sicherstellen werden – natürlich im Rahmen aller entsprechenden Richtlinien, die wir in dieser Stadt haben. 

Aber wir haben auch alte Schulen, die trotz ihres alten Bestandes bei den Eltern sehr beliebt sind. Da habe ich nicht die Möglichkeit auszubauen, da habe ich nicht die Möglichkeit zuzubauen, trotz alledem, auf Grund von engagierten Lehrerinnen und Lehrern, auf Grund eines hervorragenden pädagogischen Angebotes sind diese Schulen nachgefragt. Und da bekenne ich mich auch dazu – und mir ist es völlig wurscht, ob wir dazu Pavillons sagen oder Container oder sonst irgendwas –, dass wir, wenn die Schule hervorragende Arbeit leistet, wenn sei entsprechend nachgefragt wird, da und dort auch mit diesen Maßnahmen einen Beitrag dazu leisten, dass weiterhin qualitätsvolle Arbeit im Sinne auch einer ganztägigen Betreuung an diesen Schulstandorten geleistet wird.

Und ich kann nur sagen, Sie waren anscheinend noch nie in einer entsprechenden Schule drinnen. Gehen wir einmal gemeinsam – ich lade Sie herzlich ein –, sehen wir uns diese an, wo es diese entsprechenden Zubauten auch gibt. Da geht es nicht darum, dass man in der Blechbüchse ist, da geht es nicht darum, irgendwie polemisch Hendl gegen Kinder auszuspielen. Das sind hervorragende Zubauten, letztendlich auch hinsichtlich des Lärmschutzes, hinsichtlich der Klimatisierung, die wir nun einmal brauchen. 

Und noch einmal: Ich bekenne mich dazu, im Zweifelsfall auch auf diese Maßnahme zurückzugreifen. Wenn man mit der pädagogischen Arbeit der Lehrerinnen und Lehrer, dem pädagogischen Angebot am Schulstandort zufrieden ist, warum sollten wir es nicht tun? Ich glaube, das ist trotzdem ein sinnvoller und guter Weg, den wir hier gehen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich bin ja auch sehr froh gewesen, dass im Zuge der Wiener Volksbefragung gerade auch die Fragen der Ganztagsschulen und damit zusammenhängend natürlich auch der entsprechenden ganztägigen Betreuung – das ist ja sehr zu unterscheiden aus meiner Sicht – wieder stärker in die öffentliche Debatte gerückt sind. 

Wir sind sehr stolz darauf, dass wir in Wien ein sehr dichtes Netz an ganztägigen Betreuungsformen für Schülerinnen und Schüler und letztendlich deren Eltern haben, und zwar in verschiedensten Modellen. 

Das Grundmodell, das wir in Wien haben, ist ja relativ einfach. Wir haben Halbtagsschulen, und auch in Halbtagsschulen gibt es natürlich Eltern, die für ihre Kinder ein entsprechendes Betreuungsangebot am Nachmittag brauchen. Für diese sind in erster Linie die entsprechenden Horteinrichtungen da.

Wir haben das System der Offenen Schulen, da finden am Schulstandort am Vormittag der Unterricht, am Nachmittags die entsprechende Betreuung statt. Direkt in der Schule, direkt am Schulstandort. Das ist die Offene Schule.

Und wir haben – und darauf sind wir auch sehr stolz – schon jetzt ein großes Angebot an Ganztagsschulen. Wir werden es auch umsetzen, dieses Angebot entsprechend dem Auftrag der Wienerinnen und Wiener in den nächsten Jahren weiter auszubauen. Hier haben wir ganz klar gesagt, bis Ende des Jahres wollen wir mit der Expertengruppe – Stadtschulrat, MA 56 – die entsprechenden Standorte untersuchen. Da werden wir nichts übers Knie brechen. Es hat keinen Sinn, Diskussionen über Standorte zu führen, wenn man das, gerade auch aus den räumlichen Vorgaben heraus, nicht entsprechend umsetzen kann. Wir werden den entsprechenden Plan hier vorlegen.

Aber – so viel jetzt zur Diskussion um Fälle, die es natürlich immer wieder gibt; auch in der Diskussion von der Kollegin Smolik angesprochen – wenn ich eine Offene Schulform habe und sich in der Umgebung dieser Offenen Schulform auch ein Hort befindet, dann werden die Kinder natürlich in der Offenen Schule und am Schulstandort betreut. Wenn ich daneben noch einen Hort habe, teilweise sogar im alten Schulgebäude und dort dann noch nicht benötigter Platz für Halbtagsschulen übrigbleibt, dann haben wir ein klares System: Wenn es irgendwie geht, zum Beispiel Geschwisterkinder zu bedienen, dann kann man das entsprechend tun, wenn der entsprechende Platz vorhanden ist, ansonsten sind die Kinder in einer Offenen Schulform. Das habe ich gesagt, und zu dem stehe ich auch. 

Wir werden nicht die beliebige Kombinierbarkeit sicherstellen können. Denn eines ist auch klar: Ein Kind, das in eine Halbtagsschule kommt, kann am Nachmittag nicht in der Offenen Schule betreut werden, aber das Kind, das in der Offenen Schule ist, kann dort am Standort betreut werden. Insofern geht es nicht darum – und das möchte ich auch ganz klar sagen –, dass ein Kind, das bis jetzt in den Hort gehen konnte, den nicht mehr besuchen kann, sondern die Kinder, die den Hort besuchen, werden natürlich den Hort auch dort beenden und haben nicht in die Offene Schule zu wechseln. Neueintretende haben, wenn eine Offene Schule geführt wird, hier ihr entsprechendes Betreuungsangebot. Dazu bekenne ich mich auch. 

Zu dem angesprochene Fall möchte ich dazusagen – ich gehe sonst wirklich sehr ungern auf angesprochene Fälle ein –, dass am nächsten Tag die unmittelbare Kontaktaufnahme mit meinem Büro und noch einmal eine Erklärung erfolgt ist. Da ist es aus meiner Sicht überhaupt nicht um irgendwelche Darstellungen gegangen, sondern die Eltern sind am nächsten Tag bereits kontaktiert worden, und wir haben ihnen die Situation auch entsprechend erklärt. Aber wir werden nicht jede beliebige Kombinierbarkeit sicherstellen können.

Wie gesagt, dazu bekenne ich mich. Dieses System funktioniert auch im Großen und Ganzen sehr gut, wir werden aber immer wieder natürlich im Einzelfall – und das ist durchaus auch meine Überleitung zum Bereich der Kindergärten – auch Diskussionen führen müssen. Ja, das ist so. Wir können einen Hort, der voll ist, nicht voller machen. Wir können eine Schule, die voll ist, nicht voller machen. Wir können einen Kindergarten, der voll ist, nicht noch voller machen. Dies geschieht im Interesse der Kinder, aber auch der Eltern, nämlich auch zur Sicherstellung der pädagogischen Qualität, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)

Mir war klar, dass die Rechnungsabschlussdebatte im heurigen Jahr angesichts der bevorstehenden Wahlen natürlich auch eine Debatte ist, wo man noch einmal alle Forderungen auf den Tisch legt. Trotz alledem wiederhole ich doch meinen Appell – da ich ja durchaus für den pädagogischen Bereich ein wenig zuständig bin, soll man ja auch die pädagogischen Ansprüche nicht gleich in den Keller werfen –, ein wenig seriös zu bleiben. Wenn wir hier mit einem Antrag konfrontiert werden, der schlicht und ergreifend fordert, die Gruppengrößen in Wien zu halbieren, dann heißt das auf der anderen Seite schlicht und ergreifend eines: Wir haben nur mehr halb so viele Plätze. 

Jetzt kann ich darüber pädagogisch diskutieren, was ich will, ich wage aber zu bezweifeln und ich bin auch überzeugt davon, dass man das in der angesprochenen Form, dass man von 15 auf 8 hinuntergehen und damit de facto halbieren soll – sollen es 48 Prozent sein, um die man damit weniger Plätze schafft –, tatsächlich ernst meint. Auch aus der pädagogischen Sicht bin ich mir nicht 100-prozentig sicher, ob man das tatsächlich so begründen soll, aber das kann ja so nicht gemeint sein. Auf der anderen Seite kritisiert man, es gibt zu wenig Personal, man bildet zu wenig aus, auf der dritten Seite sagt man, aber einen Rechtsanspruch soll es geben. Also das alles in irgendeiner Form unter Kontrolle zu bringen, wäre ganz nett. 

Da sage ich nur, werfen wir wirklich einen kritischen Blick durchaus auch über die Grenzen Wiens hinaus. Schauen wir uns die Gruppengrößen an, denn wir diskutieren ja gerade noch immer leider Gottes über bundeseinheitliche Standards im Bereich der Kindergärten. Eine Diskussion, die ich sehr, sehr begrüße, wir waren ja durchaus auch hier Vorreiter im Wiener Landtag und Gemeinderat, indem wir die entsprechende Forderung auch aufgestellt haben. Nur, woran scheitern wir derzeit? Wir scheitern derzeit nicht an der Zahl, wie viele Kinder in einer Gruppe sein sollen, sondern wir scheitern daran, dass man sich auf etwas, was in Wien gang und gäbe ist, nämlich Gruppengrößen auf Basis von Quadratmetern festzulegen, nicht einlassen möchte. 

Während es bei uns klarerweise Standard ist, dass ich sage, bei 15 Kindern in der Krippe müssen das so und so viele Quadratmeter sein, diskutiert man in anderen Bundesländern – und vielleicht ist das durchaus eine Aufklärungs- und eine Überzeugungsarbeit in Richtung der ÖVP –, soll man das an eine Größe koppeln, wie groß der Raum sein soll. Wir sagen Ja. Für uns ist das Standard, für uns ist das ein Bereich, den wir 2003 noch um 50 Prozent von 2 auf 3 m² pro Kind erweitert haben. In anderen Bundesländern will man sich überhaupt auf keine entsprechende Regelung einlassen. 

Genauso möchte man sich nicht darauf einlassen, in welcher Form pädagogische Ausbildung wirklich Voraussetzung für eine entsprechende Gruppenführung ist. Wenn man da von pädagogisch qualifiziertem Personal spricht, redet man nicht wie bei uns von Personen, die eine fünfjährige oder eine dreijährige Ausbildung haben und abgeschlossen haben, sondern da genügt viel, viel, viel weniger Ausbildung. 

In diesem Zusammenhang nur ein Hinweis. Wenn Sie die pädagogischen Hochschulen ansprechen, Kollegin Riha, so wissen Sie ganz genau, es gibt eine Autonomie der pädagogischen Hochschulen, und wenn sie es anbieten würden, dann wäre es eine Ausbildung für Lehrerinnen und Lehrer. Dafür sind sie in diesem Bereich da. Also das, was Sie hier fordern – wobei ich vom öffentlich-rechtlichen Teil ja wohl ausgehe im Sinne dessen, dass man das will; da wird ja gerade über Dienstrechte diskutiert, aber ich gehe ja davon aus, Sie wollen das eben öffentlich regeln –, das geht gar nicht in diesem Bereich, und Sie wissen es ja in dem Zusammenhang auch ganz genau. 

Ich bin sehr stolz darauf und bin natürlich auch sehr froh, dass es uns eben auch durch unsere – weil es auch angesprochen wurde – Werbemaßnahmen und Imagemaßnahmen gelungen ist, letztendlich darzustellen, welche hervorragende Arbeit die Pädagoginnen und Pädagogen leisten. Leider sind es noch immer zu wenig Pädagogen, daher ist ja auch ein zentraler Fokus gerade bei dieser Werbe- und Imagemaßnahme immer wieder gewesen, mehr Männer für diesen Beruf zu begeistern. Es zeigt sich, dass das auch Früchte trägt, zwar noch nicht in dem Ausmaß, wie wir es gerne hätten, aber immer mehr Menschen steigen in diesen Beruf ein, und darüber bin ich sehr froh. Ich bin auch sehr froh darüber, dass es uns gerade durch – und wir sind nach wie vor das einzige Bundesland, darauf möchte ich schon hinweisen – unsere zusätzlichen Qualifizierungsmaßnahmen gelingt, immer mehr Menschen für diesen Beruf zu begeistern. Würden das andere Bundesländer auch machen, hätten wir das Match nicht. 

Ich möchte aber auch darauf hinweisen – und darauf bin ich wirklich stolz und ich möchte mich an dieser Stelle natürlich auch bei der Frau Vizebürgermeisterin bedanken, weil hier wirklich sehr konstruktive Gespräche geführt wurden und sich gezeigt hat, wir nehmen letztendlich auch viel Geld für diesen Bereich in die Hand –, dass es uns nicht nur gelungen ist, den Gratiskindergarten entsprechend rasch umzusetzen, sondern auch tatsächlich eine Verbesserung in der Gehaltssituation der PädagogInnen, gleich, ob im städtischen Bereich oder im privaten Bereich, umzusetzen. Dass uns das gelungen ist, darauf können wir stolz sein. 

Ich möchte aber dann eben auch darauf hinweisen, dass die Diskussionen rund um Statistiken – dazu bekenne ich mich – möglichst seriös zu führen sind. Wir wissen, die Diskussion über die Statistik – Statistik Austria – holt uns ja immer wieder ein, wie schaut das aus mit dem entsprechenden Versorgungsgrad, der Betreuungsquote et cetera? Was sagt die Statistik aus? Auf der einen Seite steht die Betreuungsquote, also wie viele Kinder einer Alterstorte sind tatsächlich in Betreuung. Die zweite wesentliche Statistik, die nicht erwähnt wurde, betrifft den Versorgungsgrad, also wie viele Kinder habe ich und wie viele Plätze habe ich. Und wenn ich mir das ansehe, dann ist Wien hier tatsächlich Spitzenreiter. 

Warum schaut teilweise der Versorgungsgrad in der Alterstorte anders aus? Weil im städtischen Bereich zum Beispiel – das ist einer von vielen Faktoren – viele Kinder bereits etwas früher in die Schule eintreten, noch vor Erreichung der unmittelbaren Schulpflicht in die Schule eintreten. Und das ergibt immer genau die Differenz. Daher ist für mich ganz wesentlich, wie viele Kinder haben wir, die in einen Kindergarten gehen können, und wie viele Plätze haben wir. Gerade im Bereich der Drei- bis Sechsjährigen, denke ich, haben wir durch die intensiven Ausbaumaßnahmen und nicht erst seit Einführung des Gratiskindergartens einen hohen Versorgungsgrad. Wir pendeln immer zwischen 1 500 bis hinauf zu 4 000 Plätzen. Da gibt es immer wieder ein Pendeln. 

Ein ganz maßgebliches Pendeln nach unten war die Einstellung der Kindergartenmilliarde durch Ihre Kolleginnen und Kollegen. Ich weiß, Sie wollen es nicht hören, aber es stimmt. Es war ein Problem, das in allen Bundesländern dazu geführt hat, dass es weniger Ausbau gegeben hat. Jetzt gibt es das wieder, und ich kann natürlich auch nur unterstützen, dass hier die entsprechenden Anschlussfinanzierungen Seitens des Bundes fortgesetzt werden wie auch die zusätzlichen Mittel für die frühsprachliche Förderung. 

Warum man einen Antrag, den wir im letzten Gemeinderat schon gemeinsam hier beschlossen haben, heute noch einmal einbringen muss, mit der einen Ausnahme, dass man halt noch einmal 5 Millionen draufdoppelt in Richtung des Bundes gegenüber dem, was vorher war, verstehe ich nicht. Wir haben uns gemeinsam – ich glaube, es war sogar ein Vier-Parteien-Antrag – doch darauf verständigt. Warum jetzt eine Partei meint, sie muss noch einmal einen eigenen Antrag einbringen, um hier präsent zu sein, verstehe ich nicht. Ich denke, wir haben hier eine gemeinsame Stellungnahme abgegeben, und ich glaube, das ist gut und richtig so, und ich glaube, das reicht im Endeffekt auch. Wir brauchen nicht jedes Mal einen Antrag, den wir ohnehin schon beschlossen haben, eine Sitzung später noch einmal zu bekommen.

Es waren viele Punkte angesprochen, auf die ich jetzt nicht alle eingehen kann. Zu einem Punkt möchte ich vielleicht schon noch ein paar Worte sagen, nämlich zum Bereich des Sportes ganz allgemein.

Die Kollegin Novak hat schon darauf hingewiesen, wie sich die sportliche Infrastruktur in Wien darstellt. Ich sage dazu, ich bin auch stolz darauf. Wir sind eine der wenigen Millionenstädte, die jeder Wienerin und jedem Wiener tatsächlich 3,5 m² an Sportfläche anbieten kann, das heißt, das, was europaweit ein Ziel ist, haben wir bereits erreicht beziehungsweise überschreiten es maßgeblich. Das zeigt einfach schon, welchen Stellenwert der Sport gerade auch in Wien hat. 

Ich möchte nur kurz etwas – weil das auch angesprochen worden ist – zu den Landesschwimmmeisterschaften anmerken. Da ist ja schon der eine Versuch gewesen, irgendwie zu lancieren, die werden abgesagt. Ich sage nur – ich mache das sonst nur sehr selten, denn ich halte auch nicht viel davon, wenn immer irgendwer einzelne Mails vorliest, aber weil es angesprochen wurde –, wenn uns hier geschrieben wird, dass man uns im Namen des Landesschwimmverbandes sehr herzlich für die konstruktive und äußerst hilfreiche Unterstützung bei der Durchführung der Wiener Meisterschaften im Stadionbad dankt, glaube ich, ist daraus erkennbar, dass durchaus gerade seitens des Sportamtes eine gute Unterstützung geleistet worden ist. 

Dass nichtsdestotrotz – ich meine, da brauchen wir uns ja nichts vorzumachen, und ehrlich gesagt, finde ich die Diskussion da im Gemeinderat ein bisschen zu wichtig – die Sperre eines 50 m-Beckens in Wien, weil wir es sanieren, spürbar ist – na, no na, ned. Da könnte ich 100 50 m-Becken haben, wenn ich eines sperre, ist es trotzdem spürbar und eine Einschränkung. Wir haben uns hier gut zusammengerauft. Wir haben letztendlich auch die Trainingszeiten konstruktiv gemeinsam mit dem Landesschwimmverband, mit vielen Einzelsportlern et cetera diskutiert. Jeder muss sich ein bisschen zusammenzwicken. 

Ich diskutiere mit meinen Gästen manchmal im Kongressbad, warum dort eine Bahn reserviert ist. Das ist deshalb, weil ein paar unserer Spitzensportler dort trainieren müssen. Ja, das ist so. Das ist manchmal eine Diskussion zwischen den einen und den anderen. Wir spüren es. 

Umso besser ist es, glaube ich, dass wir gerade für die Wintersaison eine hervorragende gemeinsame Lösung mit dem Österreichischen Schwimmverband gefunden haben durch die entsprechende Traglufthalle, die dann in jedem Winter letztendlich dem Österreichischen Schwimmverband zur Verfügung steht. 

Es wird immer wieder ein Problem geben, dass irgendwer zwei Stunden länger, zwei Stunden kürzer in einer Turnhalle sein möchte, aber ich glaube, wenn man sich die konkreten Umsetzungen ansieht, dann ist es so, dass wir nach einer gewissen Diskussion, nach einer gewissen Aufregung immer gemeinsam konstruktive Lösungen finden, und im Interesse des Sports ist das für mich auch das Wichtigste und Wesentlichste.

Nur ein paar Schlagworte, die ich vielleicht noch ergänzen wollte. Es würde sich noch viel mehr eignen dafür, ich möchte aber die Gelegenheit nicht verabsäumen, mich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleitern in den einzelnen Magistratsabteilungen, aber auch in den in meinen Bereich fallenden Unternehmen, sei es die Stadt Wien Marketing, sei es die Kinder- und Jugendanwaltschaft et cetera, ganz, ganz herzlich zu bedanken. Auch wenn der Bürgerdienst zum Beispiel nicht so im Fokus der öffentlichen Debatte steht, auch wenn die Bäder heute nicht so in der öffentlichen Debatte gestanden sind, glaube ich, zeigt das, dass alle gemeinsam in dieser Geschäftsgruppe sich hervorragend bemühen, für die Wienerinnen und Wiener die besten Voraussetzungen zu schaffen. Es gelingt euch ganz, ganz hervorragend. Danke vielmals für die Unterstützung, die ihr uns in den vergangenen zwölf Monaten gegeben habt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zur Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. Ich begrüße den Herrn Stadtrat. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm. 

12.21.24 

†GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Lieber Herr Stadtrat! Werte Damen und Herren! 

Ich möchte dem Rudi Schicker heute ein großes Lob aussprechen (Beifall bei der SPÖ.), habe ich mir in der Früh gedacht, als ich ins Auto gestiegen bin. Ich habe mir gedacht, okay, man braucht von dort, wo ich in Eßling wohne, noch immer eineinhalb Stunden mit den öffentlichen Verkehrsmitteln bis ins Rathaus. Wenn man keine Tagesfreizeit hat, kann man nicht mit den Öffentlichen fahren, sondern muss mit dem Auto fahren. Ich habe mir gedacht, der Rudi Schicker hat das nicht allein vernudelt, das haben auch der Planungsstadtrat Görg und andere SPÖ-Planungsstadträte vor ihm mit versemmelt. Ich habe mich dann bis ins Rathaus gestaut. Da bin ich schon ein bisschen im Wiegel-Wagel gewesen, ob es mit dem Lob wirklich etwas wird.

Ich habe mich dann im Rathaus hingesetzt und habe einmal nachgesehen, was der Rudi Schicker in den letzten Wochen, Monaten und Jahren gemacht beziehungsweise nicht gemacht hat, und ich habe dann festgestellt ... (GRin Dr Sigrid Pilz: Wo haben Sie ihr Auto geparkt? Was zahlen Sie für die Parkscheine?) Gleich, Frau Kollegin. (GRin Dr Sigrid Pilz: Wo haben Sie ihr Auto geparkt?) In der Garage. Wo sonst? Parkplätze gibt es ja keine, obwohl es ein Parkpickerl gibt, ein sündteures, und sündteure Parkscheine. 

Und wie ich dann so gesessen bin und mir die Bilanz von Rudi Schicker vor Augen geführt habe, habe ich mir gedacht, das ist eine Planungs- und Verkehrspolitik, die zu 100 Prozent verkehrt ist. Und darum wird es mit dem Lob heute nichts, denn das Kind muss man – der Kollege Hora wird sich denken, was sich der Mahdalik wieder erlaubt – beim Namen nennen dürfen, und man muss es beim Namen nennen. Und in den letzten Jahren ist alles, was die SPÖ angegriffen hat, schiefgegangen. (GR Heinz Hufnagl: Ja! Und der Weltuntergang kommt morgen!) So ziemlich alles. Vielleicht übertreibe ich ein bisschen, vielleicht haben wir eine Planungs- und Verkehrspolitik, die nur zu 90 Prozent verkehrt ist. 

Wenn wir uns nur einige Planungsvorhaben in den letzten Monaten und Jahren vor Augen führen und kurz anreißen, werden auch Sie feststellen müssen, meine Damen und Herren von der SPÖ, dass nicht viel richtig gemacht worden ist. Wenn wir uns nur das Debakel bei der Marillenalm ansehen – dazu wird der Herbert Madejski nachher noch Stellung nehmen, darum möchte ich das gar nicht streifen, aber da hängt die ÖVP auch knietief mit drinnen –, wenn man sich ansieht, was beim Monte Laa gerade passiert – die Kollegin Frank kann ein Lied davon singen –, wo drauflos geplant wird ohne jegliches Verkehrskonzept. Da fährt genau ein Bus hin, da werden demnächst Hochhäuser in die Höhe gezogen, aber die Fallwindproblematik wird ausgeblendet. Also eine Planung, die diesen Namen überhaupt nicht verdient hat, sondern die sich rein nach finanziellen Gesichtspunkten für rote und manchmal auch schwarze Wohnbauträger richtet. Also dort bahnt sich das nächste Planungsdebakel an.

Genauso müssen wir schon bei der Donau-City seit vielen Jahren die Auswirkungen der schlechten Planung erleben. Auch dort hat die SPÖ nichts daraus gelernt. Die Fallwindproblematik ist nach wie vor ungelöst. Obwohl schon quasi ein paar Placebos in technischer Ausführung hingestellt worden sind, hat sich nichts geändert. Das wird man im Herbst und Winter wieder merken, wenn die Stürme wieder stärker werden. Aber nichtsdestotrotz war schon der Spatenstich für das höchste Haus Österreichs, und es werden dort weiter Hochhäuser in der Höhe gezogen, Türme in die Höhe gezogen, und die Fallwindproblematik wird sich aller Wahrscheinlichkeit nach erhöhen. Die Donauuferautobahn, die A22, wird weiterhin nicht überplattet, obwohl es den Mietern und Eigentümern, die viel Geld hingelegt haben, bevor sie die Objekte erworben oder gemietet haben, quasi in die Hand versprochen worden ist, zumindest suggeriert worden ist, dass die A22 auf Sicht zumindest bis zur Brigittenauer Brücke überplattet wird. (Zwischenruf von GR Ernst Nevrivy.) Kollege Nevrivy, das ist sogar auf der Plandarstellung der Wohnbauträger und auch der Stadt Wien zu sehen, dass hier die Donauuferautobahn überplattet ist und darauf, zumindest schematisch, blühende Landschaften dargestellt waren. 

Diese Patzer in der Planungspolitik machen es mir – um jetzt bei der Planung zu bleiben –, unmöglich, dem Rudi Schicker das vorgehabte Lob jetzt auszusprechen. (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Das trifft mich hart!) Das glaube ich dir, Rudi!

Ich komme jetzt zum Verkehr, und beim Verkehr werde ich es noch einmal probieren. Der Verkehr war heute in der Früh, wenn man von Eßling zum Rathaus fährt, im Gegensatz zu gestern und zu den Arbeitstagen der letzten Woche wirklich flüssig, obwohl man auch die halbe Zeit gestanden ist. Aber letzte Woche war es überhaupt eine Katastrophe. Eineinviertel Stunden mit dem Auto! Und warum? (GR Karlheinz Hora: Mit dem Rad wärst du schneller! Fahr mit dem Fahrradl!) Wenn man Sitzungstage hat, ist es ein bisschen schwer, mit dem Fahrrad zu fahren, und ich schaue mir dich einmal an, Charly, dass du aus Eßling mit dem Radl ins Rathaus fährst. Da brauche ich wahrscheinlich einen Defibrillator und ein Sauerstoffgerät mit. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich fahre öfter am Wochenende mit dem Rad ins Rathaus (GR Karlheinz Hora: Mit dem Rad im Kofferraum!), wenn da etwas zu erledigen ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Da ist das Rathaus zu!) Für mich wird geöffnet. 

Aber was die SPÖ vorige Woche zusammengebracht hat, das ist eine Sensation. Wenn man das will, bringt man das gar nicht zusammen. Ich glaube, das kann gar nicht gewollt sein, denn was das Baustellenmanagement, das diesen Namen auch nicht verdient, vorige Woche gemacht hat, das war wirklich sehens- und erlebenswert. Man hat nämlich eines gemacht: Man hat die Breitenleer Straße kurz vor der Auffahrt zur A23, zur Tangente, in Breitenlee gesperrt, die letzten 100 m. Man hat dort nicht auffahren können. Dann hat man noch über den Rautenweg ausweichen können, die Süßenbrunner Straße war zu, da hat man nicht ausweichen können. Außer man hat nichts zu tun und fährt nur ins Donauzentrum oder Baden oder sonst wohin. Da hat man länger Zeit. Man hat noch über Hirschstetten fahren können. Süßenbrunner Straße zu, Spargelfeldstraße, Quadenstraße, Hirschstettner Straße, Stadlauer Straße, jede Straße war zu. 

Zur gleichen Zeit hat man Folgendes gemacht: Auf der Erzherzog-Karl-Straße, dort, wo die U2-Trasse die Straße quert, hat man eine Verengung mit Gegenverkehr gemacht. Wo vorher zwei Spuren waren, war jetzt in jede Richtung nur mehr eine Spur offen. Dort hat es sich im Frühverkehr natürlich gestaut, nach hinten bis nach Aspern und Eßling, denn da gibt es in der Früh die Busspur, da gibt es nur noch eine Spur. Da staut es sich sowieso jeden Tag. Der Stau war phänomenal! Wo hat man jetzt noch ausweichen können? Theoretisch? Über die Stadlauer Straße und die Kaisermühlenstraße. Das sind lauter Hauptverkehrsadern – die kennt vielleicht nicht jeder, der in anderen Bezirken wohnt –, die sind jeden Tag in der Früh und am Abend sehr stark befahren. Gut, dann haben es die Leute dort probiert. Stadlauer Straße, Kaisermühlenstraße. 

Dort hat man Folgendes gemacht: Ebenfalls eine Verengung, aber nicht einmal mit einer Fahrspur in jede Richtung, sondern mit Verkehrsanhaltungen und mit abwechselndem Verkehr von der Tangente Richtung Stadlau oder von Stadlau Richtung Tangente. Dort ist überhaupt nichts mehr gegangen. Alles ist gestanden. Letzter Ausweg – außer man fährt, ich weiß nicht, über St Pölten – war dann noch der Biberhaufenweg; jeden Tag schwer überlastet, vor allem unten bei der Ampel beim Spar. 

Jetzt sind die Leute, die Niederösterreicher und die Eßlinger, die die Schleichwege über das Lobauvorland fahren, natürlich wie immer gefahren. Endeffekt war, weil man auch nicht mehr auf den Biberhaufenweg raufgekommen ist, weil es sich da gestaut hat: Am Schilfweg, direkt in der Lobau, waren eineinhalb Kilometer Stau. Also man ist an einigen Tagen aus dem Bezirk nicht mehr herausgekommen. (Zwischenruf von GR Karlheinz Hora.) Das kann ich mir vorstellen, unangenehme Botschaften hört man nicht gerne. (GR Mag Christoph Chorherr: Warum bist du dann da?) Du passt nicht auf, Kollege Chorherr, ich rede von voriger Woche. (GR Mag Christoph Chorherr: Also da warst du nicht da!) Oh ja, da war ich schon da. Die Anreise hat zwar ein bisserl länger gedauert, da hätte ich gleich mit den Öffis fahren können. (GRin Mag Waltraut Antonov: Das hätte sich ausgezahlt!) Eineinhalb Stunden hat es mit dem Auto gedauert, denn drinnen in der Stadt wird es ja nicht besser.

Und da frage ich mich schon: Wie unintelligent kann man sein, drei Hauptverkehrsadern in einem Bezirk, wo sehr viele Pendler in die Stadt, in andere Bezirke unterwegs sind, in einem Bezirk mit 160 000 Einwohnern und entsprechend vielen Fahrzeugen, wie unintelligent – um es höflich auszudrücken – kann man sein, drei Hauptverkehrsadern gleichzeitig zu sperren oder zu verengen? Das nennt sich Baustellenmanagement? Ja, in Schilda vielleicht. 

Es leidet darunter ja nicht nur der Pendler, der zu spät kommt, es leidet nicht nur die Volkswirtschaft, es leidet auch die Natur. Am Schilfweg sind sie gestanden, direkt neben einem Altarm der Donau, direkt im Lobauvorland. Bum, bum! Stundenlang sind sie gestanden, haben Abgase in die Luft geblasen. Zwischendurch sind dann natürlich – das ärgert wieder die Anrainer – der Schilfweg, der Milanweg, der Reiherweg, all die Wege, die eigentlich nur den Anrainern vorbehalten sind, in der Früh und am Abend zu Hauptverkehrsadern geworden. 

Alle haben sich herzlich bedankt bei der SPÖ-Verkehrsplanung, denn dieser Stau war mit Vorsatz geplant. Wenn man eine Hauptverkehrsader gesperrt hätte – es muss was repariert werden, da sind wir ja auch dafür, es muss saniert werden, es müssen die Straßen wiederhergestellt werden, und wenn irgendwo eine U-Bahn gebaut wird, okay, dann gibt es Verkehrsmaßnahmen, es gibt oft Behinderungen –, aber drei auf einmal? Also das fällt für mich schon unter persönliche Dummheit, jetzt nicht von StR Schicker, denn er hat es wahrscheinlich nicht persönlich geplant, aber er ist politisch verantwortlich und er verspricht uns seit Jahren ein verbessertes Baustellenmanagement. 

Im Versprechen und Ankündigen – da ist ihm ein Lob auszusprechen – hat er es inzwischen schon zu einiger Meisterschaft gebracht, in der Umsetzung hapert es nur ein wenig bis viel. Und da bin ich schon gespannt, was der Kollege Hora dann dazu zu sagen hat. Beim nächsten Mal werden halt Gürtel, Ring und die Zweierlinie gesperrt, und es heißt nur: Das haben wir machen müssen, tut uns leid. Und dann geht überhaupt nichts mehr. (GR Dr Herbert Madejski: Siehe Breitenfurter Straße!) 

Das steht ja nur stellvertretend für viele andere Beispiele, wie man es eigentlich nicht macht, denn man kann das ja durchaus zeitversetzt machen und einmal diese Hauptverkehrsader verengen, dann wieder die nächste. Man kann auch einmal eine sperren, wenn es notwendig ist für Markierungsarbeiten oder Umbauarbeiten. Das ist alles akzeptiert von uns, aber wenn man das gehäuft macht und dann noch zeitgleich, dann ist es kein Wunder, dass die Leute in Wien von der Verkehrspolitik die Nase voll haben. (Beifall bei der FPÖ. – GR Ernst Nevrivy: Tosender Applaus!) 

Und weil wir schon im 22. sind – das war schon des Öfteren auch in den Medien –, da hat es ja die Stadt- und Verkehrsplanung, Abteilung Straßenbau, zusammengebracht, eine Straße dermaßen blöd umzubauen, dass drei Zeitungsgeschichten dabei herausgesprungen sind. Das ist ja gar nicht so einfach bei einer Straße. Die ist zwar ein bisserl länger, nämlich die Ostbahnbegleitstraße.

Da hat die MA 28 im Auftrag des Stadtratbüros zuerst einmal Folgendes gemacht: Knapp nach der Hausfeldstraße Richtung Flugfeld – dort ist ja alles bretteleben, die höchste Erhebung wäre, wenn es einen gäbe, ein Misthaufen; die gibt es teilweise auch noch da in Eßling – hat man einmal aufgeschüttet, aus welchen Gründen, weiß ich nicht. Es hat zwar Begründungen gegeben, die habe vielleicht ich in meiner Schlichtheit nicht kapiert, es hat aber auch kein einziger Anrainer oder Autofahrer dort kapiert, warum das gemacht wird. Man hat es nicht nur künstlich aufgeschüttet neben der U-Bahn-Baustelle, sondern hat auch noch eine Schikane eingebaut. Monza-verdächtig. 

Endeffekt: Natürlich fährt dort keiner die Schikane aus, weil keiner einen Sinn darin sieht. Die Leute sind halt gerade drübergefahren. Es kommt immer wieder zu gefährlichen Situationen. Da kann man sagen, okay, die sollen sich an die Straßenverkehrsordnung halten, aber man sollte den Leuten erklären, was das Ganze eigentlich für einen Sinn hat, dass man das dort nicht nur kupiert ohne Not, sondern auch noch eine Schikane einbaut. Man macht eine Straße künstlich gefährlicher und schwieriger zu passieren. 

Gleich daneben zum Beispiel beim Bahnübergang Hausfeldstraße hat es die SPÖ seit Jahren nicht zustandegebracht, und da gibt es immer wieder gefährliche Situationen, dort einen Fußgängerübergang zu machen, weil es dort keine Gehsteige gibt. Aber Gehsteige wollte man nicht machen, sondern man hat immer gesagt, wir werden das in einigen Jahren mit der S80-Station oder U2-Station sowieso ausbauen. Bis dahin müssen die Leute – das kann man da jeden Tag in der Früh beobachten –, die Jugendlichen, die Kinder, ältere Personen, die in der Ostbahnbegleitstraße, in den Kleingartenanlagen, in der Genossenschaftssiedlung wohnen, hinübersprinten – das ist auch auf einer Kuppe – und müssen hoffen, dass sie nicht zusammengeführt werden. Radfahrer detto. Unheimlich gefährlich. Wir haben 17 Anträge im Bezirk gestellt, aber es war nicht möglich, dass man dort einen Fußgängerübergang macht, eine Blinkampel, damit man das sicher macht. Es geht einfach nicht. Die SPÖ hat es abgelehnt. 

Genauso – das fällt mir jetzt ein, weil wir gerade bei der Ostbahnbegleitstraße sind – gab es viele, viele Anträge, denn man kommt ja zum Beispiel von der Lehensiedlung, wo ich auch wohne, wo einige Tausend Leute wohnen, mit den Öffentlichen nicht zur S80-Station. Das sind zwei Kilometer. Man müsste über die Ostbahnbegleitstraße gehen, was lebensgefährlich ist. Jetzt überhaupt, vorher war es auch lebensgefährlich, weil es ja keinen Gehsteig gibt. Und in der Nacht auf der Ostbahnbegleitstraße zu gehen, da wünsche ich dir viel Glück, Ernstl. Das solltest du einmal probieren. 

Man kommt also mit den Öffentlichen nicht zur S80-Station. Wir haben 17 Mal einen Bus beantragt. Die Wiener Linien haben gesagt, nein, zu teuer, zu wenig Frequenz, machen wir nicht. Da dürft ihr euch nicht wundern – die Grünen auch nicht; sie haben es übrigens auch beantragt –, warum die Leute ins Auto steigen müssen. 

Aber um bei der Ostbahnbegleitstraße zu bleiben. Das war ja nicht der Höhepunkt vorne bei den Kleingartenanlagen. Die Stadt Wien, die Straßenbauabteilung, hat es geschafft, das Gleiche noch einmal zu machen neben dem Flugfeld, wo jetzt eine große Baustelle ist, wo jeden Tag hunderte Lastwagen den Schotter wegführen, Material hinführen. Da hat sie Folgendes gemacht: Dort, wo jetzt die große Betonmischanlage steht und sonstige Anlagen, die man halt braucht für die Entwicklung des Flugfeldes, für die U-Bahn-Station, hat man ebenfalls künstlich aufgeschüttet – das war bretteleben – und hat dort ebenfalls eine Schikane eingebaut, die ebenfalls mordsmäßig gefährlich ist. Man hat die Straße auch so hergestellt, dass sie nach ein paar Wochen zu bröckeln angefangen hat, obwohl man wahrscheinlich damit rechnen hat können, dass da ja genau aus der Baustelle die Lastwagen rausfahren, Hunderte pro Tag. Natürlich hält die Straße das nicht aus und ist abgebröckelt, und das war gefährlich. Vor der Kurve gibt es eine Senke. Wenn es einmal ein bisserl stärker regnet, fährt man durch einen kleinen Teich. Gefährlich! Das alles hat man zusammengebracht auf einem Straßenstück von einem Kilometer. 

Und da frage ich mich schon: Wer plant das? Wer gibt sein Okay? Wem fällt so was ein? Das ist ja alles hirnrissig, das ist gefährlich, das ist teilweise lebensgefährlich. Und die Begründungen für diese Schikanen – die zweite ist auch Monaco-verdächtig – sind nicht nur mir, sondern sind allen Betroffenen unklar. 

Also die Stadt Wien bringt es zusammen, auf wenigen hundert Metern so zu patzen, so viel Geld sinnlos zu verbetonieren, und das ist nur ein Bezirk, ein kleiner Bezirksteil, Aspern. Sie schafft es, hier so viele Fehler zu machen, und wenn man das umlegt auf viele andere Bezirke, auf die anderen 22, dann weiß man, dass in dieser Stadt in der Planungs- und Verkehrspolitik so ziemlich alles falsch rennt, was falsch rennen kann. 

Aber wir waren ja vorher bei den Zusagen und Versprechungen des Rudi Schicker, worin er wirklich gut ist, und er hat es jetzt vor Kurzem wieder getan. Am Samstag im „Kurier" hat er die rote Welle versprochen. Donnerwetter! Ich meine, ich habe ja gewusst, er hat es schon oftmals versprochen. Ich habe ja heute nachgeschaut, wann er es zuletzt versprochen hat. Das war im Jänner 2006. Anlässlich der Einführung der Tempo 50-Bremse hat der Rudi Schicker versprochen, dass im Gegenzug für die Tempo 50-Bremse eine Beschleunigungsmaßnahme gesetzt wird. Und zwar sollten unter dem Schlagwort Grüne Welle Ampelschaltungen überprüft und optimiert werden, um somit für geringeren Treibstoffverbrauch zu sorgen. 

Jetzt ist das schon 2006 passiert, warum muss das heute schon wieder passieren, um 35 Millionen EUR? Oder ist gar nichts passiert? Also ich weiß, im 22. Bezirk ist nichts passiert. Die Erzherzog-Karl-Straße ist ein Paradebeispiel. Da fährst du von einer Ampel zur anderen. Das gibt es in allen Bezirken. Es gibt überhaupt nirgends eine Grüne Welle, obwohl es uns der Rudi Schicker 2006 versprochen hat. Hat er es vergessen? War das Geld nicht da? Oder ist er einfach großer Ankündiger und ein kleiner Einhalter? Ich glaube eher Zweiteres. Vergessen wird er es nicht haben, er wird es eher nach der Wahl wieder vergessen. Vielleicht bringt er es noch zusammen, im September zumindest oder vielleicht am Wahltag, mit ein paar Ampeln oder so – aber am Sonntag braucht man es nicht so – einen halbwegs flüssigen Verkehr in Wien zustandezubringen. 

Aber nicht einmal das nützt etwas, Grüne Welle hin oder her. Selbst wenn der Rudi Schicker wider Erwarten sein Versprechen halten wird, bei dem Baustellenmanagement nutzt das alles nichts, du stehst ja sowieso. Du kommst ja nicht einmal hin zu einer Ampel, und wenn du dann zur Ampel kommst, dann nutzt das auch nichts, denn diese grüne Welle ist auf eine gewisse Geschwindigkeit ausgelegt. 

Den Fluglärm schneide ich heute gar nicht an, der gehört ja eigentlich zur Umwelt. Er ist mir nur gerade eingefallen, weil der Kollege Valentin auffällig nicht da ist. Über den Rudi Schicker habe ich jetzt schon genug gesagt, über die katastrophale Planungs- und Verkehrspolitik, ich möchte aber nur ganz kurz etwas zum Fluglärm anmerken, weil das auch bezeichnend ist. 

Vorige Woche hat das Cajetan-Felder-Institut eine Veranstaltung zum Thema Fluglärm durchgeführt, und das Cajetan-Felder-Institut hat viele Monate probiert, mit dem Kollegen Valentin einen Termin zu bekommen und Flughafenvertreter vom Vorstand einzuladen. Die ersten Wochen und Monate hat er zumindest so getan, als würde er nach einem freien Termin suchen. Es ist immer etwas dazwischengekommen. Ich glaube, ihr seid viermal im Jahr in Rust oder so etwas. Er hat diese Geschichte immer wieder ausgepackt. Irgendwann bin ich ihm wieder auf den Nerv gegangen und dann ist es ihm zu blöd geworden und er hat gesagt, er kommt nicht und es kommt auch niemand vom Flughafen. 

Das haben wir uns eh gedacht, dass die SPÖ – jetzt nicht er persönlich, er darf wahrscheinlich gar nicht hingehen – nicht Manns genug ist, um für die Fluglärmpolitik, die ja überragend ist und die auf Zustimmung in der Bevölkerung stößt – das sagt ihr uns ja immer –, auch einzustehen. (GR Karlheinz Hora: Was hat das mit dem Ressort zu tun?) Na, wir sind beim Verkehr, beim Flugverkehr, beim Lärm, beim Straßenlärm, beim Fluglärm.

Also die SPÖ sollte zumindest so Manns genug oder Frau genug sein, für ihre Politik, die ja auch beim Rechnungsabschluss immer hoch gelobt wird, einzustehen und sie auch vor den betroffenen Bürgern zu verantworten. Das ist nicht der Fall. 

Ich verstehe es auch, denn wenn man sich die Bilanz der SPÖ anschaut – beim Fluglärm, bei der Planung, beim Verkehr –, die ist nicht dürftig, die ist nicht miserabel, die ist katastrophal. 

Darum können wir diesem Kapitel des Rechnungsabschlusses natürlich auch nicht zustimmen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zu Wort gemeldet ist Frau Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr. 

12.43.35

†GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist ja so, dass man sich vorkommt wie bei „Täglich grüßt das Murmeltier", nur ist es nicht täglich, sondern einmal im Jahr. Es wird irgendwie rückbetrachtet, was so vorgefallen ist, was man anders machen würde, welche Meinungen man teilt. Ich möchte versuchen, mich auf drei Bereiche zu beschränken. 

Das eine ist, dass ich im Bereich der Stadtplanungspolitik eine durchgehende Haltung oder eine Handschrift vermisse. Es scheint mir, dass auf den verschiedensten Ebenen der Stadtplanungspolitik, also bei den größeren Stadtentwicklungsgebieten wie etwa dem Hauptbahnhof, wie auch bei den großen Projekten, die derzeit anstehen, beispielsweise das Krankenhaus Nord, aber auch bei den einzelnen Flächenwidmungsplänen, wo es dann also wirklich schon sehr ins Detail geht, irgendwie eben keine Handschrift oder keine durchgehende Linie erkennbar ist. 

Es gibt zum Teil, wie etwa beim Krankenhaus Nord, in meinen Augen zu wenig Einmischung jener Abteilung, die eigentlich für Architektur und Stadtgestaltung zuständig ist. Bei den großen Stadtentwicklungsgebieten wie beim Bahnhof vermisse ich die Formulierung einer Vision. Wo soll das Ganze hingehen? Das überlässt man da sogar eher den Bauträgerwettbewerben, dass die sich dann überlegen, was dort das Thema sein könnte, anstatt dass man gerade bei so einem wichtigen Ort schon beim städtebaulichen Wettbewerb, schon im Vorfeld mit Workshops und auch mit einer gewissen Interdisziplinarität hier eine Vision entwickelt, die wirklich über einen längeren Zeitraum tragfähig ist und nicht nur ein städtebauliches Projekt aussucht, das jetzt irgendwie aus zwei Projekten kombiniert wurde und morgen in der Gemeinderatssitzung dann in den einzelnen Flächenwidmungsplänen umgesetzt wird. 

Auch da ist es wieder so, dass es auf einzelnen Bauplätzen, wo es engagierte Bauherren und Investoren gibt, auch Themen gibt. Beispielsweise an der Ecke beim Ärztecampus kann man erkennen, dass die sich etwas zum öffentlichen Raum überlegt haben, dass die eine gewisse Belebung in dieser Ecke wollen. Bei den anderen Teilen wird jetzt einmal die Flächenwidmung gemacht, und man überlässt das dann eigentlich dem Gutdünken derer, die dort bauen werden, und macht hier in meinen Augen zu wenig Vorschläge oder Vorgaben beziehungsweise formuliert einmal, wie man sich vorstellt, dass dieser Stadtteil sich entwickeln soll.

Wie gesagt, diese Handschrift, die fehlt mir auch bei den Zielgebieten im STEP. Wir haben vor Kurzem in der Stadtentwicklungskommission den Fortschrittsbericht diskutiert. Das gilt, muss ich sagen, auch für einzelne Teilgebiete. Mir fällt jetzt gerade zum Beispiel das Donaufeld ein. Das ist, finde ich, ein sehr interessanter Stadtraum, sehr schön gelegen, schöner Grünraum, noch landwirtschaftlich genutzt zum Teil, aber auch hier gibt es außer dieser Broschüre immer noch keine Formulierung, was aus diesem Ort werden könnte, und ob man das vielleicht einmal anders angeht. Man könnte vielleicht sagen, in diesem Gebiet gibt es jetzt Landwirtschaft, wir denken auch einen Park und eine Grünfläche an. Wir sagen zum Beispiel, wieso nicht die Gärtner dort behalten und den Leuten die Möglichkeit geben, diese Grünflächen zu nutzen und den Park als Idee einmal anders zu denken.

Das erinnert mich jetzt auch wieder an einen Flächenwidmungsplan, den wir vor Kurzem hatten, Flugfeld Aspern. Hier war eine Parkfläche vorgesehen, doch da hat das Stadtgartenamt in einer Stellungnahme bekannt gegeben, dass man auf Grund personeller und finanzieller Engpässe die Pflege dort nicht sicherstellen kann, worauf dieser Park aus der Widmung wieder herausgekommen ist. 

Das ist jetzt genau der Punkt, den ich vorher anzusprechen versucht habe: diese Haltung. Entweder will ich als Stadtplanung, dass es dort einen Park gibt, oder ich will es nicht. Und wenn ich das will, dann muss ich ihn widmen und muss schon im Prozess dann schauen, wie finde ich Partner, wie kann ich das dann durchsetzen, dass es dort eben diese Erholungsfläche gibt, die die Menschen, die dort wohnen werden, brauchen? 

Genau diese Partnerschaft und dieses Verständnis für die Stadtwicklung als Prozess – somit komme ich schon zum nächsten Thema – ist das, was wir auch schon seit Jahren kritisieren. Wir arbeiten immer noch mit denselben Instrumenten wie vor mindestens 50 Jahren. Die Flächenwidmung hat sich kaum verändert. Es gibt aber da sehr wohl in anderen europäischen Städten schon gute, etablierte und funktionierende Modelle, wie man die Stadtentwicklung moderner durchführen könnte. Man könnte beispielsweise bei Gebieten auch verbale Zielbeschreibungen einführen, indem man zum Beispiel sagt, okay, das ist ein Einfamilienhausgebiet, ich will dass es so bleibt. Dann würde man sich vielleicht auch das Problem sparen, das ich gestern schon in der Geschäftsgruppe Wohnen angesprochen habe, dass zum Beispiel in den Einfamilienhausgebieten mit dieser W I-Widmung viergeschoßige Mehrfamilienhäuser möglich sind, die dann natürlich mit dem Ortsbild nicht mehr so ganz zusammenpassen. 

Da würde ich mir auch eine viel klarere Haltung erwarten. Entweder ich will, dass es ein Einfamilienhausgebiet bleibt, dann muss ich mir eine neue Widmungskategorie überlegen, oder ich will dort verdichten. Dann muss ich das aber ehrlich zugeben und kann den Leuten nicht vorgaukeln, dass mit der W I-Widmung eh alles so bleibt, wie es ist.

Das zweite Thema sind eben die Instrumente. Hier hätten wir uns doch erwartet, dass man die Stadtplanung ein bisschen innovativer auf Schiene bringt angesichts der Entwicklungen, wie eben heutzutage diese Prozesse laufen. Deswegen auch die Skepsis zu dem STEP-Fortschrittsbericht. 

Hier wurde ja auch schon angedeutet, dass man überdenken muss, dass der Boden knapp wird, wir brauchen immer mehr Wohnraum. Es wird in den nächsten Jahren eine große Wohnbautätigkeit geben. Das ist gut und richtig, allerdings gibt es Gott sei Dank noch gute innerstädtische Flächen oder eben auch, wie gesagt, das Flugfeld Aspern et cetera. Es wurde aber auch angedeutet, dass möglicherweise der 1 000-Hektar-Plan dran glauben wird müssen beziehungsweise in Teilbereichen aufgeweicht werden wird müssen. Also davor muss ich schon sehr eindringlich warnen. Das wäre ein großer Fehler. Da werden wir uns sicher sehr dagegen wehren. Vor allem dürften Sie, wenn man das wirklich ernst meinen würde, überhaupt nie wieder eine Kleingartensiedlung oder ein Gartensiedlungsgebiet widmen. Wenn Sie das wirklich ernst meinen mit diesem Aufweichen des 1 000-Hektar-Plans, wenn Sie sagen, ja, so ist es, wir überdenken diesen Plan, dann würde ich einmal behaupten und dann können Sie wirklich davon ausgehen, dass wir sicher keiner Widmung mehr zustimmen werden, die in guten Lagen Kleingartengebiet oder Gartensiedlungsgebiet vorsieht, weil das einfach nicht konsequent und nicht schlüssig ist, dass man Einzelne bevorzugt mit Flächen, die noch dazu wirklich nicht ökologisch verbaubar sind, andererseits aber dann den Grüngürtel für alle anknabbert. 

Ich möchte jetzt aber eigentlich schon zum wichtigsten Punkt in meiner Rede kommen, und zwar auch im Zusammenhang mit dem Rechnungsabschluss und auch was die Instrumente betrifft – wir haben es schon mehrmals versucht und mehrmals andiskutiert –: die Planwertabgabe. Das ist auch so ein Instrumentarium, das in München schon sehr gut funktioniert. Ich weiß, es gibt in Deutschland eine andere Verfassung als in Österreich, und das ist immer die Ausrede, dass auf Grund der österreichischen Verfassung so ein städtebaulicher Vertrag nicht möglich wäre. 

Ich möchte nur kurz erklären, was das ist. Wenn im Wiener Gemeinderat eine Flächenwidmung erfolgt, wodurch aus Grünland Bauland wird, wird ein Wert geschaffen, gleichzeitig sind aber die Baumaßnahmen dort natürlich auch verbunden mit Kosten für die Infrastruktur. Man muss die Straße hinbauen, den Kanal und so weiter. Das hat alles die öffentliche Hand zu tragen. Deswegen ist man in Deutschland zu dem Schluss gekommen, dass es nur fair ist, wenn man dem so genannten Planungsbegünstigten zwei Drittel der Wertsteigerung abschöpft – das ist eigentlich ziemlich viel, muss ich sagen –, ein Drittel verbleibt bei dem Investor als Anreiz, denn sonst würde ja überhaupt das Ganze nicht mehr funktionieren. Er kann aber dann das Geld für die Infrastrukturmaßnahmen verwenden. 

Ich glaube, in Anbetracht auch der budgetären Situation der Gemeinden überhaupt insgesamt, aber natürlich auch Wiens im Speziellen, sollte man wirklich endlich ernsthaft überlegen, wie man das zusammenbringen könnte, auch mit der bestehenden Verfassung, und wenn es mit dieser Verfassung wirklich an dem einen oder anderen Punkt scheitert, ob man nicht vielleicht auch die Bundes-SPÖ und Bundes-ÖVP davon überzeugen könnte, dass das ein vernünftiger Vorschlag wäre. Und deswegen unser Beschlussantrag zur sofortigen Abstimmung, der lautet:

„Die zuständigen Organe der Stadt Wien, insbesondere die verantwortlichen Mitglieder der Wiener Stadtregierung sowie die betroffenen Dienststellen im Magistrat, werden aufgefordert zu prüfen, welches Modell der Planwertabgabe in Wien anwendbar wäre. Etwaige Hindernisse zur Einführung der Abgabe sind zu benennen und mögliche Lösungsansätze in einer Arbeitsgruppe, bestehend aus den Magistrats- und externen ExpertInnen zu erarbeiten. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ 

Ich bitte, diesem Antrag zuzustimmen. Ich glaube, es wäre wirklich wahnsinnig wichtig, dass man in dieser Frage endlich einen Schritt weiterkommt und nicht immer sagt: Nein, leider, das geht nicht. Immerhin sind wir auch Gesetzgebung im Landtag und haben doch auch einen gewissen Einfluss auf die Bundesregierung. 

Abschließend: Ich habe ja vorher schon in der Geschäftsgruppe zu Bildungsbauten und Sportbauten gesprochen. Ich würde mir wünschen, dass die Planungsabteilungen im Haus, die ja sehr große Kompetenz haben, sich hier mehr einbringen würden bei Bauvorhaben anderer Geschäftsgruppen, aber vor allem auch der ausgegliederten Unternehmen. Ich denke jetzt da insbesondere an den Krankenanstaltenverbund, wo doch in den nächsten Jahren einiges passieren wird. 

Ich bringe deshalb zur Erinnerung auch noch einmal den Beschluss- und Resolutionsantrag ein, dass sich auch die ausgegliederten Unternehmen der Stadt Wien an den Wettbewerbsleitfaden der Stadt Wien halten sollten. Es hat ja der Bundesvergabesenat anhand des Beispiels Bahnhof-City festgestellt, dass sich auch das ÖBB-Immobilienmanagement an das Vergabegesetz zu halten hat. Ich bringe deshalb den Beschluss- und Resolutionsantrag ein, dass eben auch in Wien bei den ausgegliederten Unternehmen der Stadt Wien sichergestellt ist, dass diese sich an das Vergabegesetz halten. Und zwar aus dem Grund, weil ich glaube, dass die gebaute Umwelt in der Stadt einen viel wesentlicheren Einfluss auf uns alle und auf das Leben in der Stadt hat, als vielleicht einige von Ihnen glauben. Wir sollten hier wirklich keine Mühen scheuen, dafür zu sorgen, dass es die bestmöglich gebaute Umwelt ist, die wir bekommen können, weil eben gute Planung in Wahrheit viel Geld spart, auch nachher bei den Betriebskosten und bei den Umweltfolgekosten und natürlich auch für unsere Lebensqualität äußerst wichtig ist. – Danke schön (Beifall bei den GRÜNEN.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zu Wort gemeldet ist GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm. 

12.56.11

†GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Sehr geehrte Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich möchte wieder auf die Metaebene kommen, von der Flächenwidmung beziehungsweise der Stadtentwicklung hin zum Verkehr zurückführen und ein paar Grundlagen noch erwähnen, die für die weitere Conclusio ganz, ganz wichtig sind. 

Wie war die Entwicklung, seitdem StR Schicker Verkehrsstadtrat ist? Die Einwohnerzahl in Wien hat um knapp über 8 Prozent oder um 127 834 Personen zugenommen, der Kfz-Bestand ist um 4,10 Prozent oder um 32 114 PKW gestiegen. Da unterscheide ich mich vom Kollegen von den Freiheitlichen, weil er gesagt hat, es hat sich nichts verbessert, natürlich hat sich auch etwas verbessert, aber über die Relation können wir oder müssen wir sogar reden. (GR Dr Herbert Madejski: Über den Anteil! Über den Anteil reden wir!) Ja, genau. Über den Anteil können wir reden, da bin ich vollkommen bei dir. 

Nämlich Parkhäuser und Garagen, das ist auch so eine wichtige Entwicklung. Im Jahr 2001 gab es 161 davon, 2009 waren es 227, das waren um ganze 66 mehr. Und dann schauen wir uns die Stellplätze dazu an. Wir haben von 51 720 auf 71 982 erhöht. Was bedeutet das insgesamt? Ingesamt bedeutet das, dass wir für 8,8 Prozent aller Kfz Stellplätze in Parkhäusern und Garagen haben. Es kann sich jeder selbst ein Urteil bilden, ob das nun eine Erfolgshymne war, ob das ausreicht oder ob wir da etwas mehr machen sollten. Ich glaube, es liegt auf der Hand, was 8,8 Prozent sind. 

Anderes Beispiel: Park-and-ride-Anlagen. Wir haben 2001 sechs gehabt, 2009 ist die Zahl auf acht gestiegen, also prozentuell haben wir uns ganz schön erhöht, nämlich um ein Drittel, 33 Prozent, wir haben zwei Garagen mehr gebaut. Wir haben jetzt acht Park-and-ride-Anlagen in Wien. Ich würde sagen, auch das spricht einfach für sich. 

Die Stellplätze in den Park-and-ride-Anlagen haben sich auch dramatisch erhöht – und dramatisch muss ich jetzt unter Anführungszeichen setzen –, nämlich von 5 632 auf 6 173, das heißt, insgesamt sind es 541 Stellplätze mehr. 

Somit: Es ist etwas weitergegangen. Ich würde sagen – positiv formuliert –, es ist ein kleiner Schritt in die richtige Richtung, größere sollten nun folgen. 

Dasselbe können wir auch bei den Wiener Linien feststellen. 2001 hatten wir 62 U-Bahn-Kilometer, 2008 waren es 69 U-Bahn-Kilometer. Sprich: In diesen 7 Jahren wurden genau 7 U-Bahn-Kilometer gebaut, sprich, übersetzt, pro Jahr 1 U-Bahn-Kilometer. Also da sage ich auch, es ist ein guter Schritt vorwärts, nein, ich sage, es ist ein kleiner Schritt vorwärts, es könnte auch mehr sein. 

Bei den Wiener Straßenbahnen haben die Straßenbahnkilometer von 233 im Jahr 2001 auf 215 im Jahr 2008 abgenommen. Also wenn die Stadt Wien immer ihren Anteil am öffentlichen Verkehr lobt und wie stark der erhöht wird, dann können wir hier feststellen, dass bei den Straßenbahnen das Angebot sogar zurückgegangen ist. Wir haben ein Minus von 18 Straßenbahnkilometern. 

Ich erinnere auch daran: Die Wiener Linien stellen immer sehr gerne die verstärkte Nutzung der Jahresnetzkarten fest. Diese hat sich von 2001 auf 2009 von 37,0 Prozent auf 37,9 Prozent entwickelt. Das ist also ein guter Anteil an Jahresnetzkarten und auch ein kleiner Schritt in die richtige Richtung, dem nun ein großer Schritt folgen sollte.

Noch so ein kleiner Schritt, der getan wurde, betraf zum Beispiel die Ampelanlagen. Ich erinnere mich, vor vielen Jahren bereits, also Anfang der 2000er Jahre, mussten wir die Oligopole bei den Ampelanbietern sehr klar feststellen. Damals gab es eigentlich fünf Ampelanbieter. Wir von der Opposition haben viel Druck ausgeübt und ich glaube, dass sich da etwas verbessert. Ich bin auch der dann folgenden und nunmehr nicht mehr seienden Abteilungsleiterin dankbar, die sich dann der Sache wirklich sehr angenommen hat. Es ist etwas gelungen, nämlich die Kosten von 200 000 EUR bis 300 000 EUR auf 180 000 EUR bis 280 000 EUR zu senken. Das sind 10 Prozent, und das ist somit ein kleiner Schritt in die richtige Richtung. 

Andere Städte zeigen vor, dass es noch mehr sein könnte. Da sind sicherlich noch einmal 20 Prozent oder wahrscheinlich 25 Prozent drinnen. Auch da gibt es also noch einiges zu tun, was zu verbessern wäre.

Sie, Herr Stadtrat, haben in den vergangenen zwei Perioden eine Vielzahl an Plänen und Berichten herausgebracht. Ich habe versucht, das herausschreiben zu lassen. Es ist uns sicherlich nicht gelungen, alles überhaupt zu finden. Es ist unglaublich, wie viele Dutzende von verschiedensten Broschüren es gegeben hat. Ich neige dazu zu sagen, der Planungsstadtrat ist jetzt nicht einer, der so sehr die Planung der Stadt plant, sondern der Planungsstadtrat ist mehr einer, der Pläne schreibt. Was damit passiert, ist eine zweite Sache, die er leider nicht beeinflussen kann. Und das schafft auch eine Problemlage in dieser Stadt. – So viel zu der Situation in den vergangenen neun Jahren. 

Nun zum Rechnungsabschluss konkret, weil ich das in den vergangenen Wortmeldungen, auch gestern und heute, vermisst habe. Ich habe mir dabei die Frage gestellt: Warum diskutiert eigentlich niemand hier im Raum die Budgetpostzahlen genau? Niemand redet darüber, ob beim Ansatz XY so und so viel budgetiert, zu Recht budgetiert, zu Unrecht budgetiert worden ist. Ich kann es mir nur so erklären: Das liegt daran, dass wir hier Zahlen bekommen, die nicht erklärt sind.

Und ich möchte hier den Vorschlag machen, dass wir im Wiener Gemeinderat vielleicht einmal eine Situation schaffen, wie es im österreichischen Nationalrat der Fall ist. Vor einer Budgetdebatte gibt es Ausschusssitzungen, wo jeder Referent, jeder Mitarbeiter der zuständigen Magistratsabteilung anwesend ist und jede einzelne Detailpost hinterfragt wird. Warum geschieht das hier nicht? 

Hier bekommt außer dem Stadtrat wahrscheinlich niemand eine Information, wahrscheinlich nicht einmal die Mitarbeiter oder die Mandatare der sozialdemokratischen Fraktion, denn sonst hätten Sie hier schon einmal Erläuterungen oder zumindest Erklärungsversuche dazu gegeben, warum der eine Ansatz so viel überzogen worden ist und der andere nicht. Ich kann nur davon ausgehen, dass nicht einmal Sie Detailinformationen haben, und das ist eine Schwäche des Parlamentarismus hier in dieser Stadt, die wir – so denke ich – ändern sollen.

Denn anders ist es nicht erklärbar, dass wir zum Beispiel beim Ansatz 6121 der Gruppe 6 MA 28 - Straßenbau eine Abweichung von 43 Prozent feststellen können. Schauen wir uns das an: Wir haben hier im Voranschlag 2009 34 Millionen EUR budgetiert, und haben nun im Rechnungsabschluss 88 Millionen EUR. Ich wäre sehr interessiert an Details darüber, wie diese zustandegekommen sind. Warum haben wir hier eine solch eklatante Abweichung von 157,61 Prozent im Vergleich des Voranschlages zum Rechnungsabschluss? Wenn wir das mit dem Rechnungsabschluss 2008 bis 2009 vergleichen, sehen wir eine Abweichung von 43,7 Prozent. Es wäre interessant, zu erfahren, woran das liegt. Was ist da passiert? Was ist genau investiert worden? Das sehe ich als eindeutige Schwäche.

Eine andere Zahl, die hier aber sehr gut ablesbar ist, ist nämlich die Sonderrücklage aus der Parkometerabgabe. Das haben wir auch schon öfters diskutiert. Wir haben die Gebühren für die Parkometerabgabe erhöht, wir haben die Zeit ausgedehnt, und die Stadt Wien bekommt ständig mehr Geld aus der Parkometerabgabe. Wir haben im Vergleich zum Rechnungsabschluss 2008 bis 2009 die Parkometerabgabe um weitere 11 Prozent erhöht und stehen nun bei 126 918 708,88 EUR. Das sind 126 Millionen EUR aus der Parkometerabgabe, die nicht verarbeitet wurden.

Sie müssen sich die Frage gefallen lassen: Warum nicht? Jedes Jahr wird der Topf mehr und größer. Das ist Geld, das die Wienerinnen und die Wiener, Geld, das die Touristen, das die Pendler, die nach Wien kommen, hier für ihre Parkgebühren bezahlen müssen. Sie aber sind nicht in der Lage, diese Parkometergebühren, die Sie einheben, sinnvoll weiterzuverarbeiten, sprich, in die Zweckwidmung hineinzugeben, in ein verbessertes Angebot an Park-and-ride-Anlagen, in ein verbessertes Angebot an Garagen generell, in Investitionen in den öffentlichen Verkehr, wofür die Zweckwidmung für die Parkometerabgabe da ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist nicht geschehen. Sie müssen sich daher diese Kurve gefallen lassen. Das ist die Entwicklung der Parkometerabgabe. (Der Redner hält eine Graphik in die Höhe.) So viel Rücklagen haben Sie in den letzten Jahren hier gebildet, ohne dass Sie sie den Wienerinnen und Wienern zurückgegeben haben. Das ist das Geld, das Sie von den Wienerinnen und Wienern kassieren, ohne dass es nötig gewesen wäre und vor allem, ohne dass die Wienerinnen und Wiener mehr Parkplätze hätten. Denn das wäre eigentlich Sinn und Zweck der Parkometerabgabe: Ich zahle, dafür bekomme ich etwas! – Das erfüllen Sie nicht, sondern im Gegenteil, Sie nehmen mehr Geld dafür ein und geben nichts zurück. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Sie haben im Vorjahr ein Konjunkturpaket beschlossen und Sie haben dieses Konjunkturpaket nicht in den Individualverkehr gegeben, nicht für den Wirtschaftsverkehr gegeben, Sie haben es zu zwei Drittel einer Institution gegeben, den Wiener Linien. 57,5 Millionen EUR haben Sie alleine aus dem Investitionsbudget, aus dem Konjunkturbelebungsbudget den Wiener Linien gegeben. 

Jetzt frage ich Sie: Ist Ihnen irgendetwas aufgefallen, dass sich bei den öffentlichen Verkehrsmitteln im vergangenen Jahr etwas verbessert hat, weil 57 Millionen EUR dazugekommen sind? Also, aufgefallen sind mir die Verspätungen bei den U-Bahnen, aufgefallen sind mir die Ausfälle bei den U-Bahnen, manchmal dachte ich schon, wie mein Kollege Fritz Aichinger zu sagen pflegt: Bei der U-Bahn gibt es einen Gegenverkehr, weil so lange keine kommt! Also, ich frage mich: Was ist geschehen mit 57 Millionen EUR, meine Damen und Herren von der Regierungsfraktion? Welche Verbesserungsvorschläge gab es? Was wurde verbessert? 

Ich höre immer mehr Stimmen von Menschen, die am Wochenende mit U-Bahnen unterwegs sind, dass die Intervalle ausgedehnt wurden. Am Wochenende, am Sonntag in der Früh gibt es keinen Vier-Minuten-Takt oder Fünf-Minuten-Takt mehr, sondern es dauert regelmäßig länger. Und das ist das, worauf ich dann später noch zu sprechen kommen werde, dass nämlich der Verkehrsdienstevertrag, den Sie mit den Wiener Linien abgeschlossen haben, nicht zum Vorteil der Wienerinnen und Wiener ist, sondern nur zum Vorteil der Wiener Linien und damit wieder nur zum Vorteil für das eigene Unternehmen, aber nicht für den Steuerzahler und für die Wienerinnen und die Wiener, denen das eigentlich zustehen würde. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich zeige Ihnen noch eine Graphik, die die Crux der Ausgaben in der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr überhaupt zeigt. (Der Redner hält eine Graphik in die Höhe.) Das Blaue sind die Ausgaben für die Wiener Linien: 71,34 Prozent von dem gesamten Budgettopf Verkehr bekommen die Wiener Linien. Das bedeutet in Zahlen 685 618 000 EUR. 

Der Rest, die 275 475 000 EUR, entfallen auf Autobahnen, Planung und Bauleitung, betriebliche Erhaltung der Hauptstraßen B, Personalüberlassung ASFINAG, Straßenbau, Brückenbau, Konkurrenzgewässer, Schutzwasserbau, Verkehrsorganisation und technische Verkehrsangelegenheiten, technische Verkehrsleiteinrichtungen, elektrische und lichttechnische Verkehrsregelungen, Eisenbahnen und Hafen. Ist Ihnen aufgefallen, wie viel das ist? Diese alle bekommen miteinander 28,66 Prozent des Topfes, und die Wiener Linien bekommen alleine 71,34 Prozent. Also, nächste Periode: Nachdenken darüber, wie die Mittel sinnvoll eingesetzt werden! (Beifall bei der ÖVP.)

Nächster Punkt, zu effektiver Budgetierung und Management: Ich habe ein paar Posten mit interessanten Abweichungen herausgegriffen. Zu den Beratungskosten: Sie haben sich im Bereich der IKT-Synergien mit dem KAV viel Beratungsleistung geholt. Budgetiert dafür haben Sie 84 000 EUR, verbraucht haben Sie 722 000 EUR, sprich, 85 Mal soviel, wie budgetiert. 

Ein interessanter Posten, den ich überhaupt ganz toll finde, ist derjenige bezüglich der Europawahl 2009. Da haben Sie sich total verschätzt. Da haben Sie 5,888 Millionen EUR budgetiert, verbraucht haben Sie 9 Millionen EUR, sprich, 52 Prozent mehr. Na ja, so unangekündigt kam die Europawahl 2009 nicht. Auch wenn in der Budgetpost noch das Volksbegehren „Stoppt den Postraub“ drinnen ist, das ist ein minimaler Budgetposten. Was war da so unvorhergesehen, dass man sich um 52 Prozent in der Budgetierung irrt? 

Oder: Für die Fußgängerzone in der City, für Grundankäufe, Straßenbau, öffentliche Beleuchtung mussten Sie von den Rücklagen statt 2 000 EUR 6,725 Millionen EUR auflösen, sprich, Sie haben sich um 3 362 Mal verschätzt. 

Oder: Bei der Rücklagenentnahme für die Verkehrslichtsignalanlagen, von denen wir zuvor gesprochen haben, haben Sie sich von einer Erinnerungspost 1 000 EUR – haben Sie es nicht geplant gehabt? – auf 2,5 Millionen EUR verschätzt, sprich, 2 500 Mal mehr, als budgetiert.

Meine Damen und Herren! Diese Budgetierung verlangt neue Verantwortung! (Beifall bei der ÖVP.)

Damit komme ich zum Verkehrsdienstevertrag, zu beiden eigentlich, zum ÖPNV-Vertrag zwischen Wien und den Wiener Linien und auf der anderen Seite zu den ÖBB. Vielen ist es wahrscheinlich gar nicht aufgefallen, dass dieser im Jahr 2009 ausgelaufen ist und dass er, weil niemand sich darum gekümmert hat, automatisch um sieben Jahre verlängert wurde, das heißt, er gilt bis 2016, also noch über die nächste Periode hinaus. 

Dieser bedarf aber wirklich einer Änderung, denn da geht es immer nur nach Platzkilometern. Und ich habe den stillen und heimlichen Verdacht, dass die Wiener Linien diese Platzkilometeranzahl, die sie darin versprechen, genau ausnutzen, je nachdem, wie sie es brauchen. Entweder sie hängen eben noch einen Waggon an, dann können sie die Intervalle verlängern, oder wenn sie da oder dort doch einmal eine Intervallverkürzung brauchen, dann nehmen sie die Plätze wieder zurück. 

Das ist der Punkt, wo ich sage: Das entspricht nicht einem modernen Qualitätsmanagement, wie wir es haben sollten. Ich würde mir vorstellen, dass wir in einem nächsten Verkehrsdienstevertrag ganz klare Kriterien über Ausstattungsstandards, Umweltanforderungen, Aufenthaltskomfort und Fahrgastinformationen haben. 

Ich stelle vor, dass wir folgende ganz wichtige Kriterien auch noch einfügen, und zwar: Qualitätsstandards. Ich zitiere hier aus dem Rhein-Main-Verkehrsverbund. Da gibt es ein einheitliches Bewertungsverfahren und eine Fixierung der Standards in den Verkehrsserviceverträgen als Vorbedingung für eine Chancengleichheit. Es wird verpflichtet: Ein Teil des vertraglichen Entgelts ist nicht fix, sondern abhängig von gemessenen Werten bestimmter Qualitätskriterien im objektiven und im subjektiven Bereich. Das heißt also, es gibt ein Fahrgastcontrolling auf der einen Seite, und auf der anderen Seite haben wir objektive Messkriterien, die dazu führen, wie das vertragliche Entgelt aufgebaut wird. Dazu bedarf es natürlich einer umfangreichen Datenbank, die das auch gewährleistet. 

Es gibt ein Bonus-Malus-System. Die Wiener Linien sollten in Zukunft mit einem Bonus-Malus-System bezahlt werden, je nachdem, ob die Qualitäten erreicht werden oder nicht. Ich denke, dass das die Qualität wirklich sehr, sehr steigern würde. Also: Neue Verträge sind erforderlich.

Nun komme ich zu aller Letzt zu etwas, was mir sehr, sehr zum Schmunzeln verholfen hat. Es gibt ein SPÖ-Parteiprogramm für die Jahre 2010 bis 2015. Wenn Sie sich den Bereich Verkehr anschauen, dann fällt als Erstes auf: Die SPÖ möchte wirklich wieder einen neuen Masterplan Verkehr schreiben. Ich habe Ihnen vorher schon erzählt, dass wir schon dutzende Pläne vom Stadtratbüro haben, und jetzt kommt der nächste Plan! Das Interessante dabei ist, dass ja der erste Plan, der gemacht worden ist, nämlich im Jahr 2003, vom Herrn Stadtrat bis 2020 ausgelegt war. In der Zwischenzeit hat er bereits im Jahr 2008 eine Evaluierung und eine Fortschreibung gemacht, und nun plant die SPÖ für 2013 den nächsten Masterplan. 

Das heißt, die Hauptbeschäftigung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr liegt darin, von einem Plan zum nächsten Plan zu gehen und den Plan fortzuschreiben und, sobald er fertig ist, mit dem neuen Plan wieder anzufangen. Wir planen genau drei Jahre Arbeitszeit ein, dann lassen wir ihn ein bisschen sickern, maximal zwei Jahre, dann fangen wir wieder an. Alle fünf Jahre schreiben wir einen neuen Masterplan Verkehr. 

Es ist schon klar, dass wir ein ständiges Controlling benötigen – ganz klar–, ob man bei den Zielen noch richtig liegt, ob sich die Parameter geändert haben, keine Frage. Aber ich frage mich: Ist es notwendig und richtig oder das Einzige, was wir tun können, alle fünf Jahre einen neuen Masterplan zu schreiben? 

Weiters steht die Beschleunigung der Öffis drinnen. Ich glaube, das haben wir auch schon sehr oft gehabt. Ich glaube, da gibt es keine Partei hier, die das nicht schon gefordert hat. Warum ist das von der Stadt Wien noch nicht gemacht worden? Die Erneuerungen von S-Bahn-Stationen, x-fach gefordert, noch nicht gekommen. Die Verlängerung der S45 bis Praterkai, x-fach gefordert, selbst im Masterplan 2003 schon drinnen stehend, steht heute nun im Wahlprogramm der SPÖ für 2010 bis 2015. 

Ich habe den Eindruck, nicht nur die Masterpläne werden fortgeschrieben, sondern auch die Wahlprogramme werden fortgeschrieben. Sie ändern sich über 20 Jahre nicht. Teilweise wird das, was Sie zu Beginn der 80er Jahre geschrieben haben, sogar noch mitgezogen. Jedenfalls finden wir den Plan vom Beginn der Jahre 2000 nun auch schon für 2015. 

Und ich finde darin eine moderne öffentliche Beleuchtung. Man möchte eine Umstellung auf LED-Technik. Da habe ich auch sehr geschmunzelt. Dazu hat die Wiener Volkspartei schon mehrere Anträge eingebracht. Sie wurden damals abgelehnt und wurden noch nicht umgesetzt. Jetzt steht es im Wahlprogramm der Wiener SPÖ. 

Die Stadt möchte gerne ein City-Logistik-System, Güter-Logistik-System einführen. Die ÖVP hat das vor mehreren Jahren beantragt, es wurde abgelehnt. Nun möchte die SPÖ es im nächsten Wahlprogramm auch verwirklichen. 

Im Wahlprogramm steht: Ausrüstung von Citybikes mit Elektromotor. Die ÖVP hat das beantragt, damals wurde es abgelehnt, nicht fortgeführt. Heute steht es im Wahlprogramm der SPÖ. 

Die Radmitnahme in der U- und S-Bahn soll 24 Stunden ermöglicht werden: Antrag der ÖVP, damals abgelehnt, heute steht es im Wahlprogramm der SPÖ. 

Einen verpflichtenden Fahrradführerschein für jeden Zehnjährigen haben wir in einer Pressekonferenz vor Jahren bereits gefordert. Nun steht es im Wahlprogramm der SPÖ. 

Die SPÖ verlangt intelligente Ampeln. Dass die Grüne Welle eingeführt wird, wurde vor Jahren von der ÖVP beantragt, nun kommt die SPÖ selbst drauf, dass es gescheit ist, wenn die Leute nicht im Stau stehen. 

Den weiteren Ausbau der Park-and-ride-Garagen: von der ÖVP x-fach beantragt, nun steht es im Wahlprogramm der SPÖ. 

Ausreichend Wohnsammelgaragen zu schaffen, wurde von der ÖVP beantragt, nun steht es im Wahlprogramm der SPÖ. Und so weiter und so weiter. Den Regionenring für Wien wollen Sie vollenden et cetera. 

Das sind alles Anträge, die von der ÖVP schon eingebracht wurden. Meine Damen und Herren, Sie sollten sich in Zukunft mehr einfallen lassen, als einfach die Anträge der ÖVP dazu zu verwenden, sie danach in Ihr Wahlprogramm zu schreiben! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm. 

13.20.52

†GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Es war ganz spannend, dem einen oder anderen Redner hier zuzuhören. Ich werde mir erlauben, bevor ich im Detail auf den Rechnungsabschluss 2009 eingehe, so eine Bemerkung zu machen: Was heißt Rechnungsabschluss? Kollege Gerstl hat das mehr oder minder gesagt. Rechnungsabschluss heißt eigentlich, Bilanz zu ziehen, Bilanz über ein abgelaufenes Jahr, über ein Jahr, das bereits in Zahlen gegossen wurde. 

Meine Damen und Herren, ich darf an dieser Stelle sagen, dass gerade die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr auch im Jahr 2009 mit einem sehr erfolgreichen Jahr abschließen konnte. An dieser Stelle gleich zu Beginn einen herzlichen Dank an alle Abteilungen dieser Geschäftsgruppe, an die MitarbeiterInnen dieser Geschäftsgruppe, an das Büro der Geschäftsgruppe für die geleistete Arbeit! (Beifall bei der SPÖ.)
Erlauben Sie mir, in der Reihenfolge meiner Beantwortungen oder meiner kurzen Statements bei der Rede des Herrn Kollegen Gerstl anzufangen! Lieber Kollege Gerstl! Ich habe es ganz nett gefunden, aber die Geschäftsordnung erlaubt, dass es eine Generaldebatte gibt und dass die einzelnen Geschäftspunkte alle zur Tagespostnummer 1 diskutiert werden können. Die Wiener Linien wären ja eigentlich nicht in diesem Geschäftsbereich. Aber das macht nichts! Ein paar Punkte über den Verkehr wird dann sicher Kollege Al-Rawi noch nennen. 

Aber machen wir zusammen ein kleines Rechenbeispiel! Sie reden hier, dass der Teil der Netzkarten in Wien nur marginal gestiegen ist, 1 Prozent, ein knappes Prozent. Und jetzt wird es spannend. Ich weiß nicht, ob Sie einen Spareuro auf Ihrem Bankkonto haben? Wenn Sie 1 EUR nehmen und 37 Prozent dazunehmen, dann kommt 37 raus. Nehmen Sie aber 2 EUR, dann kommt das Doppelte heraus. Das sollte man der ÖVP, einer Wirtschaftspartei, auch ins Stammbuch schreiben. Wenn man von 811 Millionen Fahrgästen ausgeht und um 1 Prozent zusätzlich Jahreskarten verkauft wurden, dann ist das in absoluten Zahlen eine wesentlich höhere Zahl. Lieber Kollege Gerstl, bitte rechnen lernen! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.)
Kollege Gerstl, ganz offen: Sie haben gesagt, dass die Ausdünnung der U-Bahn in der Früh beschlossen ist und die U-Bahnen schwächer fahren. Ich habe mir jetzt die Pläne in der Geschwindigkeit angeschaut. Ich habe diese alle immer am Laptop mit. Ich kann Sie Ihnen gerne einmal schicken. Sonntag in der Früh: U1 bis 8 Uhr 7,5 Minuten. Auch die Kirchgänger werden in 7,5 Minuten befördert. Ab 8 Uhr 5 Minuten. (GR Mag Wolfgang Gerstl: „Keine 5 Minuten", habe ich gesagt!) – Kollege Gerstl, Sie haben gesagt, es ist schlechter geworden! Es hat sich seit Jahren nichts geändert. 7,5 Minuten, und ab 8 Uhr 5 Minuten. Die 9 Uhr Messe ist ganz leicht erreichbar. Auch für Sie, Herr Kollege Gerstl: bei der U1, U2, U3 und U4. (Weiterer Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.)
Und das Schönste, was ich heute von Ihnen gehört habe, war folgende Tatsache – ich bin ja glücklich darüber! –: Die ÖVP liest unser Wahlprogramm. Wenigstens eine Lektüre, die für Sie innovativ ist und wo Sie die Zukunft mitlesen können, wenn schon eine Partei sonst immer sehr – sagen wir so – noch immer dem alten Jahrtausend nachtrauert. (Beifall bei der SPÖ.)

Auf einen Punkt möchte ich schon noch hinweisen, bevor Kollege Al-Rawi noch über den Verkehr redet: Ich schaue mir die Zahlen im Budget wirklich an und vergleiche sie auch. Dann sollte man aber auch hier den Mut haben und sagen: Wenn ich die Abrechnung anschaue und diese mit dem Budget vergleiche, dann habe ich in verschiedenen Zahlen auch Bezirksbudgets drinnen und zum Beispiel im Verkehr im Bezirk oft nur einen Evidenzwert stehen – auch zum Leidwesen der GRÜNEN, die hätten dort lieber eine Null stehen. Und im Laufe des Jahres gibt es durch Einzelbeschlüsse oder durch dementsprechende Bezirksbeschlüsse dort Ausgaben, die auf einer Post gedeckt werden müssen. Und so ergeben sich manchmal Abrechnungszahlen. 

Kollege Gerstl! Auch Sie wissen, dass wir zum Beispiel in unserem Ausschuss, im Planungsausschuss, immer wieder dementsprechende Mittel widmen, die dann zum Beispiel in einen Sachkredit umgewandelt werden oder zu Zusatzmitteln werden oder auch – bei dem Beispiel, das Sie angeführt haben, stimmt es nicht – Abrechnungsmittel sind, die mit der ASFINAG verrechnet werden. 

Also, wenn man schon reinschaut, so stelle ich mich gerne einer Diskussion. Wir können uns gerne die Budgetzahlen im Einzelnen anschauen. Ich mache das immer wieder, weil ich diese sehr wohl hinterfrage. Sie sehen, wir denken auch über die Dinge nach. 

Kollege Mahdalik, mich wundert es, dass du überhaupt ... Ist er da? (Zwischenrufe bei der FPÖ.) – Das ist schade, aber man kann es ihm ausrichten, oder er kann es im Protokoll nachlesen! Das ist dieselbe Situation, die ich sehr oft im Ausschuss erlebe: Er ist da und ist wieder nicht da und ist wieder weg. Das passiert halt. Ich wollte mir heuer eigentlich die Mühe machen, für das Jahr 2009 zu schauen, wie oft er da war, dass er mitreden kann. Ich habe es dann gelassen. Ich wollte ihn nicht blamieren, weil er öfters gefehlt hat. Ich werde jetzt auch nicht in die Details gehen, die ich mir hier aufgeschrieben habe. 

Für den Kollegen Mahdalik möchte ich eine Empfehlung geben, damit er nicht mehr im Stau steht: Er kann ja ab 2. Oktober 2010 für die Fahrt in den 22. Bezirk die U2 verwenden. In 15 Minuten ist er beim Rathaus. Er braucht nicht Rad zu fahren. Das hätten wir ihm ja auch empfohlen. Das wäre ganz locker gewesen. Ich werde mit den Wiener Linien reden. Er ist leider noch keine 60 oder 65 Jahre alt, dass er eine Seniorenkarte beantragen kann. Aber er wird sich ja mit dem Gehalt ganz locker einen Fahrschein leisten können. Die Tiefgarage hier beim Rathaus kostet ihn ein Vielfaches vom Fahrschein. (Beifall bei der SPÖ.)
Einen Punkt, bevor ich mit meinen Dingen weitergehe: Kollegin Gretner! Manchmal verstehe ich Sie nicht ganz! Ich verstehe Sie öfters nicht ganz, aber das macht ja nichts. Das hat oft auch einen Reiz. Vor ein paar Tagen haben Sie gefordert: Ausbau des Wohnbaus, ganz wichtig, leistbare Wohnungen! – Das war Ihr Originalwort, hier von dieser Bühne. Das kann man im Protokoll nachlesen. Und gleichzeitig habe ich mir die Flächenwidmungen der letzten Jahre angeschaut. Ihre Fraktion will immer weniger gebaut haben, lockere Bebauung, weniger Wohnungen. Damit sind Sie Mitverursacher dessen, dass die Mietpreise in Wien steigen. Das nimmt Ihnen niemand ab. Sagen Sie endlich, was Sie wollen! Wollen Sie Zuzug? Wollen Sie leistbare Wohnungen? Dann müssen Sie auch einer Stadtplanung zustimmen, die dynamisch ist und die Lebensqualität in dieser Stadt sichert. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich will jetzt nicht mehr auf das Thema Hauptbahnhof eingehen. Wir werden morgen noch Gelegenheit dazu haben. Ich nehme an, Sie werden sich ja an der Debatte beteiligen. 

Ich glaube, gerade wenn wir unsere Abteilungen anschauen und wenn wir uns die Stadtentwicklung anschauen, ist es ganz wichtig, dass Wien auch einen zukünftigen Weg der Kooperation auf überregionaler Ebene, einer Kooperation mit dem Stadtumlandmanagement geht. Das ist eine wichtige Geschichte, die damit zusammenhängt, dass wir nach wie vor auf diesem 1 000-Hektar-Plan beharren, aber mit dem Umland ganz wichtige Entscheidungen treffen müssen, wo Ansiedelungen, wo Verkehrswege getroffen werden und wo wir versuchen müssen, die dementsprechenden Ressourcen hinzubekommen. – Das ist sicher ein Weg, den wir erst für die Zukunft gehen müssen, aber ein wichtiger Weg.

Was wir aber heute schon machen, ist zum Beispiel das Thema „Lebendige Straßen“. Wir haben Pilotprojekte, und ein Pilotprojekt wurde hier ja sehr gelobt, aber es ist ein Pilotprojekt. Es muss die Wirtschaft und es müssen alle mitmachen, um diesen Teil zu machen. Wir versuchen, ganz ehrlich gesprochen, ja auch – und das ist auch ein Teil von dem Thema „Lebendige Straßen“, wenn Sie so wollen – mit dieser lokalen Agenda genau das zu erreichen, was so wichtig ist: die Mitsprache im lokalen Gebiet, die Mitsprache im eigenen Grätzl. 

Daher ist es auch so wichtig gewesen, dass wir mit dem Stadtentwicklungsplan – und morgen werden wir ja dieses Thema hier behandeln, darum will ich es auch nur streifen – 13 Zielgebiete unterschiedlichster Natur, unterschiedlichster Zielrichtung, unterschiedlichster Ausrichtung geschaffen haben. Die großen Zielgebiete für die nächsten 10, für die nächsten 20, ja für die nächsten 30 Jahre werden das Nordbahnhof-Viertel sein, aber ganz besonders auch das Zielgebiet Seestadt Aspern. 

Dort wird eine eigene Stadt entstehen, und dort machen wir das, was genau der wichtige Ansatz ist: Der öffentliche Verkehr wird als Erstes dort sein. Ich hoffe, jeder nutzt ihn. Vielleicht kann die FPÖ dem Kollege Mahdalik die Pläne, wie er zur U-Bahn kommt, einmal ausdrucken. 

Auch der zweite Teil, das Thema Hauptbahnhof und Umgebung vom Hauptbahnhof, das so genannte Hauptbahnhof-Viertel wird ein wichtiger Bestandteil der innerstädtischen Raumgestaltung, der innerstädtischen Lebensqualität sein. Wenn ich da immer wieder von der Österreichischen Volkspartei höre, dass sie unbedingt die U2 bis zum Hauptbahnhof haben will, dann habe ich hier schon öfters erklärt: Die Bevölkerung braucht zum Transport die U2. Die Wohnviertel, die dort entstehen, brauchen die U2. Der Zug selber wird in Wien ganz andere Leistungen haben als früher. Früher hatten wir in Wien sieben Kopfbahnhöfe. Wir haben dann einen Durchgangsbahnhof mit verschiedenen Anschlussmöglichkeiten aus dem Norden, aus dem Süden, aus dem Osten und auch aus dem Westen. Das wird ein ganz anderes Verkehrsverhalten sein. (GR Alfred Hoch: Jetzt wird es philosophisch!)
Lieber Kollege Hoch! Wir zwei waren in Berlin! Wir haben das gesehen. Dort gibt es keine U-Bahn. Dort gibt es S-Bahnen. (GR Alfred Hoch: Aber U‑Bahn‑Stationen!) – Ja, die U55, die jetzt mit ganzen drei Stationen in Betrieb ist. Sie fährt mit einem Viertelwagen, und der fährt in einem Viertelstunden-Takt, und nicht einmal da ist er voll. Unsere U-Bahnen fahren ja doch im 5-Minuten-Takt beziehungsweise die U1 zeitweise sogar im 1,5-Minuten-Takt, und das lässt sich auch auf den ganzen Tag ausdehnen. 

Da steckt eine andere Philosophie dahinter. Bitte begreifen Sie das endlich einmal! Da ändert sich etwas. Da darf man nicht zurückschauen auf das Ende des 18. Jahrhunderts/19. Jahrhunderts, als die Bahnhöfe gegründet wurden. Da war alles ein Kopfbahnhof. Da hat man nicht weiterfahren können. Ich würde dich gerne einmal einladen: Ich habe zu Hause einen Kopfbahnhof bei meiner Eisenbahnanlage, du kannst ihn dir anschauen! (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Gerne! Da können wir miteinander spielen, und ich zeige es dir am lebenden Objekt, wie das funktioniert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ein ganz wichtiger Beitrag der heutigen Debatte ist auch die Tatsache, was wir in den letzten Jahren an Information gemacht haben, wie wir vorangegangen sind. Wir haben viele Ausstellungen gemacht. Das wurde auch jetzt erst kritisiert, aber die Information über die Zukunft, über die Stadtgestaltung ist trotzdem wichtig. Und da haben die Planwerkstätte, aber auch ganz offen viele architektonische Begutachtungen in den Abteilungen dieser Gruppe stattgefunden. Es hat unter anderem die Ausstellung junger Architekten gegeben, die in halb Europa unterwegs war und sehr große Anerkennung bekommen hat. 

Alleine die Vidierungen, Stellungnahmen und Gutachten für architektonische Begutachtungen haben die Zahl 10 000 erreicht. Man sieht damit: Das ist eine ganz kleine Zahl, 10 000 sagt nicht viel. Das heißt aber, 10 000 Mal ist in dieser Stadt über architektonische Begutachtung gesprochen worden, entschieden worden und gearbeitet worden. Ein Dank an alle Beamtinnen und Beamten, die das gemacht haben und uns damit dementsprechend in Wien die Lebensqualität gesichert haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Etwas, das wir uns vorgenommen haben – teilweise als rot-grüne Projekte, teilweise aber auch alleine – ist das 50-Orte-Programm. Ich denke nur daran, was damit alles gestaltet worden ist! – Die Kärntner Straße, zum Beispiel, der Praterstern. Und ich höre schon von rechts den Einwurf: Aber der Kranz da oben ist nicht das Schöne! (GR Alfred Hoch: Gefällt dir das wirklich?).

Liebe Kollegin Gretner! Wenn ich das Problem habe, was immer verlangt wird, dass eine Ausschreibung gemacht wird, dass ein Architekt das bekommt, dann muss ich auch zu dem stehen, was dort gestaltet wird! Man kann nicht immer nur verlangen: Jetzt hat es eine Entscheidung einer Jury geben, die tragen wir nicht mit! – Das ist nach dem Motto: Ich wasche mich, mache mir aber das Fell nicht nass! Das können wir nicht tun! Stehen wir zu den Entscheidungen, die Jurys treffen! Stehen wir zu der Umsetzung! Und stehen wir auch zu dem, was entstanden ist! Und wenn Sie heute durch die Leopoldstadt gehen und heute den Praterstern anschauen, werden Sie immer mehr Zustimmung finden. Ich mache Ihnen das Angebot: Gehen Sie hin! 

Meine Damen und Herren! Ich könnte jetzt – und die Zeit wird immer knapper – über alle Zielgebiete lange reden. Ich habe sie mir alle rausgesucht. Wir haben ja morgen auch noch die Möglichkeit dazu. Erlauben Sie mir aber, auch ein wichtiges Thema in dieser Stadt noch einmal anzuführen! 222 631 Stück. Was steht hinter dieser Zahl? Das sind die Lampen der öffentlichen Beleuchtung. Dazu kommen noch 148 010 Leuchten. Was immer so beanstandet wird: Wir haben derzeit in der Stadt 1 231 Verkehrssignalanlagen. 

Meine Damen und Herren, das sind Zahlen von Anlagen, die gewartet werden müssen, mit denen gearbeitet werden muss, die auch dementsprechende Kosten verursachen. Wir haben das Lob vom Kollegen Gerstl gerne wohlwollend entgegengenommen, dass es gelungen ist, die Ansätze bei der Preisvorstellung – und das ist alles ausgeschrieben – dementsprechend herunterzubringen. 

Erlauben Sie mir, wenn ich jetzt zum Schluss komme, noch zwei Dinge anzubringen! Es kam heute die Forderung, wenn man entlang der Donau kommt, sollten Informationstafeln stehen. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch!) Lieber Kollege Maresch! Das ist schon längst erfüllt! (Weiterer Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch!) So ist es! Schon längst erfüllt, für alle, die kein Internet haben und schauen wollen. Ich kann dich trösten: Die meisten Radfahrer haben in der Zwischenzeit die Informationen schon im Vorfeld. 

Eine Aussage vom Kollegen Mahdalik, der noch immer schwänzt, wie ich es aus dem Ausschuss gewohnt bin, war: Alles ist schiefgegangen! – Ich habe vor ein paar Tagen einen deutschen Stadtrat bei mir gehabt, der derzeit in Pension ist. Er hat mir Folgendes gesagt: „Wenn die Sonne scheint, dann kommt es von der Opposition, wenn es regnet, dann ist die SPD schuld!“ – So ist mir das auch hier vorgekommen. 

Aber meine Damen und Herren, wenn Regen kommt, haben wir rechtzeitig den Regenschirm aufgespannt! Daher werden wir auch am 10. Oktober 2010 weiter beauftragt werden, in dieser Stadt die Mehrheit zu haben. In diesem Sinne: Danke fürs Zuhören! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Mag Chorherr. – Bitte. 

13.40.08

†GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus)|: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Herr Stadtrat!

Ich möchte ein bisschen eine andere Perspektive einschlagen und auch mit der Verkehrspolitik beginnen und im Golf von Mexiko beginnen. Ich brauche nicht zu schildern, was dort passiert. Auch in diesem Moment strömt dort der Rohstoff Öl ins Meer. Es schaut so aus, dass er noch viele Wochen, Monate, wenn nicht sogar Jahre ausströmen wird. Es gibt Bestrebungen von Leuten, die sagen, man sollte jetzt BP boykottieren. Ich sehe das anders, nicht als Shareholder von BP, sondern: Es wird gebohrt, weil es jemand braucht. Ein Stoff, der immer knapper wird, muss in immer extremeren Situationen gefördert werden. Über den Golf von Mexiko wird so viel geredet, weil er vor den USA liegt. Über das Nigerdelta, wo Shell bohrt, wo Ähnliches vorkommt, wird weniger geredet. Das ist halt in Afrika, das interessiert die Leute weniger. Zu Exxon fiele mir zur Not auch etwas ein. 

Nein, alle diejenigen sind schuld, die in immer steigenderem Ausmaß diesen Stoff brauchen – nur, weil Kollege Mahdalik so gesprochen hat; er ist ja nicht der einzige Autofahrer, der von der Donaustadt hinüberfährt –, solange sich ein Mann oder eine Frau einbildet, zum Transport von 80 kg – ich schätze Kollegen Mahdalik einmal auf das ein – für 8 oder 10 km 1,5 t mit Öl bewegen zu müssen – das wiegt sein Auto, ich kenne sein Auto nicht, ich schätze einmal, es könnte auch 1,3 t oder 2 t wiegen, egal –, solange wir uns einbilden, Stadtverkehr so zu organisieren, dass wir im Durchschnitt in Wien 1,2 Personen pro Auto haben und dafür – ein bisschen Physik jetzt – ein Auto mit 1,5 t bewegen, das einen Wirkungsgrad von überhaupt nur einem Drittel des Öls, das wir im Golf von Mexiko und übermorgen in der Arktis unter extremen Bedingungen abbauen, hat. Nur 30 Prozent von dem kommt sozusagen im Verbrennungsmotor an. Wenn ich das auf das Gewicht umrechne, hat das Auto einen Wirkungsgrad von 0,5 Prozent, 1 Prozent, 1,5 Prozent. Diese Technologie muss ihr Ablaufdatum haben. 

Ich sage es einmal ganz böse und derb und ungut zu all denjenigen, die zu Recht demonstrieren und sich zu Recht aufregen über die Sauerei, diese Unglaublichkeit, die im Golf von Mexiko passiert: Wer sich einbildet, in der Stadt mit dem Auto herumfahren zu müssen, obwohl es Alternativen gibt, ist mit schuld an dieser Geschichte. Nicht BP ist schuld, sondern die Herren und Damen Mahdalik & Co. Ich nehme den Herrn Mahdalik nur deswegen her, weil er da stolz war. Wie viel Zeit dieser arme Mensch auch hat! 1,5 Stunden, um herüberzukommen! 

Es wurde schon richtig gesagt, es wird demnächst eine U-Bahn geben. Ich freue mich, dass der Bezirksvorsteher sich das anhört. Das wird den Verkehr im 22. Bezirk radikal verändern können, weil dieses Gesuder dann ein Ende hat. Im 22. Bezirk gibt es keine Berge, wo man sagen könnte: In Wien kann man nicht Rad fahren, weil es da so hügelig ist! – Dort wird man innerhalb von wenigen Minuten bei der U-Bahn sein können, täglich. Das könnte das Verkehrsverhalten des 22. Bezirkes signifikant verändern. 

Jetzt gehe ich einen Schritt weiter. Worüber überhaupt oder kaum gesprochen wurde, ist, dass in den nächsten Jahren die Budgets der Stadt Wien sehr, sehr knapp sein werden. Es sollte mich wundern, wenn nicht bereits in den Stadtratbüros für das Budget des nächsten Jahres oder der übernächsten Jahre ziemliche Sparprogramme laufen müssten. Es spricht total gegen die demokratische Kultur in Österreich und in Wien, dass man sagt: Über das reden wir nach der Wahl. Da ist irgendwie die Öffentlichkeit nicht fähig, dass wir ihnen zumuten, auf den Tisch zu legen, wo man wie sparen kann. 

Wien wird sparen müssen. Es wäre eine kulturell spannende Diskussion, dass man das vor der Wahl diskutiert – auch die Opposition fragt: He, wie denn dann? – und dass man nicht populistisch sagt: Jetzt machen wir Konjunkturprogramme! Mich würde interessieren, wer mutig ist. Ich glaube auch, dass das Ressort Schicker bereits Richtlinien für das nächstjährige Budget hat. Das wenige, das ich höre, ist, dass diese alle nicht wahnsinnig expansiv sind. Ich sage einmal zurückhaltend: Es wäre schön, das zu diskutieren. 
Ich mache ein paar Vorschläge. Ich mache ein paar Vorschläge, das gerade in diesem Ressort zu diskutieren: Ich bin schon ziemlich lange in dem Haus, ich kann mich noch erinnern, wie wir heftig und auch kontrovers, auch grünintern kontrovers über die U2-Verlängerung diskutiert haben. Ich habe mich damals sehr für die Sache ins Zeug geworfen. Dort gibt es keinen Grund mehr, dass einer jammert, er staut, wenn er in die Stadt muss. Jetzt beginnt der aufrechte Gang, jetzt beginnt die Courage auch vor der Wählerschaft bezüglich der diversen Ausbauprojekte. Ich sage jetzt nur Stichwort Lobautunnel. Ich weiß schon, das ist Bundesgeschichte, aber mittelfristig. Warum kann man nicht einmal sagen: Schauen wir uns das an! Statten wir jetzt den 22. Bezirk üppig mit großzügigen Radfahrmöglichkeiten aus! 

Das sage ich jetzt, weil ich vor ein paar Wochen in Kopenhagen war. Ich bin extra hingefahren, denn das muss man einmal spüren. Täglich spüre ich den 5 Prozent Verkehrsradanteil in Wien, ich wollte einmal 38 Prozent spüren. Du stehst in Kopenhagen mit dem Rad an einer Kreuzung und glaubst, da ist eine permanente Radeldemo! Dann schaust du herum: Das ist keine Radeldemo! Du fährst zur nächsten Kreuzung, da kommt die nächste Radeldemo daher. Das ist auf allen Seiten so. Das ist entspannt, das funktioniert, das ist eine Stadt, wo mehr mit dem Rad zurückgelegt wird als mit dem Auto. Wir haben 5 Prozent, Kopenhagen hat 38 Prozent. Dann habe ich mir die Leute angeschaut: Sind sie irgendwie genetisch anders? Ich bin kein Gentechniker und kann das nicht untersuchen. Ich schaue die Leute an. Die sprechen übrigens perfekt Englisch, obwohl das nicht ihre Muttersprache ist, überall. Das ist dort einfach üblich, entspannt, jung und alt, Politiker und Kellner und Kellnerinnen. 

Da würde ich mir zum Beispiel Folgendes wünsche, rein nur so: Wie wäre das, wenn StR Schicker den Herrn Bürgermeister, den Herrn Sozialstadtrat überredet und sagt – ich bin durchaus dafür, nehmt euch ein bisschen PR-Propagandamittel mit –: Einen Tag lang fährt die ganze Stadtregierung alle Wege mit dem Rad!, und einen Schritt weiter geht und sagt: Alle öffentlich Bediensteten machen das auch! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Das einfach als Symbol zu sagen, zum Beispiel am Tag nach der U2-Verlängerung, wäre doch etwas. Da würde sich auch ein bisschen die Perspektive ändern, wie man dann Parkplätze sucht. (GR Godwin Schuster: Haben Sie noch den alten Volvo?) Was habe ich? Ich habe keinen Volvo! Nein! (Zwischenruf bei der SPÖ: Das ist der Maresch!) Ich habe weder einen alten Volvo noch einen neuen Volvo. Ich borge mir gelegentlich Autos aus, manchmal sind Autos praktisch. Aber ich fahre mit meinem hübschen Brompton – und ich habe das da nicht irgendwie hergestellt – und genieße das extrem.

Von Kopenhagen springe ich jetzt sozusagen auf ein Wiener Projekt. Kopenhagen mit 38 Prozent, da kann man sozusagen verkehrspolitisch nur auf die Knie sinken, ganz säkular. (GR Heinz Hufnagl: Wie ist das mit der Topographie?) Warte ein bisschen mit der Topographie! Ich habe gerade über den 22. und 21. Bezirk gesprochen! Außer dem Rinterzelt gibt es dort nicht rasend viele Erhöhungen. Am Rinterzelt wohnen auch nicht rasend viele Leute. Der 22. Bezirk wäre jetzt mit der U2 dafür prädestiniert, Kopenhagen zu werden. Sagen wir, als ersten Schritt 38 Prozent Anteil nur einmal in der Donaustadt. Dann muss sozusagen auch der Herr Mahdalik letztlich nicht mehr stauen. 

Es gibt ein Projekt, das heuer zehn Jahre alt geworden ist, das ist der autofreie Stadtteil. Über alles wird Propaganda gemacht; das kommt ziemlich wenig vor. Aus der ganzen Welt kommen Leute, Architekten, StadtplanerInnen, Politiker und schauen sich das an. Jede Woche kommen welche. Es gibt schon einen eigenen Führungsdienst, weil Fernsehteams sich das dauernd anschauen. 

Ich sage Ihnen den aus einer Studie des VBgm Ludwig gemessenen Wert – noch einmal zur Erinnerung, wenig Zahlen. Wien: Radverkehrsanteil 5 Prozent, Kopenhagen: Radverkehrsanteil 38 Prozent. Soll ich Ihnen den gemessenen Wert der autofreien Siedlung sagen? Ich sage es Ihnen: 56 Prozent. Also, das geht. Das ist übrigens kein 1A-Standort, Sie wissen, wo das ist, das ist nicht unmittelbar neben einer U-Bahn. Es ist möglich. 

Gehen wir weiter – und jetzt werfe ich Ihnen wirklich Hasenfüßigkeit vor, in dem Fall nicht dem StR Schicker, wobei er sich da auf die Hinterfüße hätte stellen können, sondern dem 21. Bezirk als Beispiel –: Da haben wir ein Modell, das funktioniert. Das funktioniert blendend. 

Interessanter Nebenaspekt: Dort wurden in den letzten zehn Jahren statistisch signifikant mehr Kinder geboren als in vergleichsweise anderen Wohnhaussiedlungen. Das hat dort mit der Community zu tun, dass sie dort sozusagen ... (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.) Ich sage Ihnen, warum: Geld, das normalerweise in den Garagenbau gesteckt wurde, wurde dort in wirklich klasse öffentliche Freiflächen gesteckt – Kinderhaus am Dach –, ganz viele qualitätsorientierte Freiflächen. Da gibt es eine Community, die Kindererziehung und vor allem die Vereinbarkeit von Beruf und Familie einfacher macht, einfach ist es nie, aber einfacher macht. Effekt: Es gibt dort Familien mit drei Kindern, mit vier Kindern und – wie ich neulich gehört habe – auch mit fünf Kindern. 

So, was ist der Effekt? – Der normale Schlüssel von Wohnungen funktioniert dort nicht mehr. Die Leute brauchen, wenn sie vier oder fünf Kinder haben, größere Wohnungen. Die gibt es dort nicht. Was wollten die Leute? Sie waren bei mir, sie waren auch beim StR Schicker. (Unruhe im Saal.) – Wenn Sie mir kurz zuhören, wäre das super! Vielleicht schaffen wir etwas Produktives. – Sie wollten gegenüber, wo gebaut wurde, eine „Miss Autofrei". 

StR Schicker hat sich aufgeschlossen gezeigt, der Bezirksvorsteher hat gesagt: Kommt nicht in Frage! Noch einmal so etwas, sicher nicht! – Warum? Der Hintergrund ist abzulehnen, aber verständlich: So ein Modell zeigt, dass es ganz anders gehen kann. Dort gibt es gelegentlich auch Autoverkehr. Noch einmal: Das ist ja keine religiöse Angelegenheit. Manchmal ist es praktisch, mit dem Auto zu fahren. Wenn man mit riesigen Koffern umzieht, dann wird man schon einmal ein Auto haben, wobei es auch schon Radumsiedlungen gibt, diese Lastenräder, das gibt es auch. Aber Sie müssen es nicht machen. Wenn man umsiedelt, muss man nicht zwangsweise mit dem Rad umsiedeln, man darf sich schon ein Auto nehmen. Die gelegentliche Autonutzung ist sinnvoll.

Anstatt dass wir sagen: Wenn das so ein Erfolg ist, bauen wir 10, 20, 30 solche Dinger – in dem Fall wäre es gegenüber bei den Bombardier-Gründen so gewesen –, nein. Das halte ich für eine gewisse Rückgratlosigkeit von der Stadt. Was hätte man machen können? 

Im Übrigen möchte ich Ihnen noch sagen: Die Leute suchen noch immer, denn mit vier Kindern ist es in einer 80 m²-Wohnung einfach eng. Sie sehen nicht ein, warum sie eine Siedlung mit einem Garagenbau mitfinanzieren sollen. Da gibt es eine Identität, auch herzuzeigen, dass ein anderes Verkehren möglich ist. 

Ich komme wieder zurück auf das Ölfeld, auf das ausrinnende Öl: Man kann stolz sein. Alle, die mit dem Rad in Wien fahren, sind nicht nur glücklicher, denn der Frust im Stau ist ein Wahnsinn. Wenn ich gelegentlich im Auto im Stau stehe, dann kann ich sagen: Das ist irre! Heute war ein langer Stau, mit dem Rad fährt man elegant vor. Da gibt es keinen Stau. Das ist wunderbar. Das kann ich allen nur dringend empfehlen. Im Wahlkampf werde ich nicht nur „grün" auf mein Leiberl schreiben, sondern auch „Radfahren macht glücklich". Das glaube ich nämlich im Ernst. Also, wenn Sie einmal grantig sind, meine Damen und Herren, setzen Sie sich auf das Rad! Es ist wunderbar. 

Ganz kurz – viele Sachen muss ich mir jetzt ersparen – zu den Citybikes, die jetzt ganz gut funktionieren. Ich bin extrem skeptisch City-E-Bikes zu machen. Darf ich das einmal sagen?! Das funktioniert jetzt super. Was sollten wir tun? – Wir sollten das deutlich ausweiten, aber zu bedenken sind die Infrastrukturkosten in Zeiten des Sparens, die sich daraus ergeben, das aufzuladen, und die Anfälligkeit. Warum sollen wir ein System, das nicht für lange, aber für kurze Strecken funktioniert, ändern? Also, ich bin ein Fan der E-Bikes. Ich halte das vor allem im Westen Wiens für gescheit. Wenn man am Abend irgendwo hinauffahren muss, ist es klasse, einen Hilfsmotor zu haben. Bei den Citybikes bin ich extrem skeptisch und würde das diskutieren. 

So, jetzt habe ich noch 30 Sekunden Zeit. Das passt überhaupt nicht zur Geschäftsgruppe, aber ich habe einfach Lust dazu und ich muss auch für meine Lebensqualität etwas machen. Es hätte zur vorigen Debatte gehört, aber es braucht nur 30 Sekunden. Ich könnte sogar sagen, es geht um den öffentlichen Raum, dann hat es auch etwas mit der Geschäftsgruppe zu tun. Ich muss etwas zur ÖVP sagen, Herr Kollege Gerstl, Sie überziehen Wien momentan mit Plakaten. Wir werden das auch tun, das ist halt Wahlkampf. Auf diesem steht: „reden wir über bildung. am besten auf deutsch." – Sie kennen das Plakat. (Der Redner hält das genannte Plakat in die Höhe.) Auf diesem Plakat sind zehn Rechtschreibfehler, meine Damen und Herren! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich darf Ihnen das vorexerzieren. Schauen Sie im Duden nach! Vielleicht ist das eine besondere Perfidie, die sich mir nicht erschließt, und Sie haben die Ironie gepachtet. Zum Beispiel – da muss ich meine Brille aufsetzen –, wenn man einen Satz beginnt: „reden wir über bildung, am besten auf deutsch." Am Satzanfang macht man einen Großbuchstaben! (GR Alfred Hoch: Na ja!) Nicht: Na ja. Nicht genügend, Herr Kollege Hoch, wenn Sie das in der Schule schreiben! Oder: „mehr wien ist möglich!" Wie schreibt man „mehr", groß oder klein? Wie schreibt man übrigens „Wien"? (GRin Dr Sigrid Pilz: Groß!) Das schreibt man auch groß!

Liebe ÖVP! Wenn Sie schon vertrottelte Plakate machen, dann schreiben Sie diese wenigstens richtig! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Hoch. 

13.56.26

†GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auf die Rede des Kollegen Chorherr werde ich dann abschließend eingehen. Ich war jetzt etwas überrascht über die Art der Kritik. 

In der gestrigen Rede der Finanzstadträtin wurde ja leider sehr wenig über die Zukunft der Stadt als Lebens-, Arbeits- und Freizeitraum gesprochen. Gerade aber dieser Bereich wäre auch für unseren Ausschuss und für die Zukunft der Stadt sehr wichtig gewesen. Wien ist unbestritten eine wunderschöne Stadt. Sie darf aber nicht so stehen bleiben, wie sie es in den letzten Jahren tat. Die Stadtentwicklung – das ist ja auch unsere Ausschussarbeit – orientierte sich in den letzten Jahren am STEP 05. Wir diskutieren ja morgen die Fortschreibung. Irgendwie vergisst man aber – und das wird dann morgen einer der Kritikpunkte sein – diese innerstädtische Weiterentwicklung. 

Vor allem werden in den letzten Jahren sterile Wohnhausviertel – etwa in der Brünner Straße, also im 21. Bezirk überhaupt, in der Wienerberg-City und ähnlich auch im 12. Bezirk – entwickelt. Die Stadtregierung preist in ihren Inseratenkampagnen diese Siedlung als periphere Zentren an, vergisst aber, dass man diese Wohngebiete oft auch als Vorstufe zu Siedlungen sehen kann, die im ghettoähnlichen Zustand enden werden. 

Man sieht zum Beispiel – und das weiß ich aus meinem Bezirk, dem Wienerberg – an der Fluktuation der Wohnungsmieter und Wohnungseigentümer, wie beliebt diese peripheren Zentren sind, nämlich kurz gesagt gar nicht. Kein Wunder! Es gibt oft keine annehmbaren öffentlichen Verkehrsverbindungen. Als Beispiel wieder der Wienerberg: Wann haben wir das letzte Mal wieder über eine U5 bezüglich einer Anbindung diskutiert? Wir haben dort extreme Verdichtungen der Baukörper. 

Und da bin ich jetzt kurz beim Kollegen Hora, der dann bezüglich der Lebensqualität gemeint hat – und das stimmt schon –, je dichter man ein Gebiet verbaut, umso günstiger werden die Mieten. Da sage ich dann aber schon: Wir müssen ein bisschen auf die Lebensqualität der Mieter und der Eigentümer auch achten. Das müsste schon eine Herausforderung auch der Stadtplanung sein, dass man da einen Mittelweg findet und dass man da nicht einfach Bauplätze extrem verdichtet, meistens dann ohne Kinderspielplatz, ohne Parkanlage, und dann sagt: So, das ist eure neue Lebensrealität, in der ihr eure neue Lebensqualität finden müsst! 

In diesen Siedlungen werden die öffentlichen Räume oft nicht mehr als Plätze zum Verweilen gestaltet. Wir haben gerade aus der jüngeren Vergangenheit Beispiele, wo dann einfach nur mehr Betonwüsten entstehen. Das reicht dann auch oft bis zu Kinderspielplätzen. Klar, die Bezirke möchten sich die Erhaltung von Kinderspielplätzen, von öffentlichen Plätzen ersparen und man betoniert und betoniert und hofft, dadurch die Kosten senken zu können. 

Das passiert auch meistens, aber leider mangelt es dann an der Lebensqualität der Anrainer, der Menschen, die diese Plätze zum Verweilen gerne nützen würden.

Ich glaube einfach, dass das Hauptproblem an dieser ganzen Situation ist, dass die Verantwortlichen in der Stadtentwicklung keine Antworten auf die kommunalen Herausforderungen der kommenden Jahre haben werden. 

Nur ein Beispiel; das ist ja auch in der Fortschreibung des Stadtentwicklungsplanes drinnen: Wir haben zwischen 2005 und 2009 netto einen Bevölkerungszuwachs von 48 000 Menschen gehabt. Nach einer Bevölkerungsprognose der Statistik Austria wird die Bevölkerung Wiens zwischen 2008 und 2015 um rund 80 000 Menschen weiter wachsen. Zu dem kommt – und da gibt es zwei Herausforderungen in zwei bestimmten Altersgruppen –, dass in Wien in dieser Periode – wir sind gerade dabei, also zwischen 2008 und 2015 – als einzigem Bundesland in Österreich die Zahl der 0- bis 15-Jährigen steigen und sich damit im Bereich der Kinderbetreuungseinrichtungen, der Pflichtschulen der Ausgabendruck auch seitens der Stadt erhöhen wird.

Auf der anderen Seite wird die Zahl der über 60-Jährigen zwischen 2008 und 2015 um etwa 22 000 Personen steigen. Das sind also knapp 6 Prozent. Diese Entwicklung beeinflusst natürlich die Sozial-, Pflege- und Gesundheitsausgaben. Aus der Bevölkerungsentwicklung kommt daher auf den Wiener Haushalt und damit auch auf die Stadtentwicklung von zwei Seiten ein doppelter Druck zustande.

Aber die Stadtplanung reagiert aus unserer Sicht nicht. Es wird weiter am STEP festgehalten. Er wird dann ja auch fortgeschrieben, ohne dass es da zu einer Richtungsänderung kommt, obwohl man eben merkt – und das kritisieren wir –, dass sich die Rahmenbedingungen, wie oben eben beschrieben, komplett geändert haben. 

Dabei wird an den Zielgebieten, die aus Sicht von Experten zu groß eingeteilt sind, weiter geplant, von „gebaut" kann keine Rede sein. Wenn man sich die Fortschreibung dieses STEP 05 genau ansieht, sieht man schwarz auf weiß, dass bei einigen Projekten einfach auch die politische Unterstützung seitens der Stadt fehlt, etwa wenn ich mir die langjährigen Diskussionen um Rothneusiedl ansehe, wenn ich mir die Neugestaltung des Wientals oder die Aufwertung Liesings zum Beispiel ansehe. Da passiert nichts oder nur sehr wenig, weil einfach der politische Druck in der Stadtregierung fehlt.

Die Attraktivierung des Donaukanals ist halt so ein Puzzle. Da baut man dort ein bisschen etwas, da attraktiviert man ein bisschen, dann ändert man wieder seine Pläne, man bestellt einen Koordinator. Ja, das ist es dann.

Bei anderen Großprojekten, wie Eurogate zum Beispiel, vermissen wir tiefergehende Nutzungsfestlegungen. Auch bei „Waterfront" am Donauufer hört man nichts und – so muss man sagen – es passiert eigentlich relativ wenig.

Kollegin Gretner hat das gesagt: Detailbereiche der Grünraumsicherung, aber auch der Stadterhaltung – also das heißt, diese Erhaltung der alten Ortskerne – sind in dieser Fortschreibung nur Fußnoten. Und das – so muss ich ehrlich sagen – ist einer Stadt wie Wien unwürdig. (Beifall bei der ÖVP.)
Zum Hauptbahnhof: Kollege Hora, also wenn das die Politik der Sozialdemokraten ist, dass man wie bei einem Kindergeburtstag erklärt, früher hat man Endbahnhöfe gebaut und die Stadt Wien hat sich nach vielen Jahren entschlossen, in dem Fall diese zwei Endbahnhöfe zu einem Durchgangsbahnhof zusammenzulegen und dann diesen Hauptbahnhof zu bauen, dann muss ich schon sagen: Lieber Kollege Hora, bei aller persönlicher Wertschätzung, das ist nicht wirklich das Niveau von Ihnen, von dir! 

In Wirklichkeit wird das Areal des Hauptbahnhofes ein Verkehrsknotenpunkt. Da geht es ja nicht mehr darum, ob man zwei Endbahnhöfe zu einem Durchgangsbahnhof zusammenlegt. Wir bekommen dort ein EKZ, wir bekommen ein Ärztezentrum, wir bekommen dort Hotels, wir bekommen dort eine Bank, eine Bank baut dort ihr Headquarter mit – wie ich glaube – 15 000 Mitarbeitern, die es frequentieren werden. Dann kommen zigtausende Pendler, Normalreisende, die das alles frequentieren werden. Dann einfach nur zu sagen: Na ja, da baut man halt zwei Endbahnhöfe zu einem Durchgangsbahnhof zusammen!, finde ich ein bisschen schade und für Wien etwas unwürdig, wenn ich denke, dass das der Planungsausschussvorsitzende sagt.

Für uns ist der Hauptbahnhof gerade aus der Sicht von Favoriten eine Aufwertung eines Gebietes, das ja jahrelang eigentlich verwahrlost war. Und jeder, der sich den Bereich Gudrunstraße/Sonnwendgasse genauer anschaut, sieht veraltete Baustrukturen, Bausubstanzen. Man hat sich eigentlich nicht viel darum gekümmert. Daher sehen wir das auch positiv, dass dort ein komplett neuer Stadtteil entsteht. Für Wien ja nicht ganz uninteressant ist in Wirklichkeit dieser Stadtteil südlich des Hauptbahnhofes.

Um wieder zur Diskussion um den U-Bahn-Anschluss zu kommen: Es ist keine Überraschung, dass wir weiterhin finden, dass eine direkt U2-Anbindung diesen Verkehrsknotenpunkt erheblich aufwerten würde, dass das notwendig wäre. Eines muss ich schon sagen, wenn ich mir die Tageszeitungen und Wochenmagazine der letzten Wochen und Monate anschaue: Es würde mich schon einmal interessieren, wie viele Werbeeuros da ausgegeben worden sind, damit man den Leuten klarmacht, dass es wirklich nur 335 m vom U-Bahn-Steig bis zum Bahnsteig sein werden. Sie wissen ja alle, der Rechnungshof hat ein bisschen eine andere Rechnungsmethode genommen. Er ist auf 440 bis 500 m gekommen. Die Stadt Wien hat dann entgegnet: Wir gehen nur 6,5 Minuten von Bahnsteig zu Bahnsteig, während es aber bei vergleichbaren Bahnhöfen – Bahnhof Wien-Mitte, Bahnhof Wien-Meidling – nur 4 Minuten sind. 

In Wirklichkeit wird da Steuergeld hinausgeworfen. Und wenn die U2 nicht am Hauptbahnhof endet – und sie wird nicht enden, aller Voraussicht nach werden Sie nicht mehr umdenken –, ist das ein Hinauswerfen von Steuermitteln, um einfach von einer Fehlplanung abzulenken.

Sehr geehrte Damen und Herren! Das wollte ich auch noch sagen. Ein Prestigeprojekt gehört – so glaube ich – auch noch zur Rechnungsabschlussdebatte dazu: das Flugfeld Aspern. Wir werden dort zwar relativ bald, also in einigen Jahren, die U-Bahn haben. Wir werden dort einige Wohnbauten haben, aber dann wird nicht sehr viel dort sein. Bis heute gibt es kein schlüssiges Konzept am Flugfeld über Betriebsansiedlungen. Der Wissenschaftscluster, damals hoch gepriesen bei der Vorstellung des Masterplans, besteht nur in der Theorie. Und die viel gepriesene Asperner Spange wird wahrscheinlich unfinanzierbar sein. Das heißt, wir werden dort ein riesengroßes Verkehrsproblem bekommen.

In einem Kommentar einer Tageszeitung hat es einmal geheißen: Beim Flugfeld Aspern handelt es sich um ein sozialdemokratisches Venedig. Ich würde das noch weitertreiben. Ich sage, es handelt sich bei der Seestadt Aspern um Atlantis, ein Inselreich, das untergehen wird, bevor es überhaupt gebaut worden ist.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ein Thema, das mir auch immer ganz wichtig ist – da werde ich dann auch auf die Rede des Kollegen Chorherr über unsere Werbeplakate zu sprechen kommen –, sind die Betriebszonenanalysen. Das ist ja nicht ganz unwichtig für die Stadtentwicklung, für unseren Planungsausschuss. Wien hat in seiner Betriebszonenanalyse, die das letzte Mal im Jahr 2008 gemacht worden ist, zugegeben, dass es mehr Betriebsflächen benötigen würde. Laut einer Anfragebeantwortung von StR Schicker ist allein in dem Zeitraum 2001 bis 2007 die flächenbetriebliche Nutzung um 100 ha gesunken, das sind 20 ha pro Jahr. 

Ein Teil der fehlenden Flächen kann sicher durch die jährlich frei werdenden Betriebsflächen gedeckt werden, ein anderer Teil muss direkt geschaffen werden. Allerdings wird dieses Ziel bei der derzeitigen Flächenwidmungspraxis nicht zu schaffen sein, denn es ist gängige Praxis bei der Stadtplanung und vor allem bei der Flächenwidmung, dass die für Produktion vorgesehenen Flächen immer öfter umgewidmet werden, meistens in Flächen, wo Wohnraum geschafft wird. Das muss schon eine Aufgabe des Planungsausschusses sein, dass er schaut, dass man produktionsintensive Branchen wieder nach Wien bekommt, dass ein Klima geschaffen wird – ich bin gleich fertig –, dass sich Unternehmen bei uns niederlassen, und dass man ein Klima schafft, wo nämlich die Wirtschaft wieder aktiv am Stadtleben teilnehmen kann. 

Damit komme ich jetzt zu einem anderen Spruch. Ich komme jetzt nicht zu: Reden wir über Bildung, aber auf Deutsch!, sondern zu: Geben wir Gründern Gründe zu gründen! Ich glaube, dass das total wichtig ist und dass eine zentrale Forderung auch an den Planungsstadtrat da ist, in den Abläufen der Flächenwidmungen aktiv zu werden.

Ich bin jetzt schon am Ende, möchte aber noch kurz einen Resolutionsantrag betreffend die verkehrsmäßige Erschließung des Laaer Berges einbringen. Kollegin Puller ist gestern oder heute mit einem Antrag bezüglich der Umsetzung einer ÖVP-Idee, den Böhmischen Prater mit einer Autobuslinie zu verbinden, gekommen. Wir von der ÖVP denken natürlich schon wieder weiter. In Wirklichkeit fehlt dort keine Autobuslinie, es fehlt dort ein komplettes Verkehrskonzept. Wir haben ja dort Gebiete, die relativ rasch vor der Entwicklung stehen: Monte Laa, diese drei Türme, da haben wir schon jetzt eine ganze Siedlung, die Ankerbrot-Gründe werden entwickelt, das Gebiet des Preyer'schen Kinderspitals wird entwickelt. Also, wir haben dort relativ große Probleme mit dem öffentlichen Verkehr. Daher bringen wir noch einmal unseren Vorschlag ein, die Verkehrserschließung dieses gesamten Gebietes über die Absberggasse einzuleiten. Wir bringen einen Beschlussantrag ein: 

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, die bessere verkehrsmäßige Erschließung des Laaer Berges in einem ersten Schritt mit einer Straßenbahnlinie etwa der verlängerten Linie D von der Gudrunstraße – Sie wissen, die Linie D wird dann bei Fertigstellung des Hauptbahnhofes an die Gudrunstraße verlängert, die könnte man dann relativ leicht und kostengünstig über die Absberggasse auf den Laaer Berg führen – vorzusehen. Dieser neue Verkehrsweg soll über die Absberggasse zur Laaer-Berg-Straße und in weiterer Folge zum Monte Laa beziehungsweise Oberlaa geführt werden. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung.“ – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nächster Redner ist Herr GR Dipl-Ing Al-Rawi. – Bitte. 

14.13.36 

†GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

„Wien ist anders“ ist ein bekannter Slogan, den wir alle kennen, und es ist auch gut so. Wien ist ein Zentrum von Kultur, Wirtschaft, Wissenschaft und eine urbane Stadt. Wien ist auch die Nummer 1 der Welt betreffend Lebensqualität, wobei nicht nur die medizinische Versorgung, öffentliche Dienstleistungen, Konsumgüter sowie Wohn- und Freizeitmöglichkeiten ausschlaggebend für diese Bewertung sind, sondern auch die Stadtplanung, die Erreichbarkeit der Stadt, der Verkehr und die Mobilität innerhalb der Stadt eine wichtige Rolle spielen. 

Mich wundert die Aussage vom Kollegen Hoch, der sagt: Wien ist in den letzten Jahren stehen geblieben, es hat einen Stillstand gegeben. Ich sage Ihnen, Kollege Hoch, im Gegenteil: Wien ist intelligente Mobilität, auf Wienerisch „gescheit unterwegs“, Wien ist führend im öffentlichen Verkehr, Wien radelt wieder, Wien baut einen neuen Bahnhof, Wien bietet viel Platz zum Flanieren, und Wien braucht eine Umfahrungsstraße. 

Wir verfolgen ein Leitbild der intelligenten Mobilität. Die Nachhaltigkeit dieses Zieles wurde auch durch drei Säulen definiert: soziale Gerechtigkeit, ein zukunftsbeständiges Wirtschaftssystem und eine nachhaltige Nutzung der natürlichen Umwelt. Der motorisierte Individualverkehr konnte in den letzten Jahren von 40 auf 32 Prozent reduziert werden. Das Ziel bleibt es, bis 2020 eine weitere Reduktion auf 25 Prozent zu erreichen, und zwar zugunsten des öffentlichen Verkehrs sowie des Rad- und Fußgängerverkehrs. Bereits 2006 waren mehr Wienerinnen und Wiener mit den Öffis unterwegs als mit dem Auto. 

Innerstädtisch wird im Oktober 2010 mit der Verlängerung der U2 bis zur Aspernstraße die dritte Ausbaustufe des U-Bahn-Netzes abgeschlossen werden. Die Erschließung der künftigen Seestadt Aspern wird bis 2013 im Rahmen der vierten Ausbaustufe erfolgen. Ebenfalls in der vierten Ausbaustufe erhalten sie die Südverlängerung der U2 für die Anbindung des Arsenals oder die U1 für die Erschließung des Zielgebietes Rothneusiedl. Für eine noch bessere Erreichbarkeit des 21. und 22. Bezirkes sollen die neuen Straßenbahnlinien 25 und 26 sorgen. Beide sind wichtige Tangentialverbindungen zu den großen Schwerpunkten der Stadterweiterung im Nordosten Wiens und führen zu wichtigen Umsteigknoten an den S- und U-Bahn-Stationen.

Das Jahrhundertprojekt beziehungsweise die derzeit bedeutendste Infrastrukturmaßnahme im Bereich des öffentlichen Personennah- und -fernverkehrs für Wien ist zweifellos der Bau des neuen Hauptbahnhofes auf den Arealen des Süd- beziehungsweise Ostbahnhofes. Es geht bei diesem Projekt nicht nur um eine Verkehrsstation, sondern um die Entwicklung eines gesamten Stadtviertels, Herr Hoch, jawohl. Der neue Bahnhof wird Wien zu einem multimodalen Knotenpunkt des transeuropäischen Schienennetzes machen und die Stadt für den internationalen und nationalen Bahnverkehr deutlich aufwerten. 

Als Durchgangsbahnhof konzipiert wird die reibungslose Durchbindung transeuropäischer Eisenbahnlinien der Nordsüd- und Ostwestachse ermöglicht. Dies bedeutet für Reisende schnellere Zugverbindungen, mehr Reisekomfort durch einfaches Umsteigen, optimale Anbindungen sowie Barrierefreiheit gemäß den neuesten Standards. 

Unser Ziel bleibt aber die nachhaltige Mobilitätsentwicklung. Ein besonderes Service und Innovation bietet die Homepage „www.anachb.at“. Schade, dass der Kollege Mahdalik jetzt nicht hier ist. Ich lade Sie ein, dieses Service zu nützen und auszuprobieren. Es ist ein wichtiger Schritt zum Modal-Split, einer Kombination von Fußweg, Rad, öffentlichem Verkehr und Auto. Es ist ein modernes Verkehrsservice für neue Wege in Wien, Niederösterreich und Burgenland. 

Die Homepage wird laufend aktualisiert. Baustellen, Staus, Verspätungen, Umleitungen oder Änderungen im Verkehrsnetz werden automatisch berücksichtigt. Mit dem Routenplaner findet man jederzeit den optimalen Weg von A nach B, ob mit den öffentlichen Verkehrsmitteln, Fahrrad, Auto, zu Fuß oder auch einer Kombination daraus. Für Park-and-ride-Anlagen und Radfahrer gibt es spezielle Routenplaner mit zusätzlichen Optionen. Die Verkehrslage zeigt auf den ersten Blick, wo Sie im Verkehrsgeschehen am schnellsten vorankommen, in Echtzeit. 

Trotz all dieser Investitionen im Verkehr bleiben die Verkehrsvermeidung und die Verkehrsverlagerung noch immer unser Hauptanliegen: Vermeidung durch mobilitätssparende Stadtentwicklung und Raumordnung. Dazu gehören ganz klar das Konzept der Stadt der kurzen Wege, aber auch die Verlagerung vom motorisierten Individualverkehr zum öffentlichen Verkehr, zum Rad- und zum Fußgängerverkehr. 

Ein Qualitätssprung ist in puncto Radverkehr gelungen. Für die Herstellung von Hauptradwegen sowie Radwegen im Rahmen des Lückenschlussprogramms wurden im Jahr 2009 wie auch schon in den vergangenen Jahren wieder zahlreiche Radprojekte realisiert. Als Beispiel nenne ich hier im 1. Bezirk die Ringstraße, die Wolkersbergenstraße im 13. Bezirk, die Linzer Straße im 14. Bezirk, die Reindorfgasse im 15. Bezirk, die Gymnasiumstraße im 19. Bezirk, die Kürschnergasse im 22. Bezirk, und so können wir weiterfahren. 

Aber auch für die Räder haben wir die Fahrradabstellanlagen ins Visier genommen. Im Jahr 2008 wurde als politischer Auftrag festgehalten, dass bis März 2009 2 500, bis März 2010 5 000 Abstellplätze – und das steigert sich bis zum Jahr 2012 auf zirka 10 000 Fahrradabstellanlagen – errichtet werden sollen. Bis Ende 2009 wurden bereits 5 000 Stellplätze einer Verhandlung zugeführt und auch bescheidmäßig abgehandelt. 

Eine nachhaltige sichere Mobilität in Wien zu gewährleisten, ist für uns immens wichtig. Für die Verbesserung der Mobilität für Menschen mit besonderen Bedürfnissen – Behinderte, Frauen mit Kindern, Kinder und Gehbehinderte – wurden taktile Leitsysteme massiv aufgebaut und errichtet. Im Jahr 2009 alleine wurden zirka 2 400 Laufmeter Leitsysteme baulich hergestellt. Als Erleichterung für eine Vielzahl von Personen wurden im Jahr 2009 wiederum 365 Gehsteigabsenkungen hergestellt. Die Arbeiten verteilen sich auf alle 23 Bezirke.

Wir sind aber stolz, dass wir trotz Finanz- und Wirtschaftskrise und trotz angespannter Budgetsituation in der Errichtung und Realisierung von großen Straßen- und Tiefbauprojekten nicht gespart haben. Hier erwähne ich nur zum Beispiel die Projekte, die in Angriff genommen werden: Hauptbahnhof Wien, Flugfeld Aspern, Seestadt Aspern, die neue Trasse der Seitenhafenstraße, die Simmeringer Hauptstraße, aber auch der richtige Anschluss der A23 mit der Landstraße gemeinsam mit der ASFINAG. 

Ich erwähne auch die realisierten Projekte, wie zum Beispiel die Fußgängerzone Wien-City, der Praterstern, die Ausstellungsstraße, die Sechshauser Straße, die Ruthgasse oder im 23. Bezirk die Triester Straße, um nur einige hier zu nennen. 

Anschließend kann festgehalten werden, dass durch die vielen realisierten Maßnahmen im Jahr 2009 eine substantielle Verbesserung im Wiener Straßennetz erfolgt ist und diese all diesen Benutzergruppen, insbesondere Fußgängerinnen und Fußgängern, Radfahrerinnen und Radfahrern, Personen mit besonderen Bedürfnissen sowie Nutzerinnen und Nutzern der öffentlichen Verkehrsmittel und natürlich auch Autofahrerinnen und Autofahrern zu Gute kommen. 

Ein paar Worte noch zur Parkraumbewirtschaftung. Die Parkraumbewirtschaftung ist ein intelligentes und wirksames Instrument zur Verteilung der knappen Stellplätze und zur Reduktion des Autoverkehrs. Dies wurde auch von den Wienerinnen und Wienern so gesehen und geschätzt. Das klare Ergebnis bei der Volksbefragung hat auch eindeutig gezeigt, dass dieses System jenem der City-Maut bevorzugt wird. Parkgebühren erfüllen zwei Ziele: Verkehrsvermeidung, und durch die Einnahmen werden mehr Projekte, auch jene zur Erhöhung der Sicherheit finanziert. 

Bezüglich der Gewährleistung der Verkehrssicherheit ist es nach wie vor unsere oberste Priorität, dies zu tun. Die konsequente Umsetzung des Sicherheitsprogramms hat dazu geführt, dass die Unfallzahlen in Wien laufend zurückgehen. In keiner Großstadt Europas passieren in Relation zur Bevölkerung weniger Verkehrsunfälle. Trotzdem ist jeder Unfall einer zu viel. 

Jährlich werden im Durchschnitt 4,5 Millionen EUR dafür investiert. Was wird getan? – Entschärfungen von Unfallhäufungsstellen mit Schwerpunkt Zebrastreifen. Wiener Verkehrsexperten sind da führend in der Erarbeitung der neuen Normen. Zur besseren Erkennbarkeit werden die weißen Bodenmarkierungen und Balken im Bereich von Schulen rot umrandet. 

Für einen sicheren Schulweg konnten gemeinsam mit der AUVA im Jahr 2009 wieder 30 Schulwegspläne für Volksschulen erstellt werden. Bei der Erhebung der Wohnstandorte und Gefahrenpunkte sind die Eltern miteinbezogen worden. Bis Ende diesen Jahres werden 179 Volksschulen mit den einfachen übersichtlichen Plänen ausgestattet sein. 

Sämtliche Ampelschaltungen in Wien werden laufend auch auf fußgängerfreundliche Ampelschaltungen überprüft. Präventive bauliche Maßnahmen, Bodenmarkierungen, Verkehrszeichen, Gehsteigvorziehungen, Fahrbahnteiler, Anhebungen, Piktogramme, LED-Verkehrszeichen et cetera wurden geschaffen. Ebenso Verkehrsberuhigungen durch Wohnstraßen, Tempo 30-Zonen und Fußgängerzonen.

Es gibt Verkehrsüberwachungen durch eine Kooperation mit der Wiener Polizei und last but not least Tagungen mit dem Ziel Bewusstseinsbildung, Beratung und Aufklärung. 

Vielleicht hat gestern jemand von Ihnen im Teletext die Nachricht gelesen, dass jeder fünfte Verkehrsunfall auf dem Zebrastreifen passiert und dass dort eine Videoüberwachung gefordert wird. Dazu kann ich berichten, dass es bereits einen Pilotversuch gibt und diese Videoüberwachung für Zebrastreifen im Herbst 2010 an der Kreuzung Döblinger Hauptstraße/Pyrkergasse mit intelligenten Kameras durchgeführt wird. Das heißt, da werden die Fußgänger von dieser so genannten intelligenten Kamera den ganzen Weg lang erfasst. Dann beobachtet man das Verhalten der Autofahrer, ob sie da stehen bleiben, ob da eine Gefahr für den Fußgänger besteht und dann eventuell auch ein Strafverfahren oder ein Verwaltungsverfahren gegen diesen Autofahrer einzuleiten ist. 

Unser Ziel lautet: Vision Zero, keine Toten im Straßenverkehr. Ein ehrgeiziges Ziel, an dessen Erreichung mit aller Kraft weitergearbeitet wird. Dass wir am richtigen Weg sind, beweisen Gott sei Dank die vorhandenen Unfallzahlen. Die Überwachung und Analyse der Unfallgeschehen im Sinne der örtlichen Unfallforschung sowie die Sanierung der Unfallhäufungsstellen waren Schwerpunkte der Verkehrssicherheitsarbeit. 

In absoluten Zahlen haben wir 2009 leider 5 982 Verletzte gehabt. Im Vierjahresvergleich ist das ein Rückgang von 20 Prozent. Es gab 32 tödlich verunglückte Personen. Das ist trotzdem ein Rückgang von 26 Prozent. Bei den Fußgängern waren es in den letzten 5 Jahren minus 15 Prozent. Bei Radfahrern und Kindern minus 24 Prozent, bei PKW-Lenkerinnen und -Lenkern minus 24 Prozent. Das alles bestärkt uns, dass wir hier auf dem richtigen Weg sind. 

Es gibt weniger verletzte RadfahrerInnen. Gemeinsam mit dem ARBÖ und der Bundespolizei wurde die Aktion „Sicher Rad fahren – Fahrradprüfung schon mit zehn Jahren“ fortgeführt. Kinder können bereits mit zehn Jahren die Fahrradprüfung absolvieren. 

Nicht unerwähnt lassen möchte ich auch die Aktion „Verkehrssicherheit für ältere Menschen", die ins Leben gerufen wurde. Die Aktion des ÖAMTC „Mobil sein – Mobil bleiben“ für ältere Menschen als Kfz-LenkerInnen wurde abermals von der MA 46 unterstützt. 

Meine Damen und Herren, noch ein paar Worte zu der erwähnten Marillenalm. Wie Sie alle mitbekommen haben, gab es eine Bürgerbefragung mit einer relativ hohen Beteiligung, wenn man diese mit anderen Befragungen, die durchgeführt worden sind, vergleicht. 33 Prozent haben daran teilgenommen. Das Ergebnis war eindeutig: mit 87,4 Prozent Ablehnung. 

Interessant ist, dass in der Bezirkssitzung am 25. Juni 2010 drei Anträge eingebracht worden sind: einer von der Sozialdemokratischen Fraktion, einer von den GRÜNEN und einer von Pro-Hetzendorf. Von der Freiheitlichen Partei ist kein Antrag eingebracht worden, und von der ÖVP auch nicht. Der Antrag der Sozialdemokratischen Fraktion war der Einzige, der einstimmig von allen Parteien mitgetragen worden ist. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski) – Ich habe das heute gefaxt bekommen. Das sind die drei Anträge, die eingebracht worden sind. 

Die Chuzpe an der Geschichte ist die, dass die Freiheitliche Partei heute einen Antrag einbringt. Dieser Antrag, sagt sie, wurde im Bezirk Meidling einstimmig, also auch mit den Stimmen der SPÖ und ÖVP angenommen. Sie tut so, als wenn das ihr Antrag wäre und die SPÖ und ÖVP mitgegangen sind. Das Allerbeste daran ist, dass sie den Antrag der Sozialdemokratischen Fraktion eins zu eins kopiert hat und diesen heute in den freiheitlichen Antrag eingebaut hat. Sie haben sich nicht einmal die Arbeit angetan, einen eigenen Antrag zu formulieren. 

Deswegen bringe ich namens der Sozialdemokratischen Fraktion hier den Antrag ein, indem wir den einhelligen Beschluss in der Bezirksvertretung Meidling unterstützen, und wir ersuchen den Herrn Amtsf StR Rudolf Schicker, in diesem Sinne vorzugehen und diesen Antrag durchzusetzen. - In formeller Hinsicht bitte ich um die sofortige Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, das waren ein paar Beispiele aus diesem Jahr aus diesem spannenden und zukunftsorientierten Ressort. Es wurden sehr viel Technologie und Innovation für und mit den Menschen realisiert. Ich möchte mich an dieser Stelle bei dem zuständigen Stadtrat, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der zuständigen Magistratsdirektionen, aber auch den MitarbeiterInnen des Stadtratbüros für ihren unermüdlichen Einsatz für die Stadt und die liebenswürdigen Menschen dieser Stadt bedanken. Wien ist nicht zuletzt durch diesen Einsatz so lebens- und liebenswert geworden. Ich bedanke mich noch einmal und ich bitte den Stadtrat, auch seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern diesen Dank zu übergeben. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm. 

14.29.45

†GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ganz kurz zur Marillenalm. Wir werden auch einen eigenen Antrag einbringen. Wir haben das auch angekündigt. Ich finde es interessant, dass die FPÖ in Meidling keinen eingebracht hat. Aber das kennen wir von der FPÖ. Die FPÖ schreibt immer andere, dieses Mal einen sozialdemokratischen Antrag ab, sonst gerne einmal unsere Anträge. Wir freuen uns vor allem darüber, dass die Marillenalm jetzt wieder gerettet ist. 

Wir werden dem sozialdemokratischen Antrag zustimmen, dem von der FPÖ und unserem eigenen sowieso. Wir freuen uns eigentlich darüber, dass die SPÖ in Meidling auch unserem Antrag zugestimmt hat. Das wird sie vielleicht auch hier tun. Deswegen mein Antrag. 

Es bleibt wenig Zeit. Ich möchte kurz auf die Rede des Kollegen Mahdalik eingehen. Ich bin immer überrascht, dass das politische Terrain des Kollegen Mahdalik aus der Straße besteht, die bei seinem Haus weggeht und bis zum Rathaus führt. Darüber hinaus ist nicht viel drinnen. Ich finde es interessant, dass er uns erzählt: Wenn man mit dem öffentlichen Verkehr von Mahdaliks Haus bis ins Rathaus fährt, dann braucht man 1,5 Stunden. 

Das stimmt nicht, denn er könnte ja zum Beispiel auch variieren. Er könnte ja zum Beispiel, wenn er schon unbedingt mit dem Auto fahren will, weil er sich in der Donaustadt fürchtet, zum 26A fahren. Mit dem 26A dann ... (GR Dr Herbert Madejski: Wenn er kommt!) Der kommt schon! Oder zumindest bis in die Donau-City, und dort mit der U1 und mit der U2. Und wenn er das auch noch nicht glaubt – ich kann mich erinnern, dass die FPÖ eine Bürgerinitiative gegen die Busspur des 26A unterstützt hat, die FPÖ war massiv gegen diese Busspur –, dann könnte er sich zumindest mit dem Auto bis zur Donau-City stauen und dort U1 und U2 benutzen. 

Ich denke, Kollege Mahdalik hat die Lenkradperspektive drauf. Es wird weiterhin so sein, dass er überallhin mit dem Auto fährt, das Fahrrad vielleicht als Klapprad hinten im Kofferraum, aber mehr ist nicht drinnen. – Gut. Das wäre damit einmal abgehakt. 

Zwei interessante Perspektiven aus der Donaustadt: Ich würde einmal sagen, die Stadtregierung hat der Donau-City wenig gebracht. Die Überplattung fehlt nach wie vor. Den Leuten wird versprochen, man tut was gegen den Lärm, es passiert nix. Die Fallwinde sind nach wie vor eine Gefahr. Und die BürgerInnen werden dort im Stich gelassen, außer den schönen Worten, und die wird es nach der Wahl dann auch nicht mehr geben. 

Zweiter Punkt in der Donaustadt ist die Schließung der Station der S80 in der Lobau und die in ein paar Jahren folgende Schließung der S80-Station Hausfeldstraße. Dagegen haben jede Menge Bürgerinnen und Bürger unterschrieben. Der Bezirksvorsteher hat gesagt, er wird sich dafür einsetzen, dass beide Stationen nicht geschlossen werden. Beide Stationen werden geschlossen. Die eine demnächst. Wenn ich mich nicht täusche, so ist es am 2. Oktober 2010 mit der Station Lobau vorbei, wenn dann die U2 feierlich eröffnet wird. Wir finden es gut, dass es die U2 in die Donaustadt dann gibt, aber die S80 ist auch eine Notwendigkeit. 

Noch einmal: Ich halte es für gut, wenn man nicht die ganze Zeit von Monaco-verdächtig spricht. Das macht die FPÖ Monaco-verdächtig, heißt nämlich: Schnellfahren in der Donaustadt. Da braucht es offensichtlich mehr von diesen Opferstöcken, von denen der Herr Kollege Valentin immer spricht. Vielleicht wird dann Kollege Mahdalik erstens einmal langsamer fahren und zweitens doch einmal aufs Öffi umsteigen. 

Zum Kollegen Gerstl möchte ich nur sagen: Er hat die Parkometerabgabe ein bisschen verwechselt. Bei den Kosten der Parkometerabgabe geht es nicht darum, dass man mehr Parkplätze mit dem Geld schafft, überhaupt nicht. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.) Kollege Gerstl! Das steht nicht in den Richtlinien, sondern in diesen steht: Es sind Garagenplätze zu errichten – auf der einen Seite, wenn man so will – und in den öffentlichen Verkehr und jetzt auch in den Radwegeverkehr zu investieren. Aber nicht in mehr Parkplätze, das steht explizit nicht drin, (Zwischenrufe bei der ÖVP.) sondern es gibt Garagenplätze, weil man an der Oberfläche eins zu eins reduziert, Kollege Gerstl, und nicht Ihre alte Geschichte! Ein Parkplatz ist kein Menschenrecht. Sie haben da einmal gesagt: Ein Parkplatz ist ein Menschenrecht. Ein Menschenrecht wäre es für Arigona Zogaj, in Österreich bleiben zu können, und nicht die komischen Parkplätze der ÖVP irgendwie zu garantieren. Das ist der Unterschied zwischen Menschenrechten und Parkplätzen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Das ist übrigens ein ganz wichtiger Punkt: Arigona muss bleiben, Ihre Parkplätze sind mir hingegen wurscht! Das ist ganz wichtig! 

Der nächste Punkt, den Sie noch gesagt haben, wäre: Grüne Welle für Autos. Ein Vorsitzender von Ihnen hat einmal gesagt: Grüne Welle für alle Autofahrer, die von draußen hereinkommen, gleichzeitig. Den Blechhaufen hätte ich mir gerne im Stadtzentrum angeschaut. Noch einmal: Es geht um eine Grüne Welle für FußgängerInnen, denn das sind die schwächsten VerkehrsteilnehmerInnen und nicht für die Autofahrer. Wenn die SPÖ vor der Wahl auf Grüne Welle für den Autofahrer/die Autofahrerin einsteigt, dann denke ich mir, das ist ein Armutszeugnis. Sie sollten sich vielleicht einmal den Masterplan Verkehr genauer anschauen, was da bevorrangt gehört und was nicht! 

Jetzt komme ich schon zur SPÖ. Ich finde es ja interessant, dass im Moment eine Garagenoffensive läuft, die wirklich seinesgleichen sucht. Bis jetzt habe ich ja immer geglaubt, es gibt eine Parkraumbewirtschaftung zum Beispiel im 1. Bezirk. Und damit konnte der Verkehr innerhalb des Gürtels zumindest um 2 Prozent eingedämmt werden, immerhin. Dann gibt es in Wirklichkeit eine Reduktion bei den Autoanmeldungen innerhalb des Gürtels in fast allen Bezirken. Und da frage ich mich allen Ernstes: Warum muss in der Zelinkagasse eine Garage gebaut werden? – Offensichtlich, weil das Management der dortigen Haus- und Hofversicherung der SPÖ, nämlich der Wiener Städtischen, offensichtlich eine Garage vor der Haustüre braucht. 

Das ist überhaupt eine Unmöglichkeit. Das Interessante an der Geschichte ist ja auch: Es wird ja noch eine nächste Garage geplant, und zwar unter dem Concordiaplatz und dann noch eine unter dem Börseplatz. Alle drei Garagen machen in einer Gegend keinen Sinn, wo es ohnehin genug Stellplätze gibt. Die Frau Bezirksvorsteherin könnte sich vielleicht wieder daran erinnern, dass Sie durchaus einmal dafür war, dass man bei Tiefgaragenerrichtungen die BürgerInnen befragt. Deswegen verlangen wir eine AnrainerInnenbefragung. Dazu gibt es einen Antrag. 

Wichtig ist, wie gesagt: Im Moment schaut es so aus, dass die SPÖ auf Garagenerrichtung setzt und nicht auf die Einführung der Parkraumbewirtschaftung. Die Parkraumbewirtschaftung wurde auch von der SPÖ durchaus immer wieder beworben, vor nicht allzu langer Zeit erst bei der BürgerInnenbefragung, wo die City-Maut mehr oder weniger heruntergedodelt worden ist, und zwar mit der Begründung: Man braucht unbedingt die Parkraumbewirtschaftung. Das haben wir, das ist toll. – Dann führt sie bitte ein und errichtet nicht dauernd Garagen! Mittlerweile gibt es ohnehin schon einige Bürgerinitiativen rund um den Gürtel. In dem Fall sei zunächst einmal genannt: die Geblergasse, der Stöberplatz, der Nepomuk-Berger-Platz. Da gibt es bereits Initiativen von Menschen, die das nicht wollen. 

Irgendwann einmal mitten in der Rede ist übrigens Omar Al-Rawi, der sozusagen alles aufzählen durfte, was schön und gut im Masterplan Verkehr ist – Omar, du warst wirklich schnell, es ist sich alles gerade noch ausgegangen! – ein Satz über die Lippen gekommen: Wir brauchen eine Umfahrungsstraße rund um Wien. Und da muss ich dir sagen: Omar, wir brauchen keine Umfahrungsstraße rund um Wien! Wir brauchen keine Lobauautobahn, die Milliarden Euro verschlingt. Das kann niemand zahlen. Dein Bürgermeister hat vor nicht allzu langer Zeit da gesagt: Die ASFINAG kann sich nicht einmal eine Holzbrücke leisten. So ist es auch. Wir brauchen erstens einmal diese Umfahrungsautobahn nicht, zweitens einmal ist es absolut sinnlos, sich den Verkehr aus Tschechien, aus der Slowakei in die Stadt zu holen, inklusive Lärm und Feinstaub. Es tut uns leid! Das brauchen wir ganz sicher nicht. 

Damit komme ich schon zum nächsten Punkt: Eigentlich müsste man, wenn man sich die Klimaschutzziele der Stadt Wien anschaut, um ein Drittel weniger PKW-Verkehr in Wien herbringen. Wie kann man so etwas machen? Parkraumbewirtschaftung ist eine Lösung. Diese muss man sich nur trauen. Die SPÖ hat bis jetzt 55 von 100 Mandaten hier im Gemeinderat gehabt. Und? So mutlos wie selten. Man hätte die Parkraumbewirtschaftung ganz leicht einführen können. Gibt es das nächste Mal als Partner die ÖVP, werden wir auf die Parkraumbewirtschaftung weitere zehn Jahre warten dürfen. Gibt es das mit uns, dann werden wir gemeinsam die Parkraumbewirtschaftung ausweiten. Die SPÖ wird sich auch hier entscheiden müssen. 

Der nächste Punkt ist in Wirklichkeit die City-Maut. In anderen Ländern ist das gang und gäbe: Stockholm, London, Göteborg wird es einführen, aber auch in anderen Ländern ist es an der Tagesordnung. Was macht man in Wien? Man sagt, das braucht man nicht. Es gibt 270 000 PendlerInnen jeden Tag nach Wien herein, aber es ist uns wurscht. Nicht einmal die Umweltzonen will die SPÖ einführen. Aber auch da werden wir der SPÖ gerne helfen, in Zukunft die Umweltzonen einzuführen. 

Bezüglich der FPÖ denke ich mir: Die FPÖ-Verkehrspolitik führt von der – wie heißt sie? – Invalidensiedlung zum Rathaus. Nur: Alles, was links und rechts davon ist, gibt es ohnehin nicht. 

Ein wichtiger Punkt, der die FPÖ, aber auch die ÖVP null interessiert, sind die FußgängerInnen. Die FußgängerInnen sind – wie man ja gehört hat – im Moment auch auf den Zebrastreifen nicht sicher. 40 Prozent der Unfälle mit FußgängerInnen finden am Zebrastreifen statt. Was ist die Lösung der SPÖ? – Videoüberwachung, okay. Da kann ich mir dann im Nachhinein anschauen, wer die Person verletzt hat, die da am Zebrastreifen verletzt wurde. Was die SPÖ noch immer nicht durchgesetzt hat, was aber im Masterplan Verkehr steht, ist nichts anderes, als dass man während der Grünphase die Straße überqueren kann. Das steht da drinnen. Nur: Wenn man dann diskutiert, heißt es immer, da kommt dann die Räumphase noch dazu. 

Da gibt es wirklich jede Menge Kreuzungen, wo man nur sagen kann: hoffentlich keine Behinderung. Denn sobald jemand einen Gipsfuß hat und über die 2er-Linie oder den Gürtel muss, kommt er nicht mehr bei Grün beziehungsweise bei der Räumphase drüber, sondern steht dann hilflos mitten im Verkehr. Das – so denke ich – müssten sich die SPÖ, aber auch die ÖVP oder alle anderen wirklich merken, dass eine Grüne Welle eigentlich für die FußgängerInnen notwendig ist, denn FußgängerInnen sind wir immer wieder alle.

Zum Klimaschutz noch eine Sache: Die SPÖ oder der StR Schicker rühmt sich immer – und das möchte ich nicht kleinreden –, innerhalb des Gürtels 2 Prozent weniger Autoverkehr erreicht zu haben. Das ist gut. Zwischen Gürtel und der Stadtgrenze gibt es aber mehr als 5 Prozent Zuwachs. An der Stadtgrenze gibt es 10 Prozent und mehr Zuwachs. Welche Lösungen gibt es da? – Massiv in die Öffis zu investieren, ganz massiv gemeinsam mit Niederösterreich in die Öffis zu investieren, wenn man so will: grenzüberschreitende Öffis einzuführen. 

Dazu gibt es von uns das Projekt, mehrere Light Railways von der Stadt ins Umland zu führen. Was passiert da? – Blockade. Die viel gerühmten Niederösterreicher wissen nicht einmal, wie so etwas funktioniert. Straßenbahnlinie nach Schwechat – brauchen wir nicht. Schnellstraßenbahn ins Umland nach Wolkersdorf: Brauchen wir nicht, denn da haben wir ohnehin die Autobusse. Das brauchen wir alles nicht. In Wirklichkeit wird sich da nichts ändern, wenn da nicht erstens einmal eine Ausweitung der Kernzone in die erste Außenzone passiert beziehungsweise wenn es da Verhandlungen gibt, wo man sich endlich auf etwas einigt. 

Da bleibt noch am Schluss eine Kleinigkeit übrig, und zwar das Aufstellen von Infotafeln am Donauradweg. Das hat Kollege Hora ein bisschen missverstanden. Es ist nicht so, dass alle mit einem Laptop durch die Gegend radeln und schauen, wie das jetzt heißt. Wenn man mit dem Rad unterwegs ist, haben – so glaube ich – nur ganz selten Leute einen Laptop dabei. Darum wäre es nicht schlecht, wenn neben dem Radweg an der Brücke eine Infotafel steht. Dann ist man dann und wann auch informiert. Wie gesagt: Während des Radfahrens am Laptop zu lesen, ist ganz schlecht, denn da behindert man den Verkehr, weil man dann auf der Straße liegt, Kollege Hora! – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. – Bitte schön. 

14.42.47

†GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich wollte und werde auch nur einen Antrag einbringen und diesen kurz begründen.

Zu meinen beiden Vorrednern nur zwei Sätze: Vorredner Al-Rawi hat gesagt, wir haben den Antrag abgeschrieben. Nein, das stimmt natürlich nicht. Den Antrag komplett abgeschrieben hat der Herr Kollege Maresch. Wir haben den Antragstext anders formuliert. Die Begründung: Warum soll ich nicht zugeben ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Von der FPÖ kann ich nichts abschreiben!) – Du hast ihn komplett abgeschrieben. Wenn die Begründung gut ist und vollkommen konform mit uns geht – das ist genau das, was ich seit zwei Jahren erzähle –, warum soll ich da etwas Neues erfinden, Herr Kollege? Da nehme ich das einfach, ganz klar. Wozu soll ich einen Antrag stellen, wenn wir uns das in der Präsidiale schon Wochen vorher überlegt haben: Wenn ein Antrag kommt, warum soll ich jetzt unbedingt einen eigenen machen? Wenn er gut ist, stimme ich zu. Natürlich hätten wir einen eigenen machen können. Wofür denn? Für den Papierkorb? Das ist sinnlos.

Wir haben uns dem angeschlossen. Das ist genau unsere Meinung. Die SPÖ ist unserer Meinung beigetreten, hat einen guten Antrag gestellt. Die ÖVP war von allen Sinnen und allen Geistern verlassen, weil sie zugestimmt hat. Das ist auch recht. Ich weiß zwar nicht, warum Sie in ihrem eigenen Interesse zugestimmt hat. So viel zu diesem Antrag.

Zum Kollegen Maresch: Kollege Maresch, erstens hätten wir das, was du gesagt hast, morgen beim Schwerpunkt unterbringen können. Das gehört eigentlich zum Schwerpunkt. Wenn man sich wirklich nicht in der Wiener Verkehrs- und Planungspolitik auskennt, könnte man fast glauben, dass du recht hast. Du bringst das mit einer derartigen Selbstüberschätzung und Überzeugung, dass man, wenn man sich nicht auskennt, glaubt, du hast recht. Aber wir kennen uns aus und wissen, du hast nicht recht, lieber Freund! So ist das. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! 87,5 Prozent haben bei der Marillenalm ein altes Anliegen. Ich muss dazusagen, dass auch die Bezirksvorsteherin diesem Ansinnen nachgekommen ist und unterstützt hat, dass es eine Bürgerbefragung gibt. Nur 12,5 Prozent haben für Ja gestimmt. Der Anteil von 33 Prozent ist sehr, sehr hoch, ist ähnlich hoch, wie ihn der Bürgermeister bei der so genannten Volksbefragung erreicht hat, und das trotz der Fragestellung. 15 Stunden lang haben die Bezirksräte und alle Fraktionen beraten, aber die Fragestellung war doch am Schluss dann nicht ganz eindeutig. Wir haben es trotzdem geschafft, die Bürger so zu mobilisieren, dass sie so abgestimmt haben, wie es dem Bezirk, wie es dem Grünland nützlich ist. 

Diese Abstimmung ist eigentlich eine Blamage sowohl für SPÖ als für ÖVP. Die Blamage für die SPÖ ist, lieber Herr Stadtrat, lieber Rudi Schicker, dass ihr voreilig eine Flächenwidmung auf eurem eigenen Grundstück gemacht habt und nicht vorher geschaut habt, ob man nicht vielleicht tauscht oder vielleicht das Ganze etwas mehr verhandelt. Eine echte Blamage. Ihr habt jetzt ein eigenes Grundstück mit dieser Widmung und wisst nicht, was ihr damit tun sollt.

Für die ÖVP ist es ja überhaupt eine Blamage. Diese steht jetzt vollkommen nackt da, wenn man das so schön sagen darf. Die ÖVP steht nämlich jetzt auf einem Grünland mit einem Hotel, das es nie gibt, das überhaupt nicht eingetragen ist und überlegt jetzt, ob sie dort dieses Hotel, das es eigentlich gar nicht gibt, vielleicht noch sanieren kann, oder sie sucht ein neues Grundstück. Ich rate euch, sucht ein neues Grundstück! Ich glaube nicht, dass es noch durchgeht, dass ihr im Grünland euer Hotel mit Garage jemals durchbringen könnt.

Damit sind wir genau dort, wo ich und die FPÖ immer waren, wir sind genau dort, wo ich vor eineinhalb Jahren gesagt habe: Es freut mich, dass wir uns dort wirklich durchgesetzt haben, im Verbund – das muss ich auch dazusagen – mit dem Bezirk, mit den Bürgerinitiativen, weil es die Befragung geben hat. Dafür möchte ich mich demokratisch bedanken. Der Erfolg hat uns aber recht gegeben. Es war eigentlich auch unser Erfolg und der Erfolg der Bürgerinitiativen. Ich möchte auch nicht abschwächen: Auch die GRÜNEN haben sich wirklich beteiligt. Es steht mir zu oder nicht zu, das hier zu sagen.

Jetzt komme ich zum letzten Punkt, bevor ich den Antrag einbringe. Vielleicht können Sie sich alle noch erinnern: Es muss November vorigen Jahres gewesen sein, da habe ich in einer meiner vielen Reden zu der Marillenalm die ÖVP darauf aufmerksam gemacht, dass sie vielleicht in Wirklichkeit von der SPÖ hineingelegt wird. Ich habe mir das immer so überlegt. Wie kann das passieren, wenn das nicht zustande kommt? Ich wusste zum damaligen Zeitpunkt nicht, dass wir überhaupt eine Anrainerbefragung haben. Ich wusste nicht, wie diese ausgeht. Ich habe mir immer gedacht: Warum macht die SPÖ eine Widmung auf Hotel, bevor sie überhaupt mit der ÖVP den Grundstückstausch macht? Es könnte ja sein, habe ich damals gesagt, dass die SPÖ der ÖVP das Hotel überhaupt gar nicht gönnt, überhaupt gar nicht geben will. Sie haben jetzt einige Jahre Zeit. Vielleicht braucht man, wenn das Hotel Altmannsdorf zu klein ist, wenn der Bundeskanzler und der Vorbundeskanzler und der Vorvorbundeskanzler ihre Feiern feiern, ein anderes Hotel. Das kann ja durchaus möglich sein. Dann bauen diese nämlich selbst mit irgendeinem Finanzier dort auch ein Hotel, denn die Widmung gibt es jetzt. Da schauen wir aber alle sehr schön, und das wird nicht so leicht sein, aber ich könnte mir vorstellen, dass es das gibt. 

Aus diesem Grund ersuche ich auch die SPÖ, um ja nicht in den Verdacht zu kommen, mit einem eigenen Hotelbau Eigeninteressen zu vertreten, den Anträgen, die hier liegen, zuzustimmen. Unser Antrag lautet ganz kurz – der Antragstext ist nicht abgeschrieben, Frau Kollegin Zankl, Herr Kollege Hufnagl!:

„Der Herr amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr wird ersucht, alle notwendigen Schritte für eine Rückabwicklung der Flächenwidmung Marillenalm in den ursprünglichen Zustand ehebaldigst zu setzen.“

Ich hoffe, die SPÖ stimmt dem auch zu, denn sonst müssten sie sich eigentlich wirklich dem Verdacht aussetzen: Warum behalte ich die Flächenwidmung? Was habe ich damit vor? Es ist ja sinnlos. Ihr braucht die Flächenwidmung gar nicht. Machen wir Grünland, die Marillenalm bleibt bestehen! Sonst habt ihr in den nächsten Jahren und auch im Wahlkampf sicherlich – das kann ich euch versprechen – seitens der FPÖ ein bisschen Dampf dahinter, dass die Flächenwidmung zurückgenommen wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Mag Maresch gemeldet. 

14.49.07

†GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus)|: Zur tatsächlichen Berichtigung: Wir haben uns als Vorbild den Antrag der SPÖ zu den Hausmeistern genommen. Wir wollten, dass der Gemeinderat einfach respektiert, was die BürgerInnen mehr oder weniger durchgesetzt haben, was einstimmig in der Bezirksvertretungssitzung in Meidling beschlossen worden ist. Es war ein Antrag der SPÖ, ein grüner Antrag, dem alle zugestimmt haben, außer der ÖVP. Dann hat es noch einen Antrag von Pro-Hetzendorf gegeben, dem auch alle außer der ÖVP zugestimmt haben. Die FPÖ hat keinen Antrag gestellt. Die FPÖ hat einfach darauf vergessen.

Bei der Geschichte möchte ich nur klar sagen: Ich kann mich nicht erinnern, dass die FPÖ in der Zeit davor bei irgendeinem Standl gewesen wäre, sich irgendwann einmal mit der Bürgerinitiative getroffen hätte, irgendetwas getan hätte. Was die FPÖ gerne tut, ist in Wirklichkeit Trittbrett zu fahren. 

Kollege Mahdalik macht das in der Donaustadt immer wieder. Kollege Madejski ist da ein bisschen anders, da möchte ich differenzieren, weil er sich da in zahlreichen Reden immer wieder gemeldet hat. Faktum ist, dass jetzt der Sieg, wenn man so will, viele Väter hat. Die Tatsache der vielen Väter hat uns insofern gefreut. Ich denke mir, es stünde uns allen zu, durchaus allen Anträgen der beteiligten Parteien zuzustimmen. Ich meine, die ÖVP hat aus verständlichen Gründen keinen Antrag gestellt. Das wäre aber auch nicht schlecht gewesen! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die erste Berichtigung hat eine zweite hervorgerufen. Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Dr Madejski gemeldet. 

14.51.04

†GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! 

Ganz kurz: Es stimmt natürlich nicht. Er hat schon wieder überzeugend geredet. Wenn man es nicht weiß, glaubt man ihm. Unglaublich! Es stimmt natürlich nicht, dass wir da nie mit den Bürgerinitiativen dabei waren. (GR Mag Rüdiger Maresch: Es gibt ein Foto!) Das einzige Foto, Herr Kollege Maresch, das in allen Zeitungen monatelang von den Bürgerinitiativen gebracht wurde, war jenes, wo unser Bezirksrat Franz Haas, genannt Fozzy, in der Mitte steht. Er hat selbst mit einem anderen Auslöser das Foto gemacht. Da können Sie nicht vorgeben, dass die FPÖ nicht dabei war, Kollege Chorherr! Sie brauchen gar nicht wie der Groß-Jesus-Vater da immer mit den Händen zusammenzuklatschen! Das ist Tatsache, meine Damen und Herren! 

Zweitens: Bei der Bürgerversammlung in der Längenfeldgasse, wer hat denn dort die Worte ergriffen, Kollege? – Ich, oder? (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich!) Eben! Da war ich als Gemeinderat dort. Tu hier nicht Schmäh führen! Wir waren genauso dabei wie ihr! Ihr könnt euch das genauso auf den Hut heften wie wir! Verloren haben die SPÖ und die ÖVP, und das muss klar sein! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr Amtsf StR Dipl-Ing Schicker. Ich erteile es ihm. 

14.52.19

†Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker|: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender! 

Ich habe mir das ganz gerne angehört, was zwei, drei oder vier Fraktionen zu einzelnen Bezirksthemen zu sagen haben. Ich denke, dass genau diese Differenzierung diesem Gemeinderat sehr gut ansteht zu schauen, was im Bezirk zu behandeln ist und was ureigenste Aufgaben des Gemeinderates sind. Ich denke, dass die Diskussion hier einige Beispiele aufgezeigt hat, von denen man sagen muss: Es ist interessant, denn wir diskutieren über einzelne Baustellen, die tatsächlich Bezirksthemen sind, wir diskutieren, ob wir das tun, was Bezirksvertretungen einstimmig beschließen, und haben keine eigene Meinung mehr dazu. Soll so sein. Der Hohe Gemeinderat hat die Entscheidungshoheit hierzu. 

Lassen Sie mich aber zu dem Thema meiner Geschäftsgruppe kommen, denn es ist doch vieles gesagt worden, was mit meiner Geschäftsgruppe hier sehr, sehr wenig zu tun hat. Zunächst einmal bin ich sehr stolz entgegen allen Statistiken, die der Kollege Gerstl gebracht hat, dass die Entwicklung des Verkehrs, des Verkehrsgeschehens in Wien so ist, wie sie ist. Wir haben in Wien eine deutliche Verschiebung des Modal-Split weg von der Straße hin zur Straßenbahn, zur U-Bahn, zu den Bussen und darüber hinaus auch zum Radverkehr. 

Es ist ganz besonders bemerkenswert, dass wir in Wien entgegen vielen anderen Städten auf dieser Welt eine Entwicklung haben, wo der Autoverkehr nicht mehr als das Nonplusultra im Stadtverkehr gilt, sondern wo eben der öffentliche Verkehr als das Rückgrat des Verkehrsgeschehens in einer Stadt gesehen wird, sodass wir nicht mehr darüber diskutieren müssen, ob denn die Beschleunigung des öffentlichen Verkehrs oder der Ausbau von Radverkehrsanlagen tatsächlich sinnvoll ist. Darüber sind sich mittlerweile die meisten einig. Es gibt ein paar unverbesserliche, die noch immer bei einem Radwegprojekt dagegen stimmen, aber im Wesentlichen gehen die Regierungsfraktion und die Opposition auf demselben Weg, nämlich hin zu einer Ökologisierung des Verkehrsgeschehens. 

Herr Kollege Gerstl, im diesen Sinne bin ich sogar sehr froh über das Wiener Budget, auch wenn ich den größeren Teil davon nicht verwalte, nämlich 71 Prozent. Diese betreffen nämlich den öffentlichen Verkehr und den Ausbau der U-Bahn, den Ausbau der Straßenbahn, die Erneuerung der Verkehrsmittel, von den neuen ULFs bis hin zu den neuen Niederflurbussen und den neuen U-Bahn-Garnituren. Das ist schon etwas. Die Verlängerung der U-Bahn über die Donau, die am 2. Oktober 2010 in Betrieb genommen wird, ist schon eine extreme Verbesserung – Kollege Chorherr hat darauf hingewiesen – für die Donaustädter und die Donaustädterinnen. Und ich denke, dass es das wert ist, dass 71 Prozent des Wiener Budgets, des Verkehrsbudgets dafür eingesetzt werden. 

Wenn wir darüber hinaus auch noch die Maßnahmen für den Radverkehr und die Fußgängerinnen und Fußgänger – ich erinnere nur an die Sanierung der großen Fußgängerzonen in unserer Stadt – berücksichtigen, dann geht sich das trotzdem mit den verbleibenden rund 30 Prozent des Budgets aus. Es zeigt sich damit, dass diese Stadt ein Verkehrssystem zur Verfügung hat, das zweckmäßig ist. 

Besser machen kann man es immer, gegen Verbesserungen gibt es auch keine Einwände, aber es gibt Einwände gegen das Schlechtermachen. Das Schlechtermachen besteht zum Beispiel darin, wenn man behauptet, dass in dieser Stadt nichts geschieht, was das Verkehrswesen betrifft, dass nichts geschieht im Hinblick darauf, dass man Parkmöglichkeiten in dieser Stadt schafft, und wenn man dann auch noch die Statistik, so wie Sie es getan haben, Kollege Gerstl, hervorholt und leider ein paar Fehler darin hat. 

Ich kann Ihnen ein paar Fehler nennen: Sie sprechen von nur zwei Park-and-ride-Anlagen, die in meiner Zeit errichtet worden sind. Es sind wesentlich mehr. Ich kann Ihnen nur sagen: Sie behaupten, es sind nur 7 km U-Bahn errichtet worden. Wissen Sie, da kann man schon die paar Kilometer dazunehmen, die dann am 2. Oktober 2010 in Betrieb gehen werden. Diese sind ja mittlerweile errichtet und sind im Genehmigungsverfahren. Wären Sie beim Probebetrieb dabei gewesen, hätten Sie gesehen, dass das alles schon funktioniert. Und es wird weitergebaut, es wird über der Donau weitergebaut und es wird im Süden dieser Stadt in Richtung Rothneusiedl weitergebaut. Die Maßnahmen für den U-Bahn-Ausbau sind hier schon angesetzt. 

Kollege Gerstl, wenn man sagt, dass diese Geschäftsgruppe nichts anderes tut als zu planen, dann hätten Sie bitte zugehört, wie die Frau Kollegin Gretner auf der anderen Seite gesagt hat, Planung ist ein Prozess. Denn in diesem Punkt teile ich die Meinung der Kollegin Gretner. Es geht nicht einfach so, dass man einen Plan macht, Kollege Gerstl, und sich dann in 20 Jahren hinsetzt und sagt: abgehakt, abgehakt, abgehakt! Die Welt bewegt sich, diese Stadt ist dynamisch, diese Stadt wächst und verändert sich. Auf diese Veränderungen ist Rücksicht zu nehmen, sowohl in der Planung als auch in der Umsetzung. Ansonsten ist der Plan mit dem Datum des Beschlusses in manchen Teilen wahrscheinlich schon wieder überholt. Das ist der Weg, wie man aber auch Schritt hält mit der Entwicklung einer Stadt, wenn man das immer wieder in Frage stellt, was man selber schon einmal zum Beschluss erhoben hat. 

Ich garantiere Ihnen, wenn Sie jemals in die Situation kommen sollten, im Planungsbereich Verantwortung zu tragen, dass Sie es ganz genauso machen müssten, weil ein anderer Weg gar nicht möglich ist. Sie würden ansonsten bei den berühmten Fünfjahresplänen aus dem Kommunismus landen. Wir legen fest, und in fünf Jahren ist es festgelegt. Wir legen fest, und in fünf Jahren kommen wir dann darauf, es ist noch immer nicht so. Und was tun wir dann? – Wir machen wieder einen Plan für fünf Jahre und legen dann wiederum fest, was dann irgendwie umgesetzt werden soll und wundern uns dann, dass alles nur Potemkinsche Dörfer sind. 

Unsere Planungsphilosophie in dieser Stadt ist, dass wir diesen Prozess der Entwicklung einer Stadt in die Planung integrieren und damit immer Lösungen parat haben, die zeitgemäß sind, die auf die aktuellen Entwicklungen rechtzeitig Rücksicht nehmen und die dann für die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt das Richtige sind. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin auch stolz darauf, dass wir international diese Anerkennung für unsere Verkehrsentwicklung finden. Im vergangenen Jahr, und davon handelt ja der Rechnungsabschluss 2009, fand in Wien der UITP-Kongress statt, der Kongress aller öffentlichen Verkehrsunternehmen weltweit. Und dieser Kongress hat dazu geführt, dass Wien nicht nur als Veranstalter hoch gelobt wurde, was wir ja gewohnt sind, aber auch international als das herausragende Beispiel gilt, wie der öffentliche Verkehr in einer Stadt organisiert wird und wie diese Organisationsform des öffentlichen Verkehrs auch in anderen Städten nachgeahmt werden soll, nämlich die 100 Prozent Eigentümerschaft der öffentlichen Hand, die 100 Prozent Steuerbarkeit durch die öffentliche Hand und den einheitlichen Tarif, die integrierte Situation des öffentlichen Verkehrs. Das ist das, was unsere Stadt weltweit berühmt macht und wo wir andauernd Nachfragen haben, ob das jetzt die Direktoren der Wiener Linien sind, ob das die zuständige Frau Vizebürgermeisterin ist oder meine Wenigkeit. Wir präsentieren international, geben sozusagen Nachhilfe, wie man den öffentlichen Verkehr besser und funktionstüchtig organisieren kann.

Wir haben zusätzlich auch mit den großen Bahnhofsbauten, die in Wien zur Zeit stattfinden, nämlich mit dem Westbahnhof, mit dem schon fertiggestellten Bahnhof Praterstern, mit dem Bahnhof Meidling, der ebenfalls fertiggestellt ist und den internationalen Verkehr problemlos aufnehmen kann, und mit dem Bahnhof Wien-Mitte, der auch gerade in Bau ist, aber vor allem mit dem Hauptbahnhof Wien, der mit dem Fahrplanwechsel 2012/2013 in Betrieb gehen wird, gezeigt, dass man in einer Stadt und auch mit der Hilfe des Verkehrsministeriums hier Veränderungen setzen kann, die für die Pendlerinnen und Pendler und gleichermaßen für die Wienerinnen und Wiener sowie unsere Gäste aus dem Ausland sinnvoll erledigt werden können.

Und, Kollege Hoch, seit der Besichtigung, die wir mit den Journalisten für die neue Station Hauptbahnhof der U-Bahn U1, gemacht haben, finden Sie ja eh keinen Journalisten mehr, der Ihnen glaubt, dass die U-Bahn nicht zum Bahnhof führt. Alle wissen das mittlerweile und alle wissen, dass die ÖVP wiederum einmal mehr bei einem Großprojekt Nein sagt, so wie sie es schon damals bei der Donauinsel getan hat und nachher wahrscheinlich in der ersten Reihe dabei stehen wird, wenn es die Eröffnung gibt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich auch noch ein paar Worte sagen im Vorfeld zur Diskussion, die morgen zur Evaluierung des Stadtentwicklungsplanes stattfinden wird. Ich denke, dass wir gerade mit dem Stadtentwicklungsplan gezeigt haben, wie Planung robust, nachhaltig und für die Zukunft einer Stadt dargestellt und gemacht werden kann. Und dass wir mit den Masterplänen für die Zielgebiete gezeigt haben, dass dieser Gemeinderat in einer sehr frühen Phase der Planung sehr viel mitzureden hat, nämlich diese Konzepte zur Kenntnis zu nehmen und dass erst aufsetzend darauf die Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung gemacht wird. Und ich kann Ihnen nur sagen, Frau Kollegin Gretner, das geschieht ganz bewusst so, und nicht deswegen, weil wir uns nichts überlegen oder nicht wissen, wie etwas ausschauen könnte. Und es geschieht ganz bewusst so, dass bei den Bauträgerwettbewerben für den Wohnbau dann die Details erst herausgearbeitet werden, denn wieso wollen Sie in einer Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung festlegen, wie groß der Grünanteil ist, welche Wärmedämmungen, welche andere Maßnahmen, die für den Wohnbau sinnvoll sind, zu setzen sind, wenn Sie das schon im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan zu eng determinieren? Ihre Kolleginnen und Kollegen der Architektur würden sich gar nicht freuen, wenn hier ein enges Korsett gesetzt würde über die Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung, sondern wir machen das in der Form, dass wir in enger Verzahnung der beiden Ressorts, nämlich Wohnbau und Stadtentwicklung, dieses Thema behandeln und ganz genau abstimmen, was in die Bauträgerwettbewerbe hineinkommt und das Ergebnis natürlich dem entspricht, was wir in den Masterplänen vorausgedacht haben.

Es gäbe eine Fülle von Themen, die hier noch anzusprechen wären. Lassen Sie mich aber noch auf einen Vorschlag eingehen, den der Kollege Chorherr gemacht hat, nämlich dass sich der Stadtsenat und der Bürgermeister und die Wiener Mitarbeiter dieses Magistrats alle an einem Tag aufs Rad setzen sollen. Ich glaube, dass meine Geschäftsgruppe ein Beispiel dafür ist, dass Radfahren bis weit hinauf in die Gruppenleitungen und Abteilungsleitungen und in das Stadtratbüro üblich ist. Und ich kann Ihnen nur sagen, ich selbst führe an vielen Tagen im Jahr meine dienstlichen Obliegenheiten mit dem Fahrrad aus und das geht quer durch Wien. Allerdings erlauben Sie mir, wenn ich zum Gemeinderat komme, möchte ich nicht verschwitzt und abgehetzt hier auftauchen, sondern dann erlaube ich mir, mit Krawatte und erholt hier zu Ihnen zu kommen. Daran sehen Sie wahrscheinlich nicht immer, dass ich mit dem Fahrrad unterwegs bin. Was die Beamtinnen und Beamten dann machen, ob sie auch mit dem Individualverkehrsmittel oder dem Rad oder mit dem öffentlichen Verkehrsmittel kommen, das ist schon eine Frage der individuellen Entscheidung und da gibt es keine Vorschriften des Stadtrates, lieber Kollege Chorherr!

Sehr geehrte Damen und Herren! Abschließend möchte ich mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowohl meines Büros als auch der Abteilungen bedanken. Ich denke, das Jahr 2009 hat wichtige Schritte in einer richtigen Verkehrspolitik gebracht und in die richtige Planungsrichtung fortgeführt und so soll es auch 2010 und die folgenden fünf Jahre weitergehen. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für eine tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Hoch zum Wort gemeldet. Es ist auch noch immer die Postnummer 1 und es war noch kein Schlusswort. 

15.07.30

†GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe mich da jetzt zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet, weil der Herr Stadtrat in seinem Schlusswort behauptet hat, die ÖVP habe sich gegen den Hauptbahnhof ausgesprochen. Also ich bin seit 2005 in diesem Haus und auch vorher ist mir nicht bekannt, dass die ÖVP-Fraktion jemals einen Masterplan zum Hauptbahnhof abgelehnt hat. Ich glaube, es geht sogar soweit, dass wir sogar jetzt allen Flächenwidmungen auch zugestimmt haben. Herr Stadtrat, und das muss ich schon sagen und das ist jetzt wahrscheinlich im Wahlkampfgetöse untergegangen oder es überfordert Sie auf der einen Seite, dass wir halt der Meinung sind, dass so ein Verkehrsknotenpunkt eine bestmögliche U-Bahn-Anbindung haben müsste. Und aus meiner Fraktion ist jetzt ein Vorschlag auch gekommen. Sie werden jetzt irgendwann einmal ja die U-Bahn-Station Südtiroler Platz in Hauptbahnhof umbenennen und das wird wahrscheinlich ein feierlicher Akt werden. Vielleicht könnte man den Namen dann so ändern, dass er ...

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Kollege Hoch, wenn Sie eine tatsächliche Berichtigung machen – Entschuldigung, im Moment ist der Ton weg. Wenn Sie eine tatsächliche Berichtigung machen, dann keinen Redebeitrag. ja.

So. Zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales mit der Postnummer 2, das ist der Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2009 gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt und den Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund jedoch getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall und ich darf die Damen und Herren des Gemeinderates ersuchen, so vorzugehen.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. 

15.10.02

†GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus)|: Danke, Herr Vorsitzender!

Ich habe noch gar nicht geglaubt, dass ich dran bin, weil ich damit gerechnet habe, dass die FPÖ ihr Recht wahrnimmt, sich zum Wort zu melden. Umso besser, umso besser.

Wir haben uns anlässlich dieses Tagesordnungspunktes noch einmal angeschaut, wie es in der letzten Legislaturperiode mit dem Krankenanstaltenverbund, mit der Gesundheitspolitik, mit der Pflege in Wien insgesamt ausgesehen hat und wir haben uns für heute auch einige Anträge vorgenommen. An den Anfang möchte ich eine gute Meldung stellen, nämlich der Umstand, dass der jetzige Finanzstaatssekretär Schieder und ehemalige Gemeinderat jetzt im Juni, am 8. Juni konkret, etwas gemacht hat, was in der SPÖ durch all die Jahre, in denen ich hier im Gemeinderat tätig bin, ein Tabu war, nämlich das Spiel „Des Kaisers neue Kleider“ zu unterbrechen. Durch Jahrzehnte wurde immer gesagt, wenn es darum ging, ob man Akutbetten einsparen muss, ob es Reform bedarf, ob es Geldverschwendung im Spitalswesen gibt: Der Kaiser trägt die schönsten, die buntesten, die golddurchwirktesten Kleider. Die Frau StRin Wehsely wird nicht müde zu sagen: Wir leben im besten aller Gesundheitssysteme und es könnte nicht besser sein. Nun hat Ihr Parteifreund Schieder gesagt, was Sache ist. Er hat ja nichts an, der Kaiser. Wir sind endlich so weit und Gott sei Dank auch in der SPÖ, dass wir zugeben, dass wir ein Problem haben und das Problem ist natürlich nicht auf Wien beschränkt, aber in Wien besonders deutlich. Wir haben eine zu hohe Dichte an Akutbetten, zuviel Geld wird verschwendet in den Krankenanstalten und es ist endlich Zeit, dass sich jemand aus den Reihen der Regierungspartei auf Bundesebene einmal traut und damit auch eine Botschaft in dieses Haus gibt, das er ja sehr, sehr gut kennt, die Dinge beim Namen zu nennen. Wir haben zuviel Akutbetten, wir müssen über Einsparungen, Optimierungen, Effizienzsteigerungen nachdenken und da darf es auch keine Tabus geben. Man kann auch, o Gott oder vielleicht o Genosse, o Genossin, Spitäler schließen. Na welche Tragödie, wenn endlich jemand sagt, was die Experten und Expertinnen längst schon sagen. Und in der Hoffnung, dass ja das Gespräch zwischen Schieder und Wehsely hin und wieder stattfindet, habe ich mir gedacht, die Frau Stadträtin wird den Herrn Staatssekretär in dieser Sache unterstützen, vor allem deshalb, weil der Rechnungshof ja in Bezug auf die Situation der Wiener Krankenanstalten Ähnliches wiederholt und eindringlich festgestellt hat. Die Hoffnung währte leider nicht lange, denn Schieder wurde zurückgepfiffen, Schieder wurde im Stich gelassen, Schieder wurde korrigiert und das ist dann, wenn man jetzt in Wien schaut - und heute ist der Beschluss- und Resolutionsantrag von der SPÖ zur Kenntnis gebracht worden, der hier eingebracht wird. Da steht und das ist eigentlich, denke ich, dem Kollegen Schieder gegenüber durchaus als Affront zu werten, viel Wortgeklingel ist in dem Antrag, dass man sich Gott sei Dank zu einer ordentlichen Versorgung bekennt und dass es keine Klassengesundheitsverhältnisse geben soll, alles Dinge, die wir gut und richtig finden, aber dann windet man sich. Bei dieser Strukturdiskussion soll nicht die Frage nach der Schließung einzelner Krankenhäuser im Vordergrund stehen. Vom im Vordergrund Stehen hat ja niemand gesprochen, nicht einmal der Finanzstaatssekretär, der sich auch beeilt hat zu sagen, man muss das Ganze im Zusammenhang mit dem niedergelassenen Bereich, mit den Finanzströmen und mit Optimierungen sehen. Aber das Wort Krankenhausschließung hat er doch in den Mund genommen und es ist ihm dafür zu gratulieren. 

In Wien sind die Dinge dann gleich wieder zurückgenommen worden. Man richtet dem Herrn Staatssekretär heute aus, dass man nichts von seinen Vorschlägen hält. Das finde ich nun doch zumindest merkwürdig, wenn wir wissen, wo der Herr Staatssekretär herkommt und dass er Experten und Expertinnen hinter sich hat, die feststellen, dass in Österreich 70 Prozent mehr Betten aufgestellt sind, wenn man es mit dem EU-Durchschnitt vergleicht, dass das Mehrkosten von 2,9 Milliarden EUR bedeutet und dass man zugunsten des niedergelassenen Bereiches hier viel verlagern kann. Die Gemeinde Wien, und das soll der Beschlussantrag offensichtlich festschreiben, denkt nicht daran, Standorte zu schließen. Man spricht hier, und das ist das Licht am Ende des Tunnels, dass man Leistungsangebotskonzentrationen nicht ausschließt. Wir werden uns genau anschauen, wie das konkret ausschaut, denn das ist der erste Schritt, ein zartes Pflänzchen in einer dringend überfälligen Erkenntnis. 

Die Fakten in der Gemeinde Wien schauen leider ganz anders aus. Da reden wir nicht von den Vorschlägen des Herrn Finanzstaatssekretärs Schieder, auch nicht von der Leistungsangebotskonzentration, schönes Wort, sondern die Fakten, und das ist dem letzten Akt zum Krankenhaus Nord zu entnehmen, den wir im letzten Ausschuss hatten, widersprechen den Absichten. Man baut nicht etwa Akutbetten ab, sondern, und das ist dem Akt zu entnehmen, das Krankenhaus Nord wird trotz Verlagerungen, richtiger Verlagerungen, die auch unsere Unterstützung haben, trotz dieser Verlagerungen nicht etwa Akutbettenabbau bedeuten, sondern durch das Krankenhaus Nord werden sage und schreibe 268 Betten in Wien mehr errichtet. Da hat man sich ein Einsparungsziel von 500 Betten bis 2015 nach dem Regionalstrukturplan gesetzt. Was macht man? Man rudert schon einmal in die falsche Richtung und baut 268 Betten auf. Dann hat man nicht 500 abzubauen, sondern 768 oder ich kann nicht rechnen. Mir wurde im Ausschuss vorgerechnet, dass diese Aufstockung der Weg in die richtige Richtung, nämlich in den Abbau ist. Die Erklärung war dürftig, die Fakten sind fatal. Finanzstaatssekretär Schieder hat einen richtigen Vorschlag gemacht. 

In Wien traut man sich ihn nicht umsetzen, man lässt ihn im Regen stehen. Wiewohl man zumindest seit dem Rechnungshofbericht 2007 weiß, dass die Reformen in Wien längst überfällig sind. Ich muss nicht alles noch einmal herunterbeten, wir spielen ja hier ohnehin „Und ewig grüßt das Murmeltier“. Die Frau Stadträtin wird nie behaupten können, sie hat es halt nicht gewusst. Aber damit wir die wichtigsten Punkte noch einmal hier anführen: Es geht dem Rechnungshof um eine Verbesserung der Standortstruktur, um die Optimierung der Betriebsgrößen, um die Verringerung der Kapazitäten, Verringerung, nicht etwa Ausbau der Kapazitäten, Kooperationsmöglichkeiten nützen, Fehlbelegungen abstellen, mobile Dienste statt Akutkapazitäten und, und, und. Bessere Koordination der Maßnahmen zur Gesundheitsförderung, ein längst unterschätztes und zu wenig betriebenes Gebiet in Wien. Ja, diese Forderungen, 2007 vom Rechnungshof erhoben, sind in Wien nicht gehört worden. Man nimmt die Berichte zur Kenntnis, man wackelt nicht mit den Ohren und sagt, was der Rechnungshof für Wien konstatiert, ist uns auch dann egal, wenn der Herr Staatssekretär Schieder die Dinge als richtig und notwendig anerkennt. Und damit der Herr Staatssekretär wenigstens von irgendjemandem unterstützt wird, ersuchen wir jetzt in einem Beschlussantrag: 

„Die Frau StRin Wehsely wird beauftragt, die Empfehlungen des Rechnungshofes, die sich auf den Kompetenzbereich des Wiener Gesundheitswesens beziehen, rasch und vollinhaltlich umzusetzen.“ 

Dann kann man auch einen kleinlichen und beschämenden innerparteilichen Krieg vermeiden, dann tut man die Dinge, wie sie richtig sind.

Der Rechnungshof hat diese, seine Ideen durch eine neuerliche Überprüfung der Gesundheitsreform, die ja 2005 in Gang gekommen ist, aber deren Umsetzung nach wie vor säumig ist, diese Umsetzung hat er eingemahnt und wir haben auch dazu, damit man sich hier erinnert, welche Vorhaben längst schon überfällig sind, auch hier einen Beschluss- und Resolutionsantrag vorbereitet, der darauf abzielt, dass einmal auf den Tisch gelegt wird, wo wir in Wien überhaupt stehen. 

Seit Jahren mahnen die GRÜNEN und meine Kollegin Korosec von der ÖVP ein, dass wir endlich wollen, dass wir wissen, was in Wien was kostet, also welches Spital mit welchem Budget für welches Personal, Betten, medizinische Ausstattung, Fallzahlen, Aufwand, Apotheken, und so weiter. All diese Kosten sollten und müssen transparent dargestellt werden, damit man Leistungen vergleichen kann. Und wer Leistung vergleicht, macht die Dinge auch in einem positiven Wettbewerb transparent und erhöht Qualität. 

Also im Lichte dieser Überprüfung durch den Rechnungshof stellen wir den Beschlussantrag, dass die jährlichen Rechnungsabschlüsse transparent und vollständig dargestellt werden sollen. Die Häuser werden künftig hinsichtlich Leistungszahlen, Budgetierung, Personal, medizinisch-technischen Aufwand, Apothekerkosten einzeln dargestellt. Und, auch das hat der Rechnungshof kritisiert, die Reform-Pool-Mittel, die ja ein einziges Placebo sind in dieser Stadt, leider nicht nur hier, aber vor allem auch in Wien. Man spielt Reform-Pool, um nichts zu machen. Die Reform-Pool-Mittel sollten künftig nicht nur sozusagen fiktiv allokiert werden, sondern zur Gänze und widmungsgemäß ausgeschöpft werden. Solange es noch geht, dass man sagt, gut, wenn wir sie nicht verwenden, dann stecken wir sie einfach in den Betrieb und finanzieren starre Strukturen, solange wird sich nichts ändern. Daher unser Beschlussantrag, hier die Reformmittel auch widmungsgemäß auszuschöpfen. Ich werde die Anträge dann in toto nach hinten geben, damit ich mich nicht jedes Mal umdrehen muss. 

Kommen wir noch einmal zurück auf die Idee, auf die so sanktionierte und abgeurteilte Idee, in Österreich Standorte zu schließen, wo dann die einzelnen Landeskaiser und eine -kaiserin aufstehen und sagen, von mir aus, aber nicht bei uns. In Wien machen wir das genauso, statt nachzudenken, wo wir Strukturen zugunsten der Patientinnen und Patienten optimieren können. Und ein kleines Spital, auf das diese Forderung ganz klar zutrifft, ist das Sanatorium Hera. Das Sanatorium Hera ist als das Spital der KFA und durch die Vize- beziehungsweise Präsidentschaft der zuständigen Stadträtin absolut im Einflussbereich dieses Gemeinderates und dieser Stadtregierung und hier könnten wir endlich zeigen, dass wir etwas von der Neuorganisierung und Umorientierung des Gesundheitswesens verstehen. Für die, die nicht wissen, wie es in der Hera zugeht, kurz ein paar wenige Fakten: 85 Prozent der KFA-Versicherten wählen andere Spitäler, um sich behandeln zu lassen und sie tun das, obwohl die Hera ein sehr schönes, ein attraktives, ein freundliches Haus ist. Sie tun das deshalb, weil es in vielen Fällen Sinn macht und es wesentlich sinnvoller ist, in ein großes Spital zu gehen und nicht etwa sich in der Hera operieren zu lassen, wo keine adäquaten Rahmenbedingungen bestehen, was die Auslastung betrifft, was die Fallzahlen betrifft und was die Versorgungswirksamkeit des Hauses betrifft. In dem Fall zitieren wir nicht den Rechnungshof, sondern bloß den Wiener Krankenanstaltenplan, der Mitte Juni im Stadtsenat beschlossen wurde, und da heißt es, ich zitiere: „Für unwirtschaftliche Krankenanstalten, insbesondere mit den im Verhältnis zur Betriebsgröße geringen Fallzahlen und unzureichender Versorgungswirksamkeit, sind in der Planung Konzepte zur Umwidmung in alternative Versorgungsformen zu entwickeln. Dabei sollen auch neue Modelle wie Gesundheitszentren und, und, und in die Überlegungen einbezogen werden.“ Machen wir das einfach! Tun wir das! Verbrennen wir nicht das Geld der Versicherten, denn das, was Sie hier mit der Erhaltung von unwirtschaftlichen Strukturen tun, ist, das Geld der Versicherten zu verschwenden! (GR Ing Christian Meidlinger: Sie wissen aber schon, wer dagegengestimmt hat!) So viele Bedienstete der Stadt und so viele Bürgerinnen und Bürger der Stadt brauchen eine verbesserte Gesundheitsförderung. Sie brauchen nicht mehr vom Gleichen, nicht mehr Akutbetten, von denen wir mehr als genug haben, sondern sie brauchen Gesundheitsförderung. Und es ist eine zentrale Aufgabe der KFA, dafür zu sorgen, dass es eine Gesundheitsförderung gibt, die den Namen verdient. (GR Ing Christian Meidlinger: Haben die GRÜNEN mitgestimmt? Haben die GRÜNEN auch mitgestimmt bei dem Thema?) Das heißt für uns, dass die Hera schrittweise ihr stationäres Angebot herunterfahren soll und stattdessen einen nachgehenden, einen flexiblen, einen modernen Ansatz der Gesundheitsförderung wählen soll. Ich weiß, dass Ihnen das nicht gefällt, denn Betten zu haben, auch wenn sie weder gebraucht noch ausgelastet noch kostengünstig sind, ist auch ein Renommee. Aber ich erinnere an den Wiener Krankenanstaltenplan: Verschwenden Sie das Geld der Versicherten nicht, sondern setzen Sie es dafür ein, dass die Bediensteten ihre Gesundheit erhalten können und sie unterstützt werden in den Anstrengungen um ein gesünderes Leben! Jeder, der sich mit Gesundheitspolitik beschäftigt, weiß, dass es dann, wenn man krank ist, in vielen Fällen schon zu spät ist, dass man vielmehr um gutes Geld durch Gesundheitsförderung erreichen kann, dass die Menschen gesund bleiben. Und dieses Gesundheitsförderungszentrum am Standort der Hera würde für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine positive Zukunftsperspektive bieten und für die Menschen dieser Stadt ein modernes, ein zeitgerechtes, ein vernünftiges, ein wirtschaftliches und vor allem ein qualitatives Angebot darstellen, das wir hier in Wien so sehr vermissen. 

Nun komme ich zu den Punkten, die seit all der Zeit, seit dem ich hier im Gemeinderat tätig bin, ein Ärgernis sind, weil sie Unterversorgung darstellen, Unterversorgung und Fehlversorgung. Wir wissen, dass in Österreich und auch in Wien die Depressionen im Vormarsch sind, dass es eine Volkskrankheit geworden ist, eigentlich die schlimmste. Für Deutschland gibt es Zahlen, dass nahezu jeder zehnte Krankenstandstag einer ist, der wegen psychischer Erkrankungen genommen werden muss. 2001 waren es nur 2 Prozent, jetzt sind wir bei fast 10 Prozent. All das bedeutet, dass wir in diesen Bereich investieren müssen. Und auch der regionale Strukturplan „Gesundheit für 2015“ geht davon aus, dass es künftig eine verstärkte Inanspruchnahme der psychosozialen Leistungen geben wird und wir meinen, dass wir uns darauf vorbereiten müssen und nicht mit diesem mangelhaften und Flickwerkkonzept, das wir gegenwärtig in Wien haben. Wir wollen nichts weniger wie einen integrativen Psychiatrieplan für psychiatrisch erkrankte Erwachsene, Kinder und Jugendliche. Und es geht um die Optimierung des stationären und ambulanten Angebotes und um die Schnittstellen, sei es zur Jugendwohlfahrt, sei es zur Behindertenhilfe. Dieser Plan soll Leitlinien ausarbeiten, die sicherstellen, dass wir ein bedürfnis- und bedarfsgerechtes dezentralisiertes System in Wien etablieren, wo der Vorrang ambulant vor stationär sichergestellt ist, wo alle Einrichtungen koordiniert werden, die Dienste anbieten und wo endlich mit der Dezentralisierung ernst gemacht wird. Wir glauben auch, dass es an der Zeit ist, mit der Unsitte aufzuhören, dass man sich, wenn man stationär aufgenommen wird, an die Abteilung wenden muss, für die man rein geographisch zuständig ist. Die freie Arztwahl, die freie Wahl des Spitals soll auch für die psychisch Kranken gelten. Sie sollen nicht mehr gezwungen sein, in eine Abteilung zu gehen, nur weil sie im vermeintlich richtigen oder falschen Bezirk wohnen. Wir haben hier einen entsprechenden Beschlussantrag vorbereitet, den ich dann vorlegen werde. 

Zur psychiatrischen Versorgung gehört mehr als je der PSD, der psychosoziale Dienst, der mit Herrn Dr Psota zu Beginn dieses Jahres eine neue chefärztliche Leitung bekommen hat. Ich meine, dass der Herr Dr Psota mit seinem Team jetzt wirklich alle Anstrengungen der Stadt braucht, damit er die dringenden überfälligen Reformmaßnahmen in der Psychiatrie in Angriff nehmen, finanzieren und umsetzen kann. 

Es kann nicht sein, dass wir seit 1979 für die psychiatrische und psychosoziale Versorgung zwar einen Zielplan haben, aber dass wir nie nachgeschaut haben, ob der überhaupt noch passend ist, ob die Ziele erreicht worden sind, ob wir nicht den einen oder anderen Modifizierungsbedarf haben. Und statt dass wir hinschauen, woran es hier mangelt, ob wir wohl unser Kerngeschäft noch mit der ausreichenden Qualität leisten können oder ob die Dinge wirtschaftlich nicht schon so schlecht beieinander sind, dass es in allen Nähten und Ecken kracht, diesen Blick erspart sich die Stadt bisher. Es ist an der Zeit, dass wir hier evaluieren. Wir wollen, und auch da haben wir einen entsprechenden Antrag gestellt, Evaluierung dieses Zielplanes aus 1979 mit dem Ziel, künftighin besser zu vernetzen, mehr nachgehende Versorgung. Niedrigschwelligen Zugang und multiprofessionelle Betreuung. Wenn es stimmt, was ich höre, dass aus Ersparnisgründen Posten nicht besetzt werden, dann wird hier an den Schwächsten dieser Gesellschaft gespart und es ist empörend, dass man sich nicht dazu durchringt, hier das Angebot auf moderne Füße zu stellen. 

Ich habe noch zum guten Schluss drei weitere Anträge. Einer bezieht sich auf die Qualität der stationären Pflege und Betreuung in den Wohn- und Pflegeheimen des Wiener Krankenanstaltenverbundes. Manchmal kann man was von Nachbarn lernen. In diesem Fall geht’s um ein Modell des medizinischen Dienstes der Spitzenverbände der Krankenkassen in Deutschland und was uns dort zusagen vorgelebt wird, nämlich ein dreijähriger Abstand, um Berichte über die Qualität der ambulanten und stationären Pflege vorzulegen. Es gibt eine Pflicht, diese Berichte vorzulegen und da steht mehr drin, als in den Berichten, die bei uns die Heimkommission vorlegt. Das sind systematische, standardisierte Qualitätsberichte, die im Übrigen der Öffentlichkeit zugänglich sind und die sicherstellen, dass lediglich durch den Umstand, dass transparent auf dem Tisch liegt, was Sache ist, die Qualität gesteigert wird. Wenn wir wissen, welche Wohn- und Pflegeheime gut sind, wo die Mängel sind, wie die Betreuung aussieht, dann können wir an Verbesserungen arbeiten. Wir haben einen entsprechenden Beschlussantrag vorbereitet:

„Die TU 4 wird angewiesen, 2011 erstmalig einen derartigen Bericht vorzulegen und in einem zweiten Schritt jene Pflegeeinrichtungen einzubeziehen, die Geld von der Gemeinde Wien für die Unterbringung von Kontingentplätzen bekommen.“ 

Noch ein Thema, wo Geld gespart werden kann, nicht etwa zulasten oder auf Kosten der Betreuung von Kranken, sondern schlicht und einfach durch die Nutzung von Mengeneinkauf. Es ist ein Ärgernis, dass es im Wiener Krankenanstaltenverbund nach wie vor möglich ist, dass verschiedene Häuser, Abteilungen oder laut PrimarärztInnen Dinge des medizinischen Bedarfs oder pharmazeutische Produkte nach eigenem Gutdünken einkaufen. Es ist hoch an der Zeit, dass man diese Aufgabe zentralisiert ohne Qualitätsverluste für die Patienten und Patientinnen. Das ist hier sicherzustellen. Aber es leuchtet jedem ein, wenn der gesamte Krankenanstaltenverbund als Käufer auftritt, dann kann er andere Preise erzielen. Auch das ist in diesem Zusammenhang zu nennen: Auch der Korruptionsfaktor kann hintangehalten werden. Hier wird nach Einschätzung von Experten und Expertinnen ein Einsparungspotenzial von 5 bis 10 Prozent veranschlagt. Der stellvertretende Generaldirektor des Hauptverbandes der Sozialversicherungsträger hat das mit bis zu 20 Prozent des Beschaffungsvolumens ohne Qualitätsverluste beziffert. Und dieser zentrale Einkauf nach transparenten und standardisierten Kriterien soll auch in Wien der Fall sein. Schlussendlich wünschen wir uns die Einrichtung von Vigilanzzentren in den Apotheken der Krankenanstalten des Krankenanstaltenverbundes. Das sind schlicht und einfach Stellen, die nachschauen, ob Arzneimittel neu eingeführt sind, auch in der Umsetzung qualitativ wirksam sind, ob es zu Zwischenfällen kommt oder anderen Dingen, die dokumentiert werden sollen und die eine Meldeverpflichtung nach sich ziehen. Also: 

„Der KAV wird beauftragt, in funktioneller Analogie zu den Pharmako-Vigilanzverantwortlichen entsprechende Zentren in den Apotheken des Krankenanstaltenverbundes einzurichten.“

 Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit und ich übergebe alle Anträge in toto. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec und ich erteile es ihr. 

15.36.05

†GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Frau Kollegin Pilz, wir werden den Anträgen der Grünen Fraktion zustimmen. 

Der Rechnungsabschluss und die damit zusammenhängende Debatte gibt Gelegenheit, Bilanz zu ziehen. Die Frau VBgmin Brauner hat dies ja gestern getan und sie hat sich auch vor Lobhudelei fast überschlagen. Nach dem Motto: „Wir sind super! Wir sind super! Wir, die SPÖ, wir sind die Besten!“ (GR Ernst Nevrivy: Ja natürlich!) Sie, die MandatarInnen der SPÖ, Herr Kollege, vergessen offensichtlich, dass Wien nicht nur einer Partei gehört, nein, Wien gehört den Bürgerinnen und Bürgern! (Beifall bei der ÖVP. – Aufregung bei GR Ernst Nevrivy.) Und im Wahlkampf, meine Damen und Herren (Aufregung bei der SPÖ.), der ja schon stattfindet, der Wahlkampf, ja, das hat man ja in den letzten eineinhalb Tagen sehr deutlich gemerkt, wird dieses Selbstlob noch mit sündteuren Inseraten auf Kosten der Wienerinnen und Wiener unterfüttert. Über 100 000 EUR täglich werden - und ich sage es so - zum Fenster hinausgeworfen. Der Herr Bgm Häupl und seine Stadträte verpulvern Unsummen und bringen aber seit Jahren das Kunststück zusammen, in wesentlichen Bereichen der Gesundheitspolitik und der Sozialpolitik nicht sinnvoll und effizient zu investieren. Meine Damen und Herren, die Absolute der SPÖ schadet Wien und das merkt man an sehr vielen Beispielen! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte jetzt einen kurzen Überblick über die letzten zehn Jahre geben, weil das ja zehn Jahre waren, wo Sie die absolute Mehrheit hatten. Was hat sich da im Gesundheitsbereich getan? (GRin Marianne Klicka: Viel!) Der KAV hat die ... Viel, meinen Sie, viel zu wenig, viel schon, aber viel zu wenig, Frau Kollegin Klicka. Beim KAV sind die Rücklagen halbiert worden, aber wirklich wichtige Bereiche, innovative Bereiche wurden nicht angegangen. Die Frau Kollegin Pilz hat das sehr ausführlich dargelegt, Abbau von Akutbetten. Natürlich brauchen wir den Abbau von Akutbetten. Nichts passiert, im Gegenteil, wir erhöhen. Ausbau der Akutgeriatrie. Palliativmedizin. Bereiche, die gerade auf Grund der demographischen Entwicklung von ganz besonderer Bedeutung sind - fast nichts passiert. Tagesklinische Versorgung, auch ganz wesentlich und wir wissen es aus internationalen Beispielen, wie das wo anders funktioniert. Bei uns sind es ganz kleine Bereiche, ganz besonders langsam beginnt man. Also innovative Projekte, die starten Sie nicht, da haben Sie kaum investiert. Verwalten statt Gestalten, das ist ihr Motto. Die Rücklagen sind trotzdem um 50 Prozent zurückgegangen und die Betriebskostenzuschüsse sind seit 2002 um 55 Prozent gestiegen. Auch nicht schwach, auch nicht wenig! Von 533 Millionen auf 830 Millionen. Der Rechnungshof und das Kontrollamt bewerten diesen Zustand als alarmierend. Also nicht nur die Opposition kritisiert, sondern auch Rechnungshof und Kontrollamt. 

Ich sage Ihnen ein Originalzitat aus dem Rechnungshofrohbericht zum Vergleich der Orthopädien: „Bei den öffentlichen Krankenhäusern des KAV förderte die vollständige Betriebsabgabendeckung nicht unbedingt die Bemühungen um Effizienzsteigerung.“ Zitat Ende. Das ist sehr, sehr vornehm ausgedrückt, meine Damen und Herren!

Wir von der Opposition und nicht nur die ÖVP, sondern auch die anderen Oppositionsparteien haben immer mehr Transparenz gefordert. In Sonntagsreden sagen Sie das auch, ich habe das heute auch schon gehört: „Transparenz wird groß geschrieben.“ In Wahrheit ist es aber nicht so. Ich sage nur ein Wort: FSW. 

Aus diesem Grund bringen wir heute wieder einmal einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Gliederung der Jahresabschlussberichte des KAV, weil hier eben keine Transparenz vorhanden ist und das wäre sehr, sehr wichtig. Der Beschlussantrag: 

„Die zuständigen Verantwortlichen der Unternehmen KAV mögen angewiesen werden, die Leistungskennzahlen und die Auslastung der Häuser und deren Abteilungen künftig gesondert und einzeln, nämlich transparent, darzustellen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, da habe ich mir auch angeschaut, wie viele Anträge wir, nicht in den zehn Jahren, sondern nur in der letzten Periode gestellt haben. Wir haben im Bereich Gesundheit und Soziales 132 Anträge gestellt. 70 Anträge wurden einmal sofort abgelehnt und 62 Anträge sind dann in den Ausschuss gekommen und von diesen 62 Anträgen haben Sie 59 Anträge abgeschmettert und 3 Anträge, 3 Anträge wurden realisiert! Das zeigt Ihr Demokratieverständnis. (GR Ernst Nevrivy: Das zeigt die Qualität der Anträge!) Bitte? (GR Ernst Nevrivy: Das zeigt die Qualität der Anträge!) Das zeigt, dass wir nur dumme Ideen haben und nur gute Ideen kommen von Ihnen. Ist das die Conclusio daraus, Herr Kollege? (GR Ernst Nevrivy: Das ist protokolliert!) Das zeigt aber sehr deutlich, Herr Kollege, die Absolute der SPÖ schadet Wien. Da gibt es auch noch viele Beispiele dazu.

Schauen wir uns den Betriebsabgang des Hanusch-Krankenhauses an, weil immerhin darf ja die Gemeinde Wien hier kräftig mitfinanzieren, nämlich nicht die Gemeinde Wien, der Steuerzahler, die Steuerzahlerin sind es, die mitfinanzieren und das nicht wenig.

Das Hanusch-Krankenhaus hat 458 Betten und erbringt rund 5 Prozent der Gesamtleistung der Wiener Spitäler. Die Defizitabdeckung für 2010 ist mit rund 31 Millionen EUR geplant. Also ja, kein Klacks. Die acht Ordensspitäler mit einer Gesamtbettenanzahl von 1 900 Betten erbringen 15 Prozent der Spitalsleistung und erhalten 37 Millionen EUR. Das heißt, die Stadt Wien bezahlt für die Ordensspitäler für ein Bett 19 400 EUR, für das Hanusch-Krankenhaus pro Bett 67 000 EUR. Das heißt, das ist das Dreifache. Und noch viel dramatischer ist es, wenn man das Defizit auf Betten umlegt. Bei den Ordensspitälern nach dem Rechnungsabschluss 2008 sind das 11 000 pro Bett, beim Hanusch-Krankenhaus, Sie werden es nicht glauben, ich habe es einige Male gerechnet, weil ich gedacht habe, das kann es ja nicht geben, ergibt das Defizit für ein Bett 150 000 EUR! Das heißt, ein Bett kostet um 14 Mal mehr. Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen. Da sitzen Sie hier unbeteiligt, ja mein Gott, es zahlen ja nur der Steuerzahler und die Steuerzahlerin. Das ist unfassbar! (GRin Dr Claudia Laschan: Die Ordensspitäler picken sich die Rosinen heraus!) Frau Kollegin, hören Sie endlich einmal auf mit diesen Märchen. (GRin Dr Claudia Laschan: Da gibt es eine Studie!) Ja, ja, nein, ich weiß ganz genau, also das ist Ihre ... (GRin Dr Claudia Laschan: Die haben Sie in die Schublade gelegt!) Jedes Mal kommen Sie damit. (GRin Dr Claudia Laschan: Sie kommen immer wieder damit! Das ist schon ein alter Hut!) Ja, für Sie ist das ein alter Hut, weil Sie es immer sagen, aber es ist falsch. Es ist schlicht und einfach falsch. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Frau Kollegin Pilz hat den Staatssekretär Schieder angeführt. Im Grunde genommen ist natürlich über Strukturbereinigungen zu reden und in Wien ist auch sehr viel verschlafen worden. Nur so undifferenziert zu sagen, alle Krankenhäuser, die weniger als 300 Betten haben, gehören geschlossen - also das war auch nicht gerade eine sehr intelligente Aussage, meine Damen und Herren (Beifall bei der ÖVP.), denn das würde in Wien heißen, dass man von acht Ordensspitälern sieben zusperrt, die sowohl medizinisch als auch wirtschaftlich exzellente ... (GRin Dr Claudia Laschan: Haben Sie das im SRG mitverfolgt?) Na ja, wenn man dem folgt, Frau Kollegin, alle ... (GRin Dr Claudia Laschan: Na, haben Sie das im SRG mitverfolgt?) Ja, wir haben ihn auch ganz bewusst abgelehnt, weil er eben nicht dem entsprochen hat, was wir uns vorstellen. (Aufregung bei GRin Dr Claudia Laschan. - GR Kurt Wagner: Haben Sie das gelesen oder nicht?) Also meine Damen und Herren, ich komme noch einmal zu dem ... (GR Kurt Wagner: Haben Sie das gelesen oder nicht? Gegen Ihre eigenen Leute!) Ja, Sie schreien schon wieder einmal! Was Sie nicht hören wollen, dann schreien Sie, ja! (GR Kurt Wagner: Gegen Ihre Betreiber sogar in der Krankenkasse!) Von acht Ordensspitälern würden Sie sieben schließen, wenn man dem folgt, was der Herr Staatssekretär Schieder gesagt hat, alles unter 300 Betten gehört geschlossen. Das ist ein Faktum. Sie brauchen sich nur die Bettenanzahl anschauen. (GR Kurt Wagner: Jetzt haben wir aber gerade von der Frau Dr Pilz gehört, dass wir es eh nicht machen! Was soll das?)
Wenn man jetzt zu den Ordensspitälern kommt, auch eine Studie, die Sie sicher auch kennen, Frau Kollegin Laschan, die Ordensspitäler haben 14 Prozent Kostenvorsprung gegenüber den öffentlichen Spitälern. Das ist eine gute Bilanz und sie ersparen – aber das ist Ihnen ja egal, weil die Steuerzahler und Steuerzahlerinnen sind Ihnen egal – der öffentlichen Hand und damit den Steuerzahlern im Jahr 200 Millionen EUR! (Beifall bei der ÖVP. – Aufregung bei GRin Dr Claudia Laschan.) 

Das ist kein Argument fürs Zusperren und wir werden das und wir tun das auch, da können Sie sich darauf verlassen, wir sagen das den Wienerinnen und Wienern. (GR Kurt Wagner: Das haben Sie eh schon gemacht! Das haben Sie eh schon gemacht!) Ja, sagen wir, natürlich, ja. (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Sie haben es eh schon falsch plakatiert! Sie sagen jetzt, Sie sagen es, wenn Sie es eh schon falsch plakatiert haben!) Und noch einmal, Herr Kollege Wagner! Natürlich sind Veränderungen in der Spitalslandschaft notwendig, Herr Kollege. Sie haben es nur bisher verschlafen (GR Kurt Wagner: Aber ja, tun Sie weiter!), weil ansonsten müssten Sie nicht heute einen Antrag einbringen, wo man ja nur lachen kann. Die Partei, die seit weiß Gott fast 80 Jahren für die Gesundheitspolitik in dieser Stadt zuständig ist, bringt heute einen Antrag ein, wo sie sagt, was sie alles jetzt verändern wird! Das hätten Sie alles schon längst machen können. Ein Armutszeugnis ist das für Sie! (Beifall bei der ÖVP.) 
Aber mutwillig Strukturen zu zerschlagen, ist sicher nicht intelligent, sondern es ist notwendig, qualitativ hochwertig einzusetzen. (GR Dr Claudia Laschan: Davon ist überhaupt nicht die Rede!)

Ich komme schon zur nächsten Baustelle. Da können Sie sich wieder aufregen, Frau Kollegin. (GRin Dr Claudia Laschan: Davon ist ja überhaupt nicht die Rede!) Bei allen Bauprojekten ist irgendetwas schiefgegangen. Ich bringe Ihnen zwei Beispiele: 

Ein Beispiel vom Anfang der 2000er Jahre, und zwar der Neubau Geriatriezentrum Süd. Sie werden sich wahrscheinlich nicht mehr erinnern wollen. Damals war ein Voranschlag von 36 Millionen EUR, zum Schluss waren es über 50 Millionen EUR, also eine Erhöhung so in etwa von 45 Prozent. Das Chaos hat schon beim Architekturwettbewerb begonnen. Das muss man sich alles vorstellen: Dort wurde der 13. und an der letzten Stelle platzierte Kandidat der ersten Runde auf Weisung des Generaldirektors - aber zur Ehrenrettung von Generaldirektor Marhold, das war nicht er - neben den drei bestgereihten Kandidaten für die zweite Wettbewerbsrunde zugelassen. Der Letzte trotzdem zugelassen! Die Bewertungsjury veränderte auf Wunsch des Generaldirektors die Kriterien so lange - so lange hat man das gemacht -, bis der gewünschte Kandidat, obwohl er in der ersten Runde hätte schon ausscheiden müssen, als Sieger feststand. 

Das ist eine Kunst. Das Kontrollamt stellte dann dazu fest, dass durch diese unübliche Vorgangsweise schwere Mängel bei der Realisierung des Projektes von der Führungsebene des KAV offensichtlich billigend in Kauf genommen wurden. Zitat Ende. Auch sehr vornehm ausgedrückt. Hier geht es ja auch nur wieder um das Geld der Wienerinnen und Wiener. Und so schaltet und waltet die Wiener SPÖ-Alleinregierung, wenn es um die Gesundheitsversorgung der Wienerinnen und Wiener geht. Günstlinge gewinnen nach kräftigem Nachhelfen einen Wettbewerb und dürfen dann mit Herzenslust planen, ändern und für mehrfache Projektänderungen saftige Honorare verlangen. Macht ja nichts, zahlt der Steuerzahler, sind halt mehr als 40 Prozent gegenüber dem Voranschlag. 

Ganz kurz komme ich auch zum Krankenhaus Nord, nicht lange, weil über das eh schon so oft gesprochen worden ist. Aber eines ist schon auch klar: Bei dem Krankenhaus, bevor noch eine Schaufel Erde bewegt wurde, haben sich die Kosten schon mehr als verdoppelt, wenn nicht schon verdreifacht. Das muss man auch zusammenbringen. Nicht einmal eine Schaufel hat sich da noch bewegt. Den Kommentar von Christoph Kotanko zum Wochenende haben Sie sicher alle gelesen, wo er sagt, mit dem Geld der Steuerzahler geht die Stadt leger um. Das Krankenhaus Nord verteuert sich bereits vor Neubeginn. Aber offenbar ist er nicht ganz genau informiert, weil wir wissen, dass das nicht nur bissel eine Verteuerung ist, sondern eine eklatante. Ich möchte jetzt alles, was sich da schon abgespielt hat und was man verplempert hat und versäumt hat, aus Zeitgründen weglassen. Ich möchte Ihnen nur sagen, dass das Spital bereits jetzt mindestens eine Milliarde wenn nicht mehr kosten wird. Und wissen Sie (GR Kurt Wagner: Sie wissen ja alles!), was das bedeutet, Herr Kollege Wagner? Das Krankenhaus Nord bekommt die teuersten Betten! (GR Kurt Wagner: Sie tun ja manchmal Kaffeesud lesen!) Da gibt es national und international eine Reihe von Möglichkeiten, das zu überprüfen. Ein Krankenhausbett kostet in etwa 500 000 bis 700 000 EUR. Landesklinikum Wiener Neustadt, Vöcklabruck, Donauspital, das liegt alles in dieser Größenordnung. Beim Krankenhaus Nord mit 800 Betten, die derzeit ja vakant sind, sind die Kosten pro Bett zirka 1,2 Milliarden. Statt üblicherweise 500 000 haben wir ein Bett mit 1,2 Milliarden und das zu einem Zeitpunkt, wo es erst geplant ist. Was es kostet, wenn es fertig ist, an das möchte ich gar nicht denken! Da sage ich auch wieder: So gehen Sie mit den Steuergeld der Wienerinnen und Wiener um! Und dabei fehlen noch ein paar Abteilungen: Die Neurologie hat man jetzt wieder eingespart, ja, es gibt keine Augenabteilung, keine urologische Abteilung, Palliativkapazitäten gibt es auch nicht. Das ist die Planung. 

Und wenn ich an die Planung der Parkplätze denke, darüber ist auch schon öfters gesprochen geworden, so ist das ein Desaster. (GR Dr Wolfgang Ulm: Keine U-Bahn!) 2 500 Menschen sollen dort arbeiten, 40 000 stationäre Aufnahmen nimmt man an, 250 000 Ambulanzbesucher. Es gibt 900 Personalparkplätze und 185 Besucherparkplätze. Es gibt keinen U-Bahn-Anschluss, das braucht man auch nicht. Es fährt die Straßenbahn 30, 31 hin oder die S-Bahn und die geht im 30-Minuten-Takt. Und Frau StRin Wehsely, Sie haben dann auch noch die Anbindung an das Radnetz als Pluspunkt bemerkt. Also wenn ich mir so vorstelle, Patienten zur Nachuntersuchung möglicherweise mit Gipsbein sowie Personal sozusagen bei jedem Wind und Wetter sind dann mit dem Fahrrad in Richtung Krankenhaus Nord unterwegs. Frau Stadträtin, ich nehme an, das war ein Scherz oder ein besonderer Zynismus. Aber es wird eh noch sehr lange dauern, bis wir überhaupt das Krankenhaus Nord eröffnen dürfen. Laut APA-Meldung von der Vorwoche sind wir jetzt bei 2016, also das heißt, da sind Sie sehr, sehr überfordert. 

Meine Damen und Herren, ich komme jetzt noch, weil man auch wieder so genau sieht, wie Sie mit dem Geld der Wienerinnen und Wiener umgehen, zur Auslastung teurer OP-Geräte. Der Rechnungshof hat aufgedeckt, dass in Wien jahrelang Versäumnisse passiert sind, Vergleich der Orthopädien in Spitälern: SMZ-Ost, Otto-Wagner-Spital und auch wieder ein Ordenskrankenhaus, Barmherzige Schwestern. Die Auslastung bei den Barmherzigen Schwestern ist 94,5 Prozent, also eine tolle Auslastung, im Otto-Wagner-Spital 76 Prozent, vom Donauspital gibt es überhaupt keine auswertbaren Daten. Es ist einfach unglaublich! Das Otto-Wagner-Spital hat eine um 18 Prozent geringere Auslastung als die Barmherzigen Schwestern. Wo bleibt die OP-Planung auf höchstem Niveau für die Patientinnen und Patienten in den KAV-Spitälern, Herr Kollege Wagner? Da sind Sie jetzt ruhig. Da haben Sie dazu jetzt nichts mehr zu sagen! (GR Kurt Wagner: Das werde ich Ihnen dann schon erklären, Frau Kollegin! Sie werden es schon noch erfahren! Ich werde es Ihnen dann schon erklären!) Also effektive OP-Planung ist kein Zufallsprodukt. Wer die Nutzung der Geräte und den Personaleinsatz gut koordiniert, kann auch mehr Leistung für die Patientinnen und Patienten erbringen und trotzdem sparsamer wirtschaften, weil auch Sparsamkeit ist ja etwas, was man machen sollte. Die Ordensspitäler bringen dies vorbildlich zusammen. Was hindert die Stadt Wien daran, sich an diesem Wettbewerb stärker zu beteiligen? 

Ich könnte Ihnen ... Ja, noch etwas, das kann ich Ihnen auch nicht ersparen: Sterilisieren, da ist auch vom Rechnungshof eine Überprüfung gemacht geworden. Bei den Barmherzigen Schwestern kostet die Aufbereitung für das Sterilisieren 75 EUR pro durchgeführter Operation. Im Otto-Wagner-Spital kostet es 280 EUR! 75 EUR und 280 EUR, also 4 Mal so hoch! Das ist einfach unglaublich! Und die Stadt Wien antwortet dem Rechnungshof: Ja ja, wir wissen das, das kann auch umgestellt werden. Aber das stellen wir erst um, wenn diese Anlage reparaturanfällig wird. Wenn man sich vorstellt, in der Privatwirtschaft wäre das undenkbar, es wäre undenkbar, eine dringend notwendige Investition in neue Geräte, die effizienter arbeiten und damit Kosten senken, einfach so lange aufzuschieben, weil man sagt, na ja, das funktioniert ja auch noch, lassen wir es einmal. Das ist abenteuerlich und zeigt zugleich: Wo die Roten wirtschaften, da stehen am Ende rote Zahlen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Das sieht man beim Finanzlandesreferenten von Kärnten von euch!) Sie tun immer wieder... Also das ist auch etwas, wenn Sie nichts mehr wissen, weil Fakten nach Fakten aufgezählt werden, was Sie alles versäumen und was Sie alles den Menschen aus der Tasche ziehen durch Ihre ... (GR Kurt Wagner: Wir ziehen aus der Tasche! Ja, ja!) Tasche ziehen, genauso wie ich es gesagt habe, so ist es auch, dann kommen Sie wieder mit irgendeinem, dann kommen Sie mit Kärnten oder kommen Sie mit irgendetwas anderem! Wissen Sie, das ist ein Zeichen, Herr Kollege, von Schwäche, nicht von Stärke. (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Ja, von Schwäche zum Unterschied zu Ihren eigenen Leuten!) 

Meine Damen und Herren! Dieser kurze Abriss, ich könnte noch stundenlang reden, über Pleiten und Pannen in der Gesundheitspolitik der SPÖ der letzten Jahre, lässt für mich und meine Fraktion nur einen Entschluss zu: Selbstverständlich werden wir den Rechnungsabschluss ablehnen. (GR Kurt Wagner: Wir haben nichts anderes erwartet!) Wir brauchen Aufbruch statt Erstarrung. Wir brauchen eine Stadt, wo neue Ideen gefördert werden. Wien braucht mehr Mut, mehr Perspektive, mehr Ideen. (GRin Dr Claudia Laschan: Da redet die Richtige!) Es braucht mehr Verantwortung und Vernunft. Es braucht, Frau Kollegin Laschan, mehr Wiener Volkspartei. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Wagner. 

16.00.11

†GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine geschätzten Damen und Herren!

Ich muss dazusagen: Ich bin ja immer für harte Diskussionen. Diesen soll auch keiner ausweichen, denn sie beleben auch die Debatte. Aber was ich in den letzten beiden Tagen hier an Vorschlägen gehört habe, das ist schon ein bisschen üppig.

Gestern hat man uns erklärt, die Sozialdemokratische Fraktion dieses Hauses dürfte keine internationalen Studien zitieren, in denen wir gut abschneiden. Das heißt, wir sollten nur Vergleiche heranziehen, in denen wir auf jeden Fall schlecht - wahrscheinlich schlechter als Moldawien, Georgien oder was immer - liegen; alles andere wäre nicht zulässig. Und eine Rednerin hat hier erklärt, wir seien stolz und man dürfe nicht stolz sein, denn dann werde man hochnäsig.

Meine Damen und Herren! Ich stimme in einer Beziehung zu: Wenn man auf sich als Person stolz ist, könnte man sich diesen Vorwurf gefallen lassen. Nur: Wenn man auf ein Produkt stolz ist, wenn man auf die Erreichung eines Ziels stolz ist, dann ist man nicht hochnäsig, sondern dann hat man auch das Recht, stolz zu sein.

Meine Damen und Herren der Österreichischen Volkspartei - und das sage ich Ihnen auch persönlich -, ich bin zum Beispiel stolz auf meine Kinder und auf meine Enkelkinder! Und dafür brauche ich mir keine Vorwürfe machen zu lassen, deswegen ist man auch nicht hochnäsig.

Aber ich darf Ihnen jemanden zitieren, mit dem ich vorige Woche beisammen war. Es hat in Wien ein Kongress stattgefunden, nämlich der Kinderneurologen und der Kinderonkologen. Es waren 850 Ärztinnen und Ärzte aus 60 Ländern, verteilt auf der ganzen Welt, anwesend. Und da hat mir der Kongresspräsident des letzten Kongresses, der aus Amerika kam, erklärt: Herr Abgeordneter, Sie können in Wien stolz sein - stolz auf Ihre Einrichtungen, die Sie haben, stolz auf die Kinderonkologie und stolz auf die Kinderneurologie! Sie sind vorbildlich in ganz Europa, und ich möchte sogar sagen, auch für die Vereinigten Staaten!

Meine Damen und Herren und Frau Korosec! Ich sage Ihnen etwas: Ich habe dem nichts hinzuzufügen. Sie können sich hier herstellen und über die Vergangenheit reden. Da habe ich aber auch ein Beispiel für Sie: 

Sie dürften sich anscheinend überhaupt nur mit der Vergangenheit beschäftigen, denn in Ihren Ausführungen in Ihrer Rede hier und heute haben Sie sich die meiste Zeit nicht mit dem Rechnungsabschluss 2009 beschäftigt. Jetzt weiß ich schon - bevor ich einen Vorwurf vom Herrn Gemeinderatsvorsitzenden bekomme -, wir haben das Thema sehr weit gesteckt, wir können hier über alles reden, nur: Wenn Sie heute von den „letzten zehn Jahren" sprechen, dann machen Sie auch einen historischen Fehler, Frau Kollegin Korosec, denn von 1996 bis 2001 ist die Österreichische Volkspartei mit uns in einer Koalition gewesen. Das bedeutet, das sind dann nicht zehn Jahre, sondern ein Jahr dieser zehn Jahre haben Sie mit uns gemeinsam die Verantwortung getragen.

Und ich sage Ihnen jetzt noch etwas: Damals - aber da sind Sie noch gar nicht im Wiener Gemeinderat herinnen gesessen - haben Sie alle Budgets unterstützt, alle Bereiche, zu denen hier Anträge und Initiativen kamen. Da haben Sie im Prinzip kein Problem damit gehabt, nur weil Sie eben in der Regierung mit drinnen gesessen sind. Sie messen hier diesbezüglich ein bisschen mit zweierlei Maß. Ihnen kann man nur eines sagen - wenn Sie gestern bei der Kulturdebatte aufgepasst hätten: frei nach Johann Nepomuk Nestroy oder Ferdinand Raimund -: „'s ist alles nicht wahr", es ist eigentlich alles nicht wahr! – Oder: Wenn Zeit vergeht - das kennen Sie auch, der Tischler Valentin -, „da streiten sich die Leut' herum". Und in Wirklichkeit wissen Sie ohnedies, dass es nicht so ganz stimmt.

Meine Damen und Herren! Ich verstehe schon, jede politische Partei ist ein bisschen nervös und aufgeregt vor einer entscheidenden Wahlauseinandersetzung, aber ich habe bei der Österreichischen Volkspartei manchmal das Gefühl und den Eindruck, sie dürfte sich eine Comics-Figur zum Vorbild für die Wiener ÖVP gemacht haben, nämlich das gallische Dorf von Asterix. Ich habe immer das Gefühl, Frau Kollegin Korosec, die Wiener ÖVP hat schön langsam vor der Wahl, je näher sie kommt, Angst, dass ihr der Himmel auf den Kopf fällt. Das kann natürlich passieren, denn wenn man sich anschaut, was Sie an konkreten Vorstellungen und Maßnahmen zu bieten haben, dann ist das nicht sehr viel. Dann ist das wirklich nicht sehr viel, außer das, was Sie uns tagtäglich in der Art einer tibetanischen Gebetsmühle immer vorhalten. Ich sage Ihnen eines: Konkrete Arbeiten bedürfen natürlich auch konkreter inhaltlicher Thematik.

Wenn Sie sich hier aufgeregt haben, dass Sie so viele Anträge eingebracht haben, dann darf ich Ihnen sagen: Zahlreiche Anträge, die Sie in der Vergangenheit eingebracht haben - und das heißt nicht, dass nur wir alleine wissen, wo es langgeht -, wurden von uns auch deswegen nicht unterstützt, weil wir da ohnehin schon einiges getan haben und auf dem richtigen Weg sind. Und es ist überhaupt nicht einzusehen, wenn Maßnahmen bereits getroffen wurden und Sie kommen im Nachhinein daher und sagen, das haben ohnedies immer Sie verlangt und Sie wollen, dass das noch schneller gemacht wird, dass man diesbezüglich Zustimmung signalisiert.

Meine Damen und Herren! Ich weiß schon, das Hanusch-Krankenhaus ist ein Lieblingsthema von Ihnen. Sie dürften mit diesem Spital schlechte Erfahrungen gemacht haben. Ich kann Ihnen sagen, ich habe eigentlich nur gute Erfahrungen gemacht. Wenn man hier permanent immer Ordensspitäler gegen das Hanusch-Krankenhaus und gegen die städtischen Spitäler ausspielt, dann darf ich Ihnen auch etwas sagen, Frau Korosec: Ich habe schön langsam das Gefühl, dass Sie mit den Leuten der Ordensspitäler nicht reden. Ich war in den letzten drei Monaten auf Besuch in fast allen Ordensspitälern und habe mit den dort verantwortlichen Leuten gesprochen. Die haben bei mir nicht den Eindruck hervorgerufen, dass sie vor uns Angst haben, dass sie sich Sorgen machen, dass wir ihre Spitäler zusperren. Ganz im Gegenteil: Mir wurde dort versichert, dass die Zusammenarbeit auch mit dem Wiener Krankenanstaltenverbund einwandfrei und vorbildlich funktioniert! Und wenn Sie wissen wollen, wer mir das gesagt hat: Das war im Spital der Barmherzigen Schwestern und im Hartmannspital. Das ist also nicht etwas, was an den Haaren herbeigezogen worden ist, sondern das sind Tatsachen.

Und, Frau Kollegin Dr Pilz, man kann natürlich über alles diskutieren und über alles reden, und ich gebe schon zu, in manchen Bereichen trennen uns sehr viele Dinge - manches verbindet uns sogar, obwohl wir hier manchmal sehr heftig diskutieren und streiten -, aber eines möchte ich hier schon der Form halber festhalten: Die Hera, die Sie hier immer so gerne als Beispiel bringen, fällt nicht in den Zuständigkeitsbereich der Frau Stadträtin. Da haben Sie etwas verwechselt. Das war früher einmal! Die Zuständige für Frauenfragen, Integration, Konsumentenschutz und Personal ist Kollegin Sandra Frauenberger. Wenn man hier sagt, es werden dort keine qualitativ hochwertigen Operationen durchgeführt, dann sage ich Ihnen: Das stimmt nicht! Ich kann Ihnen aus persönlicher, privater Erfahrung sagen, dass man dort erstklassig, hochwertig und qualitativ vorbildlich operiert und behandelt wird! - Wenn Sie es mir nicht glauben, dann fragen Sie meine Frau, denn die ist dort operiert worden, und sie ist das lebende Beispiel dafür, dass es so funktioniert.

Meine Damen und Herren! Ein kleiner Bereich noch am Rande, bevor ich dann im Detail in die Thematik einsteige - denn Sie werden ja noch hören wollen, Frau Kollegin Korosec, was wir wirklich alles getan haben im Rechnungsabschlussjahr 2009.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, und das sollte hier auch nicht unerwähnt bleiben: Der Psychosoziale Dienst – die Einrichtung PSD, die es übrigens, wie auch die Psychiatriereform, schon länger gibt, als die GRÜNEN hier im Wiener Gemeinderat sitzen - hat in den letzten Tagen eine Persönlichkeit verloren, die es verdient, erwähnt zu werden. Wir trauern um unseren ehemaligen - bis voriges Jahr - Chefarzt Dr Stephan Rudas. Dr Stephan Rudas war gemeinsam mit Dr Alois Stacher zu Beginn der 70er Jahre jene Persönlichkeit und Person, die die Psychiatriereform in Wien und damit in ganz Österreich - und darüber hinaus akzeptiert auch in ganz Europa - eingeleitet hat. Er hat die größten Verdienste in diesem Bereich, und - ich sage das bewusst - keine politische Partei, auch nicht die der Sozialdemokratie, bis auf einen einzigen Umstand: Wir haben ihn zum Chefarzt des PSD in Wien gemacht - trotz damaliger Abwerbungsversuche aus anderen Ländern, wie etwa aus Hamburg, München oder Paris, die ihn auch gerne gehabt hätten. 

Stephan Rudas war zeit seines Lebens eine sehr bescheidene Persönlichkeit, und ich möchte hier nur mehr einen Satz erwähnen: Er hat einmal über sich selbst gesagt, er wollte der Seele der Menschen eine Stimme geben. - Das war sein politisches Lebenswerk, und das hat er getan. Und hätte Stephan Rudas nicht gelebt, dann wäre die Psychiatriereform in Wien nicht so weit, wie sie heute ist, und nicht so weit fortgeschritten. Dafür sind ihm zahlreiche Menschen, Patientinnen und Patienten, aber auch die Politik sehr dankbar, und wir werden in unseren politischen Überlegungen und Bestrebungen unseren ehemaligen Chefarzt sicherlich nicht vergessen. 

Meine Damen und Herren! Nun zur Debatte über den Rechnungsabschluss 2009 betreffend den Wiener Krankenanstaltenverbund. 

Es wurde ja heute schon viel gesagt. Was ist denn eigentlich alles geschehen, was ist passiert? - Dem Wiener Krankenanstaltenverbund, dem Management mit Herrn Generaldirektor Willi Marhold an der Spitze, gemeinsam mit den Mitarbeitern vor Ort, ist es im Jahr 2009 gelungen, das bereits hohe Niveau der Patientenversorgung in Wien weiter auszubauen und nachhaltig zu fördern. Man hat zahlreiche Synergieeffekte genützt. Als wegweisend und innovativ - weil Sie das eingefordert haben, weil Sie ja gesagt haben, es gibt nichts, was innovativ ist - gilt auch die vom Generaldirektor des KAV initiierte trägerübergreifende Kooperation Wiener Dialyse GmbH in der Donaustadt, die 2009 mit 72 Dialyseplätzen in Betrieb ging. 

Jetzt komme ich auch zum PSD. Bei der Umsetzung der beschlossenen Psychiatriereform wurde die Regionalisierung in der Psychiatrie konsequent verfolgt. 2009 konnte die Planung zur Errichtung des neuen Gebäudes in der Krankenanstalt Rudolfstiftung für die Übersiedlung der 5. Psychiatrischen Abteilung aus dem Otto-Wagner-Spital abgeschlossen werden. - Nicht geplant, sondern sie ist im Jahr 2009 abgeschlossen worden!

Im Jahr 2009 wurde KAV-weit ganz besonders auf PatientInnensicherheit - was Sie auch immer wieder fordern - und Qualitätsmanagement fokussiert. Als Weiterentwicklung des bestehenden Qualitätsmanagementsystems wird die Umsetzung des umfassenden EFQM-Ansatzes angestrebt.

Meine Damen und Herren! Der KAV im Überblick - was Sie ohnedies alles wissen -: Unter einem Dach sind 12 Spitäler und 11 Geriatriezentren und Pflegewohnhäuser der Stadt Wien zusammengefasst. Der Wiener Bevölkerung stehen somit 8 896 Akutbetten und 3 849 Pflegebetten zur Verfügung. 2009 wurden von den rund 32 000 Mitarbeitern, die beschäftigt sind, 395 000 stationäre PatientInnen aufgenommen und betreut. Es wurden 4,2 Millionen Pflegetage erbracht, davon 108 000 Eintagesaufenthalte - also im Prinzip eine tagesklinische Betreuung. Die durchschnittliche Verweildauer lag bei 7,2 Tagen. Darüber hinaus wurden 3,4 Millionen Ambulanzbesuche verzeichnet. - Also, wenn Sie das als „nichts" empfinden, meine Damen und Herren, dann weiß ich nicht, in welchen Unterlagen, in welchen Büchern, in welchen Statistiken und Aufstellungen Sie im Normalfall lesen. (Beifall bei der SPÖ.)

Das Dialysezentrum Wien Donaustadt, meine Damen und Herren, wurde am 2. Dezember, ebenfalls 2009, nach nur 15 Monaten Bauzeit in der Donaustadt eröffnet. Rund 430 Patienten können dort im Endausbau an 72 Dialyseplätzen behandelt werden. 

Ich möchte Ihnen jetzt gar nicht noch einiges Weiteres erzählen - auch wenn das wichtig wäre, denn Sie wissen wahrscheinlich auch nicht, wie viele Leute im Allgemeinen Krankenhaus stationär und in der Ambulanz betreut werden. Sie wissen wahrscheinlich nicht, was wir auch in anderen Bereichen alles getan haben. Im Wilhelminenspital haben wir eine neue Herzintensivstation errichtet. Im Kaiser-Franz-Josef-Spital wurde ein attraktiver neuer Eingangsbereich, ein Eingangspavillon geschaffen. Im Kaiser-Franz-Josef-Spital wurde eine neue Gesundheits‑ und Krankenpflegeschule um 18,9 Millionen EUR errichtet. Sie wissen, dass wir in Wien 2 100 Ausbildungsplätze in unseren Schulen haben. Wir haben die Kapazitäten nicht zurückgenommen, im Unterschied zu anderen Bundesländern. Wir behalten sie in Wien bei und tragen damit maßgeblich auch zur Sicherheit der Arbeitsplätze unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Krankenanstaltenverbund bei.

Meine Damen und Herren! Wir haben darüber hinaus noch viele, viele Dinge getan, und ich möchte noch einiges nennen, was die TU 4 anbelangt. Wir haben für die älteren Menschen - das hängt mit der höheren Lebenserwartung zusammen - hier viel getan. Wir haben bei den Pflegeheimen der Stadt Wien das Pflegewohnhaus Leopoldstadt. Es verfügt über 306 tatsächlich aufgestellte Betten. Die Inbetriebnahme erfolgt im Herbst 2010. Wir haben das Pflegewohnhaus Meidling mit 256 Betten. Dieses wird ebenfalls im Herbst 2010 in Betrieb gehen. Für das Pflegewohnhaus Innerfavoriten mit 265 Betten war 2008 der Spatenstich und 2011 wird es in Betrieb gehen. Das Pflegewohnhaus Simmering mit 348 Betten wird im Jahr 2011 übergeben und besiedelt, mit Tages‑ und Seniorenzentren - das will ich Ihnen gar nicht vorlesen, wahrscheinlich interessiert es Sie gar nicht, aber es ist so. Pflegewohnhaus Liesing, Pflegewohnhaus Donaustadt, Pflegewohnhaus Baumgarten - und so ließe sich diese Liste weiter fortsetzen. 

Wir haben mit unserem Geriatriekonzept, das 2015 abgeschlossen wird, einen richtigen Schritt in die richtige Richtung gemacht. Dem haben Sie ja damals zugestimmt - jetzt können Sie sich anscheinend nicht mehr daran erinnern. Jetzt finden Sie wahrscheinlich, dass das, was hier geschieht, auch alles nicht gut ist. Wir sind, meine Damen und Herren, auf dem richtigen Weg!

Aber, meine Damen und Herren, es geht auch nicht, dass man den Fonds Soziales Wien nicht erwähnt, der bei Ihren Debattenbeiträgen immer nicht sehr gut wegkommt. Hier ist es Peter Hacker und seinem Team in hervorragender Art und Weise gelungen, bei den Wienerinnen und Wienern zu punkten. An dieser Stelle möchte ich heute auch noch etwas tun, weil wir als Politiker nicht immer nur politisch agieren sollten: Ich darf dem Geschäftsführer Peter Hacker zu seinem heutigen Geburtstag an dieser Stelle sehr, sehr herzlich gratulieren. (Beifall bei SPÖ.)

Meine Damen und Herren! Der Fonds Soziales Wien vermittelt Leistungen für Menschen mit Pflege‑ und Betreuungsbedarf. Fast 100 000 Wienerinnen und Wiener waren im vergangenen Jahr Kundinnen und Kunden des FSW und haben als solche von den Leistungen, die der FSW in Erfüllung seiner zentralen Aufgabe erbringt, Gebrauch gemacht. 

Der FSW hat ein Motto: „Wir sind da, um für Sie da zu sein." - Aus dieser Verantwortung heraus hat er extrem viele Leistungen erbracht. So etwa Leistungen für Menschen mit Pflege‑ und Betreuungsbedarf - hier gab es insgesamt 62 000 Kunden. Für die ambulante Pflege und Betreuung gab es 39 000 Kunden. Da sind die Tageszentren gar nicht mitgerechnet. In der Hauskrankenpflege wurden 7 900 Kundinnen und Kunden betreut, um 31 Prozent mehr als 2005. Bei den geförderten Stunden in der Hauskrankenpflege hat der Anstieg sogar 66 Prozent betragen. Bei den Heimhilfen war die Kundenanzahl 21 600. Und so lässt sich das mit der stationären Pflege und Betreuung - 23 000 Kunden - und so weiter eindrucksvoll fortsetzen. 

Bei den Leistungen für Menschen mit Behinderung waren es 15 800 Kunden. Spezielle Frühförderung für Kinder mit Behinderung: 3 700 KundInnen. Für die Pflegegeldergänzungsleistung: 160 Kunden. - Und das muss man dazusagen: Die Pflegegeldergänzungsleistung ist eine epochale Einrichtung, die es nur im Bundesland Wien gibt. Sie haben es nachgelesen und Sie wissen es, was uns das im Durchschnitt kostet. Das hat das Kontrollamt festgehalten. Gleichzeitig hat das Kontrollamt aber dem Fonds Soziales Wien und uns gemeinsam gratuliert, dass wir diesen mutigen Schritt gewagt haben. - Wohnen für Menschen mit Behinderung: 1 890 KundInnen. Teilbetreutes Wohnen: 1 320 KundInnen. 

Jetzt könnte ich Ihnen diese Erfolgs-Story noch weiter vorlesen. Für diese tatsächliche Arbeit gilt allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Fonds Soziales Wien, aber natürlich auch des Krankenanstaltenverbundes unser aufrichtiger Dank! (Beifall bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! Sehr stolz sind wir auch - das sage ich bewusst - auf die Wiener Berufsrettung. Die Wiener Berufsrettung ist eine unverzichtbare Einrichtung im Bereich der Gemeinde Wien, sie ist aus dem Alltagsleben nicht wegzudenken, und sie hat auch sehr eindrucksvolle Zahlen vorzuweisen. So kam es im Schwerpunktjahr 2009 insgesamt zu 160 874 Einsätzen - eine beachtliche Zahl! Darüber hinaus wurden im Rettungsverbund, bei den „Vier für Wien", 276 585 Einsätze verzeichnet.

Meine Damen und Herren! Natürlich haben wir berechtigten Wünschen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Rechnung getragen, und so kam es auch zu einer Bezügereform bei der Wiener Rettung. Die Notärzte bekamen monatlich 500 EUR mehr - das sind 83 Personen -, die Notfallsanitäter 350 EUR mehr - das sind 138 Personen -, die Notfallsanitäter mit allgemeiner Notfallkompetenz zusätzlich 45 EUR - das sind 83 Personen -, und so lässt sich auch diese Liste weiter fortsetzen. 

An dieser Stelle möchte ich mich aber ebenfalls bei dem im Dezember ausgeschiedenen Chefarzt der Wiener Rettung, Hofrat Alfred Kaff, bedanken, der in den letzten Jahren und Jahrzehnten dieses Schiff, den Tanker Wiener Rettung, sicher in den Hafen geführt, geleitet hat. 

Wir haben auch bei den Mitarbeitern nicht gespart: Noch 1980 hatten wir 47 Ärzte und 264 Sanitäter. 2009 haben wir insgesamt 721 Mitarbeiter, davon 81 Ärzte und 424 Sanitäter. Das heißt, auch im Bereich der Wiener Rettung wird investiert und ausgebaut. 

Meine Damen und Herren! Bei der Sucht- und Drogenkoordination, mit unserem Drogenkoordinator und mit dem Drogenbeauftragten - Michi Dressel und Alexander David - an der Spitze, kann man ebenfalls stolz auf die Bilanzziffern schauen. Es wurden Schwerpunkte gesetzt: Die Suchtprävention, der Schwerpunkt Alkohol und Jugend, Neue Medien, stoffungebundene Süchte, Behandlung und Beratung und Betreuung Stationärer, Produktkataloge, Liaisondienste, „Konnex", Betreuung drogenabhängiger Schwangerer, arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, soziale Integration, öffentlicher Raum und Sicherheit - das waren einige Schwerpunkte. 

Und trotz aller Kritik, die es immer wieder gab und gibt, an manchen Zuständen, die von manchen Fraktionen auch herbeigeredet wurden: Sie können sich alle die Unterlagen dazu anschauen, wie sich die Situation auch am Karlsplatz verändert hat. Ich darf diesbezüglich sagen, die Situation am Karlsplatz hat sich in den vergangenen Jahren merklich verbessert. Waren es im Jahr 2005 noch 300 bis 400 Personen, gehen wir jetzt davon aus, dass es nicht mehr als zwischen 60 und 80, im Maximalfall 100 Personen sind, die sich dort befinden. 

Meine Damen und Herren! Zur jetzigen Diskussion, weil der Ganslwirt umgebaut, aber gleichzeitig auch ausgeweitet wird und ein neues Therapiezentrum, das „TaBeNo", am Wiedner Gürtel angesiedelt wurde. Für alle, die momentan glauben, die Sozialarbeiter, die Streetworker kommen am Karlsplatz weg: Das stimmt nicht. Die bleiben alle dort. Die werden auch künftig dort ihre Arbeit leisten. Es ist einzig und allein - und das wissen Sie auch - der Eintausch der Spritzen, der zentral im Ganslwirt geregelt ist. Da wurden auch die Kapazitäten vergrößert. Weil es, wie man auch weiß, in diesem Bereich ja Großeintauscher gibt, die nicht nur für einen Klienten, sondern für mehrere hinkommen, wird auch das kein tatsächliches Problem darstellen. 

Meine Damen und Herren! Der PSD ist ebenfalls ein ganz wichtiger Bereich. Im Sozialpsychiatrischen Ambulatorium wurden im Jahr 2009 6 261 Patientinnen und Patienten mit 134 687 Einzelleistungen behandelt. Auch diese Aufzählung ließe sich fortsetzen. 

Und die zweite Institution, die hier besonders vorbildlich ist, ist REiNTEGRA. REiNTEGRA ist eine der erfolgreichsten Institutionen. Am Stichtag 31.12.2009 waren 232 Personen in Betreuung und Beschäftigung - ich glaube, ein ganz, ganz schöner und wichtiger Erfolg. 

Meine Damen und Herren! Es soll auch die Wiener Pflege- und Patientenanwaltschaft, Herr Dr Brustbauer mit seinem Team, nicht zu kurz kommen. Im Jahr 2009 wurde diese Einrichtung insgesamt 11 165 Mal in Anspruch genommen. Wie Sie den Zahlen entnehmen können, dürften Herr Dr Brustbauer und sein Team das Vertrauen der Wienerinnen und Wiener besitzen. Es wurde hier auch viel getan. Entschädigungssummen von fast 1 044 000 EUR sind ein namhafter Beleg dafür. 

Meine Damen und Herren! Zum Schluss meiner Rede möchte ich noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, um hier auch zu dokumentieren, dass wir eines sehr genau wissen: Dass der extramurale und der intramurale Bereich noch mehr verschränkt gehören. 

Ich darf Ihnen aber noch wortwörtlich zitieren, was Herr Finanzstaatssekretär Andreas Schieder gesagt hat, nämlich am 8. Juni 2010: „Ich bin dafür, dass man bei Krankenhäusern unter 300 Betten überprüft, ob diese überhaupt sinnvoll sind." - Das war alles, was er sagte. Und deswegen jetzt diese allgemeine Aufregung?

Meine Damen und Herren! Ich bringe in meinem eigenen Namen und im Namen von Frau Dr Claudia Laschan folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag ein:

"Der Wiener Gemeinderat bekennt sich zum öffentlich organisierten Gesundheitswesen in Wien, weil es die beste gesundheitliche Versorgung für alle Menschen sicherstellt, unabhängig von Einkommen, Alter, Herkunft oder Geschlecht.

Der Wiener Gemeinderat bekennt sich zu einer dynamischen, bedarfsgerechten Weiterentwicklung des gesamten Gesundheitssystems – Klammer: Krankenanstalten und niedergelassene ÄrztInnen - mit dem Ziel einer bestmöglichen Versorgung der Wiener Bevölkerung, flächendeckend und zu jeder Zeit. Das schließt auch Leistungsangebotskonzentrationen in Schwerpunktkrankenhäusern mit ein. 

In formeller Hinsicht verlange ich die sofortige Abstimmung.“ 

Meine Damen und Herren! Damit bin ich am Ende meiner Ausführungen, und ich darf Ihnen versprechen: Wir werden diesen erfolgreichen Weg in der Wiener Gesundheits- und Sozialpolitik nicht verlassen. Wir werden auch nicht Kaffeesud lesen, sondern wir sind uns ziemlich sicher: Am 10.10.2010 werden Sie, meine Damen und Herren von den Oppositionsparteien, sich wundern, und wir werden uns freuen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm. Es gilt noch die Redezeitbeschränkung von 25 Minuten. – Bitte. 

16.26.49

†GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Herr Wagner, ich muss Ihnen wirklich gratulieren: Wenn man Sie nicht kennen würde, würde man glauben, es ist alles phantastisch, es ist alles herrlich. (GR Kurt Wagner: Eben weil du mich kennst, ist alles phantastisch!) Ich bin eigentlich, muss ich sagen, wirklich baff, dass man überhaupt auf solche Ideen kommt! 

Kommen wir jetzt aber wieder zur Realität zurück und sehen wir uns die Tatsachen an, zum Beispiel beim KAV! Schauen wir uns einmal die Finanzen dort an!

2009 ist der KAV erstmals überschuldet. Der Betriebskostenzuschuss der Stadt an die Spitäler ist in den letzten fünf Jahren explodiert. Betrug dieser Zuschuss im Jahr 2004 noch 547 Millionen EUR, machte er im Vorjahr bereits 830 Millionen EUR aus. Der Zuschussbedarf der Wiener Spitäler hat sich damit seit dem Jahr 2004 um 283 Millionen EUR erhöht. Diese negative betriebswirtschaftliche Entwicklung hat sich auch im Jahr 2009 fortgesetzt und natürlich weiter verschlechtert. Weist der KAV im Jahr 2008 noch einen Jahresüberschuss und damit de facto ein ausgeglichenes Budget auf, gibt es 2009 einen Jahresfehlbetrag von 117 Millionen EUR. 

Trotz dieser deutlich schlechteren betriebswirtschaftlichen Situation hat die Stadt ihren Betriebskostenzuschuss nicht annähernd im erforderlichen Ausmaß erhöht. Der Betriebskostenzuschuss wurde gegenüber den im Jahr 2008 gewährten 824 Millionen EUR nur um 6 Millionen EUR erhöht, also auf 830 Millionen EUR im Jahr 2009. Dieser ungenügende Betriebskostenzuschuss zwang die Spitäler im Vorjahr dazu, ihre Rücklagen, wie Sie ja wissen, aufzulösen. (GR Kurt Wagner: ... Finanzierungsübereinkommen, das zwei Jahre verlängert ist, bis 2011!) 89 Millionen EUR waren das. Durch diese Auflösung von Rücklagen, Herr Wagner, weist die Bilanz des KAV zum 31.12.2009 erstmals ein negatives Eigenkapital in der Höhe von 51 Millionen EUR aus. Das haben Sie erwirtschaftet, und das ist das Ergebnis Ihrer Wirtschaftspolitik in Wien!

Aber lassen wir jetzt die Zahlen weg, Frau Stadträtin. Wir haben gestern und heute schon sehr viel von Zahlen gehört. Es gibt auch andere Kritikpunkte. 

Wiener Rettung: Ich gebe Ihnen recht, die Wiener Rettung ist in Wien nicht mehr wegzudenken. Sie leistet erfolgreich wahnsinnig viel. Sie ist natürlich auch ständig schwerstens unter Druck. 

Frau Stadträtin, eine Frage an Sie: Seit rund zwei Jahren versprechen Sie der Wiener Rettung das PIT-Fahrzeug. Das ist ein Personalintensivtransporter. Der kostet natürlich einiges. Seit zwei Jahren gibt es bei der Wiener Rettung ein Fahrzeug, das durchgerostet ist, das nicht einmal mehr funktionstüchtig ist, mit dem mit Sicherheit keiner mehr fahren will. Seit zirka zwei Jahren versprechen Sie, dass hier einiges passiert, das heißt, dass man endlich ein neues Fahrzeug bekommt. Versprochen - bis heute nicht gehalten, Frau Stadträtin. 

Aber die Wiener Rettung wird hier sehr hochgejubelt. Da bin ich auch Ihrer Meinung: Die Wiener Rettung ist mehr als wichtig! Und ich frage Sie: Wenn sie so wichtig ist, wie Sie es heute beschrieben haben, wie der Kollege Wagner es gesagt hat, warum stocken Sie dann zum Beispiel nicht bei den Fahrzeugen auf? Warum geben Sie ihnen diesen Personenintensivtransporter nicht? Warum gibt es nicht mehr Personal, wie schon seit Jahren versprochen ist, und natürlich auch keine Fahrzeuge? 

Sie werden jetzt vielleicht sagen: Wir kaufen doch ohnedies immer neue Fahrzeuge bei der Wiener Rettung! - Das ist zwar richtig, aber Sie tauschen sie ja nur aus, denn die werden ja auch kaputt, aber es wird nicht mehr gekauft. Mehr Fahrzeuge hat die Wiener Rettung bis heute noch nicht bekommen. Sie haben zwar neue bekommen, aber keine zusätzlichen. 

Zweitens, Frau Stadträtin: SMZ-Ost. Im SMZ-Ost, welches gleichzeitig auch ein Schwerpunktspital ist, wie wir alle wissen, gibt es die Radioonkologische Abteilung seit 1999. Und die haben nur einen Linearbeschleuniger. Dieser hat sich natürlich in den letzten Jahren als sehr reparaturbedürftig erwiesen, und es kommt daher bei einem Ausfall zu sehr langen Wartezeiten, weil die Reparaturen halt leider so lange dauern. Und natürlich kommen dabei auch Patienten zu Schaden – sage ich in diesem Fall unter Anführungszeichen -, weil sie nicht bestrahlt werden können und dann natürlich auch in andere Spitäler überwiesen werden müssen, was natürlich auch nicht so einfach ist und meistens auch nicht klappt. Und wie Sie ja wissen, Frau Stadträtin: Gerade nach operativen Eingriffen mit anschließender Strahlentherapie sinkt die Lebenserwartung, sagen Experten, wenn es zu langen Wartezeiten etwa auf Grund eines defekten Gerätes kommt. 

Frau Stadträtin! Seit Jahren versprechen Sie, dass das SMZ-Ost einen zweiten Linearbeschleuniger bekommt. Ich frage Sie heute: Wann kommt er endlich? Ich sage Ihnen: Wenn Sie sozial sind, Frau Stadträtin, dann sorgen Sie so rasch wie möglich dafür, dass dieser Linearbeschleuniger im SMZ-Ost endlich angeschafft wird. Das kann ja nicht sehr viel sein, bitte! (Beifall bei der FPÖ. – GRin Dr Claudia Laschan: Es wird kein Patient, der das braucht, in Wien nicht bestrahlt!) 

Das stimmt ja nicht! Sie wissen ganz genau, dass man viele Patienten nach Hause schicken muss, weil sie in anderen Spitälern einfach nicht untergebracht werden. (GRin Dr Claudia Laschan: ... dass alle Patientinnen und Patienten, die es benötigen, in Wien bestrahlt werden!) Erzählen Sie mir das nicht! Ich weiß es, es gibt genug Patienten, die mich anrufen und die sagen, seit zwei Tagen sind sie nicht bestrahlt worden, weil dieses Gerät defekt ist, und in einem anderen Spital ist das nicht kompatibel. Erzählen Sie mir das nicht! Reden Sie nicht etwas schön, was es nicht gibt, meine Damen und Herren! (Beifall von GR Mag Wolfgang Jung.) Hören Sie auf mit dieser Lobhudelei! Hier geht es um Patienten, die schwerst krebskrank waren und die auf Heilung warten - und nicht auf Ihren Kommentar, dass alles in Ordnung ist -, sonst würden mich diese Patienten mit Sicherheit nicht anrufen. (Beifall bei der FPÖ. - GRin Dr Claudia Laschan: … dass jemand nicht bestrahlt wird, der es notwendig hat! Nicht in Wien!) 

Nun zum Thema Drogen, Frau Stadträtin. - Jetzt habe ich gehört, es ist eigentlich mit den Drogen alles in Ordnung. Ich weiß nicht: Wir haben keine Drogenproblematik in Wien?! Gar nichts haben wir, alles ist in Ordnung, wie wir jetzt gehört haben. 

Eine Frage werden Sie mir aber gestatten: Letzter Drogenbeirat. 20 neue Dienstposten wurden geschaffen für die Streetworker. Also, wenn in Wien im Drogenbereich alles in Ordnung ist, wenn es keine Drogensüchtigen mehr gibt, oder eben nur wenige, wenn alles besser geworden oder zurückgegangen ist (GR Kurt Wagner: Drogensüchtige wird es immer geben, Herr Kollege Lasar! Drogensucht werden wir immer haben, das werden Sie nicht verhindern können!), warum muss man dann 20 neue Dienstposten schaffen? - Das ist das Problem! (Beifall von GR Mag Wolfgang Jung. – GR Kurt Wagner: Die schaffen deswegen mehr Dienstposten, damit die Leute besser, schneller und intensiver behandelt werden! Das ist der Hintergrund!) 

Es ist schlechter geworden, sonst müssten Sie nicht 20 neue Dienstposten genau dort schaffen, Herr Kollege Wagner. Also reden Sie nicht immer alles schön, sondern geben Sie doch endlich einmal zu, dass in dieser Stadt nicht alles Liebe, Wonne und Waschtrog ist - was Sie bis jetzt erzählt haben. Es ist nämlich gar nichts in Ordnung! Sie haben heute am Karlsplatz noch Riesenprobleme. Ich war vor einigen Tagen dort: Nichts ist passiert! Heute sind sie zwar nicht unten, weil das Wetter schöner ist, sondern sie sind jetzt draußen. 

Also ich muss ehrlich sagen: Dass man so viel verharmlost, wie Sie es machen, das zeugt wirklich von einer Abgehobenheit. Und ich bin schon sehr froh, dass die Wahlen am 10. Oktober bald da sein werden - Sie sind ja auch froh. Vielleicht werden Sie dann nicht mehr die alleinige Verantwortung in dieser Stadt haben, und da kann man nur sagen: Hoffentlich wird das bald passieren und in einem großen Ausmaß. - Das möchte ich noch anmerken. 

Aber weiter zum Thema Drogen: Schottenring. Jahrelang, Frau Stadträtin, hat es am Schottenring nie Probleme gegeben - das war ja immer ein Wahnsinn, wenn man da etwas gesagt hat -, oder am Schwedenplatz oder im Stadtpark. Alles bestens, alles in Ordnung dort! - Jetzt muss man sich einmal umschauen. Sie wohnen ja sogar in der Nähe des Schottenrings. Gehen Sie in der Nacht einmal über die Brücke! Dort geht sogar die Polizei heute nicht mehr alleine auf Streife, sondern nur zu dritt - weil es dort nicht ungefährlich ist, weil dort die ganzen schwarzafrikanischen Drogendealer sind. Und Sie haben das jahrelang verharmlost! (GRin Anica Matzka-Dojder: Geh!) Jahrelang wurde der Schottenring verharmlost, mit diesem Lokal, diesem Flex, wo ich nur sage, dass das geschlossen gehört. In dieser Umgebung sind nun einmal all die Drogendealer, dort haben Sie die ganzen Schwarzafrikaner! Herr Wagner, gehen Sie einmal in der Nacht dorthin (GR Kurt Wagner: Ich brauche nicht hingehen!), dann werden Sie wissen, wovon ich rede! (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber Sie gehen ja wahrscheinlich woanders hin. Sie haben ja keine Ahnung, wovon Sie in dieser Stadt überhaupt reden, meine Damen und Herren. Schauen Sie sich das an! Herr Wagner, gehen Sie einmal hin! Ich fahre mit Ihnen mit dem Auto drüber, denn ich traue mich ja selbst nicht, dort in der Nacht über die Brücke zu gehen. Aber fahren wir einmal drüber, bei einer Grünen Welle! (GR Kurt Wagner: Ich brauch nicht drüberfahren! Ich geh dort dreimal in der Woche spazieren!) Letztes Mal habe ich sogar gezahlt, weil ich bei Gelb noch schnell durchgefahren bin, weil ich dort nicht stehenbleiben will. So schaut es dort aus in der Nacht!

Ein weiterer Punkt: Krankenhaus Nord. Darüber haben wir heute schon einiges gehört. Für mich ist es noch immer ein Phantom-Krankenhaus, denn ich sehe bis heute noch nichts. Die Frage der Parkplätze ist auch schon angesprochen worden. Ich möchte noch einen Schritt weitergehen, denn es ist ja vom KAV, von der Generaldirektion auch schon eine Aussage gekommen, die in die Richtung ging: Na ja, in der Rudolfstiftung haben wir ja auch genug Parkplätze, und wenn es in der Garage voll ist, dann können die Leute dort in der Umgebung stehen, denn es gibt im 3. Bezirk das Parkpickerl. – Jetzt muss ich Sie schon eines fragen, Frau Stadträtin: Wollen Sie etwa, dass wir in Floridsdorf auch das Parkpickerl bekommen, weil Sie im Krankenhaus nicht Parkplätze in dem Ausmaß schaffen wollen, das dieses Krankenhaus verträgt? Denn wenn man sieht, dass es dort 850 Betten geben wird, dann braucht man nicht viel rechnen zu können. (Zwischenruf von GRin Anica Matzka-Dojder.) Bitte? (GRin Anica Matzka-Dojder wiederholt ihren Zwischenruf.) Ich verstehe Sie leider nicht. (Der in der Nähe von GRin Anica Matzka-Dojder sitzende GR Mag Wolfgang Jung: „Es sind nicht alle auf einmal dort!") Ach so. Aha.

Also 850 Betten haben wir dort, dazu noch Ambulanzen und all das - und 186 Parkplätze für Besucher. Da brauche ich nicht viel rechnen zu können, um sagen zu können, dass es dort zu keiner Tages- und Nachtzeit möglich sein wird, einen Parkplatz im Krankenhaus zu finden. Die Leute werden also in der Umgebung parken müssen. Und da frage ich Sie schon nochmals, Frau Stadträtin - und darauf möchte ich von Ihnen eine Antwort erhalten -: Wollen Sie in Floridsdorf das Parkpickerl einführen, damit Sie sich die Parkplätze im Krankenhaus ersparen? (GRin Anica Matzka-Dojder: Sie kann das gar nicht!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte jetzt einiges zusammenfassen, dann bin ich schon fertig - denn eine Frau Kollegin wird dann auch noch einiges dazu sagen. 

Erstens einmal, Frau Stadträtin: Wir werden diesem Rechnungsabschluss mit Sicherheit nicht zustimmen. Ich möchte die Gründe noch einmal anführen: 

Bei der Wiener Rettung sind Sie jahrelang säumig. Fahrzeuge und Personal fehlen heute noch. Versprochen - nie gehalten. 

SMZ-Ost, Linearbeschleuniger: Seit Jahren, Frau Stadträtin, schieben Sie die Anschaffung dieses Linearbeschleunigers vor sich her. Er kommt einfach nicht. Wann kommt er, Frau Stadträtin? Bitte geben Sie uns heute und hier eine Antwort.

Im Bereich Drogen ist nichts besser geworden. Im Gegenteil, es hat sich viel verschlechtert. Sagen Sie uns endlich einmal Ihr Drogenkonzept für die Zukunft - denn das, was bis jetzt geboten wird, ist ja nicht einmal irgendein Konzept. (GR Kurt Wagner: Es ist nur Vorbild in ganz Europa, aber sonst spielt es keine Rolle!) – Das sagen Sie! Aber sonst kenne ich niemanden, der das sagt. Das ist Ihre Argumentation. (GR Kurt Wagner: Nicht unsere!) Ich kenne niemanden, der das sagt. - Das Wiener Konzept ist ein Drogenkonzept, aber kein Anti-Drogen-Konzept! Das ist eben der Unterschied.

Viertens: Krankenhaus Nord, Frau Stadträtin. - Erstens: U-Bahn-Anschluss. Floridsdorf braucht diesen U-Bahn-Anschluss. Hier geht es nicht um Kilometer, die gebaut werden müssen. Das sind, glaube ich, rund 500 m Luftlinie. Es kann doch, bitte, nicht so schwer sein, dass Sie sich jetzt noch entschließen, im Krankenhaus Nord einen U-Bahn-Anschluss zu errichten, der von der U6 einfach dort hinführt. Das sind rund, sage ich, 500, 600 m Luftlinie, und ganz Floridsdorf, vor allem die Brünner Straße, wäre entlastet.

Ein zweiter Punkt ist: Es ist ein riesiges Areal. Woran, bitte, scheitert es, dass man hier weiter denkt und sagt, wir machen - ich weiß jetzt nicht - rund 2 000 Parkplätze insgesamt, davon sind 1 100 Parkplätze für Besucher? Woran kann es da scheitern, Frau Stadträtin? 

Allein angesichts der Gründe, die ich jetzt genannt habe, Frau Stadträtin, können Sie mit Sicherheit nicht annehmen, dass wir Ihrem Rechnungsabschluss zustimmen. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster gelangt Herr StR Ellensohn zu Wort. Ab jetzt gelten die freiwillig gewählten 15 Minuten. – Bitte. 

16.42.04

†StR David Ellensohn|: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Das war wieder eine interessante Rede, die einmal mehr leider darauf hingewiesen hat, wie ängstlich die Freiheitlichen selber sind - und so ist dann auch die Politik, die gemacht wird. Wenn man sich fürchtet, in Wien über eine Brücke zu gehen (GR David Lasar: In der Nacht! Am Schottenring!), da muss man sich tatsächlich selber fürchten, denn das geht sich sonst nicht aus, dass dort viel passiert. (GR David Lasar: Sie sind mutig! Aber Mut kann man nicht kaufen, nicht wahr?) Ich bin zwar nicht jeden Tag in der Nähe, aber Entschuldigung: Man fürchtet sich als gestandener Mann, über die Brücke zu gehen? – Alles, was recht ist! Man kann es auch herphantasieren. 

Aber Sie sind ängstlich, und deswegen strahlen Sie diese Angst auch aus. Das ist ja ein Problem, das wir in dieser Stadt haben: dass die FPÖ nicht nur teilt und hetzt, sondern Sie haben wirklich die Hosen voll! (Heiterkeit bei GR Kurt Wagner und GRin Mag Maria Vassilakou, ironische Heiterkeit bei GR Mag Wolfgang Jung und GR David Lasar.) Sie haben dauernd die Hosen voll - aber das ist nicht das Thema hier.

Die Debatte rund um den Rechnungsabschluss beinhaltet immer Zahlenspielereien, die damit enden, dass am Schluss die Regierenden sagen, wir machen so viel Gutes, und alles aufzählen, was in diesem Bereich passiert - und das ist ja auch vieles -, und die Opposition zwangsläufig sagen muss, wo sie glaubt, dass es besser geschehen kann. 

Und dann sind wir uns in manchen Sachen auch einig. StRin Sonja Wehsely hat letztes Jahr ihre an mich gerichteten Ausführungen begonnen mit der Aussage: Bei Ihnen bin ich überhaupt der Meinung, dass wir in Sozialfragen nicht weit auseinander sind. – Wir werden schauen, ob wir in einem Wahljahr mit so freundlichen Worten untereinander noch auskommen können. Ich versuche es wenigstens für meinen Teil. 

Sonja Wehsely hat im letzten Jahr auch den Sozialstaat gelobt und darauf hingewiesen, dass ohne Transferzahlungen in Österreich nicht 13 Prozent armutsgefährdet wären, sondern über 40 Prozent, nämlich 43 Prozent. Das stimmt alles. Wie wichtig nicht nur die Transferzahlungen sind und wer alles einen starken Sozialstaat braucht, nämlich die Schwächeren, hat auch Frau GRin Mörk ausgeführt, mit allen Transferleistungen, die es gibt: dem Heizkostenzuschuss, der Mietbeihilfe, der Sozialhilfe, die demnächst „Mindestsicherung" heißen wird. 

Trotzdem war ein Punkt, den Sonja Wehsely auch noch angemerkt hat: „... sehr interessiert daran, Diskussionen und Debatten zu führen, weil es selbstverständlich das Ziel sein muss, eine Stadt ohne arme Menschen zu haben. Das ist überhaupt keine Frage." - Dann steht noch da: „Beifall bei der SPÖ." - Aber da ich es verlesen habe, fällt das heute aus. 

Die Einschränkung war: Nicht agitieren und nicht polemisieren. - So, das machen wir heute. Wir messen die Sozialpolitik an den Armutszahlen. Denn es ist schön, alles aufzuzählen, was wir gemacht haben, aber eine der wesentlichen Aufgaben der Sozialpolitik ist sicher, Armut zu bekämpfen. Das heißt, man muss sie schon daran messen: Wird die Armut mehr oder weniger? Das Ziel muss sein, weniger arme, weniger armutsgefährdete Menschen in der Stadt zu haben.

Ist diese Stadt eine Stadt ohne arme Menschen? – Nein! - Das ist jetzt nicht polemisch, sondern so ist es.

Wird die Armutsgefährdung größer? – Da werden jetzt alle sagen: ja!, und ich mache jetzt keine Schuldzuweisung, sondern ich versuche jetzt nur herzuleiten, wo das Problem ist. 

Werden die Armen mehr? - Laut unseren Zahlen, die wir ausgewertet haben, sind es ungefähr 280 000 Menschen in Wien, die armutsgefährdet sind, davon die Hälfte manifest. 

Hat sich die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen gesteigert? - Ja, verdoppelt innerhalb von 10 Jahren, leider. Wir müssen damit rechnen, dass die Minisicherung von 115 000 Menschen beansprucht werden wird. 

Reicht sie aus, um aus der Armutsfalle zu kommen? – Nein! Da brauchen wir auch nicht viel zu rechnen. 744 EUR, das ist nun einmal über 200 EUR entfernt von der Armutsgefährdungsschwelle, die bei 950 EUR liegt.

Gegenüber dem Zeitpunkt des letzten Jahres, als wir den Rechnungsabschluss machten, sind die Armutszahlen – auch wenn das nicht so drinnen steht – gestiegen. Wir haben heute mehr arme Menschen in Wien als vor einem Jahr. Und es schaut leider im Moment nicht so aus, als ob es in einem Jahr sehr viel weniger sein würden.

Das müsste aber das Hauptziel sein! Und ich habe es extra dazugesagt: keine Schuldzuweisungen, weil es mir in diesem Fall einmal egal ist, wovon es kommt, sondern die Frage ist: Wie ändert man diesen Zustand? Kann man das überhaupt ändern und will man das überhaupt ändern? - Denn es nützt uns ohnedies nichts, herumzulamentieren, wer da was angestellt hat, dass es so weit gekommen ist, und welche politischen Fehler der Vergangenheit dafür hauptverantwortlich sind.

Was sagen die Institutionen, die NGOs, die MA 40, alle anderen, die sich mit Armutsbekämpfung und mit Armutsverwaltung auseinandersetzen müssen? Wie geht es denen? - Da gibt es eine Resolution, beschlossen bei der Generalversammlung der Landesgruppe Wien des Österreichischen Berufsverbandes der SozialarbeiterInnen. Die haben einstimmig einer Resolution zugestimmt, die heute Antragstext der GRÜNEN ist, Teil eines Antrags. Im Wesentlichen sagen sie darin einfach: Entschuldigung, aber wir haben so viel mehr Klienten und Klientinnen, das schaffen wir mit dem ganz leicht gestiegenen Personalstand, den wir haben, nicht. Wir sind nicht in der Lage, das so ausführlich zu machen, wie wir das gerne tun würden. - Da steht vor allem sehr viel drinnen von: zu viele Verwaltungstätigkeiten auf SozialarbeiterInnen abgewälzt, die dann ihre eigentliche Aufgabe nicht mehr erfüllen können. - Dafür werden wir einen Antrag einbringen. Der unterstützt diese Resolution der Generalversammlung der Landesgruppe Wien.

Wir haben noch einen weiteren Antrag, der sich mit der MitarbeiterInnenbefragung beschäftigt. Es gibt jetzt eine MitarbeiterInnenbefragung, und für gewöhnlich, wenn Studien gemacht werden, dann bekommen wir die, wenn die Ergebnisse super sind - und sonst oft nicht. Jetzt gibt es eine Befragung innerhalb der MA 40, und das würde uns natürlich auch etwas nützen. Daher hätten wir dazu einen ganz einfachen Antrag, in dem nichts anderes drinnen steht als: Wir hätten gerne die Ergebnisse der Befragung, die im April durchgeführt wurde. - Ich nehme an, das ist ausgewertet; ich weiß, dass es ausgewertet ist. Wir hätten gerne diese Untersuchung, dieses Ergebnis. Das kann nicht so schwierig sein. Ein harmloser Antrag: dass wir das kriegen.

Dann gibt es einen weiteren Antrag von uns, der sich mit der Rückstandszählung bei Anträgen im Rahmen des Wiener Sozialhilfegesetzes beschäftigt. Wir würden gerne wissen, wie viele offene Fälle es überall gibt, aufgeteilt nach den einzelnen Sozialzentren. Auch das kann nicht so schwierig sein.

Armut hat in Wien – und nicht nur in Wien - viele Gesichter: Migrantisch, oder wenn man viele Geschwister hat - ein Kind, das mehr als zwei Geschwister hat, hat eine Chance von leider 50 Prozent, in einem Armutshaushalt zu leben. Wenn man statt Mama und Papa im Haushalt nur eine Person hat, hat man eine Chance von 50 Prozent, im Ein-Eltern-Haushalt als Kind in einem Armutshaushalt zu landen. Eine Frau, die in Pension ist, hat leider auch ein sehr, sehr hohes Armutsrisiko. Da kommen ein paar andere Sachen dazu. 

Unter anderem - auch das wird hier in Reden der Sozialdemokratie immer dazugesagt -: Arbeit schützt vor Armut. - Da sage ich dazu: Gut bezahlte Arbeit schützt vor Armut! - Wir bringen heute am Abend einen Antrag zur Abstimmung, der sich mit dem Mindestlohn beschäftigt. 

Die Reallöhne stagnieren seit ungefähr 20 Jahren. Im Wesentlichen schaut es so aus: Die, die unten sind, kriegen immer weniger, und die Löhne derjenigen, die ohnedies oben sind, sind noch gewachsen. Seit 20 Jahren ist es so. Das behaupten ja nicht die GRÜNEN. Sie kennen die Studien hoffentlich auch alle. Wenn Löhne sinken, geht es den Leuten schlechter. Das ist ja keine ganz große, neue Erkenntnis. Rauf mit den unteren Löhnen! 

Und bei dem, was jetzt immer klingt, wie wenn es ein großer Satz wäre, vergisst man immer leicht, dass diese Löhne seit 20 Jahren gesunken sind. Also wenn man jetzt sagt, der Mindestlohn soll auf 1 500 EUR erhöht werden, dann sagen viele, das ist unfinanzierbar. Hätte man in den letzten 20 Jahren die Lohnsteigerung, die es auch gegeben hat, nicht nur oben reingebuttert, sondern allen gegeben, dann wären wir schon dort. Das würde eine ganze Menge Leute aus der Armutsfalle herausholen, die heute Fulltime arbeiten, aber mit 1 100 EUR brutto eben nicht sehr gut über die Runden kommen. 

Der Antrag von uns lautet: Nicht in ganz Österreich werden die Löhne erhöht - denn das können wir in Wien nicht beschließen; da können wir höchstens sagen, wir fordern alle, die solche Löhne abschließen, auf, das zu tun; das ist eine Aufforderung -, aber die Gemeinde Wien hat auch selber Beschäftigte, und die Gemeinde Wien kann im eigenen Bereich sagen, wir setzen die Löhne so fest, dass niemand weniger als 1 500 EUR brutto im Monat bekommt. Und das macht einen schönen Unterschied: Wenn Sie 1 100 EUR brutto im Monat haben, haben Sie im Jahr ungefähr 13 000 EUR netto als Jahreseinkommen. Wenn Sie 1 200 EUR haben, haben Sie ein bisschen mehr. Und wenn Sie diese 1 500 EUR haben, die wir vorschlagen, haben Sie ein Jahresgehalt von 16 170 EUR netto. - Da muss man jetzt berücksichtigen, ob man Alleinverdiener ist oder nicht. 

Das ist ein Unterschied von über 3 000 EUR netto für jemanden, der statt 1 100 EUR 1 500 EUR bekommt. Wenn man dann noch die Lohnsteuerfreiheit berücksichtigt - das rechne ich auch immer gerne vor, weil das sehr viele Leute, die sich nicht mit Lohnsteuertabellen beschäftigen, nicht wissen: Die meisten Leute glauben, das 13. und 14. Gehalt ist immer mehr Geld. Nur stimmt das eben nicht! Wenn sie 1 200 EUR brutto im Monat verdienen - und das sind genug Leute in Österreich -, dann macht das normale Nettogehalt 1 007 EUR aus, das 13. aber nur 995 EUR netto, und das 14. Gehalt 958 EUR netto. Das heißt, sie verdienen gar nicht 14 Mal ihr Nettogehalt, sondern ein bisschen weniger.

Wenn man hingegen über 6 000 EUR verdient – diesen Betrag habe ich ausgesucht, weil alle, die hier herinnen auf den 100 Plätzen der Gemeinderäte und Gemeinderätinnen sitzen, ebenso wie auch die amtsführenden und nichtamtsführenden Stadträte und Stadträtinnen, darüber liegen -, dann macht es bei 6 000 EUR brutto 3 500 EUR netto beim zwölften Gehalt aus, aber 4 700 EUR beim 13. und 5 200 EUR beim 14.! - Das ist doch nicht zu verstehen, warum jemand, der schlecht verdient, beim 13. weniger bekommt als bei den ersten 12 Löhnen, aber jemand, der sehr viel verdient, tatsächlich profitiert von dieser Staffelung. Das müsste man auf Bundesebene ändern, das können wir hier nicht ändern. 

Der Antrag, den wir aber heute einbringen, ist darauf gerichtet, die Löhne in Wien - dort, wo man das hier beschließen kann und wo Sie zuständig sind beziehungsweise dieses Haus am Ende zuständig ist - auf 1 500 EUR zu erhöhen. 

Ja, das muss man gegenfinanzieren, und das Modell ist relativ einfach: Schluss mit den Luxusgehältern und Schluss mit den Steigerungen bei den sehr guten Gehältern! Das wären dann die, die hier sitzen. Jetzt meine ich nicht alle Magistratsangestellten, sondern jetzt meine ich in erster Linie die Leute, die hier einen Sitzplatz haben, so wie ich. Dort darf es eben in den nächsten Jahren dann keine Erhöhung geben. Am liebsten wäre mir aber, wir würden vorrechnen: Was kostet das genau? Was bedeutet das an Einschränkungen? Wie viel von den Löhnen über 15 000 EUR muss man auf 15 000 EUR einkürzen, zum Beispiel? - Alles Anträge, die hier schon eingebracht worden sind. Und eigentlich würde es einer Sozialdemokratie gut anstehen, für einen Höchstlohn von 15 000 EUR einzutreten. Wenn man das draußen sagt, glauben die Leute ohnedies, man ist verrückt. Wenn ich das vorschlage - einen Mindestlohn von 1 500 EUR und einen Höchstlohn von 15 000 EUR -, dann sagen die Leute: Was, du bist wirklich dafür, dass jemand 15 000 EUR verdient?! - Tatsache ist, dass diese Anträge in diesem Haus keine Mehrheit haben, weil wir offensichtlich der Meinung sind, das ist zu wenig, man findet damit für verschiedene Tätigkeiten keine guten Leute, die das machen. 

Egal, der Antrag heute beschäftigt sich nicht mit den Höchstlöhnen, sondern mit den Mindestlöhnen. Zahlen Sie Ihren eigenen Leuten 1 500 EUR brutto, dann sind zumindest keine Menschen mehr, die bei der Gemeinde angestellt sind, unter den Working Poor. Denn das halte ich tatsächlich für unzumutbar: dass jemand, der sich den ganzen Monat abmüht, am Ende zu wenig hat. 

Kommen wir am Schluss noch zu einem Thema, das wir in den letzten Monaten hier auch schon des Öfteren besprochen haben: Wer zahlt denn am meisten drauf, wenn Mama und Papa zu wenig Geld nach Hause bringen? - Die Kinder! 

Und damit der Antrag auch eine Chance auf eine Mehrheit hat, ist der heute vorliegende Antrag zur Halbierung der Kinderarmut entsprechend abgefasst: Da ist keine Zahl drinnen, über die Sie sich aufregen können, da ist keine Polemik drinnen, sondern da gibt es eigentlich nur das: Gibt es arme Kinder in Wien? - Leider ja. Sind es sehr viele? – Ja. Sagen Ihre eigenen Studien nicht auch, dass ungefähr 30 Prozent der Kinder in Haushalten leben, in denen Sozialhilfe notwendig ist, damit man über die Runden kommt? - Sicher sagen das Ihre Studien, das wissen wir ja. Wir sind uns auch einig, dass fünfjährige Buben und siebenjährige Mädchen nicht an ihrem eigenen Unglück diesbezüglich selber schuld sind - das ist auch eine „No-na-Frage“. 

Und der Antrag ist jetzt genauso einfach, er lautet nämlich: Es gibt Kinderarmut in Wien. - Nun, das kann niemand bestreiten. - Sonst steht nicht viel in der Begründung. Und der Antrag selbst lautet: Vorschläge einzubringen zur Halbierung der Kinderarmut in Wien bis 2015. - Sonst nichts. 

Wenn man gegen diesen Antrag stimmt, muss man eigentlich sagen: Das will ich nicht. Ich will nicht, dass man Kinderarmut halbiert. Ich will auch nicht, dass man darüber nachdenkt. Ich will auch nicht, dass man Vorschläge dazu einbringt. - Das kann ich mir eigentlich nicht vorstellen. Der Antrag ist absichtlich so abgefasst, dass er komplett polemikfrei ist - ohne lange Streiterei, ob es jetzt 80 000 oder 90 000 oder 100 000 sind und ob sie ganz arm sind oder nur fast ganz arm oder ein bisschen darüber -: Kinderarmut, so hoch sie auch ist, innerhalb von fünf Jahren zu halbieren, Vorschläge dazu zu erarbeiten. - Das ist der Antrag. Ein harmloser Antrag, der eigentlich in diesem Haus leicht eine breite Mehrheit finden müsste. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Wer soll das alles bezahlen? Wenn man auf die österreichische Ebene kommt, kommt man dann schnell zu dieser Frage. Aber bei 80 000 Millionären! Ich glaube, dass man, wenn man sich in der Bundesregierung dafür einsetzen würde, nicht leicht eine Mehrheit finden würde, aber wenn jeder der Millionäre einen Tausender im Monat abdrücken würde, wäre das eine ganze Milliarde in einem Jahr. Damit würden wir schon ziemlich weit kommen in der Armutsbekämpfung in diesem Land. Und jetzt haben wir nicht vom Mittelstand geredet, denn jetzt haben wir von denen geredet, die 1 Million in Form von Finanzvermögen auf der Bank haben. Und das sind 80 000 Personen. Das sind viele! Das sind viele Leute, und die sollen endlich ihren Beitrag dazu leisten, dass wir aus der Krise hinauskommen - und nicht überlegen, wie man die Mitte und „die unten" einzeln ausnehmen muss.

In Wien müsste man wahrscheinlich überlegen, ob man so etwas Ähnliches wie eine Flächenwidmungsgewinnsteuer einheben kann, oder ob man durch Luxussteuern auf einzelne Produkte - meinetwegen auf die Logen in der Oper oder von mir aus auch auf die VIP-Bühnen bei den Fußballplätzen - nicht irgendwie das Geld einsammeln geht; und weil sie es nicht freiwillig hergeben, eben mit entsprechenden Gesetzen und Steuern. Irgendjemand wird die Krise bezahlen müssen. Momentan schaut es so aus, als ob es die Leute wären, die nicht zu den 80 000 Millionären gehören. Das wäre sehr schade. Es gibt Leute, die haben zu viel. Die sollen ihren Beitrag leisten. Darum sollten wir uns kümmern. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr StR Ellensohn, haben Sie nicht von einem Antrag gesprochen? (StR David Ellensohn: Ich darf keinen einbringen!) Gut. Danke. 

Als Nächste gelangt Frau GRin Praniess-Kastner zu Wort. – Bitte. 

16.57.39

†GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

In der gestrigen Generaldebatte hat uns ja Frau StRin Brauner in den schönsten Farben geschildert, welche gewaltigen Summen die Stadt Wien Jahr für Jahr im Bereich Soziales ausgibt. - Ein Blick in das Zahlenwerk sagt: Ausgaben ja, aber leider - und das ist das große Aber - ohne Plan und ohne Nachhaltigkeit. Meine Damen und Herren, der PR-Effekt steht für Wiens rote Stadtregierung im Mittelpunkt. Und in der Sozialpolitik, und gerade hier, ist dieses Verhalten unseriös, um nicht zu sagen, skandalös. Ich werde Ihnen dafür ein paar Beispiele bringen. 

Frau StRin Brauner hat ja bei den Ausgaben für die Sozialhilfe - es waren im Jahr 2009 insgesamt 365 Millionen EUR - von einem fast Nebeneffekt der weltweiten Finanzkrise gesprochen. Über 100 000 Wienerinnen und Wiener beziehen hier Sozialhilfe! Und das ist kein Erfolg, den Sie für sich verbuchen können, meine Damen und Herren, sondern das ist sehr traurig.

Mein Vorredner, StR Ellensohn, hat von der Kinderarmut gesprochen. Wir finden zwar keine Zahlen, aber wir konnten ja auch in der letzten Landtagssitzung ausführlich darüber hören und besprechen, wie viele Kinder das betrifft. Es leben mittlerweile in Wien 40 Prozent aller SozialhilfebezieherInnen Österreichs – und, meine Damen und Herren, das ist eine Schande für eine Weltstadt wie Wien. Und da hilft auch der hundertste Verweis auf die Mercer-Studie nichts - das haben wir ja auch schon hier diskutiert -, wo nicht sozial schwache Wienerinnen und Wiener befragt wurden, sondern ManagerInnen.

Meine Damen und Herren! Wir können diese Gesamtausgaben für Sozialhilfe auch im Detail betrachten: Die Ausgaben zur ärztlichen Betreuung betragen 12,7 Millionen EUR. Und bei den Kosten für die Refundierungen an die Wiener Linien für den Mobilpass hat man sich um 2,2 Millionen EUR verschätzt. 

Aber die medial mehrfach angepriesenen Aktionen für die SozialhilfebezieherInnen, Gratisfernwärme, Kühlschranktauschaktion, Steckdosenleisten und so weiter, haben Mehrausgaben von 5,7 Millionen EUR verursacht.

Frau Stadträtin, hören Sie bitte auf, SozialhilfebezieherInnen für Ihre PR-Kampagnen vor die Kameras zu zerren! Es ist einfach unerträglich, sich für jahrelange Untätigkeit auch noch auf Kosten der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler feiern zu lassen.

Zum jährlichen Ritual, könnte man fast schon sagen, das die Wiener SPÖ im Sozialbereich vollzieht, gehört auch das Verschweigen von unangenehmen Wahrheiten der Sozialhilfe. Denn für die ernorme Steigerung der Ausgaben bei der Hilfe zur Sicherung des Lebensunterhaltes und bei den Hilfen in besonderen Lebenslagen liefert die Stadtregierung in den Unterlagen zum Rechnungsabschluss keine Erklärung. Scheinbar agiert die Stadtregierung unter dem Motto „Besser nichts sagen, vielleicht vergisst dann die Opposition auf die Kritik in diesem Bereich." – Nein, meine Damen und Herren, und nein, Frau Stadträtin, wir vergessen nicht darauf, auch in diesem Bereich Ihre jahrelangen Versäumnisse aufzuzeigen! Die horrende Zahl an SozialhilfebezieherInnen in Wien ist der schlagende Beweis für verfehlte Bildungs-, Wirtschafts- und Integrationspolitik der letzten Jahre! (Beifall bei der ÖVP.)
Damit komme ich gleich zum zweiten Kritikpunkt, zum Fonds Soziales Wien. Aber ich möchte nicht verabsäumen, dem Geschäftsführer Hacker zu seinem heutigen Geburtstag auch zu gratulieren, auch von meiner Fraktion. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) – Auch von der FPÖ-Fraktion, wie ich sehe.

Was wir beim Fonds Soziales Wien Jahr für Jahr an Beschönigung erleben, spottet jeder Beschreibung. Meine Damen und Herren, der FSW wird zu zwei Drittel aus der direkten Dotation der Stadt Wien finanziert. Das sind 2009 sage und schreibe 645 Millionen EUR gewesen. Aber was mit dieser Rekordsumme von 645 Millionen EUR geschehen ist, erfahren wir von der Opposition, wie jedes Jahr, stets in letzter Sekunde, nämlich einen Tag vor der Rechnungsabschlussdebatte. Selbst an diesen Unterlagen kann man nicht wirklich viel ausmachen, weil das sind stolze zwei A4-Seiten, auf denen diese Zahlen aufgelistet sind. Die Ausgaben für ambulante und stationäre Pflege, um nur ein Beispiel zu nennen, werden nicht aufgeschlüsselt.

Ich bringe daher seitens meiner Fraktion einen Antrag ein, den wir schon einmal gestellt haben. Vielleicht findet er diesmal Ihre Zustimmung, und zwar betreffend Erstellung eines umfassenden Finanzplanes des FSW. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich gebe dann die Anträge gesammelt ab.

In der Drogenpolitik erfahren wir auch hier eine ständige Politik des Drüberfahrens, und das von Jahr zu Jahr. Ich denke hier an einige Bereiche, zum Beispiel an die Auflösung des Stützpunktes für die SozialarbeiterInnen am Karlsplatz. Wir haben hier vom GR Wagner gehört, dass die SozialarbeiterInnen nicht abgezogen werden. Aber der Großteil übersiedelt in das Ausweichquartier, das heute schon besprochen wurde, in das „TaBeNo" am Wiedner Gürtel. (GR Kurt Wagner schüttelt den Kopf.) – Herr Kollege Wagner, Sie schütteln den Kopf, aber Sie waren selbst im Drogenbeirat dabei! Die Bezirksvorsteherin wurde vor vollendete Tatsachen gestellt. (GR Kurt Wagner: Das ist ja gar nicht wahr!) Das Gremium des Drogenbeirates wurde überhaupt erst informiert, als man über dieses Vorhaben in der Zeitung gelesen hat. (GR Kurt Wagner: Nein, das stimmt nicht!) – Das stimmt sehr wohl! (GR Kurt Wagner: Das stimmt nicht!) – Herr Gemeinderat, dann kommen Sie bitte hier heraus und beweisen das Gegenteil! (GR Kurt Wagner: Was soll ich Ihnen beweisen? Ich sage Ihnen nur, dass das nicht stimmt!) 

Ich lese Ihnen die Meldung vor: „Wiens Einrichtung für Drogensüchtige platzt aus allen Nähten. Auf Initiative des Drogenkoordinators Michael Dressel eröffnet im Sommer am Wiedner Gürtel beim ehemaligen Südbahnhof eine neue Einrichtung für Suchtkranke. Die Mitglieder des Drogenbeirates wurden am 22. Februar davon in Kenntnis gesetzt, dass dieses Ausweichquartier plötzlich benötigt wird." – Meine Damen und Herren, vom 18. bis 22. Februar – das kann sich jeder ausrechnen – ist einige Zeit vergangen, in der das zuständige Gremium des Drogenbeirats nicht informiert war. Die Bezirksvorsteherin, wie gesagt, hat auch erst davon gehört, als das „TaBeNo" bereits fix war. Das heißt, da können Sie nicht wirklich sagen, das zuständige Gremium wurde rechtzeitig informiert. Ich werde dann ein Zitat von StRin Wehsely bringen, die behauptet, das Drogengremium ist der Beirat von ExpertInnen. (GR Kurt Wagner: Frau Kollegin, die Frau Bezirksvorsteherin hat es bereits vor der Drogenbeiratssitzung gewusst!) – Das stimmt, vor der Drogenbeiratssitzung, aber nachdem das in der Zeitung gestanden ist! Herr GR Wagner, Sie können es hier abstreiten, aber es ist alles in offiziellen Protokollen des Wiener Drogenbeirates nachzulesen und unschwer zu finden! (GR Kurt Wagner: Das war keine Drogenbeiratssitzung, Frau Kollegin! Ich weiß nicht, was Sie immer von der Drogenbeiratssitzung reden! Die Frau Vorsteherin wurde vorher informiert!) – Im Drogenbeirat wurden wir informiert! Das zuständige Gremium ist der Drogenbeirat und im Drogenbeirat wurden wir nach der Zeitungsmeldung darüber informiert! Ganz sicher! (GR Kurt Wagner: Nein!) Aber das macht nichts! (GR Kurt Wagner: Das macht schon etwas, weil Sie behaupten, wir haben die Frau Bezirksvorsteherin erst nach der Drogenbeiratssitzung informiert!) – Wir können dann die Protokolle austauschen. Möglicherweise steht in Ihrem Protokoll etwas anderes als in meinem. (GR Kurt Wagner: Sie hat es schon vorher gewusst!) Die Frau Bezirksvorsteherin hat es vorher gewusst, das zuständige Gremium hat es nachher erfahren. Auch die Bezirksvorsteherin wurde vor vollendete Tatsachen gestellt. Wir werden uns hier nicht einigen, aber das macht nichts. Wir können dann die Protokolle austauschen oder es auch nachlesen.

Es ist eigentlich eine Spezialität des Wiener Drogenkoordinators Michael Dressel, das Beratungsgremium des Drogenbeirats einfach links liegen zu lassen. Ich denke nur an eine Pressekonferenz vom 4. Dezember 2008, wo der Drogenkoordinator den Journalisten gegenüber einen Satz von sich gab, den ich zitieren möchte: „Wenn sie wollen, zeige ich ihnen auch die Liste der Mitglieder des Drogenbeirates, dem wir diese Unterlagen morgen vorlegen werden." – Meine Damen und Herren, was bedeutet das in der Realität? Es werden Journalisten zu einer Pressekonferenz eingeladen, die über die Drogenpolitik der SPÖ Auskunft erlangen, ohne dass es das zuständige Gremium vorher erfährt, schon gar nicht diskutiert. 

Ich kann Ihnen noch ein Beispiel bringen, auch wenn Sie es nicht gerne hören. Denn über die Qualität der Gesprächskultur im Drogenbeirat ließe sich hier stundenlang sprechen. Das aktuelle Beispiel, das ich Ihnen nicht vorenthalten möchte, ist die Schließung des Sozialarbeiterstützpunktes am Karlsplatz. (GR Kurt Wagner: Frau Kollegin, da haben sie auch nicht recht! Da übersiedelt niemand ins „TaBeNo", die bleiben alle 15 dort!) Ich darf Ihnen jetzt einen Brief zitieren, der Sie vielleicht interessiert. Wir hatten Gelegenheit, diesen auch im Drogenbeirat zu hören. Da ging es sozusagen um den Treffpunkt für suchtkranke Menschen am Karlsplatz. Im Zuge des Umbaus war es eben notwendig, dass die drogenkranken Menschen von dort sozusagen absiedeln und auch der Spritzentausch abgesiedelt wird. Es gab massive Bedenken der SozialarbeiterInnen vor Ort, aber diese hat man sofort ignoriert. Mehr noch, konstruktive Kritik wurde seitens des Stadtratsbüros unterdrückt, denn die BetriebsrätInnen, und das wissen Sie genau, Herr Kollege, haben am 3. Mai 2010 in einer schriftlichen Stellungnahme ... (GR Kurt Wagner: Frau Kollegin, das stimmt auch nicht! Das haben Sie uns auch schon erzählt!) – Herr Wagner, lassen Sie mich bitte einmal ausreden! (GR Kurt Wagner: Es hat keine Betriebsratssitzung stattgefunden!) Ich bin am Wort und es hat mit Gesprächskultur, nicht nur im Drogenbeirat, sondern auch in diesem Hause zu tun, dass man jene Personen, die am Rednerpult stehen, ausreden lässt! (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Sie können nicht vom Betriebsrat sprechen, es waren nur einzelne Personen!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte keine Zwiegespräche!

GRin Karin Praniess-Kastner (fortsetzend): Die Gesprächskultur im Drogenbeirat unterscheidet sich also nicht zur Gesprächskultur in diesem Hause. Aber die Öffentlichkeit kann sich ein Bild davon machen, wie hier umgegangen wird, wenn konstruktive Kritik geübt wird. (GR Kurt Wagner: Was heißt, konstruktive Kritik?) Diese gibt es, weil die SozialarbeiterInnen haben einen Brief an die Stadträtin geschrieben. (GR Kurt Wagner: Das waren nicht die SozialarbeiterInnen! Das waren einzelne Personen, Frau Kollegin!) – Das waren die BetriebsrätInnen. (GR Kurt Wagner: Das waren einzelne Personen, Frau Kollegin!) Das waren nicht einzelne Betriebsrätinnen, Herr Kollege! Das waren die Betriebsratsvorsitzenden der Drogeneinrichtungen. (GR Kurt Wagner: Das ist ein Kollegialorgan, sollten Sie das nicht wissen!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte keine Zwiegespräche! Kollegin Praniess-Kastner, lassen Sie sich nicht stören. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das ist unglaublich!)
GRin Karin Praniess-Kastner (fortsetzend): Danke, Herr Kollege! (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Der Kollege Dressel hat Ihnen das im Drogenbeirat beantwortet!)
Frau Vorsitzende, vielleicht könnten Sie mir dann noch Redezeit zur Verfügung stellen, weil ich mich mit dieser Störung leider nicht konzentrieren kann, um dem Kollegen Wagner das vorzulesen, was die Betriebsratsvorsitzenden urgiert haben.

Die Betriebsratsvorsitzenden haben massive Bedenken gegen die Absiedelung der SozialarbeiterInnen am Karlsplatz geäußert, auch gegen die Verlegung des Spritzentausches. Und was ist passiert? Die Frau Stadträtin hat in einem Brief an die Betriebsratsvorsitzenden, in dem sie Stellung bezogen hat, gemeint, und da müssen Sie jetzt zuhören, meine Damen und Herren, weil das ist wirklich sehr spannend, wie hier in der Stadt mit legitimiert gewählten Betriebsratsvorsitzenden umgegangen wird: „Abschließend bedanke ich mich für Ihr Engagement in dieser Sache, verweise aber insbesondere auf die Erledigungen Ihrer Aufgaben als BetriebsrätInnen im Sinne des Arbeitsverfassungsgesetzes." – Meine Damen und Herren, so etwas habe ich noch nicht erlebt! Man richtet hier Betriebsratsvorsitzenden aus, den Mund zu halten und hat ihre Qualifikation, zu diesem Thema überhaupt Stellung nehmen zu dürfen, abqualifiziert! (Beifall bei der ÖVP)

Es wurde dann natürlich gesagt, dass ein Betriebsratsvorsitzender seine Kritik zurückgenommen hat. Aber, meine Damen und Herren, davon können Sie sich selbst ein Bild machen und ausrechnen, weshalb das passiert ist.

Meine Damen und Herren, ich möchte natürlich auch nicht verabsäumen, auf Menschen mit Behinderung zu sprechen zu kommen. Zum Beispiel ist die UN-Konvention, die wir bereits 2003 ratifiziert haben, noch immer nicht umgesetzt. Beim Chancengleichheitsgesetz, beim Antidiskriminierungsgesetz, hat es sechs Jahre lang gedauert. So lange hat sich die verantwortliche StRin Sandra Frauenberger davor gedrückt, muss man sagen, oder es vor sich hergeschoben, behinderte Menschen hier aufnehmen zu wollen. Aber es fehlt auch leider die Umsetzung der UN-Konvention in allen Gesetzen in Wien. Ich möchte Ihnen jetzt nicht noch einmal sagen, welche Kritikpunkte es am vorgelegten Chancengleichheitsgesetz nicht nur von mir, sondern auch von Seiten der behinderten Menschen, gibt. 

Ich sehe das rote Lämpchen, aber vielleicht gibt mir die Vorsitzende noch zwei Minuten dazu. 

Ganz kurz komme ich noch darauf zu sprechen, es gibt eine Missachtung der Behindertenkonvention. Daher stelle ich gemeinsam mit meinen KollegInnen den Antrag, dass bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten zur Durchführung dieses Übereinkommens und anderen Entscheidungsprozessen in Fragen, die Menschen mit Behinderung betreffen, ja, enge Konsultationen, vor allem für die Erstellung der Richtlinien mit der Interessenvertretung behinderter Menschen aufzunehmen sind. Wir fordern einen Wiener Aktionsplan zur Überwachung der UN-Konvention.

Ein kurzes Thema noch, das hier in diesem Haus anzusprechen, auch nicht sehr beliebt ist: Es gibt leider noch – apropos Modernisierung – die große Einrichtung des Therapiezentrums Ybbs, das leider im Chancengleichheitsgesetz nicht Schritt gehalten hat. Hier hält die Stadtregierung an einer Form einer inadäquaten Unterbringung für Menschen mit Behinderung fest. Ich möchte Ihnen nicht vorenthalten, dass auch der Primar gemeint hat, es ist nicht mehr zeitgemäß. Er musste dann zurückrudern. Aber meine Damen und Herren, wenn in diesem Haus von Chancengleichheit und Paradigmenwechsel in der Politik für Menschen mit Behinderung gesprochen wird, muss es auch einmal mehr wahr werden. Diesen Worten müssen auch Taten folgen. Es muss einmal mehr wahr werden, dass ein adäquates Betreuungskonzept für diese Menschen, die derzeit noch in Ybbs leben, gewährleistet wird.

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): So, bitte Ihren Schlusssatz.

GRin Karin Praniess-Kastner (fortsetzend): In diesem Sinne bringe ich meinen letzten Antrag ein. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Dr Laschan. Ich erteile es ihr. 

17.14.41

†GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn vor Wahlen zum Beispiel in der Ärzte- und Ärztinnenzeitung in Wien gefragt wird, welche Programme die einzelnen Parteien zum Thema Gesundheit vertreten, dann wird man meistens von allen das Gleiche lesen, nämlich: keine Zwei-Klassen-Medizin, die Patientinnen und Patienten müssen im Mittelpunkt stehen und so weiter und so fort. Bei Umfragen über die Wichtigkeit von Dingen im persönlichen Leben steht die Gesundheit ganz oben. Mit anderen Worten, die Gesundheit betrifft und berührt alle Menschen essenziell. 

Auf der anderen Seite ist das Gesundheitswesen aber in den Themenfeldern so vielschichtig, sehr kompliziert in den Finanzierungsströmen und von Partikularinteressen durchwachsen wie kaum ein anderer Politikbereich. Politische Aussagen in der Gesundheitspolitik sind daher meist sehr allgemein gehalten und meistens auch verzichtbar. Ich halte es aber für sehr wichtig, die unterschiedlichen politischen Zugänge zum Gesundheitswesen darzustellen. Die Sozialdemokratie steht jedenfalls zur öffentlichen Verantwortung im Gesundheitswesen. Wir haben heute auch einen diesbezüglichen Antrag eingebracht. 

Mit diesem Thema kommen wir wieder einmal zur Individualismusdebatte. Der Gesundheitszustand eines Menschen hängt nämlich nur zu einem ganz kleinen Teil von seinem individuellen Lebensstil ab. Den größten Einfluss haben der sozioökonomische Status und das Gesundheitswesen, in dem dieser Mensch lebt. Das heißt, der eher konservative Ansatz, aus der Eigenverantwortung eine individuelle Schuld am Kranksein abzuleiten und daher auch die Kosten zu individualisieren, ist nicht nur inhuman, sondern schlichtweg falsch. Das Gesundheitswesen ist eine öffentliche Aufgabe. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich habe mich dafür entschieden, in meinem heutigen Debattenbeitrag zum Rechnungsabschluss die gesamte Zeit der Frauengesundheit zu widmen. Es ist oft so, dass die Frauenthemen bei den anderen Themen einfließen. Heute mache ich es einfach umgekehrt. Wir haben ein Frauenthema als Hauptthema und die anderen Themen fließen ein. Ein Grund dafür ist, dass das Wiener Programm für Frauengesundheit 2009 sein zehnjähriges Jubiläum gefeiert hat. Vor zehn Jahren war das Wort Gender-Medizin in den medizinischen Fachzeitschriften nicht vorhanden, schon gar nicht im medizinischen Alltag. 

Das Frauengesundheitsprogramm hat zum Inhalt und Ziel seiner Arbeit die Unterschiede und die unterschiedlichen Bedürfnisse von Männern und Frauen in Bezug auf Gesundheit und Krankheit zu identifizieren und Maßnahmen zur Gleichstellung von Frauen und Männern im Gesundheitswesen einzuleiten. Ein konkretes Beispiel aus der Kardiologie: Bezüglich der Risikofaktoren, der Symptomatik, der Diagnostik und der Therapie von Herzerkrankungen weiß man heute, dass es zahlreiche Unterschiede zwischen Männern und Frauen gibt. Aus der Unkenntnis dieser Unterschiede wird die koronare Herzkrankheit, also die chronische Verengung der Herzkrankgefäße, die schlussendlich zum Herzinfarkt führt, bei Frauen oft viel später als bei Männern erkannt. Nur durch das Bewusstmachen dieser Unterschiede kann eine suffiziente Behandlung von Frauen bezüglich Herzerkrankungen erreicht werden. Dazu gibt es viele Beispiele aus allen Feldern und Fachgebieten der Medizin. 

Die Wiener Gesundheitsbeauftragte, Frau Dr Beate Wimmer-Puchinger, ist von Beginn an mit dem Frauengesundheitsprogramm untrennbar verbunden, weil sie es nämlich betreibt, weil sie es vorbereitet hat, weil sie es gegründet hat und weil sie es mit Inhalt gefüllt hat. Sie hat die Schlüsseleigenschaften, die für eine solche Funktion notwendig sind, die fachliche Kompetenz, die ihr große internationale wissenschaftliche Anerkennung verschafft, die Erfahrung, gepaart mit Freude am Neuen und ein Durchsetzungsvermögen, das zur Realisierung hunderter Projekte geführt hat. Ich gratuliere ganz herzlich zur hohen Auszeichnung, die du in den vergangenen Tagen für deine Tätigkeit für die Stadt Wien überreicht bekommen hast! (Beifall bei der SPÖ.)
Das ursprünglich rot-grüne Projekt zur Vorsorgeuntersuchung für türkische Frauen in der Gesundheitsuntersuchungsstelle der MA 15 in der Sorbeitgasse im 15. Bezirk ist mittlerweile in den Regelbetrieb übergegangen. Die Teilnahme an den Vorsorgeuntersuchungen korreliert nämlich mit dem sozioökonomischen Status. In Haushalten mit niedrigen Einkommen und mit niedriger Bildung wird Gesundheitsvorsorge am wenigsten in Anspruch genommen. Bei migrantischen Haushalten kommt noch die Sprachbarriere dazu. Das führt dazu, dass Gesundheitsleistungen nicht dort ankommen, wo sie sollten, dass Krankheiten zu spät oder gar nicht erkannt werden. Der überwiegende Teil der am Projekt beteiligten Frauen hat noch nie an einer Vorsorgeuntersuchung teilgenommen, was uns recht gibt, dass wir das Projekt durchgeführt haben. Es wurde die Zielgruppe, die wir erreichen wollten, auch erreicht. Durch muttersprachliche, medizinisch qualifizierte Beratung, ergänzt durch zusätzliche psychosoziale Beratung, hat das Projekt eine hohe Akzeptanz erlangt und das Gesundheitsbewusstsein wurde verbessert. 

Ziel eines Gesundheitswesens kann nämlich nicht sein, Leistungen im Internet anzubieten und zu warten, ob sie jemand in Anspruch nimmt und wenn nicht, dann ist er selbst schuld. Ziel eines sozialen Gesundheitswesens muss sein, die Leistungen an jene Menschen heranzubringen, die sie am nötigsten brauchen, an diejenigen, denen das Wissen, die Bildung, das Gesundheitsbewusstsein und das Geld fehlt, besonders an die Frauen. 

Die besondere Herausforderung diesbezüglich ist die Niederschwelligkeit. Niederschwelligkeit heißt nicht, dass man Einladungen vor U-Bahn-Stationen austeilt, sondern Niederschwelligkeit heißt, die Vermittlung von Inhalten über vertraute Strukturen. (Beifall bei der SPÖ.)
Essstörungen betreffen mehrheitlich das weibliche Geschlecht. Mitursache ist das Körperideal, das durch Werbung und Bekleidungsindustrie vermittelt wird und fern jeder Realität ist. Beate Wimmer-Puchinger hat es geschafft, eine aus allen Bereichen prominent besetzte Initiative gegen ungesunde Schlankheitsideale zu gründen und damit ein Bewusstsein für ein gesundes Frauenbild in der Öffentlichkeit zu schaffen. „Nach Herzenslust - leichter leben" ist das Adipositas-Programm des FEM Süd, das das Essverhalten nachhaltig ändern, zu gesunder Bewegung animieren und psychosozialen Faktoren auf den Grund gehen soll. Hier ist anzumerken, dass die Nahrungsmittelindustrie natürlich auch ihren Beitrag zur ungesunden Ernährung liefert. Durch ungebremste Profitgier werden Lebensmittel produziert, die per se ungesund sind, durch ihre Zusammensetzung und Zusatzstoffe weiteren Heißhunger erzeugen und die ungesunde Lebensweise unterstützen. 

Unter dem Titel „Alter ist weiblich" gibt es regelmäßige Vernetzungstreffen mit den relevanten Einrichtungen in Wien, um frauenspezifische Bedürfnisse und Lösungsvorschläge zu diskutieren und umzusetzen. Ältere Frauen sind oft entweder selbst chronisch krank oder sie betreuen und pflegen den Lebenspartner. Im Rahmen der Umsetzung des Geriatriekonzepts kann bereits im Herbst ein neues Pflegewohnhaus besiedelt werden. Ein weiteres wird demnächst übergeben. Der Kollege Wagner hat das hier schon ausgeführt. 

Mir ist wichtig, dass hier die Kombination aus gepflegt zu werden, zu wohnen und medizinisch betreut zu werden für Menschen, die pflegebedürftig sind, garantiert wird. Medizinisch betreut zu werden, ist eine große Qualität, die keine Selbstverständlichkeit ist, wenn man sich die übrigen Bundesländer ansieht. Eine durchgehende medizinische Betreuung ist nämlich deswegen so wichtig, weil dadurch unnötige und vor allem die älteren Menschen belastenden Spitalstransporte vermieden werden können. 

Das Wiener Frauengesundheitsprogramm macht Projekte, Informationsbroschüren, Kongresse, Kampagnen, Vorsorge, Gesundheitsförderung, Weiterbildung und vor allem die wichtige Bewusstseinsbildung. Wenn man sich die Wortmeldungen mancher Politiker anhört – ich sage jetzt automatisch und selbstverständlich die männliche Form, weil es meistens Männer sind –, zeigt sich, dass oft noch nicht einmal durchgedrungen ist, dass es auch Ärztinnen und Patientinnen und Stadträtinnen gibt. Da dürfen wir uns nicht erwarten, dass der Sinn von Gender-Medizin verstanden wird. 

Brustkrebs ist die häufigste Krebsneuerkrankung und Ursache der Krebssterblichkeit bei Frauen. Die Mammographie ist derzeit die sicherste Methode zur Brustkrebsfrüherkennung. Da Brustkrebs durch das vermehrte Screening häufiger und früher erkannt wird, lässt sich ein Rückgang der Sterblichkeit europaweit überall dort, wo Screening-Programme laufen, beobachten. In Wien wurde bereits vor vielen Jahren – vor ungefähr zehn Jahren – ein Mammographie-Screening durchgeführt und implementiert. Die Erfahrungen aus diesem Screening sind nun in ein neues Projekt für 50- bis 69-jährige Frauen aus dem 15., 16. und 17. Bezirk eingeflossen. Dadurch ist in diesen Bezirken die Mammographierate um 23 Prozent gesteigert worden. Die Untersuchungen wurden nach höchsten Qualitätsstandards durchgeführt. Ebenso die weitere Diagnostik bei suspekten Befunden, weil es dann ja weitergeht, wenn man eine Diagnose erfährt. Da haben wir in Wien eine große Anzahl an Kompetenzzentren für Brustkrebs, die hoch professionell in enger Zusammenarbeit zwischen Radiologie, Chirurgie, Gynäkologie und Onkologie die Frauen durch die Operation und die Chemotherapie zur Heilung führen. 

Die enge Zusammenarbeit ist oft das große Problem im Gesundheitswesen. In Wien ist es gelungen, alle an einem Tisch zu versammeln und eine Gesamtgesundheitsplanung durchzuführen. Das Land Wien, die Wiener Gebietskrankenkasse und die Ärztekammer haben gemeinsam mit vielen anderen, die im Gesundheitswesen tätig sind, auf Grund der aktuellen Gesundheitsdaten und Gesundheitsprognosen den Regionalen Strukturplan Gesundheit vorgelegt. Dieser legt fest, welche intramuralen und extramuralen Leistungen in den nächsten Jahren und welche Infrastruktur an den Nahtstellen anzustreben sind, um eine optimale Versorgungsqualität für die Patientinnen und Patienten zu garantieren. 

Mich wundert, dass die ÖVP, die in diesem Gremium auch vertreten ist und daher den RSG kennen müsste, obwohl sie nicht zugestimmt hat, wider besseres Wissen Zetteln plakatiert, auf denen vor Spitalsschließungen durch die SPÖ gewarnt wird. Das ist die billigste Polemik und ein problematischer Umgang mit der Wahrheit, nur um sich Wahlkampfvorteile zu erhoffen! Ich kann das nur darauf zurückführen, dass die ÖVP sonst offensichtlich nichts zu bieten hat! 

Ich möchte in diesem Zusammenhang nur ein Wort zur Mindestsicherung sagen: Die Mindestsicherung ist in Wien beschlossen. Damit sind wir das einzige Bundesland. Ab September geht es los. Bitte überlegen Sie, wer die Mindestsicherung bis vor Kurzem blockiert hat! Wer waren die Blockierer in der Bundesregierung? Es war die ÖVP! Die ÖVP hat die Mindestsicherung blockiert und stellt sich hier hin und gibt sich sozial! (GR Robert Parzer: Das stimmt nicht!) Wir arbeiten konstruktiv an der Weiterentwicklung des Wiener Gesundheits- und Sozialwesens nach den sozialdemokratischen Grundsätzen, nämlich Chancengleichheit, Solidarität und Gerechtigkeit! (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist mir ein großes Anliegen, das in diesem Zusammenhang zu sagen. Ich persönlich werde mit Blick nach vorne und mit konstruktiver Aktivität gemeinsam mit meinen Kolleginnen und Kollegen (Die Rednerin vollendet ihren Satz im Abgehen vom Rednerpult:) und Genossinnen und Genossen hier weiterarbeiten! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Es wären noch neun Sekunden gewesen. (GRin Dr Claudia Laschan: Ich halte mich an die Redezeit.) Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr. 

17.29.47

†GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Das war jetzt ein bisschen ein überraschender Abgang von der Kollegin Laschan. 

Ich möchte ein Thema aufgreifen, das sie in ihrer Rede auch erwähnt hat. Das war das Thema „Junge Frauen und ihr Körperbewusstsein" beziehungsweise „Die Darstellung von Weiblichkeit in den Medien" und der Umgang von jungen Frauen mit diesem Thema und wie sehr hier auch junge Frauen gefährdet sind, in Essstörungen zu verfallen. 

Ich halte dieses Projekt für eines der wesentlichsten Projekte, die hier durchgeführt werden.

Ich möchte aber schon auch noch thematisieren, dass man das Thema Burschen, das in diesem Themenbereich auch ein sehr wesentliches ist und gesellschaftspolitisch nicht so akzeptiert ist, wie das, dass junge Mädchen in diese Schönheitswahnkiste hineinkippen, nicht aus den Augen verlieren sollte. Denn es gibt immer mehr junge Männer, die ebenso mit ihrem Körperbewusstsein ein Problem haben beziehungsweise nicht zurande kommen und oft auch nicht wissen, wie sie damit umgehen können. Vor allem im Freundeskreis ist das ein Thema, das unter jungen Männern nicht so häufig diskutiert wird wie unter jungen Frauen. 

Es war über die Medien ein bisschen der Schlagabtausch bezüglich Kindergesundheit zu verfolgen, ob die Kollegin Korosec recht hat mit ihrer Presseaussendung, die sie gemacht hat. Darauf ist von der SPÖ reagiert worden. Ich glaube, dass wir uns das Thema Kindergesundheit und Gesundheit von Jugendlichen ernsthaft und in Ruhe ansehen und vielleicht unaufgeregt abseits von Wahlkämpfen debattieren, sich wirklich zusammensetzen und überlegen sollten, wo man wirklich ansetzen kann, wo man Maßnahmen setzen kann, damit die Programme, die Angebote auch wirklich an die Kinder und an die jungen Menschen herankommen. Denn ich glaube, dass wir uns hier in eine Richtung bewegen, die vielleicht noch zu ändern und auch abzustoppen wäre, wenn wir frühzeitig beginnen würden, Kinder und Jugendliche zu sensibilisieren, nicht nur, was gesundes Essen anbelangt, das wir in den Kindergärten und in den Schulen auch haben, sondern was ihnen überhaupt gesunde Lebensweise beziehungsweise andere Möglichkeiten, als verstärkt Medikamente zu nehmen, bringen würden und dass wir hier vielleicht auch eine Diskussion oder eine Arbeitsgruppe oder was auch immer ins Leben rufen, um das unaufgeregt, aber ernsthaft zu diskutieren. Ich glaube, dass wir hier noch einiges zu tun haben. 

Ich möchte auch zu einem Teil des Gender Budgetings, das die MA 40 betrifft, zu sprechen kommen. Dazu habe ich eigentlich nur eine Frage, ob ich die Zahlen richtig verstanden habe. Es steht nämlich bei der MA 40: „Analyse der Geschlechterverteilung der MobilpassnutzerInnen", und dann ist eine Aufteilung von 55 Prozent Frauen, 45 Prozent Männern angeführt und aufgelistet, welche Kooperationen mit den Volkshochschulen, welche Kooperation mit Wien Energie bezüglich Tausch von alten Kühlschränken durchgeführt wurden und wie viele Menschen das in Anspruch genommen haben. Mich würde interessieren, ob sich diese 55 Prozent Frauen, 45 Prozent Männer auch auf diese beiden Kooperationen beziehen oder ob es hierzu andere Zahlen gibt. 

Es ist hier bei dem einen Projekt angeführt, dass es 2010 fortgesetzt wird. Die Frage ist: Wird es das auch 2011 geben? Weil ich glaube, dass das ein sehr wesentlicher Teil dieses Projektes ist, dass man Menschen, die MobilpassbesitzerInnen sind, an Bildungsangebote heranführt und Ihnen vielleicht weitere Zukunftschancen eröffnet, wenn das in Kooperation mit den Volkshochschulen ausgebaut wird. 

Ich möchte zu den Anträgen kommen, die der Kollege StR Ellensohn schon ausgeführt hat:

Der erste ist der Antrag bezüglich konkrete Angebote für Kinder in armutsgefährdeten und armen Haushalten. Wir haben das schon in den letzten Sitzungen ausführlich unter dem Titel „Kinderarmut" diskutiert. Ich glaube, dass die SPÖ diesem Antrag jetzt vielleicht doch zustimmen kann. Der Antrag lautet: 

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales, Mag Sonja Wehsely, wird ersucht, Vorschläge zur Halbierung der Kinderarmut in Wien bis 2015 vorzulegen. 

Hier beantrage ich die sofortige Abstimmung.“ 

Der zweite Antrag, der auch schon vom Kollegen Ellensohn ausgeführt wurde, ist bezüglich der Resolution, die der Berufsverband der SozialarbeiterInnen verfasst hat, wo sich die SozialarbeiterInnen sehr konkret und sehr gezielt mit der Arbeitssituation in den Sozialzentren auseinandergesetzt haben, sich, wie ich finde, auf eine sehr positive und konstruktive Art mit der momentanen Situation in den Sozialämtern und Sozialzentren auseinandersetzen, darauf hinweisen, wo sie sehen, dass es Probleme gibt, dass man Klientinnen und Klienten zum Teil nicht per Telefon erreichen kann, weil sie einfach kein Telefon haben und somit auch nicht zurückgerufen werden können, dass es durch die Öffnungszeiten des Journaldienstes bis 11 Uhr auch zu Situationen kommt, wo dann KlientInnen vor der Tür stehen und dann quasi nicht mehr hineinkommen, weil die Öffnungszeiten eben so geregelt sind und es auch keine Zugangsmöglichkeit nach diesen Zeiten gibt, dass vielleicht die Trennung der Arbeitsbereiche, nämlich Beratung, Betreuung und Prävention, aber auch die Verwaltung von Geldaushilfen noch einmal angeschaut werden sollte, um wirklich das Beste für die Klienten und Klientinnen zu erreichen. Ich stelle deswegen folgenden Beschlussantrag: 

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales wird ersucht, innerhalb der Sozialzentren der MA 40 eine klare Trennung zwischen Sozialarbeit und Verwaltung der Geldaushilfen durchzuführen und den Tätigkeitsbereich der Sozialarbeit klar mit Beratung, Betreuung und Prävention zu definieren. 

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung.“ 

Zum nächsten Antrag, nämlich den Rückstandszählungen bei Anträgen im Rahmen des Wiener Sozialhilfegesetzes: Dass es zu einem Anstieg der Sozialhilfe gekommen ist, wurde schon ausgeführt. Wir glauben, dass es notwendig ist, zu erfassen, wie die Antragsbearbeitung vonstatten geht beziehungsweise wie viele Rückstände es gibt, um dann, wenn die Mindestsicherung eingeführt wird, wirklich tagesaktuell auf Anträge reagieren zu können. Ich stelle deswegen folgenden Beschlussantrag: 

„Die Frau amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales wird ersucht, eine Rückstandszählung betreffend unbearbeiteter Anträge im Rahmen des Wiener Sozialhilfegesetzes, gegliedert nach Sozialzentrum, durchzuführen und die Ergebnisse bis 31. August 2010 zu veröffentlichen. 

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ 

Zum letzten Antrag, den der Kollege Ellensohn schon ausgeführt hat, nämlich die MitarbeiterInnenbefragung der MA 40 betreffend: Hier beantragen wir, die Ergebnisse der im April 2010 durchgeführten MitarbeiterInnenbefragung bis 31. Juli 2010 zu veröffentlichen. - Auch hier beantragen wir die sofortige Abstimmung. 

Ein weiteres Thema, des uns schon in diesem Raum und im Landtag beschäftigt hat, ist das Thema der Spielsucht und des Kleinen Glücksspiels. Ich habe einen Antrag, der sich mit dem Jugendschutz in Automatenlokalen beschäftigt. Diesen hätte ich gern beim StR Oxonitsch eingebracht, nur war dann die Redezeit zu Ende. Deswegen werde ich ihn hier einbringen, weil es auch einen zweiten Antrag von mir, nämlich zur Spielsuchtprävention, gibt. Wir haben dieses Thema schon ausführlich diskutiert. Wir glauben trotzdem, dass wir uns das Thema Spielsucht, die sich in Wien vor allem am Kleinen Glücksspiel und auch bei jungen Menschen unter 18 manifestiert, wirklich anschauen und uns überlegen sollten, wie wir mit Therapien und Spielsuchtprävention umgehen können. Es gibt Vorbilder, es gibt Möglichkeiten, hier aktiv zu werden und nicht nur sehenden Auges in eine Generation hineinzulaufen, die vielleicht stark gefährdet ist, in eine Spielsucht zu verfallen, die dann unendlich viele Kosten und Leid für alle Betroffenen und die Familien nach sich zieht. Deswegen stelle ich folgenden Antrag: 

„Der Wiener Gemeinderat beauftragt die zuständigen Mitglieder des Wiener Stadtsenats, bis Ende 2010 ein umfassendes altersgerechtes Konzept für Wien zur Spielsuchtprävention, beginnend mit Pflichtschulalter, vorzulegen. 

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung.“ 

Der nächste Antrag ist jener zum Jugendschutz in Automatenlokalen. Auch das haben wir im Landtag schon sehr heftig diskutiert, wie das jetzt durchgeführt wird, nachdem die Glücksspielnovelle im Nationalrat beschlossen wurde und nunmehr die Stadt Wien am Zug ist, diese umzusetzen. Wir glauben, dass es verstärkte und vielleicht härtere Kontrollen und Überprüfungen der Jugendschutzbestimmungen in den diversen Spiellokalen geben muss, dass wirklich darauf geachtet werden muss, dass die Jugendschutzbestimmungen eingehalten werden, weil wir wissen aus Niederösterreich, dass diese Karte, die es dann gibt, wo das Alter darauf ist, nicht funktioniert, dass es nach wie vor dazu kommt, dass Unter-18-Jährige in diesen Spiellokalen sitzen und dem Kleinen Glücksspiel nachgehen. 

Wir wollen mit diesem Beschlussantrag noch einmal das zuständige Mitglied des Wiener Stadtsenats auffordern, umgehend eine verstärkte Planung und regelmäßige Einhaltung der Jugendschutzbestimmungen in Lokalen mit Glücksspielautomaten einzuleiten und KonzessionsteilnehmerInnen bei nachweislicher mehr als einmaliger Übertretung dieser Bestimmungen die Konzession zu entziehen. Wir wollen natürlich auch wissen, wie diese Überprüfungen abgelaufen sind und beantragen deshalb einen mindestens jährlichen Bericht, wo man anführt, wie es mit der Durchführung und der Ergebnisse dieser Überprüfungen weitergegangen ist. - Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Zum Schluss noch ein Antrag von mir, den ich schon bei der Debatte am letzten Donnerstag bezüglich Antidiskriminierungsgesetz, das beschlossen wurde, angekündigt habe, wo festgehalten wird, dass es einen Etappenplan bezüglich Umgestaltung, Umbauten in öffentlichen Gebäuden geben soll. Im Antidiskriminierungsgesetz ist geregelt, dass es bis 30. Juni 2012 einen solchen Etappenplan geben soll und dann erst damit begonnen wird, die baulichen Barrieren abzubauen. Wir glauben, haben das schon öfters hier gesagt und betont und auch schon früher Anträge dazu eingebracht, dass diese Frist zu lange ist, dass wir hier schon sehr viel früher etwas unternehmen hätten können. Wenn wir uns den Rechnungsabschluss anschauen und danach suchen – ich habe mit dem Kollegen Margulies nach Projekten und Nachweisen gesucht –, wo ein öffentliches Gebäude barrierefrei umgebaut oder irgendetwas adjustiert wurde, ist kein einziges Projekt dazu zu finden. Ich halte das für wirklich katastrophal, denn es gibt unzählige öffentliche Gebäude in Wien, die nicht barrierefrei sind! Deswegen stelle ich folgenden Beschlussantrag: 

„Ein Etappen- und Finanzierungsplan inklusive Auswirkungen auf die Bezirksbudgets zum Abbau baulicher Barrieren bei öffentlichen Gebäuden der Stadt Wien soll bis 30. Juni 2011 gemeinsam mit der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderungen erarbeitet und dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt werden."

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Noch einmal, wirklich ernst gemeint ist das Angebot von unserer Fraktion und auch von mir, dass wir uns zum Thema Kindergesundheit nach den Wahlen –, weil ich glaube, dass es bis zu den Wahlen wahrscheinlich keinen Sinn mehr hat – zusammensetzen und überlegen, ob wir im Bereich der Kindergesundheit auf dem richtigen Weg sind. Es kann auch ein Ergebnis sein, oder ob wir nicht Handlungsbedarf haben, vor allem wenn wir uns ansehen, wie der steigende Medikamentenverbrauch und -gebrauch von Kindern und Jugendlichen mittlerweile zustandekommt und dass Eltern oft mit dieser Situation überfordert sind. Ich hoffe, dieses Angebot wird angenommen und wir werden dann eingeladen. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Am Wort ist die Frau Amtsf StRin Mag Wehsely. – Bitte. 

17.42.47

†Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hohes Haus!

Zunächst einmal Danke für die doch über weite Strecken sachliche Debatte. Ich werde mir erlauben, auf das, was alles schon sachlich über die Aktivitäten der Stadt Wien im Bereich Gesundheit und Soziales im letzten Jahr, insbesondere vom Kollegen Wagner und der Kollegin Laschan, gesagt wurde, nicht einzugehen, um das nicht zu duplizieren, sondern insbesondere auf einige Bereiche einzugehen, wo ich mich manchmal frage, ob manche im falschen Film sind. 

Frau Kollegin Pilz, das, was Sie hier versucht haben, ist das, was man im Strafrecht einen absolut untauglichen Versuch nennt. Dieser Terminus ist nicht etwas, das ich mir jetzt neu ausgedacht habe, sondern es ist so, als ob man mit der Banane in ein Juweliergeschäft geht und sagt: „Vorsicht! Achtung! Hände hoch! Das ist ein Überfall!" Dann könnte es sein, dass der PSD eingeschaltet wird, aber es ist auf jeden Fall nicht so, dass das strafrechtlich relevant ist. Denn wie Sie versucht haben, einen Gegensatz zwischen der Aussage eines Bundespolitikers, und ich zitiere hier wörtlich: „Man möge prüfen, ob alle Standorte von Spitälern mit unter 300 Betten sinnvoll sind.", zu dem, was in Wien stattfindet, zu konstruieren, entbehrt wirklich jeder Grundlage! Das entbehrt deshalb jeder Grundlage, weil nämlich Ihre Partei gemeinsam mit der ÖVP dafür verantwortlich wäre. Sie haben erfreulicherweise nicht die Mehrheit, daher findet das nicht statt. Aber mit Ihrem Stimmverhalten wären Sie dafür verantwortlich, dass es zu keinen Leistungskonzentrationen kommt! Denn der Regionale Strukturplan Gesundheit, der heute schon erwähnt wurde, sieht genau diese Leistungskonzentrationen vor, sieht genau vor, dass alle Standorte ganz genau angeschaut werden und im Sinne der Gesundheitsversorgung der Wienerinnen und Wiener ein Schritt gesetzt worden ist, wo es zu Konzentrationen von Leistungen und auch zu Konzentrationen von Standorten kommt.

Wahr ist vielmehr, weil Sie heute, und das ist ein Wort, das immer sehr gerne von Oppositionsparteien verwendet wird, die Landeskaiser, als die angeführt haben, die generell nichts verändern wollen, ich auf die Entscheidung im Juli des Jahres 2009 verweise und aus der APA zitiere: „Grüner als Zünglein an der Waage. Streitpunkt Schließung der Chirurgie von Bad Aussee und Mürzzuschlag." – Die Stimme des Grünen im Landtag war mit den Stimmen der ÖVP und der Kommunisten ausschlaggebend dafür, dass es im Bundesland Steiermark zu keiner Neustrukturierung und Schwerpunktbildung gekommen ist. Das war nicht der Landeskaiser, sondern da waren die Grünen stark mitbeteiligt. 

Daher würde ich Sie bitten, dass Sie, und das, glaube ich, ist allen zumutbar, einfach die Wahrheit und Realität zur Kenntnis nehmen, dass es in Wien der Fall ist, dass wir daran arbeiten, die Spitalsstruktur so aufzustellen, dass sie auch für die nächsten Jahrzehnte tauglich ist, im Sinne der solidarischen Versorgung für die Wienerinnen und Wiener zur Verfügung steht und dass ein wesentlicher Grundstein dafür im Regionalen Strukturplan Gesundheit gesetzt worden ist, wobei all jenen, die im Gesundheitswesen tätig sind, ganz klar ist, dass der Regionale Strukturplan Gesundheit auch etwas ist, was mit einer laufenden Evaluierung und damit natürlich auch einer weiteren Fortsetzung und Fortführung verbunden ist. 

Sehr geehrte Frau GRin Pilz, das Thema Hera wurde auch schon vom Kollegen Wagner angesprochen. Sie wissen, dass das nicht zu meiner Geschäftsgruppe ressortiert. Ich habe Ihnen schon in der letzten Gemeinderatssitzung gesagt, sie sollten das im Vorstand der Hera einbringen, dem Sie angehören. Ich war nicht mehr zuständig, weder Präsidentin noch Vizepräsidentin, als vorgeschlagen und auch umgesetzt wurde, weil es auch hier wieder nicht auf Ihre Stimme angekommen ist, dass ein großes Gesundheitsförderungs- und Gesundheitsvorsorgezentrum in der Hera gegründet worden ist. Ich glaube, auch im Jahr 2009. Die KollegInnen meiner Fraktion, die im Vorstand sind, nicken. Daher gehe ich davon aus, dass es so ist. Sie haben nicht zugestimmt. (GR Franz Ekkamp: Die GRÜNEN wollten schließen!) Sie stellen sich hier hin und fordern mehr Gesundheitsvorsorge in der Hera. Das wird beschlossen und gemacht. Wer stimmt nicht mit? Das sind Sie! Ich denke, das ist schon ein wesentlicher Punkt, darauf hinzuweisen.

Zum Thema der notwendigen Dezentralisierung in der Psychiatrie haben Sie in mir eine ganz starke Vorkämpferin und Mitkämpferin. Wir werden – Sie wissen das – im Krankenhaus Nord eine Regionalpsychiatrie einrichten. Sie haben eine Supergelegenheit, morgen im Gemeinderat einem weiteren Dezentralisierungsschritt zuzustimmen, indem Sie der Regionalpsychiatrie für den 3. und 11. Bezirk, die an die Rudolfstiftung dazugebaut wird, zustimmen. Ich hoffe, dass sich das Stimmverhalten, das Sie im Gemeinderatsausschuss hatten, das Ihre Stadträtin und Ihr Stadtrat in der Landesregierung hatten, in Ihrer Fraktion mit Ihrer Meinung noch ändert. Dann haben Sie nämlich die Gelegenheit mitzubestimmen, dass das, was Sie hier fordern, passieren soll, indem Sie diesen wesentlichen Schritt diesbezüglich setzen.

Frau Kollegin Korosec, vieles von dem, was Sie gesagt haben, haben Sie, glaube ich, aus der Rede vom letzten Jahr genommen. Mir fällt jetzt relativ wenig ein dazuzusagen, weil ich den Eindruck habe, dass Sie einfach nicht zur Kenntnis nehmen wollen, dass nicht sein kann, was nicht sein darf, weil Sie schlicht und ergreifend Ihre Felle davonschwimmen sehen, wenn Sie sich vor Augen halten, was in den letzten fünf Jahren gerade im Gesundheits- und Sozialbereich in dieser Stadt passiert ist. Sie haben über die letzten zehn Jahre gesprochen, aber ich nehme jetzt gar nicht die letzten zehn Jahre her. 

Ich erwähne hierbei nur die Geriatriereform, wo wir im heurigen Jahr das erste Pflegewohnhaus eröffnen werden – im Jahr 2007 haben wir es beschlossen –, wo wir dem Regionalen Strukturplan Gesundheit, der zu einer wesentlichen Veränderung und Verbesserung und Verdichtung der Spitalslandschaft in dieser Stadt führt, auch ohne Ihre Stimmen beschließen konnten, wo wir das Schulkonzept für die Gesundheits- und Krankenpflegeschulen auf vollkommen neue Beine gestellt haben, wo wir das Dialysezentrum im letzten Jahr eröffnet und damit eine große Herausforderung in das Wiener Gesundheitssystem, die wir für die nächsten Jahrzehnte in dieser Stadt gehabt haben, gelöst haben, wo wir mit der Wiener Gesundheitsförderung eine Einrichtung geschaffen haben, die die wesentlichen Bereiche der Gesundheitsförderung zusammengefasst hat.

Lassen Sie mich noch einige Punkte ansprechen, was den Bereich des Sozialen betrifft: 

Die Frau Kollegin Praniess-Kastner ist jetzt leider nicht da, aber es ist wirklich, und ein anderes Wort als Chuzpe fällt mir dazu in Wien nicht ein, eine Chuzpe, sich am heutigen Tag als eine Vertreterin der ÖVP hier hinzustellen und zu sagen, die Schande ist die Zahl der Bezieherinnen und Bezieher der Sozialhilfe! Wissen Sie, was eine Schande ist? Eine Schande ist es, dass die ÖVP auf Bundesebene bis zur letzten Minute versucht hat, die Mindestsicherung zu verhindern! (Beifall bei der SPÖ. – GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das stimmt nicht! Es gibt eine Vereinbarung mit dem Vizekanzler!) 
Eine Schande ist es, dass insbesondere ÖVP-regierte Bundesländer Sozialhilferegelungen haben, die Regress vorsehen, die Sozialhilferegelungen haben, wo sie es zwar nicht im Gesetz stehen haben, aber wo die erste Maßnahme der Sozialhilfe die Fahrkarte nach Wien ist und wo wir schlicht und ergreifend wissen, dass der Zugang zu Sozialhilfeleistungen in Wien ein sehr niederschwelliger ist und Wien sich dabei ganz signifikant von allen anderen Bundesländern unterscheidet. (Beifall bei der SPÖ. – GR Franz Ekkamp: Das stimmt leider!)
Wenn die Frau Kollegin Praniess-Kastner den Fonds Soziales Wien anspricht, wo man gar nicht weiß, wofür er Geld ausgibt, dann habe ich nicht den Eindruck, dass die Beiratssitzungen, die wir gemeinsam haben, nicht informativ sind und dort nicht über viele Sachen sehr qualifiziert, auch von der Kollegin Praniess-Kastner, diskutiert wird. Ich kann Ihnen an einem ganz kleinen Beispiel, und könnte das für alle Bereiche machen, möchte aber hier die Zeit nicht überstrapazieren, sagen, wo das Geld hinfließt. Hätte Niederösterreich ein so hohes Niveau an ambulanten Leistungen, wie es Wien hat, müsste Niederösterreich die Anzahl der ambulanten Leistungen für ältere Menschen, Pflege und Betreuung zu Hause, um 41 Prozent erhöhen! Das ist der Unterschied zwischen einem sozialdemokratischen geführten Land und einem ÖVP-geführten Land! (Beifall bei der SPÖ.) 
Abschließend, lieber Kollege Ellensohn, ein paar Worte zu deiner Wortmeldung: Zunächst einmal, weil mir das sehr wichtig ist, und ich habe es schon mehrmals gesagt, wir haben bereits für die Mindestsicherung, und zwar noch, bevor wir wussten, ob das alles gut geht, 42 zusätzliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aufgenommen, weil wir davon ausgehen, dass der Anstieg da sein wird. Natürlich könnten wir uns jetzt auf den Standpunkt stellen, schauen wir einmal und dann werden wir schon sehen, aber wir gehen davon aus, dass wir den Anstieg haben werden und daher hier auch vorausschauend geplant haben. 

Ich kann auch erklären, wieso ich nicht dafür bin – meine Fraktion wird das im Sinne des freien Mandats entscheiden –, dem Antrag auf Vorschläge zur Bekämpfung von Kinderarmut in Wien zuzustimmen. Das Ziel dahinter ist, und das ist auch das, was die grüne Partei dauernd probiert darzustellen, dass in diesem Bereich nichts passiert. Genau das ist aber nicht der Fall, denn mit dem Gratiskindergarten (GR Dr Herbert Madejski: Und im Kindergarten kann man das Kind nicht unterbringen!), mit allen Bemühungen, die Frauenerwerbstätigkeit zu fördern und die Frauenerwerbsquote zu erhöhen, mit der Umsetzung des Beschlusses der Wiener Volksbefragung, die Ganztagesschule auszubauen, sind diese Sachleistungen genau diese Leistungen (GR Dr Herbert Madejski: Haben Sie heute nicht zugehört?), egal, ob es der UNICEF-Bericht zum Thema der Kinderarmut ist oder ob es andere Berichte sind, wo wir wissen, dass der leichte und einfache Zugang zu Dienstleistungen ganz besonders wichtig für die Armutsprävention (GR Dr Herbert Madejski: Das sollte eine tatsächliche Berichtigung geben!) und dass arme Kinder und armutsgefährdete Kinder arme Eltern oder armutsgefährdete Eltern haben. Daher sind es genau diese Bereiche, in die wir in den letzten Jahren sehr stark investiert haben und in die wir auch in den nächsten Jahren ganz besonders stark investieren werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie mich abschließend ein Dankeschön an die 32 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sagen, die in meinem Ressort an 365 Tagen für die Wienerinnen und Wiener arbeiten, in einem ganz breiten Feld, das existenziell, und damit ganz besonders wichtig für die Wienerinnen und Wiener ist. Danke allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für ihr großes Engagement! Danke den Führungskräften, die dazu bereit sind, immer wieder weiterzudenken und nicht „business as usual“ zu machen! Vielen Dank auch meinem Büro, das im vergangenen Jahr Großartiges geleistet hat! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales und zum Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen zur Geschäftsgruppe Umwelt. Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Umwelt mit der Postnummer 3, das ist der Jahresabschluss der Unternehmung Wien Kanal für das Jahr 2009, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt und den Jahresabschluss 2009 der Unternehmung Wien Kanal jedoch getrennt vorzunehmen. Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich darf dann alle Kolleginnen und Kollegen ersuchen, so vorzugehen. 

Tatsächlich kommen wir nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Umwelt. Als Erste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile ihr das Wort. 

17.56.40

†GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist seitens der SPÖ-Fraktion beklagt worden, dass die Opposition nur böse und schlechte und keine wohlwollenden Worte findet. Ich werde das jetzt durchbrechen, denn ich stehe nicht an festzuhalten, dass im Bereich der Umweltpolitik in Wien sehr viel Positives geschieht. Ich anerkenne vor allem auch sehr große Bemühungen im Bereich des Naturschutzes. Wir haben in Wien auch eine sehr gut funktionierende Entsorgung. Im Großen und Ganzen gibt es vieles, was zu loben ist. Auf der anderen Seite wird es Ihnen natürlich, auch im Bereich Umwelt, nicht erspart bleiben, das eine oder andere kritische Wort von uns hören zu müssen. 

Ich beginne mit einem Thema, das sich heute durch alle Ressorts gezogen hat. Das haben wir nicht aus Jux und Tollerei gemacht, sondern weil das ganz einfach nicht nur uns Politikern, sondern auch den Wienerinnen und Wienern in den letzten Wochen und Monaten wirklich ins Auge gesprungen ist. Das ist die deutlich verstärkte Öffentlichkeitsarbeit, wenn man es freundlich ausdrückt, das heißt, eine Fülle, eine Inseratenflut, eine Veranstaltungsflut unter dem Titel der Information, wo wohl das eine oder andere an Information dabei ist und dabei war, aber auch sehr viel der Selbstbeweihräucherung der Wiener Stadtregierung dient. Davor ist auch das Ressort Umwelt nicht verschont geblieben. Das möchte ich schon klar festhalten. Diese Gelder sind zum Teil wirklich nur zum Transportieren von Eigenlob eingesetzt worden und gehen auf der anderen Seite für sinnvolle Projekte und für sinnvolle Aktionen ab. 

Wenn wir im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit bleiben, bin ich durch die Jahre gewissen Aktionen gegenüber sehr kritisch. Ich sage ja, wenn es um Informationen geht, ganz gleich, ob wir die Kleingärtner über Schädlinge oder die Schulkinder über Naturschutz oder über die Fledermäuse in Wien oder sonst irgendetwas informieren. Das ist alles gut und wichtig. Ich bin vor allem auch ganz schwer dafür, wenn es um Mülltrennung und um Müllvermeidung geht, wirklich zielgerichtet zu informieren, nur geht das eine oder andere, sehr geehrte Frau Stadträtin, meiner Meinung nach schon am Ziel vorbei. Es ist keine Frage, dass die Menschen wissen sollen, was in welchem Behälter wie entsorgt wird. Was wo zu entsorgen ist, ist wichtig.

Aber so manchmal ist vielleicht das künstlerische Sujet für eine Information weitaus stärker, und ich bin zum Beispiel felsenfest davon überzeugt, dass die Plakataktion, die zwar gut ausschaut, mit der Sardinendose und der Glasflasche und so weiter, so unter dem Motto: „Du hast es in der Hand. Bau keinen Mist!", nicht dort ankommt, wo es ankommen soll, nämlich bei den Leuten, die nach wie vor zu viel Müll produzieren, indem sie halt unüberlegt einkaufen und auf der anderen Seite diesen Mist dann auch so entsorgen, wie wir uns das nicht wünschen.

Ich bin auch nicht der Meinung, dass man einen Mistkübel, der klar als solcher erkenntlich ist, unbedingt mit einer schmucken Banderole und einem lustigen Spruch versehen muss. Es ist ja vielleicht witzig, aber es dient der Sache nicht und es kostet sehr viel Geld. Ich glaube nicht, dass jemand, der bislang kein Papierl oder keinen anderen Müll in diese Kübeln geworfen hat, durch diesen lustigen Spruch angeregt wird, das in Zukunft zu tun.

Auf der anderen Seite schauen wir uns etwa die Altstoffsammelstellen an. Da lacht schon sehr verblasst in luftiger Höhe seit Jahren das Mistmonster oder Müllmonster und sagt eigentlich nichts aus. Es wäre aber zum Beispiel wichtig, gerade bei diesen Altstoffsammelstellen was zu tun, weil dort ja oft auch falsch entsorgt wird – Sie, Frau Stadträtin, haben das ja auch wiederholt angesprochen; es hat sich teilweise auch verbessert, aber noch nicht ganz –, weil an diesen Altstoffsammelstellen ja sehr oft Sperrmüll abgeliefert wurde oder eben Dinge, die dort nicht hingehören. Wie wäre es denn, wenn man sich endlich dazu durchringen könnte, das Geld für die Öffentlichkeitsarbeit auch dafür anzuwenden, dass man dort genau informiert, wo der nächste Mistplatz ist und wann der geöffnet hat. Das ist eine Anregung, die vielleicht jetzt doch irgendwann einmal, wie ich hoffe, aufgegriffen wird, weil ich glaube, das ist einfach wichtig.

Desgleichen finden wir etwa an den Glassammelbehältern ungefähr auf Kniehöhe einen Hinweis, wann die Einwurfzeiten sind.

Ich glaube, das sind Dinge, das sollte man sich sehr wohl überlegen, dass hier eine konsumenten-, aber auch anrainerfreundliche Information besteht. Man sollte hier eine neue Art der Beschriftung und der Information mit Tafeln, Aufklebern und so weiter vornehmen.

Es fehlt auch in vielen Wohnhäusern eine aktuelle Information zum richtigen Mülltrennen. Ich schaue mir das schon lange immer wieder an und ich kritisiere das auch hier nicht zum ersten Mal. Die Dinge sind zum Teil eingerissen, verblichen und hängen irgendwo in einer Ecke. Ich glaube, da wäre das Geld gut angelegt, dass man wieder in den Müllräumen selbst, aber auch in den Stiegenhäusern wirklich griffig darstellt, wie wir unseren Müll richtig trennen und entsorgen.

Beim Trennen fällt auf, dass da auch wieder eine gewisse Schlamperei eingerissen ist. Es kommen sehr oft auch Rückmeldungen – es gibt ja viele sehr, sehr umweltbewusste Menschen in dieser Stadt, die ihren Müll sehr bewusst trennen und vorab auch vermeiden –, dass zunehmend wieder die Plastikflaschen in großer Zahl im Hausmüll zu finden sind. Das ist nicht nur unangenehm, weil sie die Container sehr schnell anfüllen, sondern sie gehören auch nicht dorthin. – Also auch ein Tipp vielleicht oder ein Vorschlag, hierauf verstärktes Augenmerk zu lenken.

Ich weiß schon, dass die Plastikflaschen einen guten Brennstoff für die Verwertung von Müll liefern, wie Plastik eben überhaupt, aber trotzdem, glaube ich, ist eine forcierte Trennung wichtig. Man kann ja, und das geschieht ja auch, bei Bedarf sozusagen die vorhandene Masse aufwerten, damit sie energetisch auch entsprechend verwertbar wird.

Das ist eine negative Sache, die stark eingerissen ist, das hängt aber auch damit zusammen, dass meiner Meinung nach das Thema Müllvermeidung ein bisschen stiefmütterlich behandelt wird. Das bezieht sich sowohl auf Ihre Öffentlichkeitsarbeit als auch auf die Aktionen, die passieren. Und ich glaube wirklich, dieses Mülltrennen und dieses Müllvermeiden ist ja nicht voneinander zu trennen, denn wer aktiv Müll trennt, der nimmt ihn auch sehr wissend in die Hand, und das Müllvermeiden entsteht ja auch daraus, dass man sich mit den Mengen, die man da selbst produziert, auseinandersetzt. – Auch hier wäre sicher wieder einmal ein Schwerpunkt zu setzen.

Ein immer wieder kritisierter Punkt im Bereich der Umweltpolitik ist, dass der Einsatz von Energie, die aus der Sonne kommt, also Solaranlagen, Fotovoltaikanlagen, zu gering ist, obwohl viele Wiener Dächer einen hervorragenden Platz böten, diese Anlagen zu installieren. Aus einschlägigen Fachkreisen kommt hier immer wieder Kritik, nicht so sehr, was die Förderungshöhe in Wien betrifft, sondern daran, dass es hier wirklich an Information mangelt.

Frau Stadträtin, ich glaube, hier könnte man auch wieder einen Schwerpunkt setzen, vor allem in den weiten Kleingartenbereichen, in den locker bebauten Bereichen der Stadt – wenn man sich auf einen Hügel stellt und über die Stadt schaut, sieht man, dass die wenigstens Dächer mit diesen Anlagen versehen sind –, aber natürlich auch im dichter verbauten Bereich. Hier hat Wien noch einen sehr, sehr großen Aufholbedarf. Es gibt ja heute auch einen Antrag der Österreichischen Volkspartei betreffend Ausbau der Förderung, und ich sage, vor allem auch Ausbau der Information. Die Leute wissen nicht ganz genau, selbst wenn sie sich über Internet und so weiter informieren, was auf sie zukommt. Hier wäre eben eine gezielte Informationskampagne so, wie soll man sagen, Bereich für Bereich in Wien wirklich hoch an der Zeit.

Wien ist leider auch eine Stadt der langen Wege. Auch das ist im Zuge der Debatte schon angesprochen worden. Vielen Menschen bleibt es gar nicht erspart, den Weg zwischen Wohnen und Arbeit mit dem PKW zurückzulegen. Ich glaube, viele würden sich gerne in eine U-Bahn setzen oder vielleicht mit Bus und U-Bahn oder wie auch immer kombiniert vom Haustor weg praktisch oder von der häuslichen Umgebung weg zum Arbeitsplatz mit dem öffentlichen Verkehrsmittel fahren. Für viele Menschen ist das einfach nicht möglich.

Daher unser Appell, der natürlich mit der Verkehrspolitik verschränkt ist – aber Umwelt- und Verkehrspolitik sind ja nicht zu trennen –: Es ist wichtig, die U-Bahn weiterhin rasch auszubauen. Es gibt ja noch eine ganze Menge von Bereichen in Wien, die nicht von der U-Bahn angefahren werden. Ich komme selbst aus dem 17. Bezirk. Also eine U-Bahn nach Dornbach hinaus, wäre ein Traum für uns. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Nein, die wäre sehr gut. Das würden viele Leute sehr gerne haben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Würden Sie damit fahren?) Ich würde auch damit fahren, warum nicht. Ich nehme an, die Klubobfrau auch. (GR Mag Rüdiger Maresch: Fahren Sie mit dem 43er! Oder kennen Sie den nicht?) Natürlich, ja, ja, der weiß ja alles besser. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Es war ein Beispiel, und die Linie würde ja nicht zwischen ... (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Ja, das ist ein wirklich unqualifizierter Zwischenruf. (GR Dr Herbert Madejski: Jawohl!) Die Linie würde ja nicht zwischen Rathaus und Dornbach allein bestehen, sondern es gibt einen sehr guten Vorschlag, wie sie auszubauen ist. (Beifall bei der FPÖ. – StR Johann Herzog: Der Kollege Maresch hat keine Ahnung!)

Sie haben aber heute, was ich nicht so ganz gescheit finde ... Sie greifen mit der Hand Richtung Hirn? (GR Mag Rüdiger Maresch: Genau!) Das haben wir uns auch gedacht, als wir heute etwa Ihren Antrag mit den Winterreifen und den 30 Kilometer-Zonen gelesen haben. Wissen Sie, wo 30 Kilometer-Zonen auch in dieser Stadt sind, die man nicht unbestreut lassen kann, vor allem auch in Gebieten, wo es steil ist, wo Busse fahren und so weiter? Ich zitiere jetzt den Heuberg. Dort wollen Sie nicht streuen? Das halte ich auch für sehr gefährlich. Ich greife mir jetzt nicht mit der Hand zum Hirn. Ich sage es so. (Beifall bei der FPÖ.)
Wie gesagt, das Um und Auf ist das sinnvolle Einsetzen von Energie und das Vermeiden von Müll. Wir müssen natürlich hier als Stadt Wien auch mit gutem Beispiel vorangehen. Wenn man jetzt schaut, was in der letzten Zeit an Papier der Stadt selbst, aber auch der ausgegliederten Unternehmen produziert worden ist. Ich glaube, es wäre hoch an der Zeit, dass man einmal schaut, ob es sinnvoll ist, so viel von diesem Konvolut an Papier – denn das sind ja nicht nur wir, die es kriegen, das geht ja an viele, viele Stellen – zu produzieren, kommt das auch wirklich an? Man könnte auch eine Evaluierung machen. Wird das überhaupt gelesen? Wie ließe sich das vielleicht vielfach auch elektronisch ersetzen, damit wir hier zu einer Einschränkung kommen?

Ich möchte noch ein anderes Thema ansprechen, das ein bisschen ein Stiefkinddasein führt, aber durchaus wichtig ist, und ich bringe dazu heute auch einen Antrag ein, das ist das Thema der künstlichen Kühlung oder künstlichen Kälte. Wir sprechen sehr viel von der Wärme, von der Wärmebeschaffung, von den Energieträgern zur Wärmeerzeugung, wir sprechen sehr, sehr wenig – und wenn man heute und in diesen Tagen vor das Rathaus geht, spürt man es sehr deutlich –, wir sprechen nicht so oft von der Kälte. Das ist ein bisschen ein vernachlässigtes Thema. Jeder verlangt zwar einen angenehmen Raum, aber es wird wenig darüber gesprochen, wie hoch der Energiebedarf ist und welche Energie hier eingesetzt wird. 

Wir haben – das ist eindeutig auch aus Fachkreisen festgehalten – einen massiv steigenden Bedarf an künstlicher Kühlung. Das hängt mit unterschiedlichen Faktoren zusammen. Es ist die Bauweise vieler Gebäude, es ist aber auch eine Anforderung, die heutzutage einfach gestellt wird. Das beginnt damit – das hat jetzt nichts damit zu tun, ich ergänze es nur –, dass man halt beim Auto nicht mehr links und rechts das Fenster aufmacht und durchziehen lässt, sondern dass man voraussetzt, bei kommoden maximal 18 Grad im Hochsommer mit einem Anzug drinnen zu sitzen. Dieses Verständnis endet aber auch damit, dass man heute im Winter 28 Grad in einem Raum einfordert, um dort mit Spaghettiträgern zu sitzen. 

Ich glaube, hier ist erstens einmal schon auch eine Bewusstseinsbildung notwendig, dass man sich ein bisschen mehr mit den Jahreszeiten arrangiert, aber auf der anderen Seite muss man sich natürlich überlegen, wie man diesem steigenden Kältebedarf gegenübertritt. Es gibt sicherlich Bereiche, wie etwa Krankenhäuser, wo es absolut notwendig ist, dort ein angenehmes Klima zu schaffen. Es gibt kein Hotel mehr ohne Klimaanlage, sie werden zunehmend natürlich in Büroräumen, in Geschäften, aber auch im privaten Bereich eingesetzt. Wenn man sich das so anschaut, gerade bei Geschäften oder auch im Wohnbereich, dann sieht man Klimaanlagen, die wirklich energiefressende Fossile sind, und ich glaube, da bedarf es durchaus einer Änderung, einerseits natürlich im Bewusstsein, andererseits aber natürlich auch in der Bewerbung von verträglichen Geräten. 

Lobenswerterweise erzeugt Wien Energie Fernkälte, doch diese ist natürlich nicht flächendeckend erhältlich, das wird auch nie so sein, das ist genauso wie mit der Fernwärme. Es ist auch nur sinnvoll, sie bei relativ großen Objekten einzusetzen, wie etwa einem Krankenhaus. 

Darüber hinaus haben wir neue Bauformen, neue Architekturformen, und ich vertraue jetzt einmal der Homepage der Wien Energie, die sich mit dem Thema auseinandersetzt und wo festgehalten ist, dass bei manchen Glasfassaden bereits ab einer Außentemperatur von 6 Grad gekühlt werden muss. Also da muss man sich schon überlegen, wie man in Zukunft mit diesen zugegebenermaßen attraktiven Glasfassaden – mir gefallen sie auch irrsinnig gut – umgeht, welche Räume man dahinter anbringt. 

Hier wird es also unbedingt auch eine Verschränkung mit dem zuständigen Ausschuss für Bauen geben müssen. Hier wird man sich auch in der Bauordnung einiges überlegen müssen, wie man nicht nur dämmend für den Wärmebedarf der Menschen sorgt, sondern auch, wie man mit dem Kühlbedarf im Sommer während der heißen Monate – es wird ja immer wärmer – umgeht und welche Energien dafür eingesetzt werden. 

Dazu ist es notwendig – damit wird sich auch unser Antrag befassen –, dass man einmal auf jeden Fall eine Bedarfserhebung macht, dass man das auf solide Zahlen stellt, denn wir müssen ja schließlich wissen, wovon wir reden. Das gibt es bis heute noch nicht, haben wir gehört, daher werden wir das heute auch einfordern. 

In diesem Zusammenhang muss man aber auch sagen, dass zunehmend technische Geräte, technische Einrichtungen, technische Großanlagen sehr, sehr viel Wärme produzieren, weshalb diese Räume dann ihrerseits gekühlt werden müssen. Man muss sich auch überlegen, wie sinnvoll diese Umgebungsabwärme einzusetzen ist.

Um eben all diese Fragen, was Energiebedarf, Energieträger, Einsparungspotenziale im Bereich Kälte, künstliche Kälte betrifft, zu behandeln, stelle ich hier gemeinsam mit meinen Kollegen Dr Herbert Madejski und Henriette Frank folgenden Beschlussantrag: 

„Die zuständige Stadträtin für die Geschäftsgruppe Umwelt wird aufgefordert, eine umfassende Erhebung betreffend den Bedarf an künstlich erzeugter Kälte für die Stadt Wien, und zwar kurz-, mittel- und langfristig, in Auftrag zu geben, um damit eine solide Basis für allfällige Maßnahmen in diesem Bereich zu schaffen. 

In formeller Hinsicht bitten wir um die sofortige Abstimmung unseres Antrages.“ Und ich darf damit auch Sie, sehr geehrte Damen und Herren, um Zustimmung zu diesem Antrag bitten. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich kann den Bereich Umwelt nicht abschließen, ohne noch ganz kurz ein Thema anzusprechen, das wir ja viel diskutiert haben, das zwar nicht unmittelbar mit dem Rechnungsabschluss zusammenhängt, wo aber die Entscheidung in dieser Geschäftsgruppe gefallen ist, das ist der Wiener Hundeführschein oder Kampfhundeführschein.

Frau Stadträtin, das war ein Flop. Eigentlich ist dieser Flop der sonstigen Arbeit in Ihrer Geschäftsgruppe nicht würdig, und wir werden, jetzt nicht wegen des Hundeführscheins, aber wegen vieler anderer Dinge dem Rechnungsabschluss nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm. 

18.16.42

†GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Jetzt, weil die FPÖ gerade ein bisschen unruhig ist, möchte ich zuerst einmal gleich damit anfangen, die FPÖ für den Antrag mit der Kälte zu loben. Das ist eine ganz kluge Geschichte, weil das wichtig ist, und zwar deswegen – ich habe mir das extra aufgeschrieben –, weil eigentlich darauf geschaut werden soll, was man braucht. Das halte ich für grundsätzlich richtig, dass man einmal schaut: Was ist notwendig, wo braucht man es, wo braucht man es nicht, was macht man mit Abwärme? Wir werden dem Antrag zustimmen.

Darum verstehe ich eigentlich in Wirklichkeit nicht die Reaktion der Frau Kollegin auf unseren Antrag, was die Haftungsregelungen beim Winterdienst betrifft. Wir glauben ... (GR Dr Herber Madejski: Es geht ums Streuen!) Wenn wir sagen, es muss weniger gestreut werden in Wien, weil unter anderem damit zusammenhängend dann nachher einiges weniger an Feinstaub existiert, höre ich jedes Mal die Geschichte, das geht nicht, weil es Haftungsregelungen gibt und der jeweils verantwortliche Kollege eigentlich dann schon mit einem Fuß im Kriminal steht. Das ist immer die Geschichte, die hören wir. Gleichzeitig weiß man statistisch, dass in Salzburg pro Kilometer Straße weniger Streumittel ausgebracht werden als in Wien. Salzburger sind offensichtlich mehr daran gewöhnt, dass es Winter gibt, das ist die eine Möglichkeit, die andere ist, dass man in Wien einfach schnell fahren will. 

Das deutsche Umweltbundesamt sieht das ganz anders und schlägt vor, Streuung bei Kreuzungen und bei Steigungen durchzuführen und nicht einfach global so wie in Wien. Deswegen hätten wir hier einen Antrag betreffend Änderungen der Haftungsregelungen beim Winterdienst. – Das jetzt zunächst einmal zum Beginn. 

Die zweite Sache, die auch interessant war, war, eine Dame hat uns einen Brief geschrieben. Sie geht vor Kurzem durch den Augarten – Bundesgarten muss man gleich dazusagen –, da kommt ein Wagen dahergefahren und hinter ihm wird eine milchige Flüssigkeit aufgespritzt. Die Dame fragt den Fahrer und den Gärtner dort, und der sagt: Roundup, das machen wir dauernd. 

Roundup ist ein Herbizid der Firma Monsanto. Es ist ein Defoliant, brennt damit quasi sozusagen die Blätter nieder, spritzt das so genannte Unkraut tot, ist relativ giftig, es war in Frankreich umstritten (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski) – du kannst dich gerne melden –, und es geht darum, dass es krebserregend sein könnte oder nicht. 

Die Stadt Wien bringt auch ein Pestizid aus, und zwar das Dimilin gegen die Kastanienminiermotte. Wir haben uns eigentlich gedacht, interessant, bringen wir doch einen Pestizidantrag ein, und zwar auf Pestizidverbot – wohlgemerkt Pestizidverbot, Dimilin ist ein Pestizid – in den Wiener Parks. Gleichzeitig damit soll sich die Stadt Wien auch – man ist ja immerhin in derselben Bundesregierung – beim zuständigen Minister, der in Wirklichkeit der Herr der Bundesgärten ist, dafür einsetzen, dass das dort auch nicht passiert. 

Interessanterweise geht es mir eigentlich bei diesem Antrag wie bei der Marillenalm. Wir bringen einen Antrag ein, die Sitzung läuft, und auf einmal gibt es einen Antrag der SPÖ für die Marillenalm, damit das auch in geregelte Bahnen kommt. Und ich kann gar nicht so schnell schauen, und auf einmal gibt es einen Antrag von der SPÖ, der ja eigentlich von der Form her ganz gleich ist. Copy/paste ist auch ein bisschen verwendet worden. Wir schreiben immer die „unterzeichneten" GemeinderätInnen, und die SPÖ schreibt immer „gefertigten", aber dieses Mal ist Ihnen das Wort „unterzeichneten" hineingerutscht. Zufälligerweise dieselbe Wortwahl, auch dann dieselbe Wortwahl, nur der Drall ist ein bisschen anders, denn man will nicht gerne so schlecht dastehen wie die Bundesgärten. Deswegen ist es oben in der Begründung anders und unten auch.

Ich möchte nur sagen, ich bringe natürlich jetzt unseren Antrag ein. Bitte schön. (GR Dr Herbert Madejski: Welche Überraschung!) Keine Überraschung, den der SPÖ kann ich natürlich nicht einbringen, aber ich kann sagen, wir werden dem Antrag zustimmen. Das ist auch ein guter Antrag, aber liebe Kolleginnen und Kollegen, copy/paste ist nett, aber eigentlich ein bisschen langweilig. 

Damit komme ich zu einer Überraschung. Heute in der Früh schaue ich mir die „Heute"-Zeitung an. Da finde ich ein Foto von der Frau Umweltstadträtin: „Umweltpolitikerin testet den Mitsubishi EV." Die Frau Umweltstadträtin testet also ein Elektroauto. Da denke ich mir, nicht uninteressant, was ich aber nicht verstehe, ist, warum zum Beispiel unsere Anträge auf Elektroauto-Förderung ständig abgelehnt werden. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Das kann ich mir dann gerne angehören. 

Es ist ja so, eigentlich ist die Frau Umweltstadträtin ein Fan des Gasautos, also nicht des Elektroautos, sondern des Gasautos. Es wird uns dann wortreich erklärt, warum ein Gasauto so super ist und warum in Wirklichkeit die Zukunft natürlich dem Gasauto und nicht dem Elektroauto gehört. Es gibt interessanterweise zum Beispiel auch eine E-Bike-Förderung. Das finden wir auch gut, aber die ist dann in der zweiten Tranche zusammengehängt mit der Gasauto-Förderung, sodass man sich dem nicht entziehen kann. Und wenn man sich genau anschaut, was gefördert wird, dann wird das Gastankstellennetz einfach hundert Mal so viel gefördert, wie die Solarförderung in Wien ausmacht. 

Ich frage mich, erleben wir jetzt, eigentlich heute quasi, eine völlige Neuerung, dass die SPÖ demnächst Elektroauto-Förderung betreibt, nur weil Wienstrom ins Elektroautogeschäft einsteigt oder nicht? Oder wie ist das? Faktum ist, ein nettes Foto: „Umweltpolitikerin testet den MiEV." (GR Dr Herbert Madejski: Sie ist jeden Tag in der Zeitung!) Genau. Zu dem komme ich schon, dass sie ganz oft in der Zeitung ist. 

Ob jeden Tag, weiß ich nicht, aber Faktum ist, die Frau Stadträtin steht vielen, vielen Abteilungen vor, und die Abteilungen, denke ich mir, leisten sehr, sehr gute Arbeit. Das ist eine ganz wichtige Geschichte. Es gibt gute Studien, sehr gute Studien aus dem Bereich, aber das Einzige, was mich schon ein bisschen stört, ist die Eigenvermarktung. Da wird schon ganz schön übertrieben. Wir haben die Mercer-Studie. Da gibt es ja diese Gebetsmühle, da steht Mercer-Studie drauf, die radeln Sie runter die ganze Zeit. Jetzt hat es ein bisschen nachgelassen, aber in den Medien hat es viele, viele Fotos der Frau Stadträtin gegeben. Einmal bei der Eröffnung einer Steckdose auf der Summerstage zum Beispiel. Das war eine Lachnummer für viele, obwohl Steckdosen, Elektrotankstellen ganz wichtig sind. Aber den Titel „Eröffnung einer Steckdose", das habe ich schon heftig gefunden. 

Aber zur Mercer-Studie zurück. Was mir dann immer wieder gut gefällt, ist die Lebensqualität. Jetzt will ich mich gar nicht auslassen über die Lebensqualität diverser Manager, für die wichtig ist, kommen sie vom Flughafen rasch nach Wien herein, brauchen sie dort ein Visum, gibt es irgendwelche Kontrollen. Das ist alles wichtig in dieser Mercer-Studie. Aber dieses Mal war ein interessanter Aspekt in der Mercer-Studie, den die SPÖ immer gerne kleinredet, das war der Umweltteil der Mercer-Studie. Und da war natürlich Wien nicht auf dem 1. Platz, sondern auf dem 44. 50 sind veröffentlicht worden, da war Wien auf Platz 44. Warum auf Platz 44? Das steht dann natürlich auch in den Kriterien: wegen des Verkehrs, wegen des überbordenden Verkehrs in Wien. Das ist das Erste. Das Zweite: wegen der schlechten Luftgüte. 

Über den Verkehr – da war der Stadtrat ja schon vor einigen Stunden da – wurde schon diskutiert, aber jetzt geht es mir hier ganz konkret um die Luftgüte. Und das ist heuer überraschenderweise anders, deshalb ist auch diese Geschichte mit dem Streugut wichtig. Bei der Luftgüte war es ja so, dass uns immer gesagt wurde, das haben wir im Grunde genommen eigentlich im Griff. Wir haben Maßnahmenpaket 1, Maßnahmenpaket 2. Die Kollegen und Kolleginnen aus den diversen Stellen waren einmal zusammenkehren. Das war zum Beispiel ein Medienereignis. Die Schülerinnen und Schüler sind auch zum Papierlzamklauben im Herbst immer in die Parks geschickt worden. Da gibt es medienmäßig einiges, aber das Blöde ist in Wirklichkeit, dass sich der Feinstaub nicht an die Mediengeschichten der Stadt Wien hält, sondern es hat in Wirklichkeit heuer bereits einmal 42 und einmal 36 – in der Rinnböckstraße waren es 42 und 36 in der Taborstraße – Überschreitungen gegeben. Das ist in Wirklichkeit nicht nichts. 

Die Feinstaubsaison ist ja jetzt mehr oder weniger vorbei und beginnt dann wieder, wenn es kalt wird im Oktober. Das heißt wir können heuer mit 70 Überschreitungstagen rechnen, nicht mit 25, die Österreich zulässt, und nicht mit 35, wie es die EU zulässt, sondern mit 70. Wahrscheinlich. Die 25 haben wir schon überschritten, und die 35 haben wir in Wien auch schon überschritten. Also wäre Handlungsbedarf. Gut.

Österreich ist sowieso säumig, da gibt es EU-Rügen zuhauf. Und wie ist die Reaktion? Man will eigentlich im Grunde genommen bei den Grenzwerten etwas ändern. Auch die Stadt Wien ist unglücklich mit dieser Situation, aber im Gegensatz zur Steiermark, wo die SPÖ, aber auch die Grazer Stadtregierung mehr oder weniger nach einigen Krämpfen und Kämpfen gemeinsam eine Umweltzone für Graz irgendwie ins Auge gefasst haben, sagt man in Wien: Das brauchen wir nicht. Es ist eh alles okay. Das brauchen wir alles nicht, der ÖAMTC und der ARBÖ haben recht, und vor den Wahlen sagen wir genau nichts. 

In Wirklichkeit ist es so in Wien, wir werden im Herbst weitere Überschreitungen haben, und es wird wiederum nichts getan werden, außer dass man sagen wird: Wir haben das Maßnahmenpaket 1 und 2, und wir haben auch die U-Bahn. 

Da komme ich jetzt wieder zur Frau Kollegin von der FPÖ zurück, zur Frau Matiasek. Der Satz war, wenn ich aus dem Haus hinausgehe, dann möchte ich gleich mit der U-Bahn irgendwohin fahren. Das ist richtig, das hätten alle gerne, das kann sich nur niemand leisten. So viel U-Bahnen gibt es überhaupt nicht. 

Bei der U5, von der da die Rede ist, oder bei der Kombination U5/U2, um es genauer zu sagen, da ist es so, da gibt es den 43er, der hat einen Takt von 3 Minuten. Und jeder weiß, wenn das Oberflächenverkehrsmittel relativ leicht erreichbar ist und günstig fährt, wie es beim 43er der Fall ist, dann bin ich schneller am Ziel, als wenn ich um eine Spur schneller mit der U-Bahn bin, aber immer unter die Erde muss. Ich muss ganz weit hinuntergehen. Wenn in der Taborstraße der Lift nicht funktioniert, dann muss ich ganz weit runtergehen. Für behinderte Menschen ist das ganz, ganz schwierig. 

Noch einmal: Der 43er und auch der 44er sind gute Linien. Das Einzige, was der 44er braucht, ist vielleicht ein eigener Gleiskörper, keine Behinderungen durch die Autofahrer und Autofahrerinnen. Das ist gescheit. 

Die U-Bahn ist vor allem eines: Sie ist schnell und nett, aber sehr, sehr teuer. Und mit dem Geld, das man vielleicht für die U5 in Kombination mit der U2 da draußen braucht, können wir uns ganz viele Schulneubauten, Kindergärten leisten, Spitäler, Parkanlagen. Alles, was Sie wollen. Das kann man in Wirklichkeit machen. 

Und noch einmal: Für den Feinstaub ist am besten die Umweltzone und eine Reduzierung beim LKW-Verkehr und beim PKW-Verkehr. (GR Dr Herbert Madejski: Bei der U-Bahn gibt es weniger Unfälle!) Genau, aber wenn ein Unfall ist bei der U-Bahn, dann ist die U-Bahn auch leicht behindert. Da kommen die Leute vor allem nicht mehr so leicht heraus aus der U-Bahn. Das kennen wir schon. 

Nächster Punkt: Nach den Übertreibungen der Mercer-Studie, die wir ja dauernd rund um die Ohren kriegen, hatten wir auch in Wien eine ganz interessante Initiative der Frau Umweltstadträtin, die ja eigentlich ursprünglich eine Initiative aller Parteien im Umweltausschuss war, und zwar der Kampf gegen das Kraftwerk in Mohovce. Das wäre ja wichtig. 204 000 oder 206 000 Unterschriften hat es gegeben als Auftrag an die Frau Stadträtin, da wirklich etwas zu tun. Sie hat auch einiges getan. Es war eine nette PR-Offensive. Dann war es ein bisschen still um die Geschichte, und jetzt wird geklagt. Das finden wir grundsätzlich gut. 

Nur, was mich total irritiert, ist das Faktum, dass gleichzeitig die Ertüchtigung der 380 kV-Leitung von Györ Richtung Wien passiert. Gleichzeitig! Da muss man sich einmal überlegen, wer die Ertüchtigung zahlt. Die zahlt der Verbund. Wer sitzt denn im Verbund drinnen? Wienstrom – und nicht unmaßgeblich. Gemeinsam mit Niederösterreich hätte man sogar locker die Sperrminorität. Nein, die Frau Stadträtin tut nichts, um Wienstrom dazu anzuhalten, dass diese 380 kV-Leitung, die notwendig ist für den Kraftwerksausbau in der Slowakei, nicht kommt. Da passiert nichts. Aus! Kommt nie vor, haben wir nie gehört, tun wir nicht. 

Das ist ein Manko, und ich erwarte mir von einer SPÖ-Stadtregierung, dass man da nicht nur Lippenbekenntnisse macht. Das kennen wir vom Herrn Berlakovich. Der redet immer den ganzen Tag lang, was er nicht alles Gutes macht, und am Schluss des Tages müssen entweder die anderen zahlen oder es passiert nichts. 

Ein interessanter Punkt ist übrigens auch beim Klimaschutzprogramm, dem wir ja nicht zugestimmt haben, bis auf zwei KollegInnen von uns. Was ist da passiert? Beim Klimaschutzprogramm war es wiederum so, dass es ein Volumen hat von, glaube ich, 14 Millionen Tonnen, wobei allein das neue Gaskraftwerk in Simmering pro Jahr so viel CO2 ausstößt, wie dieses Klimaschutzprogramm in all den Jahren einsparen will. Nur allein dieses Gaskraftwerk! – Das ist das Erste. 

Das Zweite ist das: Da gibt es so eine schöne Zeitung, die nennt sich „Umweltschutz" und ist vom Bohmann-Verlag, der ja der SPÖ nicht unbekannt ist. Da ist das Klimaschutzprogramm der Stadt mehr oder weniger wortwörtlich abgeschrieben, und da gibt es einen Punkt, der sich „Handlungsfeld: Mobilität und Stadtstrukturen" nennt. Und das Einzige, was da drinnen steht – das habe ich auch schon hier im Gemeinderat kritisiert –, ist, „Mehr Öffis statt PKW" als Überschrift, und dann steht: „Dies soll über eine Einbeziehung von öffentlichem Verkehr, Radfahren und Fußgängerverkehr gelingen." Da geht es um den Rückgang beim CO2. „Gleichzeitig soll der PKW-Verkehr reduziert werden." 

Das nennt man modale Zeitwörter, und bei diesen modalen Zeitwörtern heißt es immer „soll", immer soll irgendetwas passieren, aber es wird nicht gesagt, wie. In Wirklichkeit heißt es immer „könnte", „könnte man", „müsste man", also immer dieser Konjunktiv, immer diese modalen Zeitwörter. Da hat man ganze Rucksäcke davon. Es passiert nur nicht. Warum passiert es nicht? Weil die Klimaschutzpolitik der Stadt einfach in Wirklich, wie soll ich sagen, zach bis gar nicht funktioniert. 

Die Stadt Wien geht zum Beispiel her und sagt, wir haben die besten Zahlen von Österreich. Wenn man bedenkt, dass Österreich Letzter ist beim Klimaschutz in Europa, dann kann man sagen, okay, Wien ist bei den Letzten noch bei den Besseren dabei. Ja, genau, das stimmt. Es gibt noch ein paar Bundesländer, die sind noch viel wilder als Wien. Und dann ist interessant, da gibt es ein Modell des Umweltbundesamts, das weist Wien als großen Klimasünder aus. Dann hat die Stadt ein eigenes Modell, das Emikat, das ist auch so ein nettes Modell, das weist Wien auch als Klimasünder aus, aber nicht so arg. Da haben wir die Klimaschutzziele gerade vielleicht nicht erreicht, aber es ist viel besser.

Da muss man sich anschauen, was da herausgerechnet wird. Da wird zum Beispiel der Headquarter-Effekt herausgerechnet, und es wird der Tanktourismus herausgerechnet. Jetzt frage ich mich ganz ernsthaft, was das heißt. Der Bundeskanzler sagt, die Millionen, die wir zahlen müssen als Strafzahlungen beim CO2 – das sind ungefähr zwischen 700 Millionen und 1 Milliarde –, die können wir locker zahlen, weil wir ja so viel Einnahmen über den Tanktourismus haben. Wobei ich mir denke, na ja, das ist keine schlechte Herangehensweise. Also das mit dem Tanktourismus ist eine schlechte Ausrede. 

Und die zweite Geschichte ist das mit dem Headquarter-Effekt. Den Headquarter-Effekt rechne ich auf der einen Seite heraus, aber auf der anderen Seite bin ich froh, wenn ich die Kommunalsteuer dafür bekomme. Also was stimmt jetzt? Der Headquarter-Effekt, der herauszurechnen ist, und gleichzeitig profitiere ich finanziell davon? Also irgendwie ist das eigentlich doppelbödig, würde ich einmal sagen. 

Also wie gesagt, das breite Maßnahmenpaket des KliP ist nett, aber unzureichend. Es ist weniger als das KliP I, es ist wenig ambitioniert und wird uns genau nirgendwo hinbringen, außer zu ein bisserl einer Reduktion, wenn alles das passiert, was da unter „sollen" steht. Nur „sollen" ist kein Auftrag. 

Ich möchte auch daran erinnern, dass zum Beispiel beim Städtischen Energieeffizienz-Programm, das total gute Maßnahmen vorschlägt, der Individualverkehr 7 Zeilen ausmacht, 7 Zeilen zum Individualverkehr in einem Werk von 150 Seiten, wobei der Verkehr insgesamt 32 Prozent des CO2-Ausstoßes verursacht. Das ist, glaube ich, in Wirklichkeit der schlagende Beweis, dass sich die Stadt Wien einfach nicht traut oder es nicht zusammenbringt. 

Da komme ich gleich zu einem nächsten Punkt, den die Stadt Wien nicht zusammenbringt, und zwar ist das die Geschichte mit dem Mobilfunk. Es ist ein bisserl still geworden um die Mobilfunkgeschichte. Die Stadt Wien hat eigene Werte – was ich auch begrüße – für die Gemeindebauten, aber was die Stadt Wien nicht dabei hat und was wir immer wieder vorgeschlagen haben, ist die Bürgerbeteiligung. Das Telekommunikationsgesetz ist so wie das Eisenbahngesetz: Das fährt einfach über die Interesse der Menschen drüber. Die Frau Stadträtin hat seinerzeit im Parlament die Mobilfunkpetition unterschrieben, und zwar die Mobilfunkpetition, die in Wirklichkeit kundtut, dass BürgerInnenrechte einbezogen werden müssen. Da hat übrigens auch die FPÖ unterschrieben. Der damalige Minister, der Gorbach, hat sich nicht mehr erinnern können, wie das war. Wurscht.

Jetzt schaut es so aus, dass weiterhin permanent immer wieder neue Masten gebaut werden, und die BürgerInnen dürfen nicht mitreden. Es gibt eigenartige Rechenkünste, aber Faktum ist, dass da nichts weiter passiert als: Na ja, schauen wir halt, ist eh nicht so arg, und überhaupt. Also wie gesagt, sehr, sehr viel PR-Geschichte, aber wenig Konkretes in wichtigen Punkten. 

Für den Schluss habe ich mir noch ein Thema aufgehoben, das mir ganz wichtig ist, und zwar die Lärmbelästigung der Bürger. Es gibt ja Untersuchungen der Stadt – nicht nur Stadt, sondern auch des Bundes –, dass Lärm eigentlich im Grund genommen die Geißel der Wiener und Wienerinnen ist. Jetzt will ich heute ausnahmsweise – der Erich Valentin ist ja dann einer der Nächsten – gar nicht einmal so sehr auf den Fluglärm eingehen, sondern auf den Straßenlärm. 

Beim Straßenlärm ist es so, dass der die Leute ja wirklich massiv beeinträchtigt. Man kann sagen, okay, die Stadt Wien hat beim Körnerhof im 5. Bezirk eine schöne Lärmschutzwand gebaut. Es hat ein bisserl lange gedauert, oben gibt es Fotovoltaikzellen, die gehören zu den wenigen im kommunalen Bereich, denn auf den Gemeindebauten gibt es ja keine, außer ein bisschen Solarthermie am Breitnerhof. Aber im Wesentlichen ist es so, dass beim Lärmschutz die Bürgerinnen und Bürger alleingelassen werden. Es passiert eigentlich gar nichts, ganz im Gegenteil, das Wiener Lärmschutzgesetz – und das ist ein ganz wichtiges Gesetz – lässt sogar aus und sagt: Auf Grund der Aktionspläne, die es gibt, auf Grund der Tatsache, wie der Lärm auf die Menschen wirkt, gibt es keine subjektiven Möglichkeiten des Einklagens. Genauso wie es keine subjektiven Möglichkeiten des Einklagens beim Feinstaub gibt, gibt es keine beim Lärm. 

Ich denke mir, was sollen dann die Leute machen. Sie könnten ja in Wirklichkeit warten, bis sie vielleicht taub geworden sind, aber im Wesentlichen ist es so: Es gibt keine Geschwindigkeitsbeschränkungen zum Beispiel am Gürtel, es gibt keine Geschwindigkeitsbeschränkungen in den Hauptstraßen. Bundesstraßen gibt es ja jetzt nicht mehr, sie heißen jetzt Hauptstraßen B, HB, und sind mit einer netten Nummer versehen. 

Und genau das ist der Punkt. Die Bürger dürfen da gar nicht mitreden. Es gibt keine Möglichkeit. Es gibt zwar ein nettes Programm, das LOIS und das SYLVIE, da hat es ein bisserl was gegeben, aber im Wesentlichen steckt das. Beim Lärm ist die Stadtregierung einfach wirklich unfähig! Da kommt nichts heraus! Die Leute werden weiterhin beschallt, werden davon nicht gesünder, sondern ganz im Gegenteil. Aber es passiert gar nichts. 

Und ganz zum Schluss noch ein Highlight. Wir hatten ja vor nicht allzu langer Zeit so Starkregen in Wien – im Sommer wird es sicher noch welche geben –, und da hat es diese Bilder im Internet gegeben, wo man sich das anschauen konnte, zum Beispiel Wildwasserpaddeln auf der Lerchenfelderstraße. Jetzt will ich einmal gar nicht so sehr sagen, dass das Kanalnetz schuld war. Da hat man wahrscheinlich gar nichts machen können. Das Einzige, was man schon die längste Zeit machen hätte können: Dachbegrünungen forcieren, Wandbegrünungen forcieren und die Entsiegelung vorantreiben. 

Was ist passiert? Es gibt vom Kontrollamt eine Kritik an der Stadt Wien, dass zu wenig Geld aufgewendet wird. Ich glaube, insgesamt hat es pro Jahr 18 Dachbegrünungen gegeben. Ich glaube, ich irre mich nicht, es waren 18 Stück. Es gibt, glaube ich, 2 Mal 100 000 als Förderung – und das ist es. Das Einzige, was die Stadt gemacht hat: Kletterpflanzen wurden günstig abgegeben. Das habe ich gut gefunden, aber Kletterpflanzen alleine machen noch keine Dachbegrünung aus. – Das ist das Erste. 

Das Zweite ist das, was uns seinerzeit schon immer versprochen wurde, damals vom Heinz Hufnagl als Umweltausschussvorsitzendem, und zwar das Bodenschutzgesetz, immer wieder das Bodenschutzgesetz. Die Vorgängerin der jetzigen Umweltstadträtin hat immer gesagt: Das werden wir schon machen, das Bodenschutzgesetz. Das Bodenschutzgesetz ist nie gekommen. Da ist es um eine Versiegelungsabgabe gegangen. Da ist es darum gegangen, dass man nicht noch mehr Wiener Böden versiegelt und sozusagen damit die Hochwassergefahr verstärkt. Damit sollten in Wirklichkeit die Grünflächen erhalten bleiben. Aber da ist genau gar nichts passiert. 

Und ich denke mir – jetzt zusammenfassend –: Viele, viele, viele, viele gute Studien, viele nette Bilder der Frau Stadträtin in den Medien, interessanterweise jetzt doch vielleicht wieder einmal die Elektroautoförderung. Ich erwarte mir aber eigentlich grundsätzlich viel mehr von einer Umweltstadträtin, die glaubt, man kann in Wien etwas bewegen. Obwohl das meine Meinung ist. Man kann etwas bewegen, aber bewegt hat sie nicht viel. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Stiftner. Ich erteile es ihm. 

18.39.23

†GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Werte Damen und Herren! 

Ich glaube, alle Jahre wieder erleben wir hier einen Rechnungsabschluss, wobei wir eigentlich heuer erwartet haben, dass er doch ein wenig anders ausfallen wird, nachdem es eigentlich der letzte in dieser Legislaturperiode ist. Irgendwie hätte man ja vermuten können, dass man da drinnen zumindest ein wenig Weichenstellungen verklausuliert verpackt, um zumindest irgendwie auf die nächste Periode hinzuweisen. Aber offenbar hat sich die SPÖ schon mit ihrer Wahlniederlage abgefunden. 

Es ist uns als Opposition auch kaum nachvollziehbar, was der Beitrag der Umweltpolitik für diese Stadt für einen Sieg der SPÖ sein könnte. Da gibt es wirklich keine besonderen Erfolge nachzuweisen. 

Um nicht missverstanden zu werden: Eigentlich ist mir das auch nicht so wichtig, wenn die SPÖ hier schon selbst abdankt. Das tun sie auch in vielen anderen kommunalpolitischen Bereichen, und offenbar setzen sie jetzt schon einen Schlussstrich unter den Verlust Ihrer absoluten Mehrheit. Das ist an sich etwas, was man feiern könnte, aber wir tun es nicht, sehr geehrte Damen und Herren, denn wir sind eine konstruktive Opposition, die harte Kritik übt. Das ist Ihnen offenbar auch nicht immer recht und offenbar manchmal zu hart. Aber wir bleiben dabei, dass uns Wien ein Anliegen ist, wir wollen, dass die Stadt gut geführt ist. Bei Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ, ist das aber nicht der Fall. (Beifall bei der ÖVP.)
Für einen Kurswechsel ist es folglich natürlich hoch an der Zeit. Die gewaltigen Aufgaben für den Umweltschutz sind liegengeblieben in dieser Legislaturperiode. Eigentlich ist das unnotwendig, denn es gibt eine Menge an Überschüssen, gerade aus den Magistratsabteilungen des Umweltressorts, da Sie durch überhöhte Gebühren, sehr geehrte Damen und Herren, nach wie vor abzocken und in die Tasche der BürgerInnen hineingreifen. Geld ist genug da, nur versickert es ins allgemeine Budget, sehr geehrte Damen und Herren.

Dieses haben nicht nur ich und meine Fraktion jetzt nunmehr mindestens die gesamte Periode hindurch kritisiert, in der Zwischenzeit haben Sie dieses Urteil auch vom Rechnungshof präsentiert bekommen. Deswegen können wir das auch noch einmal nachdrücklich so sagen, dass die Gebühren, die Sie einheben, nicht nur nicht kostendeckend sind, sondern de facto Steuern sind, die Sie einheben. Das ist eigentlich das Unsoziale Ihrer Politik, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich kann mich im Übrigen noch gut daran erinnern, wie sich nach einer unserer Kritiken Frau StRin Brauner gemeinsam mit Frau StRin Sima bemüht hat, dem Thema Gebühren und unserer Kritik, die auch in den Medien Widerhall gefunden hat, durch eine Inseratenkampagne Herr zu werden. Blöderweise ist es halt dann so gekommen, dass der Rechnungshof Ihre Unwahrheiten aufgeblättert und Ihnen damit offenbar auch ein wenig den Wind aus den Segeln genommen hat.

Eigentlich ist das eine ganz interessante Politik. Sie nehmen den Bürgerinnen und Bürgern das Geld ungerechtfertigterweise aus der Tasche, ohne umweltpolitisch etwas zu bewegen, und gleichzeitig nehmen Sie noch mehr Geld aus deren Tasche, um den Bürgern dann Sand in die Augen zu streuen und ihnen zu erklären, dass es gar nicht so ist, wie sie eigentlich glauben. Das ist der wirkliche Skandal Ihrer Politik, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Man hätte ja lernen können, man hätte etwas machen können, noch wäre Zeit gewesen. Sie haben etwas gemacht – Gratulation! –, Sie haben die MA 30, Kanal, scheinprivatisiert. Wenn man sich das ein bisserl anschaut in den Budgetzahlen, so ist da ein in der Vergangenheit bestehender Überschuss von zig Millionen durch Ihre Art der Ausgliederung – sehr geschickt gemacht, wohlgemerkt – nunmehr innerhalb der Bilanz der Gesellschaft ein Betriebsergebnis mit einem Minus von 11 Millionen EUR ausgewiesen. Dank dieser Verschleierungspolitik, sehr geehrte Damen und Herren der SPÖ, hat die MA 30 nun ein privates Defizit und einen staatlichen Gewinn, den Sie sich ins Budget genehmigen. Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Gratulation! Sehr trickreich gemacht. Das beherrschen Sie, wie man mit Kameralistik umgeht und wie man hier mit Zahlen sehr kreativ wirtschaftet. Wobei das Wort wirtschaften sicherlich falsch verwendet ist in diesem Zusammenhang, wie generell bei der SPÖ. 

Das sind alles Maßnahmen, die weder den Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt helfen noch der Umweltpolitik. Eigentlich ist es sowohl eine soziale wie auch eine ökologische Bankrotterklärung dieser Stadtregierung. Eine andere, für die Umweltpolitik sinnvollere Budgetgestaltung wäre eigentlich daran zu orientieren, dass man Umweltsanierungen auch wirklich durchführt. Fakten liegen auf dem Tisch, und der Handlungsbedarf ist mehr als gegeben. 

Schauen wir uns die Klimaschutzziele an. Klar verfehlt! Die Stadt Wien ist Schlusslicht beim Einsatz erneuerbarer Energie, speziell bei der Solarenergie. Die Müllverwertungsquote ist die schlechteste aller Bundesländer. Die Sammelquote bei Glas und Leichtverpackungen ist ebenfalls katastrophal schlecht. Aber führend ist Wien bei der Frage der Lärmbelästigung, bei der Versiegelung von Freiflächen und so weiter. Das ist das Ergebnis von fünf Jahren Umweltpolitik der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.)
Dann haben Sie noch ein bisserl Pech auch gehabt, muss ich ja sagen. Wenn es eh schon schiefläuft – und das tut es bei der SPÖ ja schon relativ viel in letzter Zeit –, haben Sie noch eine Pannenserie bei den Wasserwerken zu verkraften gehabt. Da kritisiert die Fraktion der ÖVP seit Jahren den peinlichen Zustand eines nicht gewarteten Wassernetzes dieser Stadt, in das nicht investiert wird. Und was passiert? Ein Wasserrohrbruch nach dem anderen überschwemmt die Stadt, verursacht Verkehrsstaus und Schäden sowohl an privaten wie öffentlichen Gebäuden und letztendlich auch volkswirtschaftliche Schädigungen. 

Was ist passiert? Am Anfang hat man es natürlich vertuscht. Als die ersten Wasserrohrbrüche aufgetreten sind, war das halt einmal zufällig, dann war es kalt, und dann war es heiß. Man hat alle möglichen Ausreden verwendet. Wahnsinnig kompetent. Als das nicht mehr gegangen ist, hat man irgendwann begonnen, es kleinlaut zu bestätigen – ehrlich gesagt, ich wollte nicht Pressesprecher in der Zeit gewesen sein, es war sicher kein einfacher Job –, und dann am Ende des Tages hat man sogar öffentlich zugegeben, jeden Tag passiert in dieser Stadt ein Wasserrohrbruch. Also von gar nichts bis zu jeden Tag! Mehr als 360 Mal wird in dieser Stadt ein Wasserrohrbruch passieren. 

In der Zwischenzeit ist man sogar noch weiter gegangen. Weil man es nicht mehr vertuschen konnte und natürlich auch andere nachgeforscht haben, hat man eingestanden, 130 km Leitungsnetz – das sind eure Zahlen, das habt ihr eingestanden – sind schadhaft. Eine dreifache Marathondistanz unter der Erde ist einfach kaputt, nicht gewartet, man hat das einfach verludern lassen, weil man das Geld woanders verwendet, anstatt zu investieren. 

Genau das ist unsere Kritik. Es ist nicht das Problem, dass ein Wasserrohrbruch auftritt, sondern es ist eine Symptomatik, dass Sie das Geld schlecht einsetzen, dass Sie keine Investitionen tätigen, sondern dass Sie auf Kosten der Bürgerinnen und Bürger und ihrer Infrastruktur leben. Und das ist eigentlich der Skandal Ihrer Finanz- und Wirtschaftspolitik. (Beifall bei der ÖVP.)
Anstatt aber darauf zu reagieren und, wie wir es mehrfach gefordert haben, gemeinsam einen Fonds einzurichten – wir hätten das unterstützt –, haben Sie das natürlich abgelehnt. Sie schreiben – man sieht es an den Zahlen – die Bilanzzahlen der letzten Jahre munter weiter, als ob nichts passiert wäre, als ob überhaupt kein Handlungsbedarf wäre, obwohl er offenbar besteht. Für Sie offenbar nicht, weil Ihr Augenmerk offenbar einfach nur auf Ihre Wahlbilanz gerichtet ist und nicht darauf, wie es den Wienerinnen und Wienern in dieser Stadt geht. 

Das ist natürlich etwas, was man hier schon auch sehr deutlich sagen muss, nämlich dass es uns eigentlich, bei allen fraktionellen Differenzen, gemeinsam darum gehen sollte, dass wir in dieser Stadt langfristig die Infrastruktur sicherstellen sollten. Das kann man nicht mehr von heute auf morgen korrigieren, sondern das ist eine Frage von Jahren und Jahrzehnten, und das wäre auch notwendig. 

Aber es gibt letztendlich auch ein anderes Scheitern Ihrer Umwelt-, Budget- und Wirtschaftspolitik, wie auch immer Sie es sehen wollen, das ist die Solarenergienutzung. Bei Festreden und Vorträgen – da sind alle, vom Bürgermeister abwärts, einer Meinung – wird auf das zukunftsweisende Potenzial hingewiesen. Es wird erklärt, wie toll das ist, es wird erklärt, wie toll doch die Stadt Wien alles tut. Nur, es bleibt bei Lippenbekenntnissen. Es ist nämlich so, dass Sie die Solarautoförderung beispielsweise vor Jahren abgeschafft haben. Die Gasautos sind offenbar viel besser. Warum Gas nachhaltig sein soll, ist mir ein Rätsel. Ich weiß nur, dass Gas insofern nachhaltig ist, weil es ein Betrieb der Stadt Wien ist, der offenbar das Gas liefert. So gesehen, ist es natürlich etwas, was für Sie aus budgetärer Sicht nachhaltig ist, aber weder aus umweltpolitischer noch aus klimapolitischer Sicht, sehr geehrte Damen und Herren.

Ich verstehe auch nicht, warum es jetzt offenbar bei Ihnen so weit ist, dass Sie versuchen, sogar die Fotovoltaikförderung, die ohnehin in Wien alles andere als gut ist im Vergleich zu anderen Bundesländern, weiter zu kürzen. Das ist etwas, was mich schon betroffen macht und was eigentlich ein wenig die Geisteshaltung zeigt, die in dieser Stadt vorherrscht. Nicht nur, dass die Förderschikanen zunehmen und dass die Rechtssicherheit bei den Förderungen nicht gegeben ist, es ist eigentlich notwendig, dass Sie eine Solarförderung einsetzen sollten, die diesen Namen verdient. 

Ich möchte Ihnen deshalb gemeinsam mit meinem Kollegen Robert Parzer die Gelegenheit geben, heute nochmals ein wenig darüber nachzudenken. Vielleicht passiert ein Wunder und Sie gehen mit uns ein Stück dieses modernen, neuen und innovativen Weges. Wir bieten Ihnen an, dass Sie die Solarförderung gar nicht in himmelhohe Höhen heben, sondern einfach an das angleichen, was Ihr Nachbarbundesland Niederösterreich tut. Das wäre einfach ein pragmatischer Ansatz. Dahin gehend ist unser Ansatz formuliert, den wir bitten, heute auch sofort zur Abstimmung zu bringen. (Beifall bei der ÖVP.)
Kommen wir zur volkswirtschaftlichen und zur sozialen Komponente der Umweltpolitik. Ich habe gestern mit Interesse eine Presseaussendung der Finanzstadträtin gelesen. Man muss das Selbstverständnis da auch hinterfragen. Die Frau Brauner hat hier erfreut zu Protokoll gegeben: Ausgeglichenes Budget dank Fremdmittel. Lassen Sie das sich einmal auf der Zunge zergehen! Ausgeglichenes Budget dank Fremdmittel. Das heißt, ich nehme einen Kredit auf, und dann bin ich glücklich, denn es ist ein ausgeglichenes Budget. Nachzulesen in der APA-Aussendung von gestern, meine Damen und Herren der SPÖ. 

Es ist Ihre Finanzstadträtin, die so etwas sagt. Also ich bin schon gespannt, was ein Professor an der Wirtschaftsuniversität zu einer solchen Aussage sagt. Ich sage Ihnen hier als Kontrolloppositionsmandatar: Das ist eigentlich ein wirklicher Skandal, weil es einfach inkompetent ist. (Beifall bei der ÖVP.) 
Sie könnten das Geld nutzen und könnten zum Beispiel das Wiener Wasserleitungsrohrnetz sanieren, Sie könnten solare Zukunftstechnologien entsprechend fördern, und Sie könnten vor allem eines tun, nämlich Ihre Überschüsse, die Sie aus dem Umweltbereich erzielen, einsetzen. Ich nehme jetzt nur einfach diese etwa 100 Millionen her, die sich sehr leicht aus dem Budget errechnen lassen. Multiplizieren Sie das mit zehn Jahren – wir sind hier auch sehr großzügig, es ist ein langfristiges Projekt –, dann hätten Sie 1 Milliarde EUR zur Verfügung. Das würde sofort 30 000 Arbeitsplätze in Wien schaffen, meine Damen und Herren, und das wäre ein Drittel der derzeit arbeitslosen Menschen in Wien, denen Sie helfen könnten. Sie könnten der Umwelt helfen in Wien, und Sie könnten den armen Menschen, die in Wien keinen Arbeitsplatz mehr finden, helfen.

Wien ist übrigens wieder einmal die rote Laterne. Die Arbeitslosenrate steigt an, während in den anderen Bundesländern bereits die Trendwende erreicht ist. In Wien ist sie noch lange nicht erreicht. Das ist eigentlich auch hier ein Thema, das mit Umweltpolitik zusammenhängt, mit nachhaltiger Umweltpolitik, mit Sozialpolitik. Die Dinge sind verzahnt. Das müssen Sie einmal verstehen. Es geht nicht nur darum, schöne Bilder in den Zeitungen abzudrucken oder öffentlich ein Radieschen zu essen, sondern es geht darum, nachhaltig Umweltpolitik und Wirtschaftspolitik mit der Sozialpolitik zu koppeln. So macht man es richtig. Sie leider nicht, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Umstellung auf erneuerbare Energie für die Zukunft Wiens, die Altlastensanierung, Lärmschutz, Elektromobilität, Sanierung von Abwasser- und Wasserleitungen, Abfallverwertungsquote, die Wiederherstellung der Sauberkeit – da helfen „Waste Watcher“ leider auch nichts, wie wir halt merken –, die entsprechenden Investitionsvorschläge – alles das wäre ein Beitrag, um die Lebensqualität und auch die Sicherheit in dieser Stadt entsprechend zu stärken. 

Aber zusammengefasst muss man sagen: Innovationsfeindlich, ineffizient und inkompetent, das sind die drei „i", die sich leider in der Finanz- und Umweltpolitik dieser Stadt über die letzten fünf Jahre niedergeschlagen haben. Es wundert deshalb auch nicht, dass Ihre Umfragen so aussehen, wie sie aussehen. Es ist hoffentlich eine politische Konstellation nach den nächsten Wahlen gegeben, die die Möglichkeit bietet, diese verlorenen fünf Jahre einer Wiener Umweltpolitik wieder zu korrigieren. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Valentin. Ich erteile es ihm. 

18.53.32

†GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf gleich mit meinem Vorredner anfangen. Ein bisschen Angst habe ich schon um dich gehabt, Roman, denn vor ein paar Tagen habe ich gehört, dass die Listenplätze bei euch verteilt sind. Ich habe gehört, du hast einen sicheren Platz. Ich habe jetzt schon geglaubt, du musst wieder kämpfen darum. (Zwischenrufe bei der ÖVP. – GR Dipl-Ing Roman Stiftner: Wir kämpfen um die Mehrheit!) Ja, bei dem Kampf siehst du weder die Realität noch die Wählerinnen und Wähler, aber zu dem komme ich später. 

Ich hoffe auch, dass du, so wie du uns jetzt Überschüsse vorgerechnet hast, nicht dein Haushaltsbudget oder dein Kammerbudget rechnest, denn dann hast du ein Delta, mit dem du wahrscheinlich nicht umgehen wirst können. Ich habe mir auch die Frage gestellt: Warum feiert der Kollege Stiftner nicht mit, wenn er schon den Tod der Freiheitlichen vor Augen sieht? Wobei die ÖVP ja davon zu reden weiß, wie es ist, wenn es einem schlecht geht. Ich habe mich also gefragt, warum kann er nicht feiern, und da habe ich mich an das erinnert, was ich in den letzten Tagen und Wochen im Stadtbild gesehen habe und was mich zuerst befremdet hat, als ich es zum ersten Mal gesehen habe, als ich von einer kurzen Auslandsreise zurückgekommen bin. Da bin ich so hineingefahren in die Stadt. Da habe ich Plakatwände gesehen und habe mir gedacht, da muss ein Psychotherapeut dabei sein, denn da ist plötzlich gestanden: „Ist neu." Ich habe damit nichts anzufangen gewusst. Dann habe ich das nächste Plakat gelesen: „Für Wien." Und dann habe ich die Spitze der Peinlichkeit gelesen, ich glaube so ist eine Politikerin in diesem Land noch nie beworben worden, und ich möchte nicht sagen, was ich mir dabei gedacht habe. Ich habe mir gedacht, dass das hoffentlich nie einer anderen Politikerin passiert, denn da ist einfach gestanden: „Tut gut." 

Also wenn ich das sehe und diese Hypothek, die ihr euch da im Bund eingetreten habt in Wien, dann weiß ich, warum euch nicht zum Feiern zumute ist. Mir wäre es auch nicht, aber es ist eure Sache. Es ist auch eure Sache, dass der Rückenwind, den euch eure Parteivorsitzende gibt, ein durchaus fragwürdiger ist. Wobei ich eine Linie erkennen kann. Man kann eine Linie erkennen: Man sucht sich ein Thema aus, das die Wienerinnen und Wiener wollen. Man sucht sich ein Thema aus, wo die Wienerinnen und Wiener mit über 90 Prozent sagen: Das wollen wir! Und dann sagt man darauf: Das tun wir nicht! Ob das gut tut, weiß ich nicht. Es tut Wien nicht gut, aber ich bin mir ziemlich sicher, eure Spitzenkandidatin tut auch der ÖVP nicht gut.

Da war mir plötzlich klar, warum dir nicht zum Feiern zumute ist und warum offensichtlich die Heftigkeit deiner Rede in diesem Haus so sein muss, die im Übrigen in vielen Fällen halt sehr, sehr wenig mit der Realität zu tun hat. 

Gehen wir da ein bisschen ins Detail. Man kann nicht – und das möchte ich dir auch nicht ersparen an dieser Stelle – konstruktiv in Entscheidungsprozesse eingebunden sein und dann nachher erzählen, man hat nichts davon gewusst. Wenn du heute hier herausgehst und sagst, dass wir bei der Elektromobilität auf der Bremse stehen würden, weil die Frau Stadträtin EG-Autos, erdgasbetriebene Autos bevorzugt, dann ist es nicht wahr. 

Es ist deshalb nicht wahr – ich würde es dir durchgehen lassen, wenn du dir mit etwas Berechtigung das Mäntelchen der Unwissenheit umhängen könntest –, denn du bist neben mir gesessen, als wir die Elektroautos und die Angebote in Wien getestet haben. Da kann ich es dir nicht ersparen, dir zu sagen, dass du dasselbe gesehen hast wie ich, nämlich dass es zwar eine Elektromobilität gibt, aber die Zahlen und die Preise fern jeder Wirtschaftlichkeit sind. Und du wirst nicht annehmen können, auch wenn das vielleicht deinem Weltbild entsprechen würde, dass wir Hybrid-Lexus der Luxusklasse fördern. Das magst du dir vielleicht wünschen, vielleicht möchtest du so ein Auto, aber es wird sicherlich nicht das Ziel der Wiener Umweltpolitik sein, dass wir Luxusautos fördern, die nur ein grünes Feigenblatt sind. Das wirst du bei uns nicht erleben, das wirst du auch in Zukunft bei uns nicht erleben.

Und wenn wir uns dann weiter ansehen die Frage der Förderung, dann muss man einfach sagen, dass die Autos, die derzeit auf dem Markt angeboten werden, die halbwegs wettbewerbsfähig sind, in einer Preisklasse von 40 000 EUR aufwärts sind. Es kann nicht die Aufgabe des Steuerzahlers sein, Entwicklungsdeltas, die sich halt im Preis manifest machen, zu bezahlen. Für die Zeit, wenn Elektroautos in der Preiskategorie der wirtschaftlichen Konkurrenzfähigkeit liegen, wird es dann Aufgabe der Stadt sein, diese genauso zu fördern wie derzeit erdgasbetriebene Autos. Das haben wir immer signalisiert, und wenn man das jetzt plötzlich ausklammert, dann halte ich das im hohen Maße für nicht seriös. 

Es ist auch, glaube ich, absolut nicht angebracht, diese heutige Stunde um die Zeit für eine verspätete oder verfrühte oder was auch immer Wahlkampfrede zu nutzen. Die innerparteilichen Ausscheidungsspiele sind bei euch ja offensichtlich gelaufen. Du sitzt auf einem sicheren Mandat. Vielleicht können wir doch wenigstens einige Wochen noch zu einer Sachpolitik kommen. Das wäre zumindest einigermaßen sinnvoll. 

In Anbetracht des Antrages denke ich mir, dass man sich, auch wenn man sich profilieren will, nicht gänzlich von dem entfernen soll, was halt einfach Faktenlage ist. Wenn du die gleiche Fotovoltaikförderung wie im Nachbarland Niederösterreich forderst, dann muss ich dich insofern enttäuschen, als die Fotovoltaikförderung in beiden Ländern, in Wien genauso wie in Niederösterreich, eine Bundesförderung ist! Beide Länder vergeben keine eigenen Tarifförderungen, auch Niederösterreich nicht. Wir haben die gleiche Bundesförderung, da gibt es keinen Unterschied.

Wenn weiter in dem Antrag gefordert wird – und deshalb können wir ihm auch nicht zustimmen –, dass die Politik die Stromvergütung festlegen soll und an die Entscheidungsträger in Wien appelliert wird, das zu tun, dann möchte ich dich daran erinnern, dass du von der Österreichischen Volkspartei kommst und dass gerade ihr die Frage des Marktes und des Wettbewerbes in der Zeit eurer Federführung in der Bundesregierung ständig praktiziert habt. Die Betonung des Wettbewerbs gerade auf diesem Sektor ist euer Werk! Wenn ihr daher jetzt fordert, dass wir in einem liberalisierten Strommarkt sozusagen politischen Einfluss nehmen und die Preise politisch festsetzen – was wir im Übrigen gar nicht dürften –, dann ist das in höchstem Maße schrullig! (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Roman Stiftner.) 
Nicht böse sein! Aber entweder gibt es bei dir einen Markt, so wie du es auch in der Wirtschaftskammer immer forderst, oder wir treffen staatliche Regelungen. Aber es kann nicht sein, dass ihr die Marktgesetze massiv zum Durchbruch bringt und von einem liberalisierten Markt redet, dass ihr aber, wenn das Endergebnis nicht so aussieht, wie ihr euch das vorstellt, nach dem Staat und der Gesellschaft schreit, die das Ganze wieder ordnen sollen. Ich meine, du solltest dich in dieser Frage für eine Linie entscheiden und auch dabei bleiben!

Es mag so sein – das sagen wir auch ständig –, dass der Markt in wesentlichen Fragen nicht alles regeln kann. Wien zeigt aber gerade in der Umweltpolitik, dass durch Nachhaltigkeit und Daseinsvorsorge ein Gegengewicht zu bilden ist. Wenn du aber nur dann, wenn deine Markmechanismen nicht funktionieren, nach dem Staat schreist, damit er es wiedergutmacht, dann ist das meines Erachtens in der Tat eine sehr verkürzte Ideologie!

Wenn ich „verkürzte Ideologie“ sage und meine, dann möchte ich mich auch an Kollegen Maresch wenden: Ich habe den Eindruck, nachdem er seinen Antrag bezüglich der Wiener Parks interpretiert hat, dass er wohl seinen eigenen Antrag nicht gelesen hat! Daher möchte ich das dem gesamten Plenum in Erinnerung bringen.

Die beiden Anträge, von denen du meinst, dass sie identisch oder austauschbar seien beziehungsweise kopiert wurden, unterscheiden sich in einem Punkt sehr wohl ganz vehement, und das sollte man auch nicht verbergen! In eurem Antrag heißt es: „BesucherInnen in Wiener Parks berichten, dass in Wiener Parks Pestizide eingesetzt werden, zum Teil auch ohne ausreichende Vorsichtsmaßnahmen."

Damit implizierst du, dass in den Wiener Parks Pestizide gespritzt werden. Du führst auch aus, dass diese Pestizide zum Einsatz kommen, um Unkraut in den Wiener Parks zu vernichten. So steht das dort! (GR Mag Rüdiger Maresch: Die Bundesgärten sind auch in Wien, lieber Erich!)

Wenn ich jetzt ein Bürger oder eine Bürgerin dieser Stadt bin, der oder die mit den Kindern am Morgen in den Park geht, und ich höre, was ein Wiener Politiker behauptet hat, und ich denke mir, dass die Wiener Bürgerinnen und Bürger Verantwortungsgefühl ... (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Was du sagst, steht nicht in diesem Antrag! Was du signalisierst, steht hier nicht drinnen, Rüdiger! (GR Mag Rüdiger Maresch: Auch was in den Bundesgärten geschieht, geht uns etwas an!)

Du subsumierst jetzt in einem Antrag in Bausch und Bogen die Wiener Gärten und versuchst zu unterstellen, wir würden dort, wo Kinder spielen, Pestizide spritzen! Damit unterstellt du in Wirklichkeit, dass es gefährlich ist, am nächsten Morgen in den Wiener Park zu gehen! (Weiterer Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Und jetzt verharmlost du das wieder! – Ich meine, dass ein Wahlkampf nicht zu allem berechtigt und dann einfach alles okay ist! (GR Mag Rüdiger Maresch: Jetzt betreibst du Sophismus!)

Wenn du jetzt herauskommst und diesen Antrag zurückziehst, dann sage ich: Einverstanden! Aber schauen wir uns jetzt den Beschlussantrag an. Darin wirst du ja noch genauer. Da wird verlangt, dass die amtsführende Stadträtin für Umwelt aufgefordert wird, dass im Zuständigkeitsbereich – und da bist du nicht mehr allgemein! – der MA 42 - Wiener Stadtgärten auf den Einsatz von Pestiziden, wo immer möglich, verzichtet wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: In Wien wird Dimilin verwendet!) 

Du wolltest uns anpatzen in einem Bereich, von dem die Wienerinnen und Wiener wissen, dass sie sich auf uns verlassen können! (GR Mag Rüdiger Maresch: Willst du mir erzählen, dass Dimilin kein Pestizid ist?) Und es tut dir weh, dass das Anpatzen bis am Abend aufgedeckt wurde! Es tut dir weh, dass wir dir jetzt sagen müssen, dass du die Wienerinnen und Wiener verunsicherst! Es tut dir weh, dass wir dir jetzt auch nachsagen und vorwerfen müssen, dass der Wahlkampf bei dir offensichtlich alles, aber auch wirklich alles rechtfertigt! (Beifall bei der SPÖ.) Deshalb werden wir natürlich deinem Antrag nicht zustimmen. 

Es hilft insofern nicht, weil ich denke, dass man, egal, welche Farbe man hat, wenn man hier sitzt, eine gewisse Verantwortung für die Wienerinnen und Wiener hat. Und diese zu verunsichern, ist in der Tat ... (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch. – Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl (unterbrechend): Entschuldigung, Kollege Valentin. Herr Kollege Maresch! Sie haben noch 2 Minuten 30! Sie können sich gerne zu Wort melden! (GR Mag Rüdiger Maresch: Kollege Wagner hat noch nicht dreingeredet!) Danke. – Bitte fortzufahren.

GR Erich Valentin (fortsetzend): Danke schön. Ich meine halt, dass das kein Stil ist, der dieses Hauses würdig ist! Das muss man den GRÜNEN einmal mehr sagen.

Ich verstehe ja die Aufregung! Eine Grünpartei, die Mochovce verschlafen hat ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Gerade wir haben es nicht verschlafen!) Jetzt urgiert diese Grünpartei, dass die Stadträtin zu oft in der Zeitung ist. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die Umweltstadträtin war nicht in Bratislava!) Diese Grünpartei musste zur Kenntnis nehmen, dass es eine Person in Österreich gegeben hat – und da hat es lange nichts gegeben! –, die gegen Mochovce gekämpft hat und tatsächlich ihr Face Tag und Nacht für diesen Kampf der Österreicherinnen und Österreicher gegen Mochovce eingesetzt hat. Und diese Grünpartei hat jetzt erkannt, dass es sich hiebei um die Umweltstadträtin dieser Bundeshauptstadt Wien handelt! (GR Mag Rüdiger Maresch: Die Stadträtin war nicht in Bratislava!) Das tut weh! Das kann ich verstehen! Das tut weh! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Das muss weh tun! Und dann fängt man natürlich an zu zählen. Dann fängt man an zu zählen, wie oft man Frau Mag Sima in der Zeitung sieht! Und da ist natürlich jedes Mal zu viel, weil jedes Mal die Wahlchancen reduziert werden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Erich! Die Umweltstadträtin war nicht in Bratislava!)

Wenn das Wasser bis zum Hals steht, wenn in Mariahilf die Legionen wegbrechen, dann wird man halt noch nervöser. Das haben wir heute hier erlebt! Es ist aber traurig, dass man Mütter mit kleinen Kindern verunsichern muss, nur weil das eigene politische Kalkül nicht aufgeht! Das ist traurig, und das muss ich dir auch tatsächlich sagen! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Und dann geht man einfach über Fakten hinweg. Ein kleines Beispiel: Du kannst nicht akzeptieren, dass die KliP-Werte der Bundeshauptstadt Wien im österreichischen, aber auch im deutschen und mitteleuropäischen Vergleich sehr gut sind. (GR Mag Rüdiger Maresch: Mit gewissen Rechenkünsten kann man das leicht behaupten!) Zu den Rechenkünsten komme ich gleich! 

Plötzlich hat Herr Maresch vom Headquarter-Effekt zu sprechen begonnen. Für diejenigen, die nicht tagtäglich rund um die Uhr mit Umweltfragen in diesem Haus beschäftigt sind: Was ist der Headquarter-Effekt, den Herr Maresch anprangert und als Rechenkunststück qualifiziert? – Der Headquarter-Effekt besagt, dass, wenn eine große Firma ihren Geschäftssitz, ihre Firmenadresse und ihre Rechnungsadresse in Wien hat, der ganze Fuhrpark – teilweise auch Schwerfuhrpark – aber in ganz Österreich herumfährt, trotzdem das, was diese Autos an Abgasen emittieren, Wien angelastet wird.

Wir sagen: Der Headquarter-Effekt muss klarerweise bereinigt werden, denn Autos, die in Vorarlberg herumfahren, können nicht Wien angerechnet werden. Diese Forderung ist legitim, das sind keine Rechenkünste! Einmal mehr: Du kannst nicht wahrhaben, dass wir bei den KliP-Zielen hervorragend liegen!

Es tut mir auch leid, dass du gesagt hast: Wir haben dem nicht zugestimmt! Man muss ehrlicherweise sagen: Es ist eine merkwürdige Geschichte, wenn ein Teil der Grünen in Projekten und Fragen verhandelt und das KliP teilweise auch die Handschrift der Grünfraktion trägt, die anderen aber so tun, als ob sie das nichts anginge! Das ist ein Chaos! Das ist ein Käse! Darin sind keine Werte und keine erfolgreichen Perspektiven zu finden! Und ich denke, das merken die Menschen, die sich ernsthaft mit diesen Fragen beschäftigen. Das merken die Menschen, und ich bin ziemlich zuversichtlich, dass diejenigen, die das Ganze intensiv verfolgen, sich ihren Reim darauf machen!

Meine Damen und Herren! Auch wenn Sie es nicht wahrhaben wollen: Einmal mehr hat Mercer im Jahresrhythmus das Ranking an Lebensqualität ... (GRin Mag Maria Vassilakou: Platz 44!) Kollegin Vassilakou! Da Sie bei der letzten Debatte, nachdem Sie mir die Fragen gestellt hatten, nach Hause gegangen sind, freue ich mich, dass Sie wieder hier sind! Ich freue mich! Frau Vassilakou! Ich hoffe, Sie haben die Antworten, die ich Ihnen damals geben durfte, tatsächlich auch registriert! Ich hoffe, die Zeit außerhalb des Hauses war damals schön!

Wie auch immer: Wenn Sie immer anprangern, dass das eine Managerstudie ist, dann sage ich: Die kommunalen Services, die ein Manager in dieser Stadt erlebt, erleben auch jeder Wiener Bürger und jede Wiener Bürgerin. – In der Mercer‑Studie heißt es übrigens nicht „Manager“, sondern „Mitarbeiter“! Es ist nicht jede Sekretärin, jeder Referent oder jeder Wissenschaftler gleich ein Manager. Aber das ist offensichtlich Ihr Bild! 

Jedenfalls erkennt aber derjenige, der aus dem Ausland zu uns kommt, wie hervorragend die kommunale Infrastruktur hier ist. Und er erlebt dieselbe Infrastruktur, die auch jeder Wiener Bürger und jede Wiener Bürgerin erlebt. Bei einem Manager funktioniert die Entsorgung von Hausmüll nicht anders wie bei jedem anderen Bürger und Bürgerin. Das Aussehen und die Infrastruktur unserer Gärten und Parks sowie unserer Spielplätze bieten für den deutschen und portugiesischen Mitarbeiter eines internationalen Konzerns genau dieselbe Erlebnissituation wie für eine Wienerin oder einen Wiener.

Deshalb ist es von Ihnen vermessen zu sagen, dass es da Unterschiede gibt. Ganz im Gegenteil! Sie können erkennen, wie gut es die WienerInnen haben, und deshalb sind wir dankbar dafür und stolz darauf, was die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gerade dieses Ressorts leisten, denen ich bei dieser Gelegenheit herzlich danken möchte! (Beifall bei der SPÖ)

Uns liegt ein Rechnungsabschluss vor, der sich durch einen sehr effizienten und zielorientierten Einsatz der Mittel auszeichnet. Wir haben in Wien eine Stadträtin, die begriffen hat, dass man gerade bei ökologischen Themen die Menschen im Hirn sowie im Herzen überzeugen muss.

Abfallwirtschaft ist beispielsweise ein Thema, das nicht bloß damit abgehandelt sein kann, wie gut und professionell wir mit Abfällen umgehen, sondern dabei geht es auch darum, wie die Bürgerin oder der Bürger mit den Ressourcen der Stadt umgeht. Unsere Umweltstadträtin Mag Sima hat das verstanden und setzt auf die Mitarbeit der Bürgerinnen und Bürger. 

Und wenn Sie schon Mercer nicht wollen, dann schauen wir uns die Zahlen an, die zeigen, wie die Wienerinnen und Wiener zu den Services stehen, die die Frau Stadträtin zu verantworten hat! Gerade in der Frage der Sauberkeit kann die Frau Stadträtin mit einer sehr hohen Zustimmung und einer hervorragenden Akzeptanz und Benotung bilanzieren. Das ist in Europa einzigartig! Die Wienerinnen und Wiener sagen – auch wenn das der Kollege und die ÖVP nicht wahrhaben wollen – zu über 90 Prozent, dass die Stadt sauber und durch die Maßnahmen der Sauberkeitsoffensive noch sauberer geworden ist. Sie sagen, dass die kommunalen Services funktionieren und sie sich darauf verlassen können. – Das ist in anderen Gemeinden in Österreich ganz anders, und das ist in anderen Großstädten in Europa ganz anders! Und deshalb ist klar, dass auch Ausländer, Mitarbeiter von Konzernen, die hier arbeiten, sagen, dass sie dieses Service auch zu Hause nicht haben. Darauf sind wir selbstverständlich stolz, und wir sind auf die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stolz, die das zu verantworten haben!

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal die AbteilungsleiterInnen, die heute hier sind, bitten, diesen Dank des Hauses und der Sozialdemokratischen Fraktion ihren Kolleginnen und Kollegen in den Abteilungen mitzuteilen. Ich möchte dem Büro danken, und ich möchte vor allem an dieser Stelle auch als Ausschussvorsitzender der amtsführenden Umweltstadträtin danken, die nicht nur ihr Ressort hervorragend führt, sondern weitblickend globale Themen begreift und dementsprechend vorgeht.

Ich ersuche Sie, diesem Rechnungsabschluss Ihre Zustimmung zu geben. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr. 

19.16.41

†GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus)|: Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Kollege Valentin! Ich muss sagen: Ich war enttäuscht von dieser Rede! In Anbetracht des Danks, der am Schluss ja gekommen ist, hätte ich mir eine detailliertere Darlegung der tollen Errungenschaften der Stadt Wien in diesem Ressort erwartet!

Eigentlich muss man ja froh sein, dass Kollege Stiftner Sie sehr aufgeregt und dass Kollege Maresch Sie offensichtlich mit irgendeiner Wortmeldung gereizt hat, denn es war selbst für mich schon fast körperlich nicht mehr auszuhalten, dass Sie die meiste Redezeit darauf verwendet haben, irgendwelche weisen Tipps zu geben und uns zu maßregeln, anstatt uns Ihre Leistungen darzulegen! Aber das ist ja in Ordnung! (GR Erich Valentin: Führen Sie mich nicht in Versuchung! Ich könnte das ja noch tun!)
Ich habe mir eigentlich gedacht, dass wieder die Fluglärmgeschichte kommt. Diese habe ich echt vermisst! Deswegen habe ich mich hauptsächlich gemeldet! Ich hätte gerne wieder einmal gehört, dass es keinen Fluglärm gibt und dass zum Beispiel keine Flugzeuge über den 14. und den 16. Bezirk fliegen. Das hat gefehlt! Davon bin ich wirklich enttäuscht! Soweit ich gesehen habe, war allerdings nicht mehr recht viel Redezeit übrig! Okay, das ist ja Ihre Sache, aber ich meine, es war ein bisschen enttäuschend!

Ich möchte auf das Gender Budgeting eingehen, das ich an dieser Stelle schon öfters angesprochen habe. Ich möchte anregen, dass man sich in manchen Abteilungen in diesem Ressort mit diesem Thema vielleicht doch ein bisschen intensiver auseinandersetzt. Wenn ich nämlich lesen muss, dass zum Beispiel die MA 31 Jetzt das Binnen-I und geschlechtergerechte Sprache verwendet, dann meine ich, dass das vielleicht doch nicht ganz up to date ist! Ich meine, das Binnen-I und die geschlechtergerechte Sprache ist schon sehr lange in Gebrauch, und ich glaube nicht, dass es wirklich den Nerv der Sache trifft, wenn man das jetzt in den Gender-Budgeting-Bericht schreibt. 

Das gilt auch für die gender-orientierte Gestaltung in Umweltbildungsangeboten. – Es ist schön und wichtig, dass es das gibt, aber vielleicht könnte man einen Schritt darüber hinaus machen und dieses Kapitel gerade in diesem Ressort wirklich ernst nehmen!

Deutlich hervorheben möchte ich die MA 42. Auch wenn Kollege Valentin Kollegen Maresch gerügt hat, dass er die MA 42 kritisiert und behauptet hat, dass Pestizide ausgestreut werden und damit die Wienerinnen und Wiener verunsichert hat, glaube ich, dass die MA 42 mit dem Thema Geschlechtergerechtigkeit im öffentlichen Raum und in den Parks wirklich vorbildlich umgeht. Ich habe das an dieser Stelle schon einmal gesagt. Man hat sich mit dem Leitfaden wirklich etwas überlegt und setzt das auch konsequent um. Es gibt immer wieder Ansätze, Mädchen gerade in den Parkanlagen zu stärken und den Verdrängungswettbewerb, den es auch in Parks gibt, nicht auf dem Rücken der Mädchen auszutragen. Ich meine, dass man da noch weiter gehen könnte und auch sollte! Vielleicht kann die MA 42 den anderen Abteilungen diesbezüglich einen Input geben, wie man mit diesem Thema umgeht!

Zweitens möchte ich auf das Thema Hundeführschein zu sprechen kommen, das Kollegin Matiasek nur ganz zum Schluss angeschnitten hat. Morgen gibt die Frau Stadträtin eine Pressekonferenz, bei der quasi präsentiert wird, wie das Ganze umgesetzt werden soll. Wir haben das vorige Woche schon ausführlich diskutiert, und ich glaube, wir werden da keine gemeinsame Basis mehr finden! Ich glaube, dieser Zug ist abgefahren! Im Umweltausschuss am Montag wird es die eindeutigen Antworten auf die Anträge geben, die noch ausständig waren. Ich glaube, dass diesbezüglich wahrscheinlich nicht mehr viel Gemeinsames zu erreichen sein wird!

Ich glaube sehr wohl, dass wir alle gemeinsam daran arbeiten sollten, das Klima zu verbessern, das im Moment in der Stadt bezüglich HundebesitzerInnen und Hunden herrscht. Durch diese Debatte um den Hundeführschein herrscht nämlich teilweise die Meinung, dass es da sozusagen um die „bösen Leute mit den Hunden“ geht. Außerdem wird eine Unterscheidung zwischen Hunden und ganz bösen Hunden getroffen. 

Die HundebesitzerInnen kennen sich nicht aus, wie der Hundeführschein in der Praxis umgesetzt werden soll. Diesbezüglich wird es hoffentlich noch genug Medienoffensiven geben, damit das wirklich erläutert wird, denn das ist bislang einfach nicht klar! Man stellt fest, wenn man mit HundebesitzerInnen vor Ort spricht, dass es viele offenen Fragen gibt, etwa die Frage: Was tut man, wenn man krank ist und der Hund hinaus muss? Wer macht das dann? Eigentlich dürfte das niemand anderer machen, denn der Hundebesitzer hat ja den Hundeführschein. Es ist nicht geklärt, ob irgendjemand in einem solchen Fall schnell einspringen und den Hund auf die Gasse führen kann, damit er auch seinen Auslauf bekommt. – Solche Fragen haben Relevanz bei der Hundehaltung, und die HundehalterInnen und HundebesitzerInnen wissen jetzt nicht, was sie tun sollen.

Außerdem haben die HundehalterInnen jetzt das Gefühl, dass man sie offensichtlich nicht will, warum auch immer dieses Gefühl zustande gekommen ist! Seit der Einführung des Hundeführscheins wurde HundehalterInnen signalisiert, dass sie eigentlich nicht beliebt sind und eine Gefahr für alles und jeden darstellen. – Ja! Es gibt Hunde, die beißen, aber die meisten Hunde in Wien tun das – zum Glück! – nicht. 

Im Hinblick darauf erhebt sich die Frage: Was tun die Leute jetzt? Wir wissen, dass nach der Einführung des Hundeführscheins Leuten, die diesen nicht machen, die Hunde abgenommen werden und dass viele Hunde deshalb im Tierschutzhaus landen werden. Ich möchte hinzufügen: Hoffentlich landen sie dort und werden nicht irgendwo ausgesetzt, denn die Möglichkeiten, alle Hunde unterzubringen, sind auch nicht unendlich! In der Folge werden sich dann wahrscheinlich auch viele Leute überlegen, sich einen Hund aus dem Tierschutzhaus zu holen, denn dann müssen sie den Hundeführschein machen. 

Ich glaube, dass dieses Gesetz kein sehr gelungenes Gesetz ist! Wir fordern bereits seit Jahren den verpflichtenden Hundeführschein für alle Hunde, nämlich einen Sachkundenachweis darüber, wie man mit Hunden umgeht, wie man einen Hund ernährt, wie man einen Hund erzieht und so weiter und so fort. Wir halten es für verkehrt, dass man jetzt bestimmte Rassen herausgreift! Das wurde vorige Woche schon diskutiert.

Außerdem muss man sich auch die Hundezonen und Hundeauslaufzonen anschauen, die wir in dieser Stadt haben. Wir wissen, dass es im dicht bebauten Gebiet natürlich schwierig ist, Zonen zu schaffen, in denen sich die Hunde wirklich frei bewegen können. Allerdings befinden sich die Hundezonen zum Teil in einem Zustand, dass man dort mit seinem Hund nicht wirklich hingehen möchte. Oft sind so viele Hunde in diesen kleinräumigen Hundezonen, dass es für die Hunde ganz schwierig ist, sich wirklich zu bewegen beziehungsweise auch nur einfach in Ruhe ihr Geschäft zu verrichten. 

Ich glaube, wir haben zum Thema Hunde bei den Wienerinnen und Wienern einiges gut zu machen. Wir werden sehen, wie das mit dem Hundeführschein laufen wird. Ich hoffe, es wird eine Evaluierung geben, im Zusammenhang mit welcher dann auch die Opposition informiert wird, ob das wirklich etwas gebracht hat oder nicht. Wir glauben, dass das wahrscheinlich nicht in dem Ausmaß der Fall sein wird, wie hier immer kundgetan wird! 

Ich meine, man sollte sich wirklich hinsetzen und mit den HundebesitzerInnen ein Gespräch führen. Man sollte herausfinden, wie es um deren Verunsicherung tatsächlich steht und wie man ihnen entsprechende Informationen bezüglich Hundeführschein vermitteln kann, damit diese guten Gewissens mit ihrem Hund, für welchen auch immer sie sich entschieden haben, auf die Straße gehen können. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Parzer. Ich erteile es ihm. 

19.25.04

†GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Rechnungsabschluss 2009 bietet sicherlich eine gute Gelegenheit, betreffend die Umweltpolitik der Stadtregierung und die sich dem Ende nähernde Legislaturperiode einen Vergleich anzustellen, ist doch der vorliegende Abschluss das getreuliche Spiegelbild aller hier beschlossenen Rechnungsabschlüsse, frei nach dem Motto: Der erste Rechnungsabschluss in dieser Periode entspricht ziemlich dem letzten. 

Daher spiegelt der Rechnungsabschluss 2009 eher einen Stillstand der Umweltpolitik der Stadt wider. Die wirklichen Umweltprobleme dieser Stadt lassen sich mit einer solchen Budgetpolitik nicht bewältigen! Ihr letztes in dieser Periode abgeschlossenes Budget, meine Damen und Herren, lässt die Gestaltungskraftlosigkeit dieser Stadtregierung leicht erkennen!

Somit steht auch fest: Auf Grund dieser Umweltpolitik werden Sie sicherlich nicht so leicht wieder gewählt werden! Dazu haben Sie zu viele umweltpolitische Weichenstellungen nicht akzeptiert oder auch verschlafen. Und wenn die Opposition Sie einmal aufwecken konnte, dann haben Sie leider nicht richtig gehandelt, etwa bei der Feinstaubbekämpfung oder beim Hundeführschein, über den wir heute schon gehört haben.

Das Gleiche gilt für etliche Bemühungen zur Einhaltung der Reinhalteverordnung. Oft haben wir auf die fehlende Sauberkeit im öffentlichen Raum hingewiesen. Das gilt auch für Parkanlagen. Erich hat zwar gesagt, dass jemand, der aus Barcelona oder Madrid kommt, unsere Parkanlagen schön findet! Das stimmt schon! Es gibt schöne Parkanlagen! Aber es gibt in vielen Parkanlagen auch Probleme, und diese darf man nicht übersehen, meine Damen und Herren! Und auch auf den Gehsteigen hatten wir mit Problemen zu kämpfen. Auch darauf haben wir Sie aufmerksam gemacht. 

Zunächst wurde alles ein bisschen negiert. Erst dann, als es wirklich nicht mehr anders gegangen ist, meine Damen und Herren, hat man sich, um das eigene Gewissen etwas zu beruhigen, zu einer Vielfalt von Maßnahmen durchgerungen. Aber leider waren diese Versuche eher halbherzig und haben anstatt zu der von uns geforderten Stadtwache – und das ist sicherlich ein Thema, das wir noch weiterspielen werden – zum derzeitigen Kasperldesaster geführt. Dieses Desaster, meine Damen und Herren, besteht darin, dass die zig Wachtrupps, die wir in Wien haben – ich möchte sie gar nicht alle nennen –, leider nicht ernst genommen werden. Sie kümmern sich wirkungslos und unkoordiniert um Sauberkeit in dieser Stadt. – Dazu möchte ich bemerken: Das Teuerste an Wien ist in diesem Fall die SPÖ selbst! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie haben es leider nicht geschafft, über den eigenen politischen Schatten zu springen und zuzugeben, dass die ÖVP mit der Einführung einer Stadtwache auf jeden Fall die bessere Lösung anzubieten hätten! Wir würden die vielen verschiedenen Kapperlträger auch uniformell natürlich unter einen Hut bringen. Heute schreibt bei der normalen Pickerlaktion dort einer und da einer. Da ist ein Grillwächter, und dort ist ein Parkwächter. Meine Damen und Herren! Ich glaube, die Stadtwache ist sicherlich ein Organ, welches das entstandene Wirrwarr dieser unterschiedlichen Wachorgane einmal endlich ins Lot bringen würde! Das würden auch die Wähler honorieren!

Ebenfalls mit Sicherheit haben auch die lange hinausgeschobenen Maßnahmen zur Sicherheit bei der Hundehaltung zu tun. Wir haben von Kollegin Smolik gehört, dass es in diesem Zusammenhang zum Beispiel Probleme geben kann, wenn jemand krank ist. Wer geht mit dem Hund hinaus, wenn er muss? Es gibt noch viele Argumente, die wir in Erwägung ziehen müssen, und wir können das Ganze noch lange nicht einem Gesetz zuführen, denn dieses wird, wie ich glaube, wenn das so weitergeht, zum Scheitern verurteilt sein! 

Natürlich könnte ich den Blick zeitlich noch viel weiter zurück schweifen lassen, etwa in die Zeit, als die Frau Umweltstadträtin Maßnahmen auf Basis des IG-Luftgesetzes gesetzt hat, das Ganze aber leider nicht positiv durchgebracht hat. 

Meine Damen und Herren! Die Tempo-50-Bestimmung hat schon fast einen Traurigkeitswert! Das war nicht durchdacht und daher wirkungslos, als es eingeführt wurde. Ich denke jetzt an die Randbezirke, wo es Tempo-50-Zonen gibt, die wirklich kein Mensch brauchen würde. 

Wir vermissen in dem Rechnungsabschluss schmerzlich Zukunftsaspekte, etwa betreffend die Abfallwirtschaft in Wien. Was meine ich damit? – In diesem Bereich sind sämtliche politischen Bemühungen einfach gestoppt worden! Die Abfallwirtschaftspolitik wird einfach jahrzehntelange fortgeschrieben. Ich erwähne in diesem Zusammenhang etwa den Fortbestand des Rautenweges, des Paradoxons einer Mülldeponie im Stadtentwicklungsgebiet! (Beifall bei der ÖVP.) 

Als Mandatar des Bezirks Donaustadt sage ich, dass ich das auf keinen Fall mehr lange akzeptieren kann! In Anbetracht der noch möglichen Auslastung dieser Deponie, meine Damen und Herren, wäre es höchst an der Zeit, sich Gedanken betreffend die Zukunft zu machen beziehungsweise einen Platz für eine neue Deponie zu erkunden, was natürlich nicht leicht ist. Die Situation des Rautenweges haben wir aber schon oft kritisiert, und ich betone: Wien gehört nicht einer Partei, meine Damen und Herren, sondern Wien gehört den Bürgern und Bürgerinnen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich mich natürlich auch persönlich bei allen Beamten des Stabes der Umweltabteilung bedanken. Ich bedanke mich bei den Vorstehern der Magistratsabteilungen und bin wirklich froh, dass wir immer einen relativ guten Kontakt hatten, das möchte ich auch erwähnen! 

Ich habe jetzt nur ein Beispiel aus einer großen Menge von Versäumnissen in der Umweltpolitik in dieser Stadt besprochen, die alle dazu führen, dass die Lebensqualität Wiens in Zukunft nicht verbessert wird, sondern eher gefährdet sein wird. Damit hat sich nun am Ende dieser Legislaturperiode, meine Damen und Herren, unsere Kritik an der Umweltpolitik dieser Stadt einmal mehr bestätigt, die da lautet: Die Wiener Stadtregierung hat in den letzten fünf Jahren zu wenig gemacht. Die Alleinregierung ist eine für die Umwelt dieser Stadt verlorene Zeit gewesen. Es ist nun zu hoffen, dass durch das kommende Wahlergebnis – das sage ich als Mandatar der Donaustadt – diese verlorene Zeit wieder aufgeholt werden kann. Daher können wir diesen Rechnungsabschluss 2009 nicht zustimmen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Mag Wutzlhofer. – Bitte. 

19.33.40

†GR Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Meine Vorrednerin Claudia Smolik hat an der Rede von Erich Valentin kritisiert, dass er so viel auf die OppositionsrednerInnen eingegangen ist und so wenig über die Wiener Umweltpolitik gesagt hat. Ich hoffe, ich kann das jetzt ein bisserl aufwiegen und aufrollen! Ich werde versuchen, mich auf das Wesentliche zu beschränken, wenn man auch Stunden über die Wiener Umweltpolitik reden könnte! 

Ich habe heute die dankbare Rolle als letzter Redner und werde mich auf das Wesentliche beschränken. – Das Wesentliche beim Rechnungsabschluss, den wir gestern und heute besprochen haben, ist das große Vorhaben, Wien aus der Krise herauszuinvestieren. Das ist möglich, weil wir in guten Jahren sparsam waren. Wir haben es geschafft, seit Beginn des neuen Jahrtausends ein Drittel des Wiener Budgetdefizits abzubauen, und haben damit jetzt den Spielraum, aktiv Krisenbekämpfung zu betreiben. 

Das Wesentliche, warum dieser Sachverhalt mit Umweltpolitik zu tun hat, ist folgender Gedanke: Unsere Gesellschaft steckt leider mitten in vielen Krisen. Über die Wirtschafts- und Finanzkrise haben wir heute und gestern viel gehört. Unsere Gesellschaft ist weiters mitten in einer Entsolidarisierungskrise und in einer Krise zunehmender Ungleichheit. Unsere Gesellschaft ist aber auch in einer Klima‑ und Ressourcenkrise. Und all diese Krisen sind auch Krisen einer Gesellschaft, die nicht nachhaltig ist. – Damit ist die wesentliche Aufgabe von Politik überhaupt und von Umweltpolitik im Besonderen umschrieben: Es muss an einer Gesellschaft gearbeitet werden, die nachhaltig ist. Und Nachhaltigkeit ist immer zugleich ökologische, ökonomische und soziale Nachhaltigkeit. 

Ob die Herkulesaufgabe gelingen wird, eine Gesellschaft in eine nachhaltige Gesellschaft umzubauen, hängt ganz besonders von den Städten ab, und zwar erstens aus rein quantitativ Gründen, da 80 Prozent der Weltbevölkerung in Städten leben, zweitens weil das meiste Know-how unserer Zeit in Städten gebündelt ist und drittens – und das ist der spannendste Aspekt – weil Städte geteilte Orte, „shared spaces“, sind. Dort kommen viele Leute zusammen, nützen gemeinsam die Infrastruktur und den öffentlichen Verkehr, leben in verdichteter Weise und so weiter. Städte sind also der Motor der Zukunft. Das ist die eine Seite der Medaille. 

Die andere Seite ist, dass all das nur in Städten möglich ist, die funktionieren, also in Städten, welche die finanziellen Mittel dafür haben, die den politischen Willen zur Gestaltung haben und in denen es ein dichtes Netz an Daseinsvorsorge in öffentlicher Hand gibt. – Wien ist eine solche Stadt. Das ist das Wesentliche. 

Auch deswegen ist unser internationales Engagement erstens stark und zweitens darauf ausgerichtet, dass wir mit anderen Städten gemeinsam eine starke Lobby sein können. Wien wurde – ich weiß nicht, ob das alle von Ihnen wissen – vor eineinhalb Jahren zum Vorsitz des Umweltforums des Europäischen Städtebundes Eurocities gewählt, und zwar nicht, weil wir schlechte Politik machen, sondern, weil wir Best Practice in der Umweltpolitik sind und daher geeignet sind, in diesem Rahmen die Interessen der Städte gegenüber der Europäischen Union zu vertreten, zum Beispiel beim siebenten Aktionsplan für Umwelt, der momentan gerade verhandelt wird, beim Budget, bei der EU 2020-Strategie, aber natürlich auch bei vielen weiteren inhaltlichen Fragen. 

Die Daseinsvorsorge wurde erwähnt, Energieeffizienz und nachhaltige Beschaffung sind auch noch zu nennen. Und es wäre nicht Wien, würden wir nicht alle internationalen Gelegenheiten ausnützen, uns für eine AKW-freie Zukunft zu engagieren. 

Dieses Thema hat Rüdiger Maresch schon angesprochen. Das Thema Atomkraft ist ein gutes Argument dafür, dass man, wie ich es eben getan habe, auch ein paar Worte über das Internationale an der Wiener Umweltpolitik sagt. Wenn es nicht ein so starkes Engagement der Stadt Wien und vor allem durch unsere StRin Ulli Sima gegen Mochovce gegeben hätte, könnte man fast glauben, Österreich sei nicht mehr gegen Atomkraft, so fußmarod wie die Initiativen der Opposition und des Umweltministers dieser Republik waren! (GR Mag Rüdiger Maresch: Weshalb ist die Stadträtin nicht nach Bratislava gefahren?) 

Es geht jetzt um Mochovce und nicht um Bratislava! Und in Mochovce war die Umweltstadträtin. Es geht um die einzige wirkliche Initiative, die über 200 000 Leute gegen dieses AKW hinter sich vereint hat, und diese Initiative hat Ulli Sima ergriffen und nicht ihr! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Ich habe versprochen, das Wesentliche zu benennen. Wesentlich ist, dass Umweltpolitik in Wien von dem Gedanken geprägt ist, global zu denken und lokal zu handeln. Das habe ich schon besprochen. Das ist ein weit besseres umweltpolitisches Konzept, Herr Kollege Stiftner, als lokal zu denken und nicht zu handeln! 

Wien ist, global gesehen, Welthauptstadt der Lebensqualität. Ich weiß, das ist ein Reizthema! Ich möchte betonen, dass das, lokal gesehen, ziemlich viel Arbeit bedeutet. Das ist nicht von selbst vom Himmel gefallen, weil irgendwo Manager befragt wurden, sondern das ist das Ergebnis von ziemlich viel Arbeit! 

Ein Beispiel dafür ist das Sauberhalten der Stadt. Im Rahmen der Einrichtung der „Waste Watcher“ und der Aktion „Saubere Stadt“ wurden allein im vergangenen Jahr 149 neue MitarbeiterInnen ausgebildet. Darüber kann man lachen. Ein einziger Hundestecker ist vielleicht eine kleine Sache und ein Witz. Aber 12 000 neue Hundestecker im letzten Jahr ändern tatsächlich einiges im Bewusstsein der Bevölkerung. Das Gleiche gilt für „Wien räumt auf“, für das Reparaturnetzwerk, für den Weihnachtssack und so weiter. 

Bewusstseinsarbeit ist einer der zentralsten Arbeiten im Zusammenhang mit einer sauberen Stadt, und es ist dies eines der erfolgreichsten Arbeitsfelder, das wir überhaupt haben. 

Lebensqualität heißt auch Grünraum. Nicht nur Manager gehen in den Park, sondern ich meine, allen Wienerinnen und Wienern ist schon aufgefallen, dass es beispielsweise einen Augarten und einen Prater gibt und dass 50 Prozent der Stadtfläche von Grünraum bedeckt sind. Allein im letzten Jahr sind fünf neue Parks dazugekommen. Das hat es nicht schon immer gegeben! Fünf neue Parks im letzten Jahr sind zusätzlich zu den drei Großprojekten der MA 42 wie zum Beispiel jenem auf dem Flugfeld Aspern hinzugekommen.

Lebensqualität und Grünraum stehen in Zusammenhang. Erich Valentin hat einen Antrag versprochen, und ich vergesse diesen nicht! Ich halte ihn hier in Händen. Wesentlich begründet hat er ihn schon. In den Wiener Parks werden von den Wiener Stadtgärten keine Herbizide und keine Pestizide verwendet, außer beim Kampf gegen die Miniermotte. Das steht noch einmal in diesem Antrag. Es ist dies bewusst ein Antrag zu einem gleichen Thema, aber mit einem völlig anderen Wortlaut, weil hier unserer Meinung nach bewusst Desinformation betrieben wurde und wir uns dem entgegenstellen wollen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte noch etwas sagen: Lebensqualität bedeutet für mich zum Beispiel insbesondere, in Wien auch Radfahren zu können. Ich bin besonders stolz darauf, dass ab Herbst der Wiental-Radweg befahren werden kann. 

Übrigens Verkehr. – Jetzt ist Rüdiger Maresch nicht mehr da. Dann lasse ich das. Ist eh für alle besser!

Das Wesentliche: Lebensqualität hat mit Glück nichts zu tun. Lebensqualität ist die Folge beinharter Arbeit und politischen Willens und – lieber Herr Kollege Stiftner! – laufender Investitionen. Unsere gesamte Politik – der Rechnungsabschluss, den wir beschließen, tut das selbstverständlich, ich kann Sie beruhigen! – steht unter der Prämisse „aus der Krise investieren“. Und das gilt natürlich auch für die Geschäftsgruppe Umwelt. 

Sie haben von einem Skandal bei der Wiener Wasserversorgung hinsichtlich der Rohre, die da brechen, gesprochen. – Ich halte es für ein bisserl unredlich, wenn man davon spricht, dass da nicht investiert wird und dass da nichts getan wird! Ich unterstelle Ihnen nicht, dass Sie das nicht wissen, wenn dem aber doch so sein sollte, dann sage ich es Ihnen jetzt: In Wien gibt es 3 300 km Rohrnetz. Allein die Hochquellwasserleitungen sind 320 km lang, und es wird laufend investiert, um dieses Rohrnetz auf dem besten Stand zu halten. Allein im letzten Jahr waren es 23 Millionen EUR. Wenn Sie daher hier sagen, dass diesbezüglich nichts geschieht, dann ist das einfach Chuzpe! (Beifall bei der SPÖ.)
Über Investitionen könnte ich lange reden. Ich mache es kurz. Im Wesentlichen sind es im Umweltbereich 58 Millionen EUR in Neues. Darin ist das, was ich vorher erwähnt habe, zum Beispiel gar nicht enthalten, weil es sich hiebei um Erhaltungsmaßnahmen handelt. Im Vergleich zu 40,599 Millionen EUR im Vorjahr ist das eine Bilanz, die sich sehen lassen kann, da bin ich mir ganz sicher!

Ich komme zu meinem letzten Thema: Global denken heißt auch, sich mit dem Klimawandel auseinanderzusetzen, entgegenzusteuern und seine Politik darauf abzustimmen. Das KliP I, das übrigens einstimmig hier im Haus beschlossen wurde, ist schon besprochen worden. Dieses ist jetzt quasi abgeschlossen. Wir haben dieses vor zehn Jahren beschlossen, um zu beweisen, dass wir unsere eigenen Ziele ernst nehmen und unseren Zielvorgaben auch Taten folgen lassen. Das KliP I war erfolgreich, und deshalb haben wir im Dezember das KliP II beschlossen, um diesen Weg weitergehen zu können.

Auch das ist nicht nichts! Wenn wir in 10 Jahren auf das KliP II zurück schauen, wird das bedeuten, dass 1,4 Millionen Jahrestonnen an Triebhausgasemissionen vermieden werden und dass wir ein Minus an CO2-Emissionen von 21 Prozent im Vergleich zu 1990 geschafft haben.

Wir reden natürlich nicht nur, sondern wir setzen ganz viele konkrete Schritte, lieber Rüdiger! Arbeit ist notwendig, wenn man Ziele wie die Erhöhung des Fernwärmeanteils auf 50 Prozent erreichen will. Dahinter steckt konkrete Arbeit! Und dass diese konkrete Arbeit geleistet wird, kann man nach zehn Jahren KliP durchaus belegen! 

Nun noch zu zwei Punkten, die nicht direkt mit dem KliP zu tun haben, aber sehr wohl mit Klima: Nachhaltigkeit braucht politische Rahmenbedingungen. Im KliP schreiben wir zum Beispiel politische Rahmenbedingungen fest. Aber es bedarf natürlich auch des Engagements der Bevölkerung. Im Hinblick darauf sind die vielen Initiativen zum Thema Awareness und Umweltbildung wichtig, und es werden jedes Jahr mehr. Dazu gibt es aus dem Umweltbereich eine Vielzahl an Denkanstößen. 

Ich habe hier einige Unterlagen, vielleicht möchte sich diese jemand durchschauen, wenn er sich damit noch nicht beschäftigt hat. Es gibt einen neuen Slow-Food-Führer. Das Eule-Programm wird jedes Jahr noch dicker, es ist blöd, wenn man es in der Tasche mitnehmen will, denn es ist mittlerweile wirklich schwer. Weiters gibt es einen Faire-Chancen-Einkaufsplan, außerdem ist der Folder Ökologischer Fußabdruck neu aufgelegt worden. – Ich lege Ihnen die Lektüre dieser Unterlagen wirklich nahe! Aber Achtung: Es kann Ihr Leben verändern, wenn Sie das lesen!

Wer politische Rahmenbedingungen vorgibt und andere zum Handeln auffordert, sollte auch selbst handeln. Ein ganz besonders wichtiges Beispiel dafür ist Ökokauf. Wir beschließen in wenigen Minuten einen Rechnungsabschluss, der belegt, wie viel Geld in dieser Stadt zur Verfügung steht. Der Ausgabenrahmen beträgt über 11 Milliarden EUR. Wenn einer mit 11 Milliarden EUR in der Geldbörse einkaufen geht und nachhaltig einkauft, dann verändert das die Welt. Im Zusammenhang mit Ökokauf bedeutet das, dass allein von 2004 bis 2008 135 t CO2 und 63 Millionen EUR nur dadurch eingespart wurden, dass sich die Stadt entschieden hat, nachhaltig und umweltbewusst einzukaufen. 

Last but not least zum Thema Klima. Ein Beispiel für lokales Handeln im globalen Rahmen ist nebst ÖkoKauf, wovon ich gerade gesprochen habe, natürlich der ÖkoBusinessPlan, gemäß welchem Jahr für Jahr hunderte Unternehmerinnen und Unternehmer – und damit schließt sich der Kreis zu vorher – beweisen, dass ökologisch nachhaltiges Handeln und wirtschaftlicher Erfolg kein Widerspruch sind. Im Gegenteil: Wenn unsere Gesellschaft auf Dauer wirtschaftlich wachsen möchte, dann muss es uns gelingen, ökologisch nachhaltig vorzugehen.

Jetzt noch ein Punkt: Ich habe bislang nur über uns gesprochen. Damit mir nicht vorgeworfen wird, dass ich auf die Opposition nicht eingehe, nun noch zum Thema Hundeführschein. – Prinzipiell könnte uns die Kritik der Opposition kalt lassen, weil wir ja wissen, dass ihr dagegen seid, aber ein Großteil der Wiener Bevölkerung dafür ist. Trotzdem komme ich kurz zur Frage der Information.

Prinzipiell verhält es sich überhaupt nicht so, dass viele Dinge nicht geklärt sind. Es sind alle Fragen ganz genau geklärt. Wenn du Fragen hast oder aus der Bevölkerung Fragen kommen, dann kann man sich an die Nummer 4000/8060 wenden. Das ist eine eigene Servicehotline. Aber man kann auch in der Tierschutzombudsstelle und natürlich auch im Büro der Stadträtin anrufen. Dort wissen alle ganz genau Bescheid über jede einzelne Frage. Etwa auch zu der Frage, was man tut, wenn man krank ist und nicht hinausgehen kann. Wenn man einen Kampfhund hat und krank ist, dann kann man natürlich den Kampfhund inklusive Hundeführschein jemandem anderen geben, damit er auf den Hund aufpasst. Das ist die Regelung. Wenn du bei 4000/8060 anrufst, wirst du das dort erfahren! So wie auch alle anderen Fragen dort beantwortet werden können.

Ich komme jetzt noch zu einem Thema, das mir persönlich wichtig ist, nämlich zum Dank. – Anfangen möchte ich mit einem Dankeschön an Robert Parzer. Du hast im September, glaube ich, noch die Gelegenheit, hier zu sein, es war dies aber deine letzte Rechnungsabschlussrede. Ich möchte mich sehr herzlich für die Zusammenarbeit und auch für deine Arbeit für die Umweltpolitik in der Stadt bedanken. (Allgemeiner Beifall.)
Ein Rechnungsabschluss gibt immer Anlass zu politischer Rückschau. Meiner Meinung nach bestätigt diese Rückschau, wie ambitioniert und intelligent und vor allem auch wie erfolgreich in Wien Umweltpolitik gemacht wird. Das ist nicht etwas, das einfach vom Himmel fällt. Es wird global gedacht und lokal gehandelt. Aber für dieses lokale Handeln in Form von täglicher Arbeit bracht man viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und diesen möchte ich jetzt danken. Es arbeiten täglich viele Hundert MitarbeiterInnen in den Magistratsabteilungen und Unternehmungen der Stadt Wien und in der Geschäftsgruppe, und diese sind natürlich für alle Erfolge der Umweltpolitik verantwortlich. Es braucht eine starke Umweltpolitik, aber es braucht natürlich auch jemanden, der die nötige Arbeit macht. 

In diesem Sinne möchte ich sagen: Wenn Sie auf Urlaub gehen, dann haben Sie sich diesen verdient, denn Sie arbeiten täglich daran mit, dass dieser Urlaub auch für den Fall, dass Sie sich entscheiden, nicht wegzufahren, schön wird. Dann bleiben Sie nämlich in der Stadt, in der es besonders großartig ist, Urlaub zu machen, nämlich in Wien! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Mag Maresch. 

19.48.17

†GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus)|: Nur ganz kurz: Ich möchte mich auch bei Robert bedanken. Es war sehr schön, persönlich mit Robert zu reden und zu arbeiten. Schade, das du gehst! Das sage ich dir ganz persönlich! 

Ich habe außerdem vergessen, noch einen Antrag zur Förderung der Umstellung auf Hybrid- -und Elektroantriebstechnik für Wiener Taxiunternehmen einzubringen. Analog zur Förderung des Umstiegs auf gasbetriebene Fahrzeuge sollen auch finanzielle Anreize für Taxiunternehmen gesetzt werden, die den Umstieg auf Fahrzeuge in Hybrid- und Elektroantriebstechnik fördern. 

Diesen Antrag möchte ich noch einbringen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gelangt nun die Frau Amtsf StRin Mag Sima. 

19.49.10

†Amtsf StRin Mag Ulli Sima|: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte den Rechnungsabschluss natürlich auch dazu nutzen, um meinen Dank an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter meiner Geschäftsgruppe und meines Büros und natürlich an alle Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter, die Tag für Tag im Einsatz für die Umwelt stehen und wirklich ganz Hervorragendes leisten, von hier aus auszusprechen. 

Ich bin wirklich stolz darauf, so viele engagierte und vor allem motivierte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in meiner Geschäftsgruppe zu haben, und darf die Kollegen bitten, den Dank wirklich allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, so weit das möglich ist, von hier aus zu übermitteln, der von mehreren RednerInnen schon ausgesprochen wurde und den ich wirklich noch einmal unterstreichen möchte.

Ich möchte auf ein paar Punkte eingehen, die wir in der Debatte gehört haben. 

Am Anfang wurde das Thema Mistkübel angesprochen. Frau Kollegin Matiasek! Ich kann Ihnen nur sagen: In Hamburg wurden die Mistkübel sogar rot gefärbt, damit sie mehr auffallen. Wir haben das aus stadtgestalterischen Gründen nicht gemacht, denn dann hätte es gleich auch noch andere Assoziationen gegeben! Wir kennzeichnen die Mistkübel mit einer orangen Banderole. Das erhöht die Sichtbarkeit der 15 000 Mistkübel in dieser Stadt unglaublich!

Ich halte die Spruchaktion für eine sehr nette Geschichte! Wir haben viele Sprüche der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aufgenommen. Das war für unsere Mitarbeiter auch sehr motivierend. Wir haben uns das übrigens aus Hamburg und Berlin abgeschaut, das gebe ich gerne zu. Dort stehen auch auf allen Mistkübeln Sprüche. Ich meine, alles, was die Aufmerksamkeit erhöht, ist eine gute Maßnahme, um den Müll von der Straße wegzubekommen. 

Zweitens haben Sie spezielle Informationen über Solaranlagen in Kleingärten erwähnt. Das gibt es schon lange. Diesbezüglich arbeiten wir sehr intensiv mit den Vereinen, aber auch mit Architekten, Installateuren und denjenigen, die die Kleingärtner beraten, wenn sie sich dazu entschließen, ein Haus zu bauen. Wir wissen nämlich, dass man da wirklich an der Quelle dabei sein muss, denn wenn man zu spät kommt und so etwas bei einem Hausbau in einem Kleingarten nicht eingeplant ist, dann ist es meist zu spät und wird nicht mehr umgesetzt.

Tatsache ist aber auch, dass wir auch wissen, dass es trotzdem oft gewisse Vorbehalte und Hürden gibt, und wir versuchen, diese in der Beratung wirklich abzubauen. Betreffend Förderhöhe braucht sich Wien, wie ich glaube, wirklich nicht zu verstecken! Wir haben eine sehr großzügige und gute Fördermöglichkeit in diesem Bereich. 

Über die Herbizide in den Parks wurde jetzt schon ausführlich gesprochen. Mir ist es wirklich wichtig, noch einmal klarzustellen dass wir seit den 80er Jahren das gesamte Unkraut mechanisch entfernen und keine Herbizide eingesetzt werden. Und ich möchte nicht, weil es einen Vorfall in einem Bundesgarten gegeben hat, dass jetzt die Stadtgärtnerinnen und Stadtgärtner zum Handkuss kommen. Das haben sie sich nämlich nicht verdient! Wir haben dort wirklich sehr viele engagierte MitarbeiterInnen, die sicht total bemühen und wirklich händisch das ganze Unkraut jäten. Das ist eine Heidenarbeit und nicht lustig, und ich möchte nicht, dass im Endeffekt die Leute glauben, dass sie Angst haben müssen, wenn sie in unsere Parks gehen. Das ist nicht so! In die Gärten unserer Gärtnerinnen und Gärtner kann man unbedenklich gehen, da werden keine Herbizide eingesetzt!

Es wurde auch das Thema Winterdienst angesprochen. Herr Kollege Maresch! Ich kann Ihnen sagen: Bei uns ist Sicherheit sehr wohl die oberste Prämisse im Winterdienst und soll es auch bleiben! Werfen Sie einen Blick nach Berlin, was da im letzten Winter bei Glatteis los war! Die Spitäler waren wegen zahlreicher Beinbrüche so überfüllt, dass sie niemanden mehr aufnehmen konnten. Solche Situationen wollen wir in Wien nicht haben! Dazu muss man sich bekennen! Natürlich müssen wir Salz und geringe Mengen an Splitt streuen, den wir übrigens in den letzten Jahren ganz massiv von 150 000 t auf wenige Tausend Tonnen gerade im Hinblick auf Feinstaub reduziert haben. Aber klar ist auch, dass die Sicherheit der Menschen auf der Straße im Winter bei uns die oberste Prämisse ist, und davon werden wir ganz sicher nicht abrücken!

Sie haben so halblustig über das Thema Elektroautos berichtet. Natürlich habe ich ein Elektroauto getestet, weil ich, wie ich immer gesagt habe, allen Technologien gegenüber offen bin. Und ich kann Ihnen nur sagen: Ich hoffe, dass es bei den Elektroautos noch einen weiteren Schub gibt! Das Auto, das ich getestet habe, kostet nämlich 30 000 EUR und hat eine Reichweite von ungefähr 140 km, und ich glaube, ich brauche Ihnen nicht zu erklären, dass das nicht der Marktrenner werden wird! 

Trotzdem finde ich das Ganze gut, und sobald es ein entsprechendes Marktangebot gibt, das in irgendeiner Weise auch finanziell vertretbar ist, bin ich die Erste, die eine Förderung befürwortet und dafür plädiert, dass wir das verstärkt in der Stadt Wien aufnehmen. Jetzt ist es aber, ehrlich gesagt, leider einfach noch zu früh. Ich hoffe, dass es bald entsprechende Entwicklungen bei den Batterien gibt. Das hoffe ich wirklich! Und bis dahin werden wir die zweitbeste Technologie, nämlich die Gasautos, weiter fördern, weil auch diese uns beim Feinstaub und beim Klimaschutz ganz massiv helfen. Warum die GRÜNEN ideologisch so sehr dagegen sind, kann ich nicht wirklich nachvollziehen! Ich glaube, dass auch die gasbetriebenen Autos eine gute Alternative sind! Wenn es aber einmal gute Elektroautos gibt, dann bin ich wirklich die Erste, die dafür ist!

In Anbetracht dessen, dass man sich über die Eröffnung der Steckdose lustig macht, möchte ich sagen, dass ich glaube, dass es ganz wichtig und essenziell sein wird, gerade für den Radverkehr genügend Auflademöglichkeiten in Wien zu haben. Wir haben versucht, wenn einzelne Gastronomen solche Initiativen setzen, das auch PR-mäßig positiv zu unterstützen. Dazu stehe ich! Und das werde ich auch in Zukunft tun. Ich möchte alle unterstützen, die sich hier auch mit eigenen Finanzierungsmitteln wirklich positiv einbringen, damit solche Aufladesteckdosen für Elektrofahrräder installiert werden. Ich finde das, ehrlich gesagt, überhaupt nicht lustig, sondern meine, das ist eine ganz wichtige Maßnahme! Wir fördern ja auch die Elektrofahrräder, aber ohne Lademöglichkeit ist das halt nur die halbe Miete! Deswegen muss man das meiner Meinung nach wirklich ankurbeln! Dazu stehe ich! Ich finde, das ist eine gute Maßnahme, die auch umweltpolitisch sinnvoll ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie haben die Luftgüte angesprochen. Ich bin wirklich guter Hoffnung, dass wir mit dem neuen IG-L jetzt auch neue Möglichkeiten haben! Bei dem Thema der Umweltzonen sind wir allerdings nicht einer Meinung. Ich halte das nicht für sinnvoll, weil Luft sich einfach bewegt. Selbst wenn wir jetzt ganz Wien zur Umweltzone machen würden, oder so wie etwa in Berlin vorgehen, wo das innerhalb des Schnellbahnringes gilt, was man mit dem Gürtel bei uns vergleichen könnte, ist mir nicht klar, welchen Luftgütevorteil man davon haben soll, wenn zum Beispiel innerhalb des Gürtels Euro-0- und Euro-1-Fahrzeuge nicht mehr fahren dürfen, außerhalb des Gürtels hingegen sehr wohl. Ich meine, das ist ein unglaublicher Aufwand, der sich nicht lohnt, weil die Luft sich ja irrsinnig schnell ins Stadtzentrum hinein bewegt. Das kann ich nicht nachvollziehen!

Wenn Sie Graz als großes Vorbild beim Feinstaub nennen, dann finde ich das kühn, denn Graz ist gerade bei den Feinstaubüberschreitungstagen Spitzenreiter in ganz Österreich. Das muss man auch sagen, wobei ich jetzt so fair bin zu sagen, dass das nicht unbedingt das Ergebnis einer schlechten Politik in Graz ist, sondern die in Graz einfach noch größeres Pech als wir haben. Sie befinden sich nämlich in einer Beckenlage, und wenn dann der Topfdeckel drauf ist, dann ist die Luft schlecht. Es muss aber auch gesagt werden, dass es in Graz noch 30 Prozent Hausbrand gibt. Das gibt es in Wien nicht mehr. Wir liegen weit unter 3 Prozent, weil wir sehr stark in die Fernwärme investiert haben. Da gibt es in Graz noch einiges aufzuholen, aber die schwarz-grüne Stadtregierung wird diesbezüglich sicherlich sinnvolle Maßnahmen setzen und nicht nur eine Umweltzone verordnen, denn es wäre für mich ganz bestimmt die falsche Maßnahme, nur an der Oberfläche etwas zu tun. Vielmehr muss man bei den Wurzeln ansetzen, nämlich dort, wo die Emissionen herkommen. 

Auf die Dachbegrünung möchte ich noch kurz eingehen. Wir haben die gesamte Förderung im heurigen Jahr auf 200 000 EUR erhöht, haben das Ganze also verdoppelt, und davon erwarte ich mir natürlich einen gewissen Effekt.

Der Klimaschutz wurde von meinen Vorrednern schon ein bisschen angesprochen. Ich möchte Ihnen dazu nur etwas ins Stammbuch schreiben: Unsere Pro-Kopf-Emissionen betragen 5,9 t pro Kopf, der österreichische Durchschnitt liegt hingegen bei 11. Da liegen wir also wirklich sehr gut! Natürlich ist es schwierig, beim KliP II, also bei einem zweiten Zehnjahresprogramm – darüber haben wir schon debattiert –, noch entsprechende Maßnahmen zu finden. Bei den ersten Maßnahmen richtet man sich zunächst nach Kostengünstigkeit und danach, wie leicht man sie umsetzen kann. Je weiter man dann aber hinaufkommt, desto dünner wird sozusagen die Luft und desto schwieriger ist es auch, entsprechende Maßnahmen zu finden. Ich bin aber froh, dass wir wenigstens Teile der Grünen Fraktion überzeugen konnten, dass sie uns bei diesem Maßnahmenprogramm unterstützen, weil es ein gutes Maßnahmenprogramm und zielführendes Maßnahmenprogramm ist, das uns weiterhin an der Spitze derjenigen Länder in Österreich halten wird, die viel für den Klimaschutz tun! (Beifall bei der SPÖ.)

Auf die Märchenstunde des Kollegen Stiftner möchte ich eigentlich nicht weiter eingehen. Es ist dasselbe wie jedes Jahr. Alles, was Sie können, ist, Wien schlecht zu reden. Ich kann Ihnen mit dieser Strategie wirklich nur viel Erfolg bei den Wiener Wahlen wünschen. Machen Sie weiter so! Ich kann Ihnen dazu sagen: Die Wienerinnen und Wiener wollen das nicht hören! Sie sind nämlich stolz auf diese Stadt und stolz darauf, dass Wien wieder die lebenswerteste Stadt der Welt geworden ist! Dass Sie damit Schwierigkeiten haben, ist evident! Das beweisen Sie hier ja schon seit vielen Jahren! 

Betreffend Wien Kanal möchte ich Sie darauf aufmerksam machen, dass es sich hiebei um eine evidente betriebswirtschaftliche Darstellung handelt. Das was Sie über die „Scheinausgliederung“ von Wien Kanal gesagt haben, zeigt, dass Sie das kameralistische System nicht zu verstehen scheinen und das Ganze deswegen für Sie offensichtlich ein Rätsel ist. Sie haben aber ohnedies in den vielen Reden der letzten Jahre schon bewiesen, welche Schwierigkeiten Sie damit, wie gesagt, haben! Ich kann Ihnen von der Wiener ÖVP auf jeden Fall mit Ihrer Strategie nur viel Erfolg wünschen! Machen Sie weiter so! Reden Sie diese Stadt schlecht! Die Wählerinnen und Wähler werden es Ihnen danken! Das kann ich Ihnen garantieren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Noch ein letztes Thema: Ich möchte im Zusammenhang mit dem Hundeführschein nur daran erinnern, dass wir eine Volksbefragung zu diesem Thema abgehalten haben. 89 Prozent der Wienerinnen und Wiener wollten diesen Hundeführschein für Kampfhunde ganz explizit. Für uns war das Ergebnis dieser Volksbefragung ein bindender Auftrag, der so rasch wie möglich umzusetzen ist. Das tun wir jetzt auch. Und es gibt eine Vielzahl an Informationen. Es gibt die Homepage. Es gibt eine Hotline. Es gibt Broschüren. Es wird umfassend informiert. Jeder Hundebesitzer wird überhaupt kein Problem haben festzustellen, was zu tun ist.

Mir ist jedoch grundsätzlich die Einstellung der Grünen zu diesem Thema ein Rätsel! Einerseits sagen Sie, dass der Hundeführschein für manche Hunde etwas ganz Furchtbares ist, für alle Hunde aber eigentlich okay wäre. Was wollen Sie jetzt eigentlich? Das ist für mich eine völlig unverständliche Position! Offensichtlich sind Ihnen die 89 Prozent derjenigen, die dafür waren, auch egal! Ich kann Ihnen nur sagen: Uns ist das nicht egal! Wir setzen diesen Hundeführschein um. Er tritt mit 1. Juli in Kraft, und es wird auch genügend Informationen für alle zu diesem Thema geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben 2009 sehr viele tolle Projekte begonnen und umgesetzt. Ich möchte wirklich nur ein paar davon sozusagen kursiv aufzählen, um einen kleinen Überblick über die Geschäftsgruppe zu geben. Ich nenne zunächst die eben schon erwähnte Erdgasautoförderung. Weiters haben wir das Klimaschutzprogramm II für die nächsten zehn Jahre verabschiedet. Es ist dies wirklich eine wegweisende Strategie zur Einsparung von klimarelevanten Emissionen. Ferner haben wir die Einrichtung der „Waste Watcher“ mit weiterem Personal weiter ausgebaut. Wir hatten eine Steigerung um 15 Prozent bei den Amtshandlungen der „Waste Watcher“, und wir konnten eine dramatische Verbesserung der Sauberkeit auf Wiens Straßen vermerken. 

Wir haben den Kampf gegen das Atomkraftwerke Mochovce aufgenommen. Wir haben den Aquädukt Mauer und auch das Pumpwerk in der Lobau generalsaniert. Wir haben einen neuen Trinkwasserbehälter errichtet. Wir haben zahllose Parkanlagen neu errichtet beziehungsweise neu gestaltet. Wir haben an der Alten Donau den Bereich des Mühlschüttels neu ausgestaltet. Wir haben ein Infocenter auf der Donauinsel errichtet. Wir haben den umfassenden Hochwasserschutz für Wien weiter ausgearbeitet. Wir haben 2009 für 14 neue Kanalprojekte den Starschuss gegeben und, und, und. Ich könnte diese Liste noch endlos weiter fortführen, aber ich möchte jetzt bei der letzten Geschäftsgruppe Ihre Geduld nicht überstrapazieren!

Besonders freut mich natürlich immer, dass wir 70 Prozent der Anträge im Umweltausschuss einstimmig verabschieden konnten. Von 173 Anträgen mussten wir nur 9 Anträge – und das ist wirklich sehr wenig! – als SPÖ allein beschließen. Das ist, glaube ich, eine sehr schöne Bilanz, und das zeigt, dass es trotz divergierender Debatten doch einen großen Konsens in der Umweltpolitik gibt. Dafür möchte ich mich sehr herzlich bedanken! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Geschäftsgruppe Umwelt und zum Jahresabschluss der Unternehmung Wien Kanal liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen damit zum Schlusswort von Frau VBgmin Mag Brauner. Ich erteile es ihr.

20.01.19

†VBgmin Mag Renate Brauner|: Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie immer ist es natürlich für mich jetzt eine ganz große Verlockung, auf die einzelnen Fragen einzugehen. Wie immer gebe ich mich der Illusion hin, dass ich zumindest für dieses Schlusswort, wenn ich mich bemühe, sehr kurz zu sein, vielleicht von allen Applaus bekomme. Ich versuche es einmal wieder, bis jetzt hat es nie geklappt. Nichtsdestotrotz mache ich es sehr kurz. – Na?! – „A nice try anyway!“ (Beifall bei der SPÖ sowie von GR Marco Schreuder und von GR Mag Christoph Chorherr.) 
Sehr geehrte Damen und Herren! Lieber Herr Vorsitzender! Nach der Auflage zur öffentlichen Einsichtnahme durch die Bevölkerung in der Zeit vom 16. bis 23. Juni 2010 und der in den letzten beiden Tagen erfolgten ausführlichen Gemeinderatsdebatte zum vorliegenden Rechnungsabschluss 2009 darf ich der Einfachheit und Kürze halber auf die Anträge gemäß Seite XXIII der Einleitung hinsichtlich des Rechnungsabschlusses sowie zum Inventar verweisen und um eine entsprechende Beschlussfassung ersuchen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ und von Gemeinderäten und Gemeinderätinnen der ÖVP und der GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Beratung der Anträge in den Klubs unterbreche ich die Sitzung für zirka eine Viertelstunde.

(Unterbrechung von20.03 bis 20.20 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geschätzten Kolleginnen und Kollegen! Wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf und kommen nun zur Abstimmung des Rechnungsabschlusses 2009. Änderungs‑ oder Gegenanträge wurden nicht gestellt. 

Die Anträge der Berichterstatterin zum Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2009 sind im Rechnungsabschluss auf Seite XXIII abgedruckt. 

Ich lasse zuerst über den aus zwei Punkten bestehenden Antrag zur Erledigung der Rechnung und dann über den Antrag zum Inventar abstimmen. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die den zwei Antragspunkten zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist mit den Stimmen der SPÖ so beschlossen.

Nun bitte ich jene Damen und Herren, die den Antrag zum Inventar, abgedruckt auf Seite XXIII im Rechnungsabschluss, zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Auch das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich beschlossen. Damit ist der Rechnungsabschluss für die Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2009 angenommen.

Wir kommen nun zu den eingebrachten Beschluss‑ und Resolutionsanträgen, die ich in der Form wie bisher abstimmen werde. Ich beginne mit dem ersteingebrachten Antrag und werde dann in der Reihenfolge des Einbringens fortfahren und das auch vorlesen. 

Der 1. Antrag wurde von der FPÖ eingebracht und betrifft die Bezügeobergrenze in Unternehmen im Einflussbereich der Stadt Wien. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von der FPÖ und den GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 2. Antrag wurde von den Grünen eingebracht und betrifft die Einführung eines neuen Tarifmodells für die Wiener Linien. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von FPÖ und GrüneN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 3. Antrag wurde von der ÖVP eingebracht und betrifft ein transparentes Wiener Budget. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 4. Antrag wurde von den Grünen eingebracht und betrifft eine Aufforderung an die Bundesregierung zur Schaffung eines gesetzlichen Mindestlohns. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 5. Antrag wurde von den Grünen eingebracht und betrifft einen Mindestlohn im Wirkungsbereich der Stadt Wien. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand.– Dieser Antrag wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 6. Antrag wurde von der SPÖ eingebracht und betrifft Steuergerechtigkeit. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von der SPÖ und den GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der 7. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft Integration von Taxifahrten in die Jahreskarte der öffentlichen Verkehrsmittel. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 8. Antrag wurde von den Grünen eingebracht und betrifft die Ausweitung des Projekts „Lebendige Straßen“. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird ausschließlich vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 9. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft ein Konjunkturpaket für Nahversorgung und Geschäftsstraßen. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von FPÖ und Grünen unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 10. Antrag wurde von den Grünen eingebracht und betrifft die faire Beschaffung von Arbeitsbekleidung, Computern und Steinen. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 11. Antrag wurde von den Grünen eingebracht und betrifft ein attraktives Öffi in den Böhmischen Prater. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 12. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die ausnahmslose Bevorzugung des öffentlichen Oberflächenverkehrs. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird nur vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 13. Antrag wurde von den Grünen eingebracht und betrifft Fahrplanänderungen bei den Wiener Linien. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 14. Antrag wurde von den Grünen eingebracht und betrifft die sinnvolle Verlängerung der Linie 71. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 15. Antrag wurde von den Grünen eingebracht und betrifft die Verkehrsanschlussabgabe. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 16. Antrag wurde von den Grünen eingebracht und betrifft die Erhaltung des öffentlichen Oberflächenverkehrs. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der 17. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Zweckwidmung des Nettoertrags der Parkometerabgabe. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Diesen Antrag unterstützt ausschließlich der Antragsteller, und er hat daher keine Mehrheit.

Der 18. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die VOR-Kernzonenerweiterung. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von FPÖ, ÖVP und Grünen unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 19. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft ein Maßnahmenpaket zur Verbesserung des öffentlichen Oberflächenverkehrs. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP und Grünen unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 20. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft den Einsatz der U-Bahn V-Züge in regelmäßigen Abständen. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 21. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft klare Mietzinsobergrenzen. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Diesen Antrag unterstützt nur der Antragsteller. Dieser Antrag hat damit keine Mehrheit. 

Der 22. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft Lücken in der Wiener Bauordnung bezüglich Errichtung mehrgeschoßiger Wohnbauten in Einfamilienhausgebieten. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP und Grünen unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 23. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft den Flakturm, ehemals Leitturm im Arenbergpark. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 24. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft das Berichtswesen der Vereinigten Bühnen Wien. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 25. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft zu wenig Plätze in Wiener Musikschulen. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 26. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Errichtung weiterer Zweigstellen der Wiener Musikschulen. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne unterstützen diesen Antrag, und er findet damit keine Mehrheit. 

Der 27. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Wiener Musikschulen und neue Medien. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 28. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Evaluierung der Wiener Theaterreform. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wurde einstimmig angenommen. 

Der 29. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft den Kultur- und Wissenschaftsbericht der Stadt Wien. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 30. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft den Evaluierungsbericht der Subventionsmittel im Kulturbereich. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 31. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Redefinition der Aufgaben und Ziele der Wiener Kulturpolitik im Rahmen einer breiten und partizipativen Diskussion und Festlegung beziehungsweise Umsetzung dieser Ziele in Zukunftsplan Kunst und Kultur 2020. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 32. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft einen partizipativen Entwicklungsprozess als Grundstein für ein gelungenes Wien Museum neu. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wurde einstimmig angenommen. 

Der 33. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Restitution entzogener Kunst- und Kulturgegenstände aus Deutschland zwischen 1933 und 1938. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 34. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die öffentliche Ausschreibung der Position des Geschäftsführers/der Geschäftsführerin im Filmfonds Wien. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Der 35. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft Investitionsförderungen für Klein- und Mittelkinos. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 36. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Erstellung eines mittelfristigen Finanzierungsplans der Wiener Symphoniker. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne unterstützen diesen Antrag, dieser findet daher keine Mehrheit.

Der 37. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Restrukturierung der Wiener Filmfestwochen. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 38. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft den Verein Dialog Gentechnik. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 39. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Einführung des kommunalen Wahlrechts für Drittstaatsangehörige. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird vom Antragsteller unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 40. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die verstärkte Aufnahme von Menschen mit Migrationshintergrund in die Stadtverwaltung. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, SPÖ und GrüneN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Der 41. Antrag wurde von der SPÖ und den Grünen eingebracht und betrifft die Transparenz und Offenlegung von Einkommen. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von der SPÖ und den Grünen unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit.

Der 42. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Koppelung der Wirtschaftsförderung an betriebliche Frauenförderung. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Diesen Antrag unterstützt der Antragsteller und sonst niemand, daher keine Mehrheit. 

Der 43. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft ein arbeitsmarkpolitisches Aktionsprogramm für Frauen. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 44. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft Frauenquoten in Aufsichtsräten. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 45. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Förderung der Attraktivität der Wiener Märkte. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 46. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Verbesserung der Landparteienstruktur auf Wiener Märkten. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, der gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der 47. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Schaffung von Arbeitsplätzen für Frauen. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 48. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft ein Konjunkturpaket für Frauen. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne unterstützen diesen Antrag und haben damit keine Mehrheit. 

Der 49. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Aufnahme von Bediensteten der Militärpolizei in den Wiener Polizeidienst. Die sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird vom Antragsteller unterstützt und hat damit keine Mehrheit. 

Der 50. Antrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft Deutsch als Pausensprache. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wurde vom Antragsteller unterstützt und hat damit keine Mehrheit.

Der 51. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft 500 zusätzliche SprachlehrerInnen für Wiens Schulen. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird allein vom Antragsteller unterstützt und hat damit keine Mehrheit.

Der 52. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Kostenübernahme durch die Stadt für schulische Nachmittagsangebote, Schikurse, Schullandwochen und Ausflüge. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 53. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Reform der Schulsozialarbeit in Wien. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 54. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft den Ausbau der Schulsozialarbeit. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 55. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft den Ausbau der Ganztagsschulen in Wien. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 56. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft räumliche und personelle Standards für Ganztagsschulen. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 57. Antrag betreffend Kinderhöchstzahl und Betreuungsschlüssel in Kinderkrippen, Kindergärten und Horten wurde von den GRÜNEN eingebracht. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 58. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Fortsetzung des Bundeszuschusses zum Ausbau der Kinderbetreuung. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird einstimmig so angenommen.

Der 59. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft den Hortbesuch von Kindern, die eine Offene Volksschule besuchen. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 60. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft einen Entwicklungsplan für das Netz an vorschulischen Bildungs- und Betreuungseinrichtungen. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 61. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft ein pädagogisches Qualitätsmanagement im vorschulischen Bildungs- und Betreuungsbereich. Diesfalls wird die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird einstimmig so angenommen.

Der 62. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Akademisierung der Ausbildung des pädagogischen Personals. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wurde von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 63. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Einführung eines Rechtsanspruches auf einen Kindergartenplatz für Kinder unter sechs Jahren. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 64. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Architekturwettbewerbe für Sportbauten der Stadt Wien. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird einstimmig so angenommen.

Der 65. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Wettbewerbsverfahren für den Schulbau in Wien. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der 66. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Einführung einer Planwertabgabe. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 67. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Ausschreibung fairer Vergabeverfahren der ausgegliederten Unternehmen der Stadt Wien. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 68. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die verkehrsmäßige Erschließung des Laaer Bergs. Diesfalls wird die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wurde einstimmig so angenommen.

Der 69. Antrag, eingebracht von der SPÖ, betrifft die Marillenalm. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird einstimmig so angenommen.

Der 70. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Flächenwidmung Marillenalm. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 71. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die AnrainerInnenbefragung zur geplanten Tiefgarage Zelinkagasse. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 72. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Aufstellung von Infotafeln am Donauradweg. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 73. Antrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft die Rückabwicklung der Flächenwidmung Marillenalm. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 75. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Umsetzung der notwendigen Reformmaßnahmen im Wiener Gesundheitswesen. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 76. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Evaluierung des Psychosozialen Dienstes Wien. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wurde von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 77. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft neue Schwerpunkte für das Sanatorium Hera. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 79. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Vernetzung der ambulanten und stationären und psychiatrischen Versorgung in Wien. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 83. Antrag, eingebracht von der SPÖ, betrifft die Gesundheitsversorgung. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die Mehrheit.

Der 84. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Ausarbeitung eines Wiener Aktionsplanes zur Umsetzung der Bestimmungen der UN‑Behindertenrechtskonvention. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 86. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Erstellung eines umfassenden Finanzplanes des FSW. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 87. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft konkrete Angebote für Kinder in armutsgefährdeten und armen Haushalten. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne unterstützen diesen Antrag und finden keine Mehrheit. 

Der 88. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft den Tätigkeitsbereich der Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen in den Sozialzentren der MA 40. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 89. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Rückstandszählung bei Anträgen im Rahmen des Wiener Sozialhilfegesetzes. Sofortige Abstammung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte in Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und findet keine Mehrheit. 

Der 90. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Veröffentlichung der MitarbeiterInnenbefragung der MA 40. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne unterstützen diesen Antrag und finden keine Mehrheit. 

Der 91. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Spielsuchtprävention. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne unterstützen diesen Antrag und haben keine Mehrheit.

Der 92. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft Jugendschutz in Automatenlokalen. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und bleibt in der Minderheit.

Der 93. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft einen Etappenplan für öffentliche Gebäude. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 94. Antrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft Kältebedarf. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne unterstützen diesen Antrag und finden keine Mehrheit.

Der 95. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft Änderungen der Haftungsregelungen beim Winterdienst. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Unterstützt wird der Antrag vom Antragsteller selbst und findet keine Mehrheit. 

Der 96. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft ein Pestizidverbot in den Wiener Parks. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – FPÖ und Grüne unterstützen diesen Antrag und finden keine Mehrheit.

Der 97. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die verbesserte Förderung der Fotovoltaik in Wien. Auch diesbezüglich wurde sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne unterstützen diesen Antrag und finden keine Mehrheit. 

Der 98. Antrag, eingebracht von der SPÖ, betrifft die umweltfreundliche Unkrautbekämpfung in den Wiener Parks. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von FPÖ, SPÖ und GrüneN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der 99. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Förderung der Umstellung auf Hybrid- und Elektroantriebstechnik für Wiener Taxiunternehmen. Auch diesbezüglich wurde die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne unterstützen diesen Antrag und finden keine Mehrheit. 

Postnummer 2 der Tagesordnung betrifft den Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2009. Die Debatte über diesem Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales durchgeführt. Wir kommen daher nur mehr zur Abstimmung. Gegen- oder Abänderungsanträge wurden nicht gestellt. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderates, die Postnummer 2 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Bei Postnummer 2 gibt es auch einige Beschluss- und Resolutionsanträge.

Antrag Nr 74 wurde von den GRÜNEN eingebracht und betrifft die mangelhafte Umsetzung der Gesundheitsreform in Wien. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne unterstützen diesen Antrag und finden nicht die Mehrheit. 

Antrag Nr 78, eingebracht von den Grünen, betrifft die Qualität der stationären Pflegebetreuung in den Wohn- und Pflegeheimen des Wiener Krankenanstaltenverbundes. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. – Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne unterstützen diesen und finden keine Mehrheit. 

Der 80. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Umsetzung eines zentralen Einkaufes von medizinisch- technischen Gütern und pharmazeutischen Produkten in der Generaldirektion des KAV. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. – Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – ÖVP, FPÖ und Grüne unterstützen diesen Antrag und finden keine Mehrheit. 

Der 81. Antrag, eingebracht von den Grünen, betrifft die Einrichtung von Vigilanz-Zentren in den Apotheken des KAV. Sofortige Abstimmung wurde verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und Grünen unterstützt und hat keine Mehrheit. 

Der 82. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Gliederung der Jahresabschlussberichte des KAV. Auch diesbezüglich wurde die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Der 85. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Vorlage eines Absiedelungskonzepts durch die Stadt Wien für die BewohnerInnen mit Behinderung des Therapiezentrums Ybbs an der Donau. Es wurde die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und GrüneN unterstützt und hat keine Mehrheit.

Postnummer 3 der Tagesordnung betrifft den Jahresabschluss der Unternehmung Wien Kanal für das Jahr 2009. Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Umwelt durchgeführt. Wir kommen daher nur mehr zur Abstimmung. Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 3 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Postnummer 4 der Tagesordnung betrifft den Jahresabschluss der Unternehmung Wiener Wohnen für das Jahr 2009. Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Wohnen-, Wohnbau- und Stadterneuerung durchgeführt. Wir kommen daher nur mehr zur Abstimmung. Gegen‑ oder Abänderungsanträge wurden nicht gestellt.

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 4 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird mit den Stimmen der SPÖ unterstützt. Der Antrag ist somit angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 5 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Vorlage des Tätigkeitsberichtes des Kontrollamtes der Stadt Wien für das Geschäftsjahr 2009. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Antonov, die Verhandlung einzuleiten. 

20.55.00

†Berichterstatterin GRin Mag Waltraut Antonov|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor! Sehr geehrte Damen und Herren des Kontrollamtes! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Üblicherweise beginnt dieser Tagesordnungspunkt mit der Feststellung, dass es schade ist, dass der jährliche Bericht des Kontrollamtes zu so später Stunde abgehandelt wird, wenn schon alle Ermüdungserscheinungen zeigen oder in Jahren wie diesen womöglich auch noch ein Fußballmatch anschauen wollen.

Das Kontrollamt hätte sich eigentlich einen besseren Zeitpunkt verdient! Ich will aber diesmal nicht sudern, sondern ich möchte versuchen, Sie für diesen Tagesordnungspunkt insofern vielleicht doch noch zu interessieren, als ich einen kleinen historischen Exkurs wage. 

Sie wissen es vielleicht nicht, aber das Kontrollamt hat nicht nur eine jahrzehntelange Tradition in Wien, sondern das Kontrollamt ist eine Einrichtung, das auf eine Jahrhunderte alte Tradition zurückblicken kann. Und es gibt ein paar wesentliche Punkte in der Geschichte, die zur Entwicklung des heutigen Kontrollamtes geführt haben, darunter zum Beispiel die Buchhaltereiinstruktion aus dem Jahr 1657. 

Dort wurde nämlich festgehalten, dass der jährlich dem Stadtrat zu legende Bericht nicht nur die Ergebnisse der Rechnungsprüfung enthalten soll, sondern auch die daraus resultierenden Vorschläge für Verbesserungen in den einzelnen Ämtern.

Na, das kommt uns ja bis heute bekannt vor, denn das ist ja eigentlich der Sinn auch und die Aufgabe des Kontrollamtes, nämlich nicht nur Fehler aufzuzeigen und zu zeigen, wo Geld verschwendet wurde, sondern der wahre Sinn des Kontrollamtes ist es ja, auch Verbesserungspotenzial und Einsparungspotenzial in der Stadt Wien aufzuzeigen und diesem Auftrag kommt das Kontrollamt bis heute nach.

Es hat dann in der Entwicklung des Kontrollamtes einige wesentliche Schritte gegeben. Ein historisches Datum ist auch das Jahr 1920. Im Jahr 1920 wurde nämlich das Kontrollamt in der heutigen Form festgelegt. Und wenn Sie jetzt schnell nachrechnen, dann werden Sie feststellen, dass das Kontrollamt heuer einen runden Geburtstag feiert, von 1920 bis 2010, das Kontrollamt ist 90 Jahre alt. Wir gratulieren herzlich und wünschen noch viele Jahrhunderte weiter ein so erfolgreiches Bestehen! (Allgemeiner Beifall.)
Dann hat sich immer wieder ein bisserl was getan. Es hat immer wieder Versuche gegeben, auch Reformen in der Kontrolle durchzusetzen. Eine ganz wesentliche Reform ist voriges Jahr gelungen. Im Jänner 2009 wurde nämlich im Landtag beschlossen, dass die Berichte des Kontrollamtes zeitgleich mit der Versendung an die Ausschussmitglieder auch auf der Homepage veröffentlicht werden. Und ich habe es auch hier im Gemeinderat schon einmal erwähnt, es hat sich auch gezeigt, dass das eine dringend notwendige Maßnahme war, die auf großes Interesse stößt. Die Zugriffe auf die Homepage des Kontrollamtes haben sich dadurch schlagartig erhöht und sind auch weiter so geblieben.

Was bedeutet die Arbeit des Kontrollamtes? Der Kontrolle des Kontrollamtes unterliegt ein Finanzvolumen von 12 Milliarden EUR. Diese Kontrolle wird gewährleistet von 92 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Kontrollamtes. Dieser Tätigkeitsbericht umfasst heuer 135 Berichte und Stellungnahmen. Sie wurden in fünf Sitzungen des Kontrollausschusses diskutiert und vorbehandelt und sind jetzt hier zu Ihrer Stellungnahme.

Ich ersuche Sie, die Berichte zu diskutieren und auch zur Kenntnis zu nehmen und ich möchte auch gleich vorweg noch die Gelegenheit nutzen, ganz herzlich im Namen, ich glaube, aller Fraktionen dem Kontrollamt, allen seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu danken. Die Arbeit, die Sie leisten, ist nicht nur mühsam und immer wieder sich wiederholend, sondern hat auch für die Stadt Wien eine große Bedeutung. (Allgemeiner Beifall.)
Gestatten Sie mir, dass ich heuer insbesondere dem Dr Hechtner, der ja mit diesem Tätigkeitsbericht seinen letzten Tätigkeitsbericht in dieser Funktion vorlegt, ganz besonders für die hervorragende Zusammenarbeit mit allen Fraktionen danke, für die hervorragende Arbeit im Kontrollamt und für die hervorragende Zusammenarbeit im Kontrollausschuss, die wirklich eine sehr interessante war. Es waren die Diskussionen immer sehr interessant angenehm und ich glaube, alle, die wir im Kontrollausschuss sitzen, haben dabei immer wieder etwas gelernt.

Herzlichen Dank, Herr Dr Hechtner, und viel Glück für Ihre neue Funktion! (Allgemeiner Beifall.)
Und um Sie nicht über Gebühr zu beanspruchen, ersuche ich Sie um Diskussion und Kenntnisnahme des Berichts.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke der Berichterstatterin für die Einleitung und eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Mag Kowarik und ich erteile es ihm. 

21.01.00

†GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen)|: Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor! Meine Damen und Herren!

Die Debatte des Tätigkeitsberichtes des Kontrollamtes der Stadt Wien des letzten Geschäftsjahres ist traditionellerweise immer am Ende der zwei Tage. Zum guten Ende der letzten zwei Tage verhandeln wird diesen Tätigkeitsbericht und die Frau Berichterstatterin hat das schon ganz richtig gesagt, dieser Tätigkeitsbericht steht natürlich auch im Zeichen eines Abschiedes. Eines Abschiedes von unserem Kontrollamtsdirektor Dr Erich Hechtner, der vom Stadtsenat einstimmig zum neuen Magistratsdirektor bestellt wurde und daher ist heute die letzte Möglichkeit sozusagen, Dank auszusprechen, persönlichen Dank, der Dank meiner Fraktion und wir haben es auch schon gehört, der Dank des ganzen Gemeinderates. Ich gehe davon aus, dass das auch in den nächsten drei Reden nach mir noch zum Ausdruck kommt.

Man kann wirklich ohne Übertreibung sagen, dass die Qualität der Berichte des Kontrollamtes eine hervorragende war. Und ich persönlich kann sagen, dass sie für mich, diese Berichte des Kontrollamtes, in meiner Tätigkeit, als ich 2006 frisch angelobt wurde, eine echte Hilfestellung waren, eine Hilfestellung durch die klare Struktur der Berichte und auch eine Hilfestellung durch die gute Darstellung der einzelnen Aufgabenbereiche der Magistratsdienststellen und der ausgelagerten Unternehmungen.

Es waren aber auch, und das gehört eigentlich ganz besonders herausgestrichen, der persönliche Umgang, die Gesprächsbereitschaft und das Entgegenkommen, das die Arbeit mit dem Kontrollamt sehr angenehm gemacht hat und in sehr vertrauensvoller Atmosphäre abgelaufen ist.

Man kann der SPÖ und dem Bürgermeister sehr viel vorwerfen und wir haben von vielen Fehlern und Versäumnissen heute gesprochen, die Bestellung des Kontrollamtsdirektors Dr Hechtner zum Magistratsdirektor war sicherlich nicht die schlechteste Entscheidung, ganz im Gegenteil wahrscheinlich, eher eine der besten Entscheidungen in dieser Legislaturperiode.

Ich darf dir, lieber Erich, von dieser Stelle für die geleistete Arbeit danken, darf alles Gute wünschen für die kommende Arbeit in der Hoffnung und in der Gewissheit, dass du als Kenner der Materie, als Kenner der Stärken und auch der Schwächen der Magistratsdienststellen in deiner neuen Aufgabe weiterhin für das Wohl der Stadt Wien eine ganz wichtige Aufgabe erfüllen kannst. Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, zum eigentlichen Tätigkeitsbericht. Wir haben schon gehört, es wurde wieder eine sehr große Anzahl von Berichten abgeliefert und verschiedenste Materien wurden beleuchtet. Und wenn man in den vergangenen zwei Tagen in der Debatte von Seiten der Mehrheitsfraktion gehört hat, wie toll und wie reibungslos und wie schön alles in der Stadt funktioniert, so empfehle ich nur einen Blick in diese Berichte, in den Tätigkeitsbericht des Kontrollamtes. Da wird man dann draufkommen, dass das vielleicht doch leider Gottes nicht alles so glänzt. Es wurden leider Gottes wieder etliche Fälle aufgedeckt, wo gravierende und haarsträubende Mängel vorhanden waren. Es zieht sich fast durch sämtliche Geschäftsbereiche: Kulturbereich – ich verweise nur auf die Berichte zum „Club of Vienna“ oder Ronacher-Umbau -, Sozialbereich, Umweltbereich, natürlich auch Finanzbereich, Stichwort Cross Border Leasing, Hauptfeuerwache, wahrscheinlich der interessanteste Bericht in diesem Geschäftsjahr. Viele Berichte, wo der schleißige Umgang mit Steuermitteln ausgewiesen war und teilweise wirklich, das muss man so sagen, wie es ist, chaotische Zustände bei Planungen und Umsetzungen von Projekten.

Natürlich hat es auch positive Beispiele gegeben, auch das soll herausgestrichen werden, ist kein Geheimnis. Es bleibt halt die Hoffnung, dass man, wie die Frau Berichterstatterin auch schon angemerkt hat, wirklich die Aufgabe des Kontrollamtes insofern versteht, dass die Vorschläge, die hier gemacht werden, auch tatsächlich zu Herzen genommen und umgesetzt werden.

Bei aller notwendigen Kürze der Rede möchte ich nur ganz kurz einen einzigen Kontrollamtsbericht herausgreifen, der jetzt vielleicht nicht ein riesengroßes Volumen betrifft und der auch nicht weiß Gott wie aufregend in der Öffentlichkeit diskutiert wurde, der aber doch symptomatisch ist oder ein gutes Beispiel für die teilweisen Missstände in dieser Stadt ist, das ist der Bericht MA 33, Erneuerung der Beleuchtung der Ringstraße.

Ganz kurz: In den Jahren 2005 bis 2009 gab es das Vorhaben der Magistratsabteilung 33 „Wien Leuchtet. Erneuerung der Beleuchtung der Ringstraße“. Man braucht nur die Kurzfassung einmal vorab lesen, dann weiß man schon ungefähr, worum es geht. 

In der feinen Art des Kontrollamtes steht hier geschrieben: „Auffällig waren die Kostenerhöhungen. Kritik gab es bei der Art und Weise der Angebotsprüfung und formale und inhaltliche Belange bei diversen Vergabeverfahren.“ Also man fühlt sich an diverse andere Berichte erinnert. Vielleicht zwei Punkte, die kurios sind und die auch wirklich erwähnenswert sind:

Bei den grundlegenden Projektierungsmaßnahmen hat die MA 33 ein Büro mit diversen Leistungen beauftragt, das Büro M, so wird es hier genannt. Dieses wurde sofort beauftragt. Auf Einholung weiterer Vergleichsangebote wurde verzichtet. Das führt zur berechtigten Kritik des Kontrollamtes, das keine Gründe erkennen kann, was gegen die Einladung mehrerer Unternehmen zur Angebotserstellung gesprochen hätte. So weit, so schlecht. Es geht aber weiter. Dem Kontrollamt scheint auch zweifelhaft, ob diverse Leistungen überhaupt in der Betragshöhe gerechtfertigt sind, auch schlecht. Und das Bemerkenswerteste war und ich darf da vorlesen: „Bemerkenswert war ebenso, dass die bedungenen Leistungen offensichtlich schon weit vor der genannten Auftragserteilung am 20. Jänner 2005 erbracht worden waren.“ Also das gibt dann doch berechtigten Anlass, sich hier auf den Kopf zu greifen und die Vorgangsweise als unglaublich darzustellen. Das ist leider Gottes nicht nur einmal in diesem Bericht vorgekommen, sondern noch ein zweites Mal. Wie gesagt, da geht es jetzt nicht um Milliarden oder Millionen oder hunderttausende Aufträge, aber es ist doch symptomatisch für die Schlamperei mit dem Steuergeld der Wienerinnen und Wiener.

Zweiter Punkt, ganz kurz: Vergabe von Vorleistungen. Auch hier wurde wieder ein Büro zur Prüfung und Kontrolle der Ausschreibungsunterlagen beauftragt. Auch in diesem Fall waren Mängel bei der Beauftragung zu konstatieren. Auch da stellte das Kontrollamt fest, dass die Leistungen schon mehrere Wochen vor der Beauftragung erbracht worden waren und die Auftragserteilung demnach nur formaler Natur war. Es hat wieder eine Beantragung der Direktvergabe gegeben, Vergleichsangebote wurden wieder nicht beigezogen. Also man sieht schon anhand dieses einen Berichtes, der, wie gesagt, ein kleiner Bericht ist, aber symptomatisch für viele andere Berichte, dass doch einiges in der Verwaltung der Stadt Wien im Argen liegt. Es zeigt sich auch, dass sich die Berichte der letzten Jahre leider Gottes immer wieder gleichen und immer wieder die gleichen Probleme dargestellt werden. 

Unsere Hoffnung und unsere Aufforderung an die Stadtverwaltung ist es, die Empfehlungen des Kontrollamtes wirklich einmal ernst zu nehmen, daraus die Lehren zu ziehen und dafür zu sorgen, dass mit dem Steuergeld der Wienerinnen und Wiener ordentlich umgegangen wird. Und wir verbleiben in der Hoffnung, dass das wirklich tatsächlich umgesetzt wird. Ich danke schön für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dipl-Ing Margulies und ich erteile es ihm. 

21.10.16

†GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus)|: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kontrollamtes! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor! Lieber Erich!

Ja, auch ich möchte persönlich die Gelegenheit benutzen, mich zu bedanken und gleich vorweg darauf hinweisen, dass man genau an der Zusammenarbeit mit dem Kontrollamt und dem Kontrollamtsdirektor eigentlich erkennen könnte, dass man vor einem öffentlichen Hearing keine Angst haben muss, denn Qualität beweist sich auch in einem öffentlichen Hearing bei einer Ausschreibung. Und es hat unter anderem, ich gestehe sogar, bei mir dazu geführt, dass ich nach einem Jahr, wo wir gemeinsam im Kontrollausschuss gesessen sind, felsenfest der Überzeugung war, wir GRÜNE hätten den Kontrollamtsdirektor mitgewählt. Die Einzige, die mir damals zugerufen hat: „Das stimmt nicht.“, war meine Kollegin Waltraut Antonov. Aber es hat wirklich ein Jahr gereicht, um in Wirklichkeit die Mitglieder des Kontrollausschusses, denke ich, alle miteinander zu überzeugen, dass die Wahl von Erich Hechtner zum Kontrollamtsdirektor die richtige Wahl war. Daher auch in Zukunft: Keine Angst vor Hearings! Wer die Sachen gut kann, der‑ oder diejenige würde sich auch in einem Hearing, an dem alle Parteien teilnehmen, durchsetzen. Davon bin ich überzeugt. 

Die Arbeit selbst geht natürlich nicht ohne ein hervorragendes Team, das ich in dieser gesamten Periode kennengelernt habe, quer durch alle Abteilungen. Die Berichte sind in vielfältiger Art und Weise leserlicher geworden und haben oftmals auch eine gewisse humorvolle Komponente enthalten. Vielleicht möchte ich mich jetzt sozusagen, nachdem es um den Abschied als Kontrollamtsdirektor geht, aber nicht um einen endgültigen Abschied, nicht auf ein Jahr beschränken, sondern auf diese vier Jahre. Aber ich verspreche es, es dauert nicht länger als zwei Minuten, weil die humorvollsten Berichte sind die Berichte über die Feuerwehr.

Beginnend von der Hygiene in der Küche über die Feuerwache Döbling, die Zentralfeuerwache bis zum Brandschutz der Feuerwache Döbling, die eben neu saniert war und wir haben gelernt, niemand kann die Brandschutzbestimmungen mehr verletzen als die Feuerwehr, denn sie wissen, wie das Löschen geht und wir haben ein unglaubliches Glück. Es geht unserer Feuerwache nicht wie der Feuerwache Duisburg, weil die haben auch die Brandmelder ausgeschalten gehabt und die Sicherheitsvorschriften verletzt und denen ist wirklich die Hauptfeuerwache abgebrannt. Es war amüsant, das mit dem Branddirektor zu diskutieren. Es war amüsant, das im Kontrollamt zu diskutieren, bei aller Dramatik, die eigentlich dahintersteckt. Aber wir haben ja das Vertrauen in die Feuerwehr gehabt - sollte was passieren, sie können’s löschen. 

Aber es gab auch ganz andere skurrile Fälle, die aufgedeckt wurden. Ich erinnere an das Krankenhaus Hietzing, wo das Kontrollamt festgestellt hat, da hat sich einfach in einem Lagerraum eine Firma eingenistet und wirklich eine Firma gegründet und von diesem Lagerraum im Krankenhaus Hietzing aus als Unternehmen gearbeitet. Nichts ist passiert, die Firma ist dann wieder ausgezogen, glaube ich, nachdem das Kontrollamt dort war.

Andere Sachen haben tatsächlich auch zu Konsequenzen geführt, wie Prater-Vorplatz, HausbetreuungsGesmbH, manche leider weniger, sage ich, wie Umbau Ronacher, die ganze Geschichte Prater, Mongon, die March Invest und manche noch weniger, weil die leider immer wieder auftauchen und die Wichtigkeit des Kontrollamtes zeigen. Ich hoffe selbstverständlich, dass es so weitergeht und ich bin natürlich überzeugt davon, dass es so weitergeht. Vieles, was im Bereich Vergabegenehmigungen ist, kommt immer wieder.

Daher komme ich zum letzten Punkt. Ich würde mir wünschen, dass man den Kontrollamtsbericht hinkünftig ganz am Anfang diskutiert, weil eine Auseinandersetzung mit dem Kontrollamtsbericht für den Rechnungsabschluss natürlich schon sehr von Relevanz ist. Eigentlich ist es fast absurd, einen Kontrollamtsbericht nach der Abstimmung über den Rechnungsabschluss zu diskutieren, weil das möglicherweise Auswirkungen hätte. Wer weiß, vielleicht schaffen wir es nächstes Jahr. Und da schicke ich gleich vorweg: Der nächste Kontrollamtsbericht scharrt ja schon in den Startlöchern. 

Ich habe meine Rede gestern mit den Fremdwährungskrediten begonnen und es hat genau ungefähr 32 Stunden gedauert und in diesen 32 Stunden sind die Verluste aus den Fremdwährungskrediten um 30 Millionen EUR gestiegen. Das Verhältnis Euro-Schweizer Franken ist mittlerweile auf 1,32 abgesackt. Wir sind schon bei über 75 Millionen EUR. Ich denke, das wird ein Fall fürs Kontrollamt,

Und so verabschiede ich mich bei Erich Hechtner und seinem Team und freue mich schon, was Erich Hechtner als Magistratsdirektor zu solchen Sachen sagt. Ich danke sehr. (Beifall bei GRÜNEN und FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm. 

21.16.00

†GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kontrollamtes! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor, für die wenigen Stunden, die Sie es noch sind!

Nur ein Satz vorweg. Ich finde es schade, dass keiner der amtsführenden Stadträtinnen und Stadträte oder Bürgermeister selbst an der Debatte teilnimmt, denn wir alle hier herinnen, die Mandatare, wissen ja - unter Anführungszeichen -, wo der Hebel anzusetzen ist, zumal wir ja den Hebel mit den Kontrollamtsberichten in die Hand bekommen und dort nachlesen können. 

Es wäre aber durchaus von Vorteil, wenn die amtsführenden Stadträtinnen und Stadträte und vor allem der Bürgermeister, der ja derjenige ist, der den Kontrollamtsdirektor in seine neue Funktion beruft, sich vielleicht das eine oder andere Mal die Debatte hier herinnen anhören würde, um vielleicht auch zu erkennen, dass das, was wir hier herinnen diskutieren oder im Kontrollausschuss diskutieren, durchaus in seinem Sinne und im Sinne der Stadträtinnen und Stadträte ist, nämlich kosteneffizient, wirtschaftlich und sparsam zu sein. Jetzt weiß ich schon und das erlebt man immer wieder, manche der Stadträtinnen und Stadträte sind in der Diskussion im Kontrollausschuss sehr offen, an manchen geht es dort vorbei und manche fühlen sich in ihrer Majestätsrolle beleidigt. Wir haben alle Charaktere in unterschiedlichen Ausprägungen schon miterlebt. Ich glaube aber, unterm Strich sind alle sehr froh gewesen, auch wenn die Kontrollamtsberichte für die eine oder andere Abteilung nicht so toll ausgefallen sind und immer wieder Mangelerscheinungen, Verfehlungen, Unzulänglichkeiten aufgedeckt wurden. 

Ich bedanke mich wirklich recht herzlich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Kontrollamtes, denn sie leisten Tag für Tag und Jahr für Jahr hervorragende Arbeit. Sie sind wirklich aufs Schild zu heben und mit Ihnen der Kontrollamtsdirektor. Ich möchte mich bei ihm herzlich für diese Periode bedanken. Er hat einen ausgezeichneten Job gemacht und ich gehe davon aus, dass er ab null Uhr 1. Juli einen ebenso hervorragenden Job in seiner neuen Funktion machen wird, wünsche ihm alles Gute und bedanke mich recht herzlich. (Beifall bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Reindl. Ich erteile es ihm.

21.20.01

†GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates)|: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren vom Kontrollamt! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor! 

Ich muss ehrlich sagen, so eine gute Debatte habe ich schon lange nicht mehr erlebt. Ich habe mir schon überlegt, ob ich jetzt ein paar negative Dinge sage (Heiterkeit bei SPÖ, ÖVP und FPÖ.), aber wir haben im Ausschuss eh schon ausführlich zu den verschiedensten Themen diskutiert. Und ich bedanke mich auch bei der Opposition, dass Sie bei aller Kritik, die es da und dort auch in der Geschäftsabwicklung des Magistrates gibt, hier aber auch sehr, sehr gute Worte finden und auch erkennen, dass von unserer Fraktion her das Kontrollamt größtmögliche Freiheitsgrade hat, unabhängig ist und in seinem Tun und Lassen auch eigenständig ist und nicht am Gängelband der SPÖ oder des Bürgermeisters hängt, so wie es auch manchmal hier im Haus behauptet wird. Ich glaube, wir haben im letzten Jahr - und wenn Ihr Vorwurf kommt, es ist jetzt kein Stadtrat hier, ich bin mir sicher, dass die meisten noch im Hause sind und zuhören - die für den zuständigen Stadtrat betreffenden Berichte lange und ausführlich in den Kontrollausschusssitzungen diskutiert. Ich glaube auch, dass sich Ihr Abstimmungsverhalten beim Rechnungsabschluss auch nicht geändert hätte, hätten wir vor dem Rechnungsabschluss die Kontrollamtsberichte hier im Plenum diskutiert, weil wir ja bereits im Ausschuss alles diskutiert haben und die Standpunkte ausgeteilt haben. 

Kollege Margulies, es zeigt sich auch, dass vielleicht manchmal Vertrauensvorschuss besser ist als Parteitaktik und ich lade Sie ein, Sie können ja morgen mitstimmen und der neuen Person, die für den Kontrollamtsdirektor vorgeschlagen ist, genauso dieses Vertrauen entgegenbringen so wie Sie es jetzt auch Dr Hechtner im Nachhinein entgegengebracht haben. Ich lade Sie ein, ich lade auch alle Fraktionen ein, wir werden morgen eh noch darüber diskutieren, auch hier entsprechend zu argumentieren und auch zuzustimmen. 

Das Kontrollamt ist 90 Jahre jung. Dr Hechtner hat vier Jahre davon an der Spitze gestanden. Er hat uns 554 Geschäftsstücke auf die Tagesordnung gesetzt und ich möchte sagen, es war für uns als Ausschussmitglieder einmal eine ordentliche Arbeit, und so egoistisch möchte ich sein, diese 554 Geschäftsstücke auch zu lesen und zu diskutieren. Da spreche ich, glaube ich, auch im Namen aller Fraktionen. Ich lade auch jeden einmal ein, im Kontrollausschuss einmal ein Jahr zu sein. Man lernt den Magistrat hervorragend kennen und man lernt wirklich sehr viel. 

Diese 554 Geschäftsstücke waren 491 Prüfberichte und 63 Stellungnahmen, die wir in 22 Sitzungen diskutiert haben, teilweise sehr emotional, teilweise kontroversiell und manchmal durchaus auch alle gemeinsam an einem Strang ziehend, auch wenn es Kritikberichte betroffen hat. Wir haben nicht nur Kritikberichte gehabt, also wo Kritik an der Verwaltung geübt wurde, wir haben auch sehr, sehr viele positive Berichte gehabt, das möchte ich auch erwähnen, wo auch der Verwaltung der Stadt und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Hauses ein hervorragendes Zeugnis ausgestellt wird. Dass der Herr Kontrollamtsdirektor, Erich, du deine Periode nach vier Jahren unterbrichst, ist für dich persönlich sehr erfreulich. Ich wünsche dir auf deinem zukünftigen Weg ab null Uhr 1. Juli alles Gute und viel Erfolg und ich bin mir sicher, du wirst uns genauso verbunden sein wie wir dir als Gemeinderäte verbunden sind. Ich bedanke mich auch bei der Mannschaft, die diese Prüfberichte im Schweiße ihres Angesichtes und wenn ich an so manchen Prüfantrag der Opposition denke, der teilweise 200, 300 Seiten Prüfergebnis dann zur Folge hatte und ... (GR Dr Matthias Tschirf: Die sind auch berechtigt gewesen!) 

Ja, ich streite es nicht ab, dass es nicht unberechtigt gewesen ist. Ich habe nur gesagt, 200 bis 300 Seiten Prüfbericht, die auch teilweise an die Kapazitätsgrenzen im Kontrollamt gehen, das muss man auch sagen. Und wenn ich rechne 92 Mitarbeiter und 554 Geschäftsstücke in vier Jahren, dann glaube ich, dass die Prüfungsquote pro Kopf auch höher ist als beim Rechnungshof. Das sei mir auch noch erlaubt, weil das Kontrollamt ja bekanntlich die zweitgrößte, für mich die wichtigste Prüfeinrichtung in Österreich ist.

In diesem Sinne danke für die gute Arbeit. Ich möchte mich jetzt nicht noch auf die Detailberichte stürzen, weil wir die alle im Ausschuss abgearbeitet haben. Ich wünsche dem Kontrollamt alles Gute. Wir werden ja morgen den Nachfolger diskutieren. Danke für die geleistete Arbeit und ich wünsche noch einen schönen Abend. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen und die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

21.24.31

†Berichterstatterin GRin Mag Waltraut Antonov|: Ich möchte noch eine kleine Anmerkung zu den Debattenrednern machen: Der Kollege Reindl hat gemeint, er wünscht dem Kontrollamt größtmögliche Freiheit und Unabhängigkeit. Da kann ich nur sagen: Wir würden uns wünschen, dass das Kontrollamt absolute Freiheit und Unabhängigkeit hat. Das wäre noch besser. (Beifall bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.)
Sollte irgendjemand von Ihnen die Berichte noch nicht gelesen habe, empfehle ich einen Blick auf die Homepage des Kontrollamtes, die im Übrigen in den letzten Jahren durch viele zusätzliche Informationen auch noch viel interessanter geworden ist. Man merkt, dass da großes Bemühen da ist, auch die Homepage kundenfreundlich zu gestalten. Und ich bitte Sie, auch wenn Sie die Berichte noch nicht gelesen haben, Sie dennoch zur Kenntnis zu nehmen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Ich danke für die Einstimmigkeit. 

Ich schließe damit die 61. Sitzung des Wiener Gemeinderates und ich freue mich auf morgen. Gute Nacht!

(Ende der Sitzung um 21.26 Uhr.) 

